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Erſter Abſchnitt. 


Einleitung. 


— — 


Wenn wir die Geſchichte mit aufmerkſamen 
Blicken betrachten, ſo kann es uns nicht entgehen, 
daß der Entwicklungsgang der Staaten nicht dem 
Zufall zuzuſchreiben ſei, ſondern daß demſelben ge⸗ 
wiſſe unwandelbare Geſetze zu Grunde liegen. Wie 
alle Kinder gewiſſe Eigenſchaften gemein haben, fo 
auch alle in der Kindheit befindlichen Staaten. Eben 
dieſes gilt vom Jünglings⸗-, vom Mannes und vom 
Greiſen⸗Alter. Allein wie alle Kinder nichts deſto 
weniger ihren individuellen Charakter beſitzen, die 
einen kräftig an Korper und Geiſt, die anderen 
ſchwächlich find, wie die einen ſich langſam ent⸗ 
wickeln, die anderen raſch, die einen jung ſterben, 


die andern ein hohes Alter erreichen, — ſo auch 
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die Staaten. Eben fo mannigfaltig als die Alters- 
ſtufen und die beſonderen Eigenſchaften der Indi— 
viduen, eben ſo mannigfaltig ſind die Altersſtufen 
und die beſonderen Eigenſchaften der Staaten, und 
gleich wie die Formen, in welchen ſich die Indivi⸗ 
duen bewegen (gewöhnlich in ihrer Zuſammenfaſſung 
Conſtitutionen genannt) das Reſultat ſind theils 
ihrer angeborenen, theils ihrer durch die äußeren 
Verhältniſſe bedingten, erworbenen Eigenſchaften, 
ſo iſt dieſes auch der Fall mit den Staaten. Auch 
die Formen, in welchen dieſe ſich bewegen (ihre 
Verfaſſungen) ſind das Reſultat theils ihrer ange— 
borenen und theils ihrer durch die äußeren Ver— 
hältniſſe bedingten, erworbenen Eigenſchaften. 

Eben ſo thörigt, als es wäre, Kinder, Jüng⸗ \ 
linge, Männer und Greiſe und ſelbſt Menſchen 
gleichen Alters, aber durchaus verſchiedener Anlagen 
und Neigungen z. B. die Kinder von Eskimo's und 
von Engländern, entartete und gut geartete, talent⸗ 
volle und talentloſe Kinder ganz gleichmäßigen 
Geſetzen zu unterwerfen, ganz eben jo thoͤrigt wäre 
es, Völker von verſchiedenem Alter und Völker von 
verſchiedenen Anlagen und von verſchiedenen ge⸗ 
ſchichtlichen Erinnerungen unter dieſelben Formen 
beugen zu wollen. 


. 


Wir ſehen überall in der Geſchichte mit gewiſſen 
| natürlichen Anlagen gewiſſe Formen verbunden, in 
welchen ſie ſich entwickeln. Es beſteht ein unaus⸗ 
geſetztes Wechſelverhältniß zwiſchen der Wiſſenſchaft, 
der Sprache, der Kunſt, dem Charakter eines Volks 
und ſeiner Staatsverfaſſung. So lange ein Volk, 
was jene Elemente des Lebens betrifft, weit zurück 
iſt, ſo iſt auch ſeine Staatsverfaſſung unvollkom⸗ 
men, wenn Wiſſenſchaften und Künſte blühen, die 
Sprache einen gewiſſeſt Grad von Abgeſchloſſenheit 
und Vollendung, der Charakter eine gewiſſe Feſtig— 
keit gewonnen hat, dann trägt auch die Staats⸗ 
verfaſſung den Stempel derſelben Vollkommenheit, 
welcher ſich in den übrigen Zweigen des Lebens 
kund thut. Ein ſehr weſentliches Symptom der 
Culturſtufe eines Volkes bildet namentlich ſein Fa⸗ 
milien⸗ und fein Gemeinde-Leben. Dieſelbe Ver- 
faſſung, welche dieſes hat, findet ſich in der Regel 
auch im Staate wieder. Wo der Familienvater eine 
despotiſche Gewalt übt über Frau und Kinder, wo 
das Geſinde demſelben ſklaviſch dient, wo die Ge— 
meinde unter der Herrſchaft eines Einzelnen ſteht, 
da kann ſich keine freiere Verfaſſung im Staate 
halten. Denn dieſelben Beweggründe, aus welchen 
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Lebens hervorgeht, wirken auch im Staate und 
machen da wie dort den Despotismus zur Noth— 
wendigkeit, weil da wie dort dieſelben Leidenſchaften 
walten, welche nur durch Unterwerfung unter eine 
moͤglichſt concentrirte Gewalt einigermaaßen zur 
Ordnung gebracht werden können. Allerdings kömmt 
es zuweilen vor, daß ein Volk, welches in der 
einen Beziehung z. B. was die Kunſt, oder was 
die Sprache betrifft, ziemlich weit voran, dennoch 
im Verfaſſungsleben noch weit zurück iſt. Allein 
nicht einzelne Symptome des Völkerlebens konnen 
entſcheiden, ſondern ſie müſſen alle zuſammengefaßt 
werden. So blühten allerdings im Mittelalter manche 
Künſte in Italien und ſeine Sprache hatte auch ſchon 
einen gewiſſen Grad von Vollkommenheit erreicht, 
dennoch konnte ſich auf die Dauer faſt nirgends 
eine freie Verfaſſung halten. Aller Orten gieng 
ſie früher oder ſpäter wieder in Despotismus über. 
Als dagegen Aeſchylus, Sophokles und Euripides 
in Griechenland ſangen, als dort die unſterblichen 
Werke der Kunſt auf der Akropolis zu Athen er- 
ſtanden, als Sokrates und Plato lehrten, als Cimon, 
Ariſtides und Miltiades die griechiſchen Heere führ— 
ten, damals hatte auch die griechiſche Sprache und 
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die griechiſche Staatsverfaſſung den Höhepunkt ihrer 
Reinheit erlangt. 

Allerdings gibt es gewiſſe Völker, gleich mau⸗ 
chen Individuen, welche immer in Abhängigkeit ver— 
bleiben, niemals ſelbſtſtändig werden, auch nicht im 
höchſten Alter. Sie wechſeln nur die Führer, wel— 
chen ſie ihr ganzes Leben hindurch folgen. Als 
Kinder gehorchen ſie den Eltern, als Jünglinge 
ihren Genoſſen, als Männer ſtehen ſie unter dem 
Pantoffel der Frau und als Greiſe unter dem Be— 
fehle ihrer Kinder und Kindes-Kinder. Völker 
gleichartigen Sinnes gehorchen im Kindesalter Kö— 
nigen, im Jünglingsalter einzelnen Oligarchen, im 
Mannesalter Despoten, welche ihrerſeits unter dem 
Einfluſſe von Weibern ſtehen, und im Greiſenalter 
verfallen ſie der Anarchie zügelloſer Pöbelführer 
anheim. 

Wenige Völker haben in der That ſchon im 
Kindesalter ſo großartige Eigenſchaften entwickelt, 
als die Griechen. Wer hörte ſolche Wiegenlieder, 
wie ſie Homer und Heſiod den Griechen ſangen? Wer 
hatte in Kinderzeiten ſolche Helden aufzuweiſen, 
wie die Argonauten und die Führer des trojani— 
ſchen Kriegs? Das Charakteriſtiſche des Kindes mit 
ungewöhnlichen Anlagen beſteht darin, daß es die 
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Schwierigkeiten beſiegt, welche feiner Entwicklung 
entgegentreten, während das Kind mit gewöhnlichen 
oder gar mit unglücklichen Anlagen denſelben er— 
liegt. Nicht blos die Negervölker, die Urbewohner 
Amerikas und Auſtraliens, ſondern auch mehr 
oder weniger die meiſten Völker des Orients, die 
Aegyptier, Syrier, Türken u. ſ. w. haben es nie 
vermocht, ſich in politiſcher Beziehung über die 
Einherrſchaft, in wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher und 
ſonſtiger Beziehung über eine derſelben entſprechende 
Höhe zu erheben. Was ſind die Pyramiden Aegyp— 
tens im Vergleich mit den Kunſtwerken Griechen— 
lands? Was ſind die türkiſchen Geſetze im Ver— 
hältniß zu denjenigen Roms? 

Die große Aufgabe des Staatsmanns beſteht 
darin, dem Volke, auf deſſen Geſchicke er einzu— 
wirken berufen iſt, diejenige Verfaſſung zu ver— 
ſchaffen, welche eines Theils ſeinem Alter, andern 
Theils aber auch ſeinen individuellen Anlagen und 
ſeinen äußeren Verhältniſſen am beſten zuſagt. Bei 
dieſem Streben iſt es erforderlich, daß er genau 
die Symptome kennen lerne, welche ihm Aufſchluß 
über Alter und Anlagen ertheilen und daß er die 
äußeren Verhältniſſe, unter deren Einfluß ein Volk 
ſteht, richtig erfaſſe und würdige. 
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Unter allen Verhältniſſen, die Anlagen und 
das Alter eines Volkes ſeien, welche ſie wollen, 
kann ein tüchtiger Staatsmann ſeinem Volke nützen. 
Er muß allerdings den beſtehenden Verhältniſſen 
Rechnung tragen, kann begangene Fehler nicht un⸗ 
geſchehen machen, die Anlagen des Volks nicht wer 
ſentlich verändern, und den Jahren deſſelben weder 
eines hinzufügen, noch von denſelben eines abfchnei- 
den. Allein er kann die Verfaſſung des Staats 
den äußeren Verhältniſſen deſſelben, den Anlagen 
und dem Alter des Volks anpaſſen, damit das Volk 
aus den Verhältniſſen, in welchen es lebt, den 
größtmöglichen Vortheil ziehe, damit alle ſeine 
Kräfte, ſie ſeien groß oder klein, ſich naturgemäß 
entwickeln können, ſo daß keine derſelben verküm⸗ 
mere, keine durch übermäßige Anſpannung nach 
kurzer Blüthezeit zu Grunde gehe. Allerdings hängt 
nicht alles von der Verfaſſung ab. Auch die beſte 
Verfaſſung kann durch unerwartete Zufälle in 
Stocken gerathen und Verwirrungen herbeiführen. 
Allein iſt die Verfaſſung ſchlecht, d. h. entſpricht 
ſie nicht den Bedürfniſſen des Volks, ſo können 
weder dieſes, noch auch ſeine leitenden Männer 
das Wohl des Ganzen in geordneter und kräftiger 
Weiſe fördern. Die Worte von Pope „über die 
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Formen der Regierung mögen die Thoren ſtreiten, 
diejenige Regierung iſt die beſte, welche am beſten 
regiert“ ſind ſehr oberflächlich. Bei ſonſt gleichen 
Verhältniſſen wird eben derjenige Staat am beſten 
regiert werden, deſſen Verfaſſung die beſte iſt. Ver— 
gleichen wir einen Staat von ganz gleich großen 
Mitteln an perſönlichen und materiellen Kräften 
im Beſitze einer guten Verfaſſung, mit einem andern, 
welcher eine ſchlechte hat, ſo wird der erſtere ohne 
alle Frage mehr leiſten als der letztere; gerade ſo 
wie eine Fabrik mit guten Maſchinen mehr leiſten 
wird als eine ſolche mit ſchlechten, wenn auch Ar— 
beiter, Rohſtoffe, Werkführer, Capitalien u. ſ. w. 
ſonſt ganz gleich ſind. 

Es iſt oft behauptet worden, dieſes oder jenes 
Volk ſei nur groß geworden durch einige wenige 
ausgezeichnete Männer, welche in ſeiner Mitte 
wirkten, Theben durch Pelopidas und Epamipondas, 
Sparta durch Lykurg, Athen durch Solon, Creta 
durch Minos u. ſ. w. Allein keine Nation bringt 
Menſchen hervor, deren Größe nicht mehr oder 
weniger als Folge der Größe der Nation ſelbſt er- 
ſcheint. Denn wie das arabiſche Roß wieder 
arabiſche Pferde, ſo zeugt die treffliche Menſchen⸗ 
Race auch treffliche Menſchenkinder und umgekehrt; 
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und wie ſelbſt das arabiſche Füllen auf ſumpfigen 
Gründen ohne Pflege und Wartung, umgeben von 
anderen Füllen träger und ſchlechter Natur aus— 
arten würde, ſo auch das Menſchenkind unter un— 
günſtigen äußeren Verhältniſſen. Kein Solon, kein 
Lykurg und kein Epaminondas vermöchten es, aus 
den Negervölkern Afrikas griechiſche Helden, Sänger 
und Philoſophen heranzubilden. Kein Volk laßt 
ſich durch einen Führer weiter fortziehen als feine 
Kräfte ihm erlauben nachzugehen. Ein Volk, wel— 
ches einen großen Geiſt als ſolchen erkennt, ſeinen 
Lehren und ſeinem Beiſpiele folgt, beweiſt eben 
dadurch ſchon, daß es auf einer höheren Stufe der 
Geſittung ſteht. Kein großer Geiſt wird verſtan— 
den, wenn er zu hoch über ſeiner Zeit ſteht. Er 
muß ſich mehr oder weniger auf dieſelbe Stufe mit 
ſeinem Volke ſtellen, um es von da auf eine höhere 
hinauf zu heben. Wenn auf der einen Seite große 
Geſetzgeber, Dichter und Philoſophen die Begrün— 
der einer neuen Zeit für ihre Völker werden, ſo 
erſcheint auf der anderen ihre eigene geiſtige Höhe 
nichts deſto weniger als eine Folge des geiſtigen 
Lebens ihrer Völker. So reiht ſich Urſache und 
Wirkung in unabſehbarer Folge an einander. Wie 
derſelbe Menſch in der einen Beziehung Sohn und 
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in der andern Vater ift, fo ift dieſelbe Zeiterfchei- 
nung gleichfalls nach der einen Seite hin Kind der 
Zeit und nach der anderen Mutter von Zeit-Er⸗ 
ſcheinungen. 

Ein Volk muß einer gewiſſen Sprache, Kunſt, 
Wiſſenſchaft und Staatsverfaſſung fähig ſein, damit 
ein großer Geiſt ſie in ſeiner Mitte hervorrufen 
kann, und ein großer Geiſt muß erſcheinen, wenn 
die in dem Volke ruhenden Keime ſprachlichen, künſt— 
leriſchen, wiſſenſchaftlichen und ſtaatlichen Lebens 
entwickelt werden ſollen. So wenig als einem 
Volke willkürlich ſeine Sprache, ſeine Kunſt und 
ſeine Wiſſenſchaft, ganz eben ſo wenig kann ihm 
willkührlich ſeine Staatsverfaſſung gegeben werden. 
Nur diejenige, welche ſich aus ſeinem inneren Weſen 8 
heraus entwickelt, hat Beſtand, jede andere wird 
bei dem erſten Windhauch zuſammenfallen. 

Die Staats-Verfaſſungen der Völker find daher 
ſo mannigfaltig, als ihr Alter, ihre natürlichen 
Anlagen und ihre äußeren Verhältniſſe ſind. Eine 
Monarchie kann ſich nicht halten in der Mitte von 
demokratiſchen Staaten, ſo wenig als eine Demo— 
kratie auf die Dauer beſtehen kann umgeben von 
Monarchien. Das Beiſpiel der Nachbarvölker wirkt 
mächtig ein auf die Wünſche, Beſtrebungen, An⸗ 
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fihten und Gefühle eines Nachbarvolks. Es ift 
daher niemals gut, wenn ein Volk eine Verfaſſung 
hat, welche weſentlich verſchieden iſt von derjenigen 
aller Nachbarvölker, wie es auch nicht gut iſt, wenn 
ein Volk auf einer Bildungsſtufe ſteht, welche we— 
ſentlich verſchieden iſt von derjenigen aller übrigen. 
So lange Rußland, durch Polen von Deutſchland 
getrennt, mit unſerm Vaterlande in geringer Ver— 
bindung ſtand, betrachteten ſich die Völker beider 
Länder mit ganz anderen Blicken als heutzutage. 
Jetzt fürchtet der Deutſche, das Beiſpiel der ruſſi— 
ſchen Regierungsform könne Einfluß üben auf ſeine 
Fürſten, und umgekehrt der ruſſiſche Kaiſer fuͤrch— 
tet, das Beiſpiel des deutſchen Volks könne Frei⸗ 
heitsgelüſte bei feinem Volke erregen. Dieſe gegen— 
ſeitige Furcht, welche in der Natur der Sache wohl 
begründet iſt, muß früher oder ſpäter zu bedenf- 
lichen Conflikten führen. Deutſchland in der Mitte 
zwiſchen dem despotiſchen Oſten und dem freien 
Weſten muß entweder die Freiheit dorthin, oder 
die Knechtſchaft dahin tragen. Wir hoffen, und 
find es feſt überzeugt, das erſtere werde ſtatt fin- 
den, doch kann dieſes nicht leichten Kaufes geſchehen. 
Die Verbreitung der Freiheit iſt immer von den 
Tyrannen mit nicht geringerem Eifer bekämpft wor⸗ 
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den, als die Verbreitung der Knechtſchaft von den 
Männern der Freiheit. 

Die Verfaſſung eines Volks muß ſich daher 
wohl aus ſeinem Innern heraus entwickeln, allein 
die Verhältniſſe, in welchen es mit Nachbarvölkern 
ſteht, üben nichts deſto weniger Einfluß auf deren 
Geſtaltung aus. 

Die Verfaſſungen der Völker ſind, wie ſich aus 
vorſtehenden Bemerkungen ergibt, der mannigfal- 
tigſten Art. Zwiſchen dem türkiſchen und perſiſchen 
Despotismus und nordamerikaniſcher Freiheit liegen 
Hunderte von Schattirungen in der Mitte. Nichts 
deſto weniger laſſen ſich dieſelben unter gewiſſe Haupt⸗ 
geſichtspunkte zuſammenſtellen, oder mit andern Wor— 
ten, ſie laſſen ſich in Klaſſen eintheilen. Je nach⸗ 
dem wir eines oder das andere Eintheilungs-Prinzip 
wählen, werden wir zu verſchiedenen Gruppen von 
Verfaſſungen gelangen. Man hat dieſelben einge- 
theilt nach den in ihnen vorherrſchenden Beweg— 
gründen, nach der Zahl der Herrſcher u. ſ. w. 

Das Prinzip der Eintheilung der Verfaſſungen 
muß nothwendig in Verbindung ſtehen mit dem 
naturgemäßen Entwicklungsgang der Völker. Die 
Zahl der Herrſcher bietet an und für ſich ein ſol⸗ 
ches allerdings nicht. Allein ſie iſt das Produkt 
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der Entwickelungsverhältniſſe eines Volkes, und in— 
ſofern kann ſie doch ein bedeutungsvolles Prinzip 
der Eintheilung an die Hand geben. Je größer 
die Anzahl der Männer im Volke iſt, welche an 
den Angelegenheiten des Vaterlands thätigen An— 
theil zu nehmen im Stande ſind und ſich dazu be— 
rufen fühlen, deſto weiter iſt die Entwickelung des 
Volkes gediehen. Je geringer jene Anzahl iſt, deſto 
geringer iſt auch dieſe Entwickelungsſtufe. Sinkt 
dieſelbe ſogar auf eine Perſon herab, ſo iſt dieſes 
ein Zeichen der niedrigſten Entwickelungsſtufe der— 
ſelben. Denn die ganze Maſſe des Volks beſitzt 
in dieſem Falle entweder nicht intellectuelle, oder 
nicht moraliſche Kraft genug, um praktiſchen Antheil 
an den Verhältniſſen des Landes zu nehmen. 
Indem wir aber die Zahl der Herrſcher zu 
einem Eintheilungsprinzipe der Verfaſſungen machen, 
deutet ſie uns nur die Höhe der politiſchen Cultur— 
ſtufe des Volkes an, gerade ſo wie der Zeiger des 
Thermometers die Höhe der Wärme durch Zahlen 
bekundet. 
Plato ſagt: 
„Es gibt ſo viele Staatsverfaſſungen, als 
menſchliche Charaktere, weil jene ihren Ur— 
ſprung nicht von Felſen oder Eichen nehmen, 
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ſondern von der geiſtigen Beſchaffenheit der— 
jenigen Menſchen, die gleich Strömen alles 
übrige mit ſich fortziehen.“ 4 | 

Allerdings nehmen die Staatsverfaſſungen ihren 
Urſprung in den menſchlichen Charakteren und bil— 
den dieſe daher den einzigen richtigen Eintheilungs— 
grund derſelben. Dabei dürfen wir aber nicht an die 
einzelnen, wenn auch noch ſo hervorſtrahlenden Cha— 
raktere denken, ſondern an die Geſammtheit. Wo 
einzelne Individuen gleich Strömen alles übrige 
mit ſich fortreißen, da hat ein Volk ſchon feine 
natürliche Kraft und Geſundheit verloren. Wo ein 
Volk dieſe noch beſitzt, wird diejenige Geiſtesbe— 
ſchaffenheit, welche ſich in ihm ſelbſt bekundet, den 
Ausſchlag geben. 

Plato lebte allerdings zu einer Zeit, da die 
Demokratien Griechenlands auszuarten anfingen. 
Man fühlt daher ſeinen Werken immer eine gewiſſe 
Gereiztheit gegen die Demokratie an. Dieſes ſpricht 
ſich namentlich im Verfolge der von uns angeführ⸗ 
ten Stelle aus. Er fährt fort: 

„Die Timarchie oder Timokratie bildet ſich, 
wo die Strebſucht nach Ehren über alles 
herrſcht; die Oligarchie, wenn alles nach 
Reichthum gemeſſen und geſchätzt wird, und 
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nur die Reichen regieren; die Demokratie, 
wo alles gleich, überall Dreiſtigkeit und Er- 
laubniß zu thun iſt, was gelüſtet, wp alle 
Verfaſſungen ſich finden, wie an einem aus 
bunten Lappen zuſammengeſetzten Tuche; Ty⸗ 
rannei, wo Einer an der Spitze ſteht, und | 
der Schwarm folgt, jener Eine zwar an— 
fangs noch gebunden iſt, und wie ein 
Fuchs milde ſcheint, daß man ihn Vater 
des Vaterlands nennt, endlich aber wie 
ein Wolf und Tiger um ſich frißt, ſeine 
Hände mit Menſchenblut befleckt, die Tem⸗ 
pel beraubt, eine Bande fremder Lohnknechte 
zu Trabanten hat, und dadurch zum allge⸗ 
meinen Abſcheu wird.“ 

Augenſcheinlich ſchildert Plato hier nur die Haupt⸗ 
formen des Staats: die Ariſtokratie, Demokratie 
und Monarchie, in ihrer Ausartung. Die Timarchie 
und Oligarchie, wie er ſie darſtellt, ſind nur Aus⸗ 
artungen der Ariſtokratie, die Demokratie, wie er 
fie beſchreibt, tft gerade das Gegentheil von dem- 
jenigen, was wir unter Volksherrſchaft verſtehen, 
nemlich ſtatt der Herrſchaft der Tugend, der Mangel 
an aller geeigneten Herrſchaft. Die Tyrannei iſt end⸗ 
lich nur eine Ausartung der Monarchie. Wir wer⸗ 
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den allerdings die verſchiedenen Verfaſſungen nicht 
nur in ihrer Reinheit, ſondern auch in ihrer Aus— 
artung betrachten. Allein nimmermehr werden wir 
letztere mit erſterer verwechſeln. 

Montesquieu nimmt die republikaniſche, die 
monarchiſche und die despotiſche Verfaſſung an, 
und theilt erſtere wiederum in die demokratiſche 
und in die ariſtokratiſche. Die Eintheilung ſtimmt 
mit der unſrigen ziemlich nahe zuſammen. Sie 
unterſcheidet ſich von der unſrigen im weſentlichen 
nur dadurch, daß wir den Despotismus, als eine 
Ausartung der Monarchie, nicht dieſer ſelbſtſtändig 
an die Seite ſtellen, ſondern unterordnen. 

Sehr richtig bemerkte ſchon J. J. Rouſſeau: 
„eigentlich genommen gebe es keine einfache Regie— 
rung. Ein einzelnes Oberhaupt müſſe untergeord— 
nete Beamte, eine Volksregierung müſſe ein Ober— 
haupt haben.“ Wenn wir daher von verſchiedenen 
Regierungsformen ſelbſt in ihrer Reinheit ſprechen, 
handelt es ſich doch immer nur von einer annähe— 
rungsweiſe erreichten Reinheit, von einem beſtimm⸗ 
ten Typus, welcher jedoch im wirklichen Leben den 
mannigfaltigſten Modificationen unterliegt. Wir 
nennen z. B. Rußland eine abſolute Monarchie 
und dennoch wirft der erbliche Adel dort ein ſehr 
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bedeutendes Gewicht in die Wagſchale der Verfaſ— 
ſung. Zwei Dritttheile der geſammten Bevölkerung 
ſind ihm leibeigen. Dieſe einzige Thatſache genügt, 
um den Einfluß feſtzuſtellen, welchen er demzufolge 
auf den Staat haben muß. Wir nennen Nord— 
amerika eine Demokratie, und dennoch iſt durch 
den Präſidenten das monarchiſche und durch den 
Senat das ariſtokratiſche Element in der Verfaſ— 
ſung eingebürgert. 

Alle Verfaſſungen ruhen auf Staatsgrundge— 
ſetzen, denn durch dieſe allein kann feſtgeſtellt wer— 
den, nicht nur im Allgemeinen welche Verfaſſung 
gelte, ſondern auch unter welchen Modificationen 
ſie in's Leben treten ſolle. Wir haben nehmlich 
nicht blos verſchiedenartige Verfaſſungen (Monarchie, 
Ariſtokratie und Demokratie), ſondern auch in jeder 
derſelben wiederum die mannigfaltigſten Unterarten. 
Wir haben unumſchränkte Monarchien und be— 
ſchränkte Monarchien, erbliche Monarchien und 
Wahl⸗ Monarchien; in den einen Monarchien ſind 
die Frauen erbfolgeberechtigt, in den andern nicht, 
hier beſteht dieſe, dort jene Erbfolge. Wie die 
Monarchie, ſo haben auch die beiden anderen Haupt— 
formen des Staats ihre mannigfaltigen Unterarten. 


Wenn in einem Staate daher dieſe Formen nicht 
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durchaus feſtgeſtellt find, jo entſteht eine Unſicher— 
heit in Betreff der wichtigſten und praktiſchſten 
Fragen des Staatslebens, welche den Staat in 
große Gefahren ſtürzen kann. Eine ſolche Unſicherheit 
muß durch Staatsgrundgeſetze verhütet werden. 
Dieſe können geſchrieben ſein, wie dieſes im civili— 
ſirten Europa neuerdings zu geſchehen pflegt, oder 
auf geſchichtlichen Erinnerungen und Gewohnheiten 
beruhen. Allein ſie müſſen beſtehen, weil durch fie 
erſt der Staat ſeine Form erhält, und ohne feſte 
Form ein Staat ſich auf die Dauer nicht lange 
erhalten kann. 

Zwiſchen einem Volke und ſeiner Verfaſſung 
oder dem Inbegriffe ſeiner Staatsgrundgeſetze be— 


ſteht ein unausgeſetzes Wechſelverhältniß. Das 


Volk wird, je nachdem es mehr oder weniger ernſt 
auf dieſe oder jene Beſtimmungen derſelben hält, 
je nachdem es dieſen oder jenen Sinn den Geſetzen 
unterſchiebt und praktiſch durchführt, einen mach 
tigen oder ſchwachen Einfluß auf die Verfaſſung 
üben. Ebenſo enthält jede Verfaſſung eine Auf⸗ 
forderung an das Volk zu einer gewiſſen Theil- 
nahme an den Staatsangelegenheiten und wird da⸗ 
her, je nachdem dieſe Aufforderung eine dringen⸗ 
dere oder minder dringende, eine an das ganze 
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Volk oder nur an einzelne Klaffen desſelben gerichtete 
iſt, dem Volke einen verſchiedenartigen Impuls er— 
theilen. In gleicher Weiſe beſteht ein unausgeſetz— 
tes Wechſelverhältniß zwiſchen den Vertretern der 
Staatsgewalt und den Grundgeſetzen des Staats. 
Wir haben es z. B. in unſeren Tagen erlebt, daß 
wie ſich Fürſt Metternich ausdrückte „eine Urkunde 
noch keine ordentliche Verfaſſung iſt,“ d. h. daß 
die Vertreter der Staatsgewalt die in beſchworenen 
Urkunden niedergelegten Zuſagen nicht in's wirk— 
liche Leben eintreten ließen, und dadurch thatſäch— 
lich, wenn auch nicht geſetzlich und urkundlich die— 
ſelben beſeitigten; — auf wie lange, bleibt allerdings 
bis jetzt noch dahin geſtellt. 

Als die Verfaſſung eines Staats kann allerdings 
nur diejenige gelten, welche in's wirkliche Leben 
eingedrungen iſt. Eine Verfaſſung, welche nur auf 
dem Papiere ſteht, wie die meiſten deutſchen Staats- 
verfaſſungen, iſt übrigens inſofern von Bedeutung, 
als ſie eines Theils durch ihren Gegenſatz mit der 
im wirklichen Leben beſtehenden unausgeſetzte Con— 
flicte herbei führt, anderen Theils eine Verwirk— 
lichung der bisher blos papiernen Verfaſſung ſo 
lange in Ausſicht ſtellt, als das Volk die letztere 


nicht gänzlich vergeſſen hat. 
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Die Aufgabe dieſes Werkes wird es fein, die 
verſchiedenen Verfaſſungen in ihrem Verhältniß zum 
Leben der Völker darzuſtellen, zu zeigen wie ſie 
entſtehen, ſich entwickeln und wieder vergehen, und 
wie ſie in ihrem Gange durch das Leben auf die 
Völker wirken, und anderſeits durch das Völkr— 
leben hervorgerufen werden. Ich habe mir nicht 
vorgeſetzt ein kaltes, von der Hohe eines philo— 
ſophiſchen Eisberges herab geſchriebenes Werk den 
Gelehrten zu kritiſcher Prüfung vorzulegen, ich habe 
es nicht für nothwendig erachtet, mich aller meiner 
nationalen und ſtaatlichen Neigungen und Anſichten 
zu entſchlagen, um die Formen des Staats wiſſen— 
ſchaftlich darzuſtellen. Im Gegentheil ich hoffe und 
wünſche, daß jede Zeile dieſes Werks beweiſen werde, 
daß ich mein deutſches Vaterland liebe, daß ich nach 
Freiheit und Recht ſtrebe, und nur inſofern lege 
ich Werth auf dieſes unter dem Drucke äußerer 
Unfreiheit geſchriebene Buch, als es geeignet ſein 
möchte, die Liebe zu Freiheit, Recht und Vaterland 
in den Herzen aller Leſer zu kräftigen und zu ſtählen. 

Ich werde zunächſt entwickeln die durch die Ein- 
herrſchaft, die Mehrherrſchaft und die Volksherr— 
ſchaft bedingten Formen des Staats. Allein da in 
unſern Tagen die Keinherrſchaft (Anarchie) gewiſſer⸗ 


A 


maaßen als Seitenſtück ſich allen beſtehenden For— 
men des Staats gegenüberſtellt, da ſie inmitten 
der Monarchien und der Ariſtokratien unſerer Ta— 
ge immer tiefere Wurzeln ſchlägt, ſo mußte auch 
ihr eine beſondere Abtheilung dieſes Werkes ge— 
widmet werden. 

Ich habe mir vorgeſetzt die Wahrheit zu ſagen. 
So ſehr ich auch meiner ganzen Natur zufolge ein 
Feind der Anarchie und ein Freund geordneter 
Freiheit bin, ſo mußte ich doch der erſteren eine 
Stelle in meinem Werke anweiſen. Vielleicht fin— 
den die ernſten Worte der Mahnung noch zur 
rechten Zeit Gehör, wenn aber auch nicht, ſo habe 
ich als deutſcher und politiſcher Schriftſteller wenig— 
ſtens das meinige gethan, um auf die uns drohenden 
Gefahren aufmerkſam zu machen. 


J. 
Von der Einherrſchaft. (Monarchie.) 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von der Einherrſchaft in ihrer einheit. 


Wo nur Einer herrſcht, die Hunderte, die 
Tauſende oder gar die Millionen aber gehorchen, 
da kann der Gegenſatz zwiſchen Herrſchaft und Ge— 
horſam ſich nur gründen auf einen entſprechenden 
Gegenſatz zwiſchen den Fähigkeiten der beiden ſich 
gegenüberſtehenden Theile. Wo der Wille des Ein— 
zelnen ſchwerer in die Waagſchale des Rechtes fällt, 
als der Wille der Tauſende und der Millionen, 
muß der letztere ſehr ſchwach, noch ſehr wenig ſelbſt— 
bewußt ſein, ſogar da, wo die Einherrſchaft in ihrem 
reinſten Sinne beſteht; oder aber die Verhältniſſe 
müſſen ſo beſchaffen ſein, daß die raſche Entſcheidung 
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des Einzelnen, ſelbſt wenn ſie mangelhaft ſein ſollte, 
der langſameren Entſcheidung einer Mehrzahl vor— 
zuziehen iſt. Letzteres iſt z. B. der Fall im Kriege. 
Hier gilt es zu handeln, die Zeit zur Berathung 
fehlt in der Regel gerade in den bedeutungsvollſten 
Augenblicken. Ein Staat, welcher, ohne auf der 
Stufe der Kindheit zu ſtehen, auf dem Kriegsfuße 
lebt, bedarf aber eben ſowohl der Einherrſchaft, 
als derjenige, welcher, wenn er auch nicht auf dem 
Kriegsfuße lebt, doch auf der Stufe der Kindheit 
noch ſteht. 

Das Prinzip der Einherrſchaft beruht weſent— 
lich auf der entweder durch die äuſſeren Verhält— 
niſſe oder durch die Bildungsſtufe des Volks be— 
dingten Unfähigkeit desſelben an den wichtigſten 
Angelegenheiten des Staats entſcheidenden Antheil 
zu nehmen. 

Die höchſte politiſche Tugend in der Monarchie 
iſt daher auf Seiten des Herrſchers die Fähigkeit, 
Gehorſam einzuflößen, und auf Seiten des Volkes 
die Fähigkeit, Gehorſam zu üben. Die Mittel zu 
dieſem Zwecke find ubrigens ſehr verſchieden, und 
nach dieſer Verſchiedenheit laſſen ſich die Monarchieen 
wiederum eintheilen. Ohne an eine Ausartung, 
ohne an einen Mißbrauch des monarchiſchen Prin— 
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zips zu denken, kann der Gehorſam beruhen auf 
der Furcht, auf dem Ehrgefühl, und auf dem Ge— 
fühle der Ueberlegenheit des Herrſchers. In der 
Regel werden dieſe drei verſchiedenen Gefühle ſich 
ſogar gleichzeitig bei verſchiedenen Abtheilungen und 
Individuen desſelben Volkes finden. Allein das 
eine wird doch gewöhnlich über die beiden anderen 
das Uebergewicht haben, und dadurch der Monarchie 
ihren Charakter ertheilen. 

Rußland iſt uns das Beiſpiel einer Monarchie, 
welche weſentlich auf dem Gefühle der Furcht be— 
ruht. Allerdings iſt bei dem Adel, den höheren, 
Civil⸗Beamten und bei den Officieren auch das 
Ehrgefühl von einigem Einfluß, allein es konnte 
bis jetzt noch niemals eine ſolche Bedeutung ge— 
winnen, wie dieſes z. B. in Frankreich zur Zeit 
Ludwigs XIV. der Fall war. Friedrich der Große 
bietet uns ein Beiſpiel einer auf dem Gefühle der 
Ueberlegenheit beruhenden Einherrſchaft. Allerdings 
fand ſich bei den Franzoſen Ludwigs XIV. hin und 
wieder das Gefühl der Furcht und dasjenige der 
Ueberlegenheit, und bei den Preußen Friedrichs des 
Großen das Gefühl der Furcht und dasjenige der 
Ehre, allein wie bei den Ruſſen, ſo lange wir ſie 
kennen, immer die Furcht vorwaltender Hebel des 
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Gehorſams ‚fo war es bei den Franzoſen Ludwigs 
XIV. das Ehrgefühl und bei den Preußen Fried— 
rich des Großen das Gefühl der geiſtigen Ueber— 
legenheit desſelben. 

Fragen wir, welcher von dieſen drei Hebeln in 
den Monarchieen des heutigen Deutſchlands vor— 
herrſche, ſo können wir Gott Lob und Dank ant— 
worten: keiner. Wir ſind dahin gekommen, die 
Furcht abgeſtreift, und das leere Ehrgefühl den 
privilegirten Ständen überwieſen zu haben, während 
der freie und unabhängige Mann an deſſen Stelle 
das Rechtsgefühl, den Sinn für Freiheit und die 
Vaterlandsliebe in ſich aufgenommen hat, und das 
Gefühl der Ueberlegenheit der Herrſcher nur da 
noch hegt, wo es auf einer thatſächlichen Grund— 
lage beruht. Wir können daher nicht umhin, uns 
freimüthig dahin auszuſprechen, daß unſers Erachtens 
die Monarchieen Deutſchlands auf ſchwachen Füßen 
ſtehen, ſie werden nur noch durch die privilegirten 
Stände aufrecht erhalten. In Oeſterreich iſt that— 
ſächlich die Monarchie durch eine Oligarchie mehr 
oder weniger beſeitigt, und das übrige Deutſchland 
befindet ſich in einem Zuſtande geiſtiger Gährung, 
welcher die Feſtſtellung eines beſtimmten Prinzips 
der Herrſchaft durchaus unmöglich macht. 
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Je nachdem die Furcht, das Ehrgefühl oder 
das Gefühl der geiſtigen Ueberlegenheit des Herr— 
ſchers den vorwaltenden Hebel des Gehorſams einer 
Monarchie bildet, muß die Geſetzgebung, die Ge— 
ſetzesanwendung und die Geſetzesvollſtreckung ihren 
beſondern Charakter haben. 

Wo die Furcht vorherrſchen ſoll, können die 
Geſetze niemals einen feſten Charakter haben. Denn 
Geſetze, welche nach allen Seiten hin gehandhabt 
und geachtet werden, bilden ſelbſt wieder eine 
Schutzmauer, welche dem Prinzipe der Furcht eine 
Schranke ſetzt. Wo die Furcht vorherrſchen ſoll, 
da kann ſelbſt das Geſetz nicht ſchützen gegen den 
Willen des Herrſchers, da gilt dieſes nur ſo lange 
und in dem Sinne als der oberſte Herrſcher will. 
Eine nothwendige Folge hiervon iſt, daß auch die 
unteren Herrſcher das Beiſpiel ihres oberſten Herrn 
und Meiſters nachahmen und ſich über das Geſetz 
hinwegſetzen, wo es ihnen im Wege ſteht. Einen 
gleichen Charakter erhalten daher Geſetzgebung, 
Geſetzesanwendung und Geſetzesvollſtreckung inſo— 
fern, als nicht nur die bekannten Geſinnungen des 
oberſten Herrſchers überhaupt, ſondern auch die im 
Laufe der Zeit eintretenden Schwankungen desſelben 
der Auslegung, Anwendung und Vollſtreckung des 
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Geſetzes ihren Stempel aufdrücken. Weder das 
Geſetz, noch ſelbſt die Religion vermag bei dieſer 
Regierungsform auf die Dauer dem höchſten Herr— 
ſcherwillen zu widerſtehen. Die Monarchie mit der 
Furcht als leitendem Prinzipe duldet keine Gewalt 
neben ſich, und inſofern die Religion eine ſolche 
beſitzt, muß daher ſelbſt dieſe dem höchſten Herr— 
ſcherwillen weichen. Auch die Religion wird daher 
nur ein Mittel zum Zwecke, das Prinzip der 
Monarchie feſtzuſtellen. Mit ihrer Hülfe wird die 
Furcht nicht nur für dieſes Leben, ſondern auch 
noch für jenes wirkſam. Der Einherrſcher ver— 
einigt in ſich die höchſte weltliche und die höchſte 
geiſtliche Gewalt und ſchreckt zugleich mit irdiſchen 
und ewigen Strafen. Die Unterthanen, welche 
ſeine Religion nicht theilen, werden durch Zurück— 
ſetzungen und Verfolgungen, durch die Geſetze in 
Betreff der gemiſchten Ehen u. ſ. w. ſo lange ge— 
drängt, bis ſie den Glauben des Herrſchers ange— 
nommen haben und diejenigen, welche ihn beſitzen, 
dürfen ihn nicht laſſen. Veränderung des Glau— 
bens wird beſtraft wie ein Verbrechen. Wir ſehen 
in Rußland die auf Furcht beruhende Einherrſchaft 
in ihrer vollen Stärke. 
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Dieſes Prinzip verliert feine Kraft ſobald ein 
höheres, beſſeres ſich bei dem Volke mehr und 
mehr ausbreitet: namentlich das Ehrgefühl und 
das Gefühl der Ueberlegenheit des Herrſchers. Da— 
gegen iſt gerade für dieſe Monarchie nichts gefährlicher 
als ein Herrſcher von hohen Geiſtesgaben, weil 
ein ſolcher unwillkührlich jene beiden Gefühle hegt, 
und daher ſein Nachfolger Mühe hat die alte Furcht 
vor ſeiner Macht aufrecht zu erhalten, theils weil 
er in demſelben Maaße weniger furchtbar iſt, als 
ſein Vorgänger ihm an Geiſt und Kraft überlegen 
war, theils weil dieſer das Volk weniger furchtſam 
und mehr geneigt für die Gefühle der Ehre und 
des wahren Werths gemacht hat. 

Das Ehrgefühl bildet ſchon eine mächtige 
Schranke der Einherrſchaft, denn es ſtellt den 
Herrſcher eines Theils dem Tadel, der Geiſſel der 
Ironie und der Satyre blos, andererſeits erſchwert 
es ihm willige Werkzeuge zu Ausführung ſeiner 
Pläne zu finden und ruft nicht ſelten einen un— 
überwindlichen Widerſtand ſogar in den Reihen 
derjenigen hervor, welche ſonſt ſeine feſteſten Stützen 
ſind. Ludwig XIV. mochte einem ſeiner Offiziere 
befehlen ſich mitten in die Kartätſchen des Feindes 
zu ſtürzen, oder irgend einen Unſchuldigen in die 
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Baſtille oder auf das Schaffott zu führen, es 
würde ihm der Gehorſam nicht verweigert worden 
ſein. Hätte er aber demſelben Offiziere verboten, 
nach der Mode gekleidet zu gehen, oder geboten 
einen Ehrenhandel nicht nach den beſtehenden Stan— 
des⸗Vorurtheilen auszumachen, ſo würde er ſchwer— 
lich auf Gehorſam haben rechnen können. 

In der Monarchie, deren Prinzip das Ehrge— 
fühl iſt, muß der Herrſcher ſich wohl hüten, mit 
den vorhandenen Anſichten über Ehre in Konflikt 
zu gerathen. Denn da die ganze Kraft der Mo— 
narchie auf dieſem Gefühle beruht, bricht ſie zu— 
gleich mit dieſem Gefühle zuſammen. Macht ſich 
der Monarch wiederholt gründlich lächerlich, ſo iſt 
ſeine Macht gebrochen. Man gehorcht ihm nur 
noch zum Scheine, und auch zum Scheine nicht 
mehr, ſo bald man hoffen kann, ohne Gefahr ihm 
den Gehorſam aufzukündigen. 

Wenn ſchon bei der Monarchie, deren Prinzip 
die Furcht iſt, ein großer Herrſcher ſeinem Nach— 
folger einen ſchweren Stand bereitet, ſo iſt es in 
erhöhtem Maaße der Fall bei der Monarchie, 
welche das Ehrgefühl als vorwaltentes Prinzip 
anerkennt. Ein ſolcher Herrſcher wird das Volk 
nicht blos zu dem Gefühle des innern Werthes 
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des Monarchen, ſondern auch zu demjenigen des 
Rechts, der Freiheit und des Paterlands heran— 
bilden, und ſein Nachfolger, welcher dennoch mit 
dem Prinzipe des Ehrgefühls glaubt fortregieren 
zu können, wird auf Widerſprüche ſtoßen, welche 
früher nicht auftauchten. 

Man hat oft gefragt, wie es kommt, daß auch 
die mächtigſten Monarchen es nicht vermochten, 
den Unfug des Duells auszurotten? Die Ant— 
wort iſt: ſie vermochten es nicht, weil ſie das dem— 
ſelben zu Grunde liegende Prinzip der Ehre nicht 
durch ein höheres erſetzen wollten oder konnten. 
Die Geſetze, welche z. B. in neuerer Zeit in Preußen 
dem Militäre in Betreff der Duelle gegeben wur— 
den, beweiſen klar: man will das Duell, ungeach— 
tet feiner Unchriſtlichkeit, nicht abſchaffen, im Ge— 
gentheile man hegt es von oben herab, weil man 
mit dem demſelben zu Grunde liegenden Prinzipe 
der Ehre eine Stütze der Monarchie zu befeſtigen 
glaubt. 

Den Uebergang zu einer höheren Regierungs- 
form bildet bereits das Gefühl der Ueberlegenheit 
des Herrſchers als Prinzip der Einherrſchaft. Wo 
der Gehorſam nur die Folge der Ueberzeugung 
iſt, daß der Befehlende das Beſte befehle was 


We, 198 


zu thun ſei, wo alſo der Unterthan ſich daran ge— 
wöhnt hat, die Befehle des Herrſchers zu prüfen 
(denn ohne Prüfung derſelben kann ſich jene Ueber— 
zeugung nicht feſtſtellen) — da iſt die Einherrſchaft 
nur noch ſo lange als feſt begründet zu betrachten, 
als dieſe Ueberlegenheit fortdauert. Hört ſie auf, ſo 
wird das Volk welches gewohnt iſt, die Befehle des 
Herrſchers zu prüfen, den Mangel jener Ueberlegen— 
heit bald bemerken und ſchmerzlich empfinden. Es wird 
anfangen zu prüfen, was Beſſeres hätte geſchehen kön— 
nen und ſollen, die Folge davon wird Unzufriedenheit 
ſein, welche ſich in demſelben Maaße mehren muß, als 
der Einherrſcher ſeine Unfähigkeit an den Tag legt. 

Die Einherrſchaft beruht immer nothwendig auf 
der Unfähigkeit des Volks ſich ſelbſt zu regieren. 
Wenn ſolche die Folge der äußeren Verhältniſſe iſt, in 
welchen ein Volk ſich befindet, z. B. wenn ein Volk 
von lauernden Feinden umgeben, jederzeit des Kriegs 
gewärtig ſein muß, ſo iſt dieſes eine ſehr unglück— 
ſelige Lage, und es ſoll dann die Aufgabe des 
Monarchen ſein, derſelben ein Ende zu machen. 
Dieſe Uneigenützigkeit beſitzen aber nur wenige 
Herrſcher. Hätte Napoleon ſie beſeſſen, ſo hätte er 
wohl nicht auf St. Helena geendet, allein er würde 
Mühe gehabt haben ſich in Frankreich zu behaupten. 
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Die Unfähigkeit des Volks zur Selbſtregierung 
kann aber auch in der geiſtigen Beſchaffenheit des 
Volks begründet ſein, und kann dann auf eine 
doppelte Grundlage zurückgeführt werden, entweder 
auf die intellektuelle Unfähigkeit (den ſogenannten be— 
ſchränkten Unterthanenverſtand) oder die moraliſche 
Unfähigkeit (den Mangel an Hingebung, an Auf— 
opferungsfähigkeit und an Selbſtbeherrſchung). 

So lange die eine von dieſen beiden Unfähig— 
keiten des Volks (die äußere und die innere) 
zur Selbſtregierung in voller Kraft beſteht, iſt die 
Einherrſchaft die einzig zweckmäßige Staatsver⸗ 
faſſung für dasſelbe. Jede andere könnte nur Ver— 
wirrung in den Staat bringen. Denken wir uns 
z. B. eine conſtitutionelle Monarchie oder gar eine 
Demokratie in Rußland, ſo könnten die Folgen 
nur beklagenswerthe ſein. Wo die große Maſſe des 
Volks kaum einen höhern Genuß kennt, als den— 
jenigen des Brandweins und wo Adel, Offtzier⸗ und 
Beamten-Stand nur äußerliche Bildung beſitzen, 
während ſie innerlich nicht beſſer als der Bauer 
ſind, oder vielleicht nicht ſo gut (Ausnahmen blei⸗ 
ben vorbehalten), da fehlt es vollkommen an den—⸗ 
jenigen Gegengewichten, welche der Einherrſchaft 
wohlthätige Schranken ſetzen könnten. 
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Allein bedenklich wird die Lage einer Monarchie 
dann, wenn ein langer Frieden das Bedürfniß einer 
energiſch und vereinigt wirkenden Centralgewalt 
nicht fühlbar macht, während er dem Volke Zeit 
läßt, die Regierungshandlungen einer genauen Prü— 
fung zu unterwerfen. Gefährlich wird die Lage der 
Monarchie, wenn ſich das Volk über die Periode 
des beſchränkten Unterthanen-Verſtands erhoben und 
in der That politiſchen Verſtand ſich erworben, und 
ſeine frühere Brutalität, Apathie und Aufopferungs- 
unfähigkeit abgelegt hat; wenn an die Stelle dieſer 
Fehler ſich nach und nach Selbſtbeherrſchung und 
begeiſterte Liebe für Freiheit, Recht und Vaterland 
eingeſtellt haben. Dann entwickelt ſich nothwendig 
ein Kampf zwiſchen dem mündig gewordenen Volk 
und dem Einherrſcher, der dasſelbe in der Unmün— 
digkeit erhalten will, um ſich auf dieſe Weiſe 
ſeine Herrſchaft zu ſichern. Doch hiervon ſpater; 
in dieſem Abſchnitt haben wir es nur mit der Ein— 
herrſchaft in ihrer Reinheit zu thun. 

Das Recht des Monarchen beſteht darin, von 
dem Volke alles zu verlangen, was zu Erreichung 
des Staatszwecks erforderlich iſt. Verlangt er 
mehr als dieſes, ſo iſt ihm das Volk keinen Ge— 


horſam ſchuldig, verlangt er gar zum Ruine des 
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Staats Gehorſam, ſo muß ihm dieſer verweigert 
werden, weil der Staatszweck immer höher ſteht 
als das Prinzip der Monarchie. Zwiſchen Fürſt 
und Volk beſteht in der reinen Monarchie weder 
ein Vermittler noch ein Schiedsrichter. Die Folge 
davon iſt, daß das Volk, welches der geordneten 
Macht des Monarchen gegenüberſteht, zu einem 
hohen Grade von Mißvergnügen getrieben ſein muß, 
bevor es daran denkt, den ihm zur Gewohnheit 
gewordenen Glauben an den Monarchen und den Ge— 
horſam gegen denſelben abzulegen, und dieſes Miß- 
vergnügen muß ſehr großen Umfang gewonnen ha⸗ 
ben, bevor es ſich durch thätlichen Widerſtand zu 
bekunden wagt. 

Der Monarch hat allerdings keinen Richter über 
ſich, welcher Machtvollkommenheit beſäße, ſein Thun 
und Laſſen mit rechtlicher Wirkung zu prüfen. Wo 
ſich in einem Staate ein ſolcher findet, da iſt er 
entweder der Monarch ſelbſt, oder es beſteht keine 
Monarchie. Allein das Band, welches den Ein⸗ 
herrſcher an fein Volk knüpft, löſt ſich, wenn der 
Knoten geöffnet wird, der es zuſammenhält. Dieſen 
Knoten bildet der Zweck des Staats, der Grund 
weshalb ein Monarch dem Staate frommt, ohne 
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welchen er nicht nur demſelben nicht forderlich, ſon— 
dern hemmend und ſtörend iſt. 

Daher muß der Monarch ſtets eingedenk ſein 
der Pflichten, welche er ſeinem Volke gegenüber 
hat, und erwägen, daß die größte Treue, die größte 
Bereitwilligkeit zum Gehorſam ſich erſchöpft, wenn 
das Volk gewahr wird, daß ſeine heiligſten Rechte 
von ſeinem Beherrſcher nicht geachtet werden. 

Auch in der unbeſchränkten Monarchie, ohne 
geſchriebene Verfaſſung und ohne Urkunden, hat das 
Volk heilige Rechte, welche nicht ungeſtraft verletzt 
werden. Es hat das ihm von der Natur ſelbſt ver— 
liehene Recht, die ihm gewordenen Kräfte in harmo⸗ 
niſcher Weiſe zu entwickeln, und wie die kleinen in 
einen mächtigen Felſen geſchlagenen, vereinzelten Holz— 
pflöcke dieſen ſprengen, wenn ſie feucht geworden 
ſtreben ſich auszudehnen und dieſer es ihnen nicht 
geſtatten will, To ſprengen die vereinzelten Unter⸗ 
thanen das feſteſte Joch das ihnen auferlegt iſt, 
wenn dieſes ſie verhindern ſoll, ihre Gedanken und 
Gefühle auszudehnen, welche über die Scholle, auf 
der ſie entſtehen, hinausſtreben. 

Die rein monarchiſche Verfaſſung ſetzt nicht 
nur einen Monarchen an der Spitze des Staats, 
ſondern auch Einzelherrſcher an der Spitze jeder 
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Abtheilung derſelben: jeder Gemeinde, jedes Be— 
zirks und jeder Provinz, voraus. Ja, mehr oder 
weniger muß die Einherrſchaft auch in der Familie 
begründet ſein, wenn nicht früher oder ſpäter der— 
ſelbe Geiſt, welcher in der Familie weht, in die 
Gemeinden und durch dieſe in den Staat eindringen 
ſoll. Wir wollen hieraus keineswegs ableiten, der 
Monarch ſolle mit Gewalt da die Einherrſchaft 
einführen, wo ſie, dem Geiſte des Volkes gemäß, 
nicht mehr beſtehen kann, — keineswegs! Dieſer 
Verſuch könnte dem Einzelherrſcher im Staate 
theuer zu ſtehen kommen. Wir wollen daraus im 
Gegentheil ableiten, daß der beſonnene und edle 
Monarch, wenn er gewahr wird, daß im Familien⸗ 
leben die Frau und die erwachſenen Kinder, daß 
im Gemeindeleben die Gemeindebürger zum Be— 
wußtſein ihrer Rechte als Menſchen und Glieder 
dieſer Vereine gelangt und zu deren Ausübung ge⸗ 
ſchritten ſind, — wir ſagen, daß der Monarch dann 
aufgefordert iſt, auch in die weiteren Kreiſe des 
Staatslebens dieſelben Elemente einzuführen, welche 
ſich in den engeren bereits eingebürgert haben. 
Der Einfluß keines Menſchen, auch des mäch⸗ 
tigſten nicht, reicht weiter als ſeine Thätigkeit. Auch 
der Monarch muß daher doch ſeine Macht mit 


ir 


anderen Menſchen theilen, und es frägt ſich in der 
Regel nur um die Form, in welcher und um die 
Perſonen, mit welchen dieſe Theilung ſtatt findet. 

Es iſt oft die Frage aufgeworfen worden, ob 
der Monarch den Geſetzen des Staats unterworfen 
ſei? Dieſe Frage iſt dahin zu beantworten: nur 
ſoweit als die Herrſchaft des Geſetzes reicht, iſt der 
Zuſtand der Rechtloſigkeit ausgeſchloſſen. Soweit 
alſo der Monarch ſich der Herrſchaft des Geſetzes 
entzieht, jo weit beſteht ein Zuſtand der Recht— 
loſigkeit. In einer reinen Monarchie iſt allerdings 
keine organiſirte Gewalt gegeben, welche höher 
ſtände, als der Monarch, allein wir ſehen nichts 
deſto weniger, daß ſich derſelbe in allen gemäßigten 
Monarchien nicht nur den Civilgeſetzen, ſondern auch 
den Civilgerichten zu unterwerfen pflegt. Häufig 
ſagt dieſes, namentlich in Deutſchland, die Staats- 
verfaſſung ausdrücklich. Anders verhält es ſich mit 
dem Strafrechte. Allerdings ſteht der Monarch, 
wie jeder ſeiner Unterthanen, unter der Strafgeſetz⸗ 
gebung ſeines Staats, d. h. jeder Geſetzeskundige 
wird die von demſelben begangenen Verletzungen 
der Strafgeſetze darum, daß der Monarch ſie be— 
ging, nicht anders in ſeinem Innern beurtheilen, als 
wenn ſie von irgend einem Unterthanen begangen 


worden wären; augenſcheinlich wird ein von einem 
Monarchen begangener Mord als Mord, und eine von 
demſelben begangene Faälſchung als ſolche ebenſo— 
gut betrachtet werden, als wenn ſie der niedrigſte 
Bettler begangen hätte. Allein der Monarch ſteht 
nicht unter den Strafgerichten ſeines Staats. Alles 
dieſes erhellt aus einer vorurtheilsfreien Betrach— 
tung der Monarchien ſowohl unferer Tage, als der 
Vorzeit. Es erhellt aber auch aus dem Weſen der 
Monarchie, wie wir dasſelbe bezeichnet haben. 
Derjenige Herrſcher, welcher in weſentlichen 
Dingen eine organiſche Gewalt über ſich hat, iſt 
eben darum nicht Monarch. Allein in unweſent— 
lichen Sachen, in Beziehung auf Fragen, welche 
nur das Mein und Dein betreffen, liegt es durch— 
aus im Intereſſe der Monarchie ſelbſt, daß ein 
rechtloſer Zuſtand nicht beſtehe, vielmehr eine or 
ganiſche Gewalt darüber wache, daß desfalls die 
Geſetze des Staats Geltung erlangen. Der Mo— 
narch, welcher ſich über die Civilgeſetze ſeines Staats 
erhebt, welcher die Teſtamente, die Verträge und 
andere bürgerlichen Acte, die ihm zuwider ſind, auch 
dann nicht anerkennen will, wenn ſie die Geſetze des 
Staats anerkennen, oder auch dann umſtoßen will, 
wenn ſie die Geſetze des Staats aufrecht erhalten, 
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mißbraucht ſeine Gewalt. Statt den Zweck des 
Staats zu fordern, tritt er demſelben hinderlich 
entgegen, ſtatt mit dem Beiſpiele der Achtung des 
Geſetzes voranzugehen, gibt er das Beiſpiel der 
Geſetzesverachtung. Eben dieſes gilt, und zwar 
in erhöhtem Maaße von den Strafgeſetzen. Geht 
aber ein Monarch ſo weit, ſogar die Staatsgrund— 
geſetze z. B. die Erbfolgeordnung in der erblichen 
Monarchie oder die Wahlordnung in der Wahl— 
Monarchie in weſentlichen Stücken zu verletzen, 
dann bricht er ſelbſt die Grundlage ab, auf wel— 
cher allein ſein eigenes Recht beruht, er löft den 
rechtlichen Zuſtand des Staats auf, und ſetzt an 
deſſen Stelle Willkühr und Unrecht. Dieſes wird 
kein Volk ertragen, welches ſich ſeines Werthes be— 
wußt iſt. Hier handelt es ſich um Sein oder Nicht— 
ſein, und jedes Volk, welches nicht unter das 
Joch des ausgeſprochenſten Despotismus fallen will, 
muß derartigen Rechtsverletzungen erforderlichen 
Falles mit gewaffneter Hand entgegentreten. 

Die Frage endlich, ob ein abgeſetzter Monarch 
z. B. der ehemalige Herzog von Braunſchweig, den 
Strafgeſetzen ſeines Landes unterworfen ſei? dürfte 
dahin zu beantworten ſein: durch die Abſetzung 
wird das einzige Hinderniß beſeitigt, welches der 
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Anwendung der Strafgeſetze im Wege ſtand, allein 
nicht mit rückwirkender Kraft, indem die Abſetzung 
eines Monarchen ſo wenig als ein Geſetz rückwir— 
kende Kraft haben kann. In Betreff derjenigen 
Handlungen, welche er nach ſeiner Abſetzung be— 
ging, unterliegt er daher nicht blos den Strafge— 
ſetzen, ſondern auch den Strafgerichten des Landes, 
woſelbſt er Verbrechen beging. In Betreff aller 
Handlungen dagegen, welche er vor ſeiner Abſetzung 
beging, ſtand er dazumal nicht unter dem poli— 
tiſch⸗geſetzlichen Strafrichter ſeines Landes und kann 
daher durch ſeine Abſetzung für die vergangene Zeit 
unter einen ſolchen nicht kommen, nach dem oben 
aufgeſtellten Grundſatze, daß ein Geſetz nicht zu— 
rückwirken könne, und daher noch weniger ein Act, 
welcher nicht einmal eine Mehrheit von Fällen um— 
faßt, ſondern nur einen einzigen, nemlich den Ver— 
luſt des Herrſcher-Rechts. Nichts deſto weniger 
geben wir allen denjenigen, welche auf dieſen Grund— 
ſatz der Strafloſigkeit der Monarchen pochen möch⸗ 
ten, zu bedenken, daß, wenn es einmal dahin 
kömmt, daß das Volk ſich erhebt, und einen Mo- 
narchen abſetzt, die beſtehenden poſitiven Einrid)- 
tungen ſelten ſtark genug ſind, um ihn vor Strafe 
und Rache zu ſchützen. Ohne Beimiſchung von 
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Leidenſchaften findet nicht leicht eine Erhebung des 
Volks gegen ſeinen Monarchen ſtatt, und dieſe wird 
in der Regel im Verhältniß ſtehen zu der Stärke 
der Leidenſchaft, welche der Monarch oder ſeine Um— 
gebung ſelbſt während ſeiner Regierungszeit entfaltet 
hat, und der Stärke der Beſorgniß vor weiteren ähn— 
lichen Manifeſtationen. Noth kennt kein Gebot. 
Ganz andere Anſichten finden ſich allerdings bei 
vielen Schriftſtellern früherer und neuerer Zeit 
entwickelt. So ſchrieb z. B. Robert Filmer im 
17. Jahrhundert: 
„Wenn es Gott gefalle aus irgend einem 
Grunde die Abſetzung von Fürſten und Ein— 
ſetzung anderer an deren Stelle durch Par— 
theien des Adels oder Empörung des Volks 
zu dulden, ſo ſei das Urtheil Gottes zwar 
höchſt gerecht, allein die Mitwirkung der Men— 
ſchen, welche Gottes Urtheile ohne Auftrag 
vollziehen, ſei ſündlich und verdammlich.“ 
Das iſt augenſcheinlich barer Unſinn. Wer allein 
ein gerechtes Urtheil vollziehen kann und es thut, 
handelt nicht ſündlich, ſondern recht. Augenſchein— 
lich kann auf Erden nur durch Menſchen ein Urtheil 
vollzogen, und ein Urtheil gegen den Monarchen 
nur durch den Adel oder das Volk ſeines Reiches. 
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Wenn alſo das Urtheil gerecht iſt, kann deſſen 
Vollziehung nicht ungerecht ſein. 

Allerdings ſagt derſelbe Schriftſteller weiter: 
„daß menſchliche Geſetze keine Gewalt über 
Konige hätten, da die königliche Macht durch 
Gottes Geſetz beſtehe“; 

allein es iſt klar, daß das Geſetz, in deſſen Folge 
die Könige zum Throne berufen werden, ein menſch— 
liches Geſetz iſt z. B. in Dänemark das Königs— 
geſetz, in Frankreich das Geſetz, welches nach der 
Juli⸗Revolution unter Mitwirkung beider Kammern 
über die Erbfolge erlaſſen wurde. In England 
wurde gleichfalls durch Parlamentsbeſchlüſſe die Re— 
gierungsnachfolge geordnet. Dieſes wird genügen, 
um jene veralteten Sätze als durchaus gehaltlos 
und ſinnlos darzuſtellen. Sie unterſcheiden ſich 
übrigens von ähnlichen neuerdings aufgeſtellten nur 
darin, daß ſie offener und unumwundener auf das 
Ziel abſoluter Machtvollkommenheit hinſteuern, als 
unſere neueren bezahlten Hofpolitiker. 

Im ganzen Gebiete des Lebens läßt ſich Form 
und Weſen nicht wirklich trennen. Wo dieſes ge— 
ſchieht z. B. bei der Trennung von Körper und 
Geiſt, tritt unmittelbar und nothwendig Tod und 
Zerſtörung ein. So auch im Staatsleben. Wenn 
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man die Handlungen des Monarchen lediglich formell 
prüft, ohne Rückſicht zu nehmen auf ihr Weſen, ſo 
iſt die Prüfung keine lebendige, ſondern eine todte. 
Es ift gerade fo viel als wollte man an einem 
Leichnam prüfen, ob ein Menſch Lebenskraft beſitze. 
Die Rechte eines Monarchen ſtehen in nothwendiger 
Verbindung mit dem Weſen des Staats. Wenn 
wir alle die aus dem Weſen des Staats hervor— 
gehenden Grundſätze bei der Prüfung der Rechte 
des Monarchen aus den Augen ſetzen, ſo iſt eine 
gründliche Würdigung derſelben eben ſo wenig 
möglich, als wenn wir bei einer Zeit-Erſcheinung 
die Vergangenheit gänzlich unberückſichtigt laſſen. 
Die Handlungen eines Monarchen müſſen daher 
ebenſo gut wie diejenigen des Ariſtokraten und des 
demokratiſchen Beamten in oberſter Inſtanz nach 
den Grundſätzen beurtheilt werden, welche aus dem 
Weſen des Staats folgen. Die aus der Staats— 
verfaſſung hervorgehenden Grundſätze können nur 
modificirend und näher beſtimmend einwirken, allein 
nimmermehr dasjenige Urtheil umſtoßen, zu welchem 
die aus dem Weſen des Staats hervorgehenden 
Grundſätze führen. Wenn z. B. ein Monarch einen 
ungerechten Krieg beginnt, wenn er ſeine Unter— 
thanen grauſam und geſetzwidrig behandelt, wenn 
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er die von denſelben erpreßten Schätze verſchwendet 
oder auſſer Landes anlegt, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß alle dieſe Handlungen unrecht ſind, 
obgleich ſie von dem Monarchen innerhalb ſeiner 
formellen Wirkungsbefugniß vorgenommen wurden. 
Denn über ſeiner formellen Wirkungsbefugniß ſteht 
diejenige, welche ihm der Zweck des Staats, der 
Grund ſeines Regenten-Amtes ſelbſt auferlegt. 
Auch in der Monarchie behält der Bürger ſeine 
Urtheilskraft und ſein Gewiſſen und iſt er aufgefor— 
dert von denſelben Gebrauch zu machen. 
Zacharia, welcher gewiß nicht für einen Revo- 
lutionär wird ausgegeben werden können, ſagt: 
„Der Unterthan hat das Recht, er hat 
(ich ſage es getroſt!) die Pflicht einem fürſt⸗ 
lichen Befehle, von deſſen Widerrechtlichkeit 
er in ſeinem Gewiſſen überzeugt iſt, den 
Gehorſam zu verweigern. Man muß Gott 
mehr gehorchen, als dem Fürſten, und wohl 
dem Fürſten, der viele Diener hat, die eher 
ihr Amt niederlegen, als daß ſie den Launen 
oder den Machtſprüchen ihres Herrn nach— 
gäben.“ 
Wenn nun dieſe Diener immer ſeltener werden, 
wenn die Fürſten ſich mehr und mehr mit blinden 
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Werkzeugen ihrer Willkühr umgeben, dann iſt die Folge 
davon eines Theils, daß ſie die Wahrheit, den wirk— 
lichen Stand der Verhältniſſe immer weniger genau 
erfahren und daher immer verkehrtere Maaßregeln 
treffen, andern Theils daß ihr Einfluß auf das 
Volk immer mehr abnimmt, indem derſelbe durch 
Leute vermittelt wird, welche dieſes nicht ſchätzt 
und nicht liebt. Wenn der Fürſt keine Diener 
mehr hat, welche lieber ihr Amt niederlegen, als 
ihr Gewiſſen beflecken, ſo iſt er gewiß am Rande 
ſeines Verderbens. Denn während er auf der 
einen Seite der Wahrheit den Zugang zu ſich er— 
ſchwert und der Organe entbehrt, durch welche er 
kraftvoll auf das Volk wirken kann, wird er von 
Syrenen umgeben, welche ihn an Klippen und Un— 
tiefen hin verlocken, an welchen er früher oder 
ſpäter untergehen muß. 

Allerdings wird in Monarchien nicht dieſelbe 
Heilighaltung der Geſetze erwartet und verlangt, 
wie in Demokratien. Denn die Beweggründe, welche 
in ihrem Schooße vorherrſchen, find nicht ſo edel 
und hochherzig, als in den Demokratien. Nichts 
deſto weniger bleibt es auch in der Monarchie 
immer gefährlich für den Monarchen, die Geſetze 
zu verletzen. Früher oder ſpaͤter, und wäre es 
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vielleicht erſt bei einem zweiten oder dritten Nach— 
folger, wird die Abrechnung geſchloſſen werden und 
die Folge des begangenen Unrechts zu Tage kommen. 

Ein chineſiſcher Schriftſteller ſagt, „die Dyna— 
ſtien von Tſin und Sin gingen unter, weil, ſtatt 
ſich, wie die Alten, an eine allgemeine Ueber— 
wachung zu halten, welche allein eines Souverains 
würdig iſt, dieſe Fürſten alles unmittelbar ſelbſt 
thun wollten.“ Manche Fürſten unſerer Tage, 
welche mit den Angelegenheiten jeder einzelnen 
Stadt, jeder einzelnen Geſellſchaft, jeder einzelnen 
Secte, jeder einzelnen Buchhandlung, Zeitungs— 
Redaction und ſelbſt einzelner Schriftſteller ſich un— 
mittelbar ſelbſt beſchäftigen, ſollen wohl bedenken, 
was dieſer Chineſe bemerkt. Die Majeſtät geht 
in den Augen des Volks verloren, wenn fie das— 
ſelbe, was der untergeordnete Beamte, thut. Durch 
eine derartige Regierungsweiſe wird aber nicht 
nur einerſeits die Majeſtät der Monarchie herab— 
gewürdigt, ſondern, indem in deren Folge weder 
Zeit, noch Kraft, noch Geiſt für eine großartige 
Auffaſſung der Staatsgeſchäfte übrig bleibt, geräth 
der Staat ſelbſt und zwar durch die Schuld des 
Vertreters der Monarchie, in immerwährende Ge⸗ 
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fahren, welchen die Monarchie oder der Staat 
früher oder ſpäter erliegen muß. 

Nicht blos ſich ſelbſt, ſondern auch feine unmit⸗ 
telbaren Rathgeber, die Miniſter, muß der Monarch 
von allen Geſchäften fern halten, welche ihnen die Ach⸗ 
tung und das Vertrauen des Volks entziehen könnten. 
Namentlich dürfen dieſelben weder direct noch indirect 
Einfluß auf Geſchäfte üben, welche vollkommene 
Unpartheilichkeit vorausſetzen. Von dem Miniſter, 
deſſen ganze Macht, hohe Beſoldung und bevor— 
zugte Stellung von dem Willen des Monarchen 
abhängt, kann eben deshalb Unpartheilichkeit nicht 
verlangt werden. Ueberträgt ihm der Fürſt nichts 
deſtoweniger Geſchäfte, welche Unpartheilichkeit vor⸗ 
ausſetzen, ſo kommt er in eine ſchiefe Stellung. 
Auf der einen Seite ſoll er den Schein unpar⸗ 
theiiſcher Geſchäftsführung annehmen, auf der an⸗ 
deren Seite weiß jedermann, daß er, vermoͤge ſei⸗ 
nes Amtes, Parthei für den Monarchen zu nehmen 
gezwungen iſt. Der Miniſter ſteht dem Fürſten 
in einer unbeſchränkten Monarchie ſehr nahe, ſo daß 
es ſehr ſchwer iſt, deſſen Ehre und deſſen Gefchäfts- 
führung von der Ehre und der Geſchäftsthätigkeit 
des Fürſten durchaus zu trennen. Der Fürſt muß 
daher ſorgfältig über die Ehre feiner Miniſter 
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wachen, und ſich namentlich hüten, dieſelben in 
eine Stellung zu verſetzen, welche ihre Ehre zu 
gefährden droht. 

Die Monarchie in ihrer Reinheit ede 
ſich dadurch weſentlich von der Monarchie in ihrer 
Ausartung, daß ſie die Geſetze und die Verfaſſung 
des Landes achtet und daher der Wille des Monar- 
chen ſich dieſen unterordnet und nicht dieſelben 
verletzt. Eine nothwendige Folge hiervon iſt es, 
daß der Regierungsnachfolger, ſowohl in der Erb— 
als in der Wahl-Monarchie, die innerhalb der Ge— 
ſetze und der Verfaſſung des Landes vorgenomme— 
nen Regierungshandlungen ſeines Vorfahren mit 
allen ihren rechtlichen Folgen anerkennen muß. 
Ohne eine derartige Anerkennung und zwar eine 
ſolche, welche als pflichtmäßig erwartet wird, und 
auf welche das Land ſich verlaſſen kann, fehlt es 
jedwedem Monarchen an dem ihm ſo nothwendigen 
Vertrauen, fehlt es jeder Regierungshandlung an 
dem Charakter der rechtlichen Verbindlichkeit. Denn 
wenn die Betheiligten befürchten müſſen, der Nach⸗ 
folger in der Regierung könne auch die geſetz- und 
verfaſſungsmäßigen Handlungen ſeines Vorfahren 
ohne weiteres umſtoßen, ſo kann es demſelben un⸗ 
möglich Vertrauen ſchenken, denn ſeine Handlungen 
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hätten dann nur inſofern rechtliche Bedeutung, als 
ihnen das Leben und die Wirkſamkeit des Monar— 
chen zur Seite ſtünde, und dieſes hängt ab von 
jedem Windeshauche. Darin liegt gerade der Un— 
terſchied zwiſchen einer Handlung mit oder ohne 
rechtliche Folgen, daß dieſelbe, oder daß ſie nicht 
willkührlich angefochten werden kann. 

Von dem Despoten erwartet man nicht, daß 
er die Handlungen ſeines Vorgängers anerkennen 
werde, inſoweit fie feiner Herrſcher-Willkür wider- 
ſtreben. Anders iſt es aber in der reinen Monar— 
chie und namentlich in der erblichen Monarchie, 
welche außer dem Charakter der Geſetzlichkeit auch 
den der Pietät in ſich tragen ſoll. 

Allerdings haben wir es erlebt, daß manche 
unſerer Monarchen ſich an die Regierungshandlun— 
gen ihrer Vorfahren nicht für gebunden erklärt 
haben, fo der König Ernſt von Hannover, wel— 
cher die von feinem Vorfahren ertheilte landſtän— 
diſche Verfaſſung umſtieß. Allein wir fürchten 
ſehr, daß durch dieſe den Grundſätzen der Mo⸗ 
narchie überhaupt und der Erb-Monarchie ins— 
beſondere widerſprechende Handlungsweiſe das mo— 
narchiſche Prinzip einen unheilbaren Riß in Deutſch⸗ 
land erhalten habe. 

v. Struve, Staatswiſſenſchaft II. 4 
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Wenn der Monarch verpflichtet iſt, die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regierungshandlungen ſeines Vorfahren 
anzuerkennen, fo iſt er auch verbunden, die Ver— 
faſſung des Landes und die aus dem Weſen des 
Staats hervorgehenden Grundſätze zur Richtſchnur 
ſeiner Regierung zu machen. Thut er dieſes nicht, 
ſo handelt er verfaſſungswidrig, ſo regiert er ſchlecht, 
und muß der Folgen ſeines Thuns und Laſſens 
gewärtig ſein. 

Sehr wahr bemerkt Montesquieu: „In den 
Monarchien läßt die Politik die großen Angelegen⸗ 
heiten mit der geringſt möglichen Tugend ausführen; 
wie bei den ſchönſten Maſchinen die Kunſt ſo wenig 
Bewegungen, Kräfte und Räder anwendet, als 
möglich.“ Wie herabwürdigend iſt aber für den 
denkenden und willenskräftigen Menſchen das Be⸗ 
wußtſein, nichts weiter zu ſein, als eine Spindel, 
welche der Werkmeiſter bewegt, um welche ſich die 
Wolle auf und abwickelt, welche dem Werkmeiſter 
Schätze erwirbt, und nur ſo viel Oel erhält, als 
nöthig iſt, um ſie in ungehemmtem Gange zu er⸗ 
halten! | | 

Montesquieu fährt fort: „der Staat (mit mo⸗ 
narchiſcher Verfaſſung) beſteht unabhangig von 
Vaterlandsliebe, dem Verlangen nach wahrem Ruhme, 
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der Selbſtverlaͤugnung, der Aufopferung der eige- 
nen theuerſten Intereſſen, und ohne alle jene hel- 
denmüthigen Tugenden, welche wir bei den Alten 
finden, und die wir nur von Hörenſagen kennen. 

„Die Geſetze vertreten da die Stelle aller jener 
Tugenden, deren man gar nicht bedarf der Staat 
erläßt ſie auch: eine Handlung, welche keinen Lärm 
macht, iſt gewiſſermaaßen ohne Bedeutung.“ 

Von den in einer Monarchie unvermeidlichen 
Höflingen bemerkt derſelbe große Geiſt: 

„Der Ehrgeiz und der Müßiggang, die Ge— 
meinheit und der Hochmuth, der Wunſch ſich ohne 
Arbeit zu bereichern, der Widerwillen gegen die 
Wahrheit, die Schmeichelei, die Verrätherei, die 
Treuloſigkeit, der Wortbruch, die Vernachläſſigung 
aller Bürgerpflichten, die Furcht vor der Tugend 
der Fürſten, die Hoffnung auf ſeine Schwächen, 
und mehr als alles dieſes, der immerwährende 
Hohn, womit die Tugend verfolgt wird, dieſes 
bildet, wie ich glaube, den Charakter des größten 
Theils der Höflinge aller Orten und zu allen 
Zeiten.“ | 

Und ſolche Menſchen üben den größten Einfluß 
auf die Angelegenheiten des Staats in allen Mo⸗ 
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aller Orten, wo der Furft nicht ſeltene Geiſtesgaben 
und ſeltene Willenskraft beſitzt, das Volk die Beute 
dieſer Drohnen der Monarchien wird. 

Die Tugenden, auf welchen die Demokratie 
allein beruhen kann, ſind daher in der Monarchie 
unbekannt. Sie finden da kein Feld ihrer Thätigkeiten, 
keinen Raum der Entfaltung. Die Einfachheit in 
Wort und That, die Mäßigkeit in Speiſe und 
Trank, die Beſchränkung auf das Nothwendige und 
Schöne in Wohnung und Kleidung ſind Eigenſchaf— 
ten, welche ſich in der Monarchie lächerlich machen 
würden. Nicht was wahrhaft ſchön iſt, nicht was 
die Natur als nothwendig bezeichnet, ſondern was 
die Mode nach ihren Launen ſchöͤn und nothwendig 
nennt, gilt für unentbehrlich. Der Glücklichſte iſt, 
wer am meiſten von ſich reden macht, wer den 
größten Luxus treiben kann. 

So verderblich der Luxus in der Demokratie, 
ſo nothwendig iſt er der Monarchie. Denn in die— 
ſer beſteht in Folge der Verfaſſung auf der einen 
Seite großer Reichthum (wenigſtens im Verhältniß 
zu der Maſſe des Volks) und auf der anderen mehr 
oder weniger große Armuth. Dieſe kann nur da= 
durch gelindert werden, daß die Reichen der Mo⸗ 
narchien, die Organe der Krone viel ausgeben. 
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Dadurch erhalten die Armen Arbeit und ruiniren 
ſich nicht ſelten die Reichen, und da ſich das Volk 
nur auf den Ruinen der letzteren erheben kann, 
ſo unterſtützt der Luxus auch von dieſer Seite ge— 
nommen das Volk in Monarchien. Doch wehe 
demſelben, wenn es ſich durch das Beiſpiel ſeiner 
Großen gleichſam zum Luxus verleiten läßt. Daun 
geht es ſelbſt zu Grunde, ſtatt ſich auf den Trüm⸗ 
mern der Großen des Reichs zu erheben. 

Man wird vielleicht fragen, was unter Luxus 
zu verſtehen ſei? Wir wiſſen wohl, daß die ver— 
ſchiedenartigſten Begriffe mit dieſem Worte ver— 
bunden werden. Ohne uns auf einen Wortſtreit 
einzulaſſen, bezeichnen wir als Luxus die Befriedig- 
ung jedes Bedürfniſſes, welches die Natur dem 
Menſchen nicht gegeben, welches er ſich ſelbſt da— 
her künſtlich angeeignet hat. 

Montesquieu bemerkt: 

„Der Luxus ſteht immer im Verhältniß 
zu der ungleichen Vertheilung der Geiſtes— 
güter. Wenn in einem Staate die Reich⸗ 
thümer gleich vertheilt ſind, wird es keinen 
Luxus geben; denn derſelbe beruht nur auf 
den Annehmlichkeiten, welche man ſich durch 
die Arbeiten Anderer bereitet.“ 


Die Vorſehung hat uns mehr gegeben, als wir 
zu unſerem Lebensunterhalt bedürfen. Allein alle 
ihre Gaben erfordern Arbeit, um ſie uns zugänglich 
zu machen. Wenn nun Ein Menſch die Arbeit von 
hunderten ſeiner Mitbürger in Anſpruch nimmt, fo 
müßen dafür ebenſo viele ſich übermäßig anſtrengen, 
um ſich ihren Lebensunterhalt zu erwerben und, 
wie es leider nur zu häufig in unſeren Tagen ge— 
ſchieht, an Erſchöpfung, Hunger und Elend früh- 
zeitig ſterben. Eine Fürſtin trägt ein Spitzenkleid, 
welches 10,000 fl. koſtet und dünkt ſich groß in 
dieſem Schmucke. Sie bedenkt nicht, daß hundert 
fleißige Hände an dieſem unnützen Flitterſtaate be— 
ſchäftigt wurden, welche in dieſer Zeit hätten 
nützliche d. h. ſolche Arbeiten verrichten können, 
wodurch wirkliche Lebensbedürfniſſe befriedigt worden 
wären; abgeſehen davon, daß die Luxusarbeiten in 
der Regel die Geſundheit der mit denſelben be= 
ſchäftigten Perſonen gefährden. | 

Der Luxus iſt allerdings eine nothwendige 
Zugabe der Monarchien. Allein hierin liegt ein 
Beweis, daß dieſes eben nicht die edelſte Re 
gierungsform iſt. 

Das Beiſpiel der Erwachſenen wirkt auf die 
Kinder. Das raſtloſe Streben nach äußerer Ehre 
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und vergänglichem Reichthum, welches letztere immer 
vor Augen haben, treibt ſie zur Nacheiferung an, 
auch wenn die Lehren, die ſie empfangen, ſie auf 
edlere Beſtrebungen hinweiſen. 

Sehr wahr ſagt Montesquieu: 

„Nicht in den öffentlichen Häuſern der 
Kindererziehung wird in Monarchien die 
eigentliche Erziehung ertheilt, ſondern wenn 
man in die Welt tritt, fängt die Erziehung 
gewiſſermaßen erſt an. Hier iſt die Schule 
deſſen, was man Ehre nennt, dieſer oberſte 
Meiſter, welcher uns überall leiten ſoll.“ 

Bald iſt ein Jahrhundert verfloßen, jet Mon 
tesquieu dieſe Worte niederſchrieb, und noch immer 
bilden ſie eine hohe praktiſche Wahrheit nicht blos 
für Frankreich, ſondern mehr oder weniger auch für 
das ganze übrige Europa. Frankreich hat zwei 
Revolutionen ſeither durchgemacht, es hat das Joch 
der Bourbonen zweimal abgeworfen, allein ſo lange 
es feſt hält an dem Joche, welches ihm die „Ehre“ 
auflegt, die Ehre im Gegenſatz der Tugend, der 
Schein im Gegenſatz der Wahrheit, wird es ver— 
gebens nach Freiheit ſtreben. Es wird nur einen 
Herrſcher mit dem andern wechſeln. Allein ſeine 
Regierungsform wird immer die monarchiſche bleiben, 
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mag es ſich auch noch fo leidenjchaftlid der Mo— 
narchie zu erwehren ſuchen. In Deutſchland iſt 
die Herrſchaft dieſer kalten, leeren Schein-Ehre be— 
deutend ſchwächer als in Frankreich, und darum 
wird es auch einſt auf eine höhere Stufe im poli— 
tiſchen Leben gelangen. Doch noch immer übt der 
Eintritt in die Welt auch auf unſere Jugend einen 
überwältigenden Einfluß. Wie manche Hoffnung 
wird durch denſelben verkümmert! Wie mancher 
vielverfpechende junge Mann geht unter in dieſem 
Strudel! 


Dritter Abſchnitt. 
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Von der Wahl-Einherrſchaft. 
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Die Wahl-Monarchie iſt gewiſſermaßen ein in⸗ 
nerer Widerſpruch, eine contradictio in adjecto. 
Die Monarchie beruht nemlich auf dem Grundſatz 
der politiſchen Unthätigkeit des Volkes und die 
Wahl auf dem der politifchen Fähigkeit derſel— 
ben. Daher konnte niemals eine Wahl: Monarchie 
gedeihen. Alle find elend untergegangen: Polen in 
einer dreifachen Zerſtückelung unter fremden Herr— 
ſchern, Deutſchland in einer vierzigfachen Zerſtücke— 
lung, jedoch zum größten Theil wen unter 
deutſchen Herrſchern. 

Es liegt in der menſchlichen Natur, daß die— 
jenigen Männer, welche berufen ſind, den Monar— 
chen zu wählen, ihr Wahlrecht benützen werden, 
um ſich Vortheile aller Art, und namentlich auch 
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politiſche Vortheile zu verſchaffen. Das Recht zu 
wählen wird ſolchergeſtalt in ſeinem Weſen verän— 
dert, es artet aus in eine Gelegenheit, welche den 
Wahlherren geboten wird, ſich Vortheile zu er— 
ſchleichen, die zu gleicher Zeit dem Monarchen 
und dem Volke verderblich werden. In Deutſch— 
land brachten es die Wahlherren nach und nach 
dahin, die kaiſerliche Gewalt zu einem Schatten 
zu verflüchtigen und ihre landesherrliche Gewalt da— 
gegen faſt ſouverän zu machen. In Polen führten 
die Königs-Wahlen zu unausgeſetzten Streitigkeiten 
und Kämpfen, welche es den lauernden Nachbarn 
ſehr leicht machten, mehr und mehr Einfluß zu 
gewinnen, bis am Ende eine Theilung des Reiches 
nach der andern erfolgte. 

Ausnahmsweiſe mag als Nothbehelf wohl ein— 
mal gewählt werden, namentlich in Zeiten, da das 
Vaterland bedrängt iſt, und die allgemeine Noth 
den Privatvortheil der Einzelnen in den Hinter— 
grund ſtellt, indem das Bedürfniß eines tüchtigen 
Monarchen in der Bruſt aller Bürger wohnt. Allein 
was ausnahmsweiſe einmal ganz leidlich ausfallen 
mag, iſt, wenn es regelmäßig wiederkehrt, wenn 
auf dieſe Wiederkehr gerechnet, für dieſelbe Vor— 
bereitung getroffen werden kann, im höchſten Grade 
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verderblich „denn dann hat der Staat auch keine 
Ruhe in den Zeiten da der Herrſcher lebt. Während 
feines Lebens wird ſchon auf feinen Tod ſpekulirt, 
und ſo hören die Intriguen und Cabalen nie auf. 
Eine Wahlmonarchie beſteht allerdings ſchon mehr 
als ein Jahrtauſend, diejenige des Pabſtes in Rom. 
Allein eines Theils iſt dieſelbe nicht blos eine welt— 
liche Monarchie, ſondern auch eine geiſtliche, andern 
Theils tritt hier der Umſtand ein, daß das Cölibat 
des Pabſtes ſowohl als der ihn wählenden Cardinäle 
manchen Intriguen ein Ziel ſetzt. Endlich aber 
zeigt uns die Geſchichte nichts deſto weniger gar 
viele beſtrittene Pabſtwahlen, gar vieles Aergerniß, 
Bannbullen, Mord und Todtſchlag, welche in Folge 
derſelben ſtatt gefunden haben. Zudem kann die Herr— 
ſchaft des Pabſtes im ſtrengen Sinn des Worts 
keine reine Einherrſchaft genannt werden. Das 
Collegium der Cardinäle übt einen ſo mächtigen 
Einfluß auf die weltliche und geiſtliche Regierung 
des Pabſtes aus, daß, inſofern der Pabſt nicht 
einen ungewöhnlich kräftigen Charakter beſitzt, er 
mit demſelben ſeine Macht wenigſtens theilt. Unter 
dieſen Umſtänden kann die Herrſchaft des Kirchen— 
ſtaats und der katholiſchen Kirche, wenn man das 
Weſen mehr in das Auge faßte als die äußere 
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Erſcheinung, d. h. weun man die den Zahlen zu 
Grunde liegende Bedeutung mehr beachtet, als die 
Zahlen ſelbſt, — eher eine Ariſtokratie als eine 
Monarchie genannt werden. Es iſt nicht zu leug— 
nen, daß die Verfaſſung des Kirchenſtaats eine 
große Aehnlichkeit beſitzt mit derjenigen von Genua 
und Venedig zur Zeit da dieſe Städte noch Repu— 
bliken genannt wurden. In dieſen beiden Städten 
wie in Rom hatte die Maſſe des Volkes keine po— 
litiſchen Rechte, nur war allerdings die Zahl derer 
größer, welche in Genua und Venedig an der 
Dogenwahl Antheil nahmen, als die der Cardinäle 
iſt, welche den Pabſt wählen. 

Doch kehren wir zu den Wahl-Einherrſchern 
zurück, welche nicht auf einen Cölibatär weſentlich 
angewieſen ſind, alſo zu Wahl-Einherrſchaften, welche 
verheirathete oder doch heirathsfähige Fürſten auf 
den Thron heben, Fürſten, welche Kinder haben, 
wenn ſie zur Regierung gelangen, oder im Laufe ihrer 
Regierung ſolche erhalten. Bei dieſen Wahl-Einherr⸗ 
ſchaften muß nothwendig ein Kampf entſtehen zwi⸗ 
ſchen dem Monarchen, welcher ſich beſtrebt, die 
Wahl⸗Monarchie in eine erbliche Monarchie umzu⸗ 
wandeln, und den Wählern, welche ſich bemü- 
hen, dieſes nicht zu dulden. Dieſer Kampf wird 
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immer auf Koſten des Volks geführt. Denn Wäh— 
ler und Monarch werden ſich im günſtigen Falle 
mit einander verſtehen, ſich mehr oder weniger 
gegenſeitig erlauben, ſich durch das Volk bezahlt zu 
machen, ſo daß dieſes die Zeche jedenfalls zu ent— 
richten hat. Dieſes iſt der günſtigſte Fall. Denn 
weit ſchlimmer iſt es, wenn ſie ſich, wie dieſes in 
Polen oft der Fall war, nicht mit einander ver— 
ſtehen. Dann eutſtehen immer Kriege, Empörungen, 
Anarchie und alles das Elend, was in deren Ge— 
folge nothwendig immer ſein muß. 

Die Wahl⸗Einherrſchaft iſt demnach an und für 
ſich ſchon ein Uebel, fie beruht unter allen Um— 
ſtänden auf einer ſchiefen Grundlage. Es kann 
ſich daher bei ihr nur fragen: auf welche Weiſe 
können die ihr nothwendig anklebenden Uebelſtände 
wenigſtens möglichſt verringert, möglichſt unſchäd— 
lich für den Staat gemacht werden? Die Antwort 
auf dieſe Frage dürfte folgende ſein: 1) iſt das 
Geſetz in Betreff der Wahl des Monarchen genau 
zu beſtimmen, fo daß keine Zweifel darüber ent— 
ſtehen können: wer berechtigt ſei zu wählen, ge— 
wählt zu werden und in welcher Weiſe die Wahl 
gültig vorgenommen werden könne? 2) Bei der 
Abfaſſung des Wahlgeſetzes iſt darauf zu ſehen 
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a) die Zahl der Wählenden möglichſt zu beſchränken, 
denn je größer deren Zahl, deſto ſchwieriger iſt es, 
ſie unter einen Hut zu bringen, deſto leichter ent— 
ſtehen Wahlſtreitigkeiten und deſto weniger kann 
daher auf ein gutes Wahlergebniß gerechnet werden. 
b) Die Garantie für den Gewählten können nur 
die Wahlherren geben. Je mehr dieſelben durch 
geſetzliche Beſtimmungen in ihrer freien Wahl ge— 
hemmt werden, deſto ſchwieriger wird dieſelbe. Daher 
iſt es am beſten in dieſer Beziehung nur alle Die- 
jenigen von der paſſiven Wahlfahigfeit auszuſchließen, 
welche der Natur der Sache nach unfähig ſind zu 
regieren, wie Unmündige, Solche, welche der Landes— 
Sprache nicht kundig, Ausländer, Diejenigen, welche 
nicht bei geſundem Geiſte ſind oder nicht diejenigen 
Sinne haben, welche zum Regieren erforderlich ſind 
(wie Taube und Blinde). Was endlich den Wahl 
modus betrifft, jo iſt erforderlich, daß die Wahl— 
herren ihr Wahlrecht perſönlich ausüben, daß wer 
daher bei der Wahlhandlung nicht erſcheint, als 
auf ſein Wahlrecht für den in Frage ſtehenden Fall 
verzichtend angeſehen wird, und daß ſolche Ein⸗ 
richtungen getroffen werden, welche jeden ungebühr- 
lichen Einfluß auf die Wahlherren möglichſt aus⸗ 
ſchließen. In allen dieſen Beziehungen können die 
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geſetzlichen Beſtimmungen in Betreff der Pabſtwahl 
als Muſter dienen. 

Wichtiger als dieſe Beſtimmungen iſt übrigens 
der Charakter der Wahlherren. Sind dieſe dem 
Eigennutze, der Selbſtſucht und dem Ehrgeize ver— 
fallen, ſo werden keine Geſetze der Welt vermögen, 
die Thätigkeit dieſer niederen Regungen von der 
Wahl fern zu halten. Lieben ſie dagegen ihr Va⸗ 
terland mehr als ſich ſelbſt, das Recht mehr als 
ihr Privat⸗Intereſſe, haben fie ein lebendiges Ge⸗ 
fühl für die Bedürfniſſe des Volks, dann werden 
ſie zwar gut wählen, allein dann iſt es ſtets zu 
bedauern, daß ſolche treffliche Männer nur zur Be⸗ 
gründung, nicht aber zur Führung der neuen Herr- 
ſchaft mitzuwirken berufen find. Im entgegenge- 
ſetzten Falle iſt es aber zu beklagen, daß ſie über⸗ 
haupt politiſche Rechte beſitzen, und um ſo mehr 
je bedeutungsvoller dieſe ſind. 

Die Rechte des Monarchen find an und für 
ſich dieſelben, er leite ſeine Gewalt aus einer Wahl, 
oder aus der Erbfolge ab. Allein nichts deſto 
weniger wird der gewählte Monarch unter ſonſt 
gleichen Verhaltniſſen niemals fo bereitwilligen Ge⸗ 
horſam finden, als der erbliche Monarch. Denn 
der Gedanke, daß der Regierungsnachfolger von 
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anderen Grundſätzen ausgehen werde, als der Ne; 
gierungsvorfahr, liegt bei der Wahl-Monarchie viel 
näher, als bei der erblichen Monarchie. Der Wahl— 
Monarch wird daher in der Regel nur dann einen 
bedeutenden Einfluß auf die Regierung des Staats 
üben und gute Ordnung im Staate halten, wenn er 
ſelbſt eine bedeutende Perſönlichkeit beſitzt. Entbehrt 
er dieſe, ſo wird es ihm unmöglich ſein, durchzu— 
greifen und namentlich Diejenigen in Ordnung zu 
halten, deren Stimmen ihn zum Throne beriefen. 
Denn dieſe glauben, der durch ſie auf den Thron 
gehobene Fürſt ſei ihnen ſo vielen Dank ſchuldig, 
daß fie ſich alles mögliche gegen ihn und gegen die 
Geſetze des Staates erlauben dürfen, während auf der 
anderen Seite Diejenigen, welche gegen ihn ſtimmten, 
ſchon deßhalb unwillig find, ihm zu gehorchen, weil 
ſie von vorn herein ihm kein Vertrauen ſchenken. 

Allerdings erlebten wir in unſern Tagen. daß ein 
durch die Wahl des Volks auf den Thron gehobener 
Monarch (Ludwig Philipp König der Franzoſen) 
im Laufe weniger Jahre ſeiner Herrſchaft einen 
feſten Grund legte. Allein einerſeits iſt das Ge⸗ 
ſetz, unter welchem er zur Einherrſchaft berufen 
wurde, dasjenige der erblichen und nicht der 
Wahl⸗Monarchie, andererſeits iſt Ludwig Philipp 
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unftreitig eine ſehr bedeutende Perſonlichkeit. Man 
kann nicht ſowohl ſagen, daß Ludwig Philipp frei 
gewählt, als daß die ältere Linie des Hauſes Bour— 
bon frei ausgeſchloſſen wurde. Ludwig Philipp 
war nach Ausſchluß jener Linie der nächſte Erbe 
der Krone Frankreichs. Sein Erbrecht fiel gewiß 
wenigſtens eben ſo bedeutend in die Waagſchale als 
ſeine Popularität zur Zeit, da ihm die Krone an— 
geboten wurde. Ohne Zweifel erſchwerte übrigens 
die Art wie er den Thron beſtieg, ihm die Herr— 
ſchaft außerordentlich. Ein großer Theil der Un— 
popularität, welche dem Könige Ludwig Philipp 
bei jeder Gelegenheit bekundet wird, iſt auf Rech— 
nung Derjenigen zu ſchreiben, welche ihm feiner 
Zeit ihre Stimme gaben und dafür nicht genügend 
belohnt worden zu ſein vermeinen, ſo wie auf Rech— 
nung Derer, welche gleich anfangs ſeiner Erwählung 
entgegen waren. Wenn Ludwig Philipp ungeachtet 
ſeiner eminenten Herrſchergaben, ungeachtet ſeiner 
ihm angeborenen eventuellen Rechte auf die Krone, 
und ungeachtet er zum Haupte einer erblichen 
Monarchie erhoben wurde, dennoch mit ſo großen 
Schwierigkeiten ſeit 16 Jahren zu kämpfen hat, 
fo iſt uns dieſes gewiß ein Beweis, daß ſelbſt unter 
den günſtigſten Verhältniſſen ein durch * auf 
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den Thron gehobener Monarch eine höchſt ſchwie— 
rige Stellung hat. Erſt nach dem Tode Ludwig 
Philipps wird es ſich übrigens zeigen, ob derſelbe 
die Schwierigkeiten ſeiner Lage gründlich überwun— 
den, oder nur hinausgeſchoben und verſchleiert hat. 
Allerdings beſitzt im gegenwärtigen Augenblicke 
Ludwig Philipp eine entſchiedene Majorität in den 
Kammern für ſich, wohl hat er alle ſeine Kinder 
nach Wunſch verheirathet, vielleicht wird er ſelbſt 
die Dotation für den Herzog von Nemours durch— 
ſetzen. Allein nicht zu leugnen iſt es, daß er ſich 
zu weit von den Elementen entfernt hat, welche 
ihn auf den Thron gehoben haben. Der Groll 
Derjenigen, welche gleich anfangs ſeiner Erhebung 
entgegen waren, und Derjenigen, deren Erwartungen 
durch ihn getäuſcht wurden, dürfte doch früher oder 
ſpäter zu bedenklichen Ausbrüchen führen. Ludwig 
Philipp hat zu ſehr feine Familien-Intereſſen gehegt, 
als daß nicht der Franzoſe ein Recht hätte, ſich 
über ihn zu beklagen, er hat für die Freiheit, für 
eine wohlfeile Verwaltung und für die arbeitenden 
Claſſen des Volks zu wenig gethan, als daß er 
hätte populär bleiben können. Ludwig Philipp iſt 
gewiß der klügſte Monarch Europa's, allein es fehlt 
ihm diejenige moraliſche Kraft, welche den Uebergang 


von der Monarchie zum Freiſtaate vermitteln kaun. 
Auf dieſem Uebergange iſt Frankreich begriffen. 
Ludwig Philipp erleichtert denſelben ſeinem Lande 
nicht, ſondern erſchwert ihn, und darum fürchten 
wir, werden ernſte Conflicte, wenn auch nicht bei 
ſeinen Lebzeiten, doch nach ſeinem Tode ausbrechen. 
Je größer ſeine Herrſcher-Gaben ſind, deſto ſchwie— 
riger iſt die Stellung ſeines Nachfolgers. 

Damit die Monarchie ſtark ſei, müſſen die 
Rechte des Wahl⸗Monarchen ganz dieſelben fein 
wie diejenigen des erblichen Monarchen. Allein in 
der Natur des Wahlreichs liegt es, daß der Mo— 
narch faſt niemals, ſelbſt nicht im Laufe vieler Jahre 
und unter glücklichen Umſtänden ſeinen Rechten 
denjenigen Nachdruck zu verleihen im Stande iſt, 
welchen der erbliche Monarch den ſeinigen gleich am 
erſten Tage ſeiner Thronbeſteigung geben kann. 
Der Gegenſatz zwiſchen dem, was der Monarch 
als ſolcher ſein ſollte, und was er in Folge 
der mit feiner Wahl nothwendig verbundenen Ver— 
hältniſſe iſt,) — dieſer unglückliche Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen ſein ſollen und ſein, bringt eine Halbheit, 
eine Zerriſſenheit und eine Verwirrung in die 
Wahl⸗Monarchien, welchen fie früher oder ſpäter 
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Diefelbe halbe Stellung, welche der Monarch 
ſelbſt einnimmt, überträgt ſich auf alle von ihm 
angeſtellten Civil- und Militär-Diener. Dieſe ſtehen 
immer in der Mitte zwiſchen dem Monarchen des 
Tages und den Wahlherren, aus deren Händen 
das Land vielleicht in wenigen Tagen einen neuen 
Herrſcher empfangen mag. Es iſt nicht zu erwarten, 
daß die angeſtellten Diener des Monarchen des 
Tages die nothwendige Kraft entwickeln werden 
gegen die Beherrſcher der Zukunft, denn dieſes, 
ſind die Wahlherren unſtreitig. 

So ſteht der Wahl-Monarch in halben, in 
unnatürlichen Verhältnißen zu allen einflußreichen 
Perſonen des Staats, insbeſondere aber auch zu 
ſeiner eigenen Familie, welche ihm anliegt, für ihre 
Zukunft zu ſorgen. Dieſe Sorge bringt ihn aber 
wiederum in Conflicte mit den Wahlherren, die 
ſich ihre Wahlrechte weder direct durch Sicherung 
der Wahl eines Sohnes des Monarchen, noch in— 
direct durch Verleihung wichtiger Staatsſtellen oder 
großen Grundbeſitzes an denſelben, ſchmälern laſſen 
wollen. Ein unausgeſetzter Argwohn umlauert daher 
den Wahl-⸗Monarchen. Jeder feiner Schritte wird 
bewacht, jede Unvorſichtigkeit gefährdet ſeinen Thron. 
Denn dieſelben Wahlherren, welche ihn gewählt, 
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haben, wenn ſie ſich vereinigen, auch Macht genug 
ihn ab⸗ und einen andern Monarchen an ſeine 
Stelle zu ſetzen. Mit einem Worte, alle Verhält— 
niſſe, in welchen ſich der Wahl-Monarch befindet, 
ſind unhaltbar, ſind ſchief, ſind unnatürlich. Ent— 
weder wird daher das Wahlreich zum Erbreich, oder 
wenn dieſes nicht gelingt, enſteht Anarchie ) mit 
allen ihren Folgen. 


*) Siehe unten Abſchnitt 18 u. 19. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der erblichen Einherrſchaft. 
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Die einzige Art, wie ſich die Monarchie ihrem 
Prinzipe gemäß fortpflanzen kann, iſt der Erbgang. 
Nur die erbliche Einherrſchaft iſt conſequent, ent— 
hält nicht ſchon in ſich, abgeſehen von beſonderen, 
ungünſtigen Umſtänden, den Keim ihres Verfalls. 

Die Monarchie beruht auf der Vorausſetzung 
der politiſchen Unfähigkeit des Volkes und der aus 
ſchließlichen politiſchen Befähigung des Herrſchers. 
Dieſe Vorausſetzung ſchließt nothwendig alle Theil— 
nahme des Volks bei der Wahl des Monarchen 
aus. Nur das Erbrecht kann daher folgerichtiger 
Weiſe den Nachfolger des Monarchen bezeichnen. 
Die erbliche Monarchie bleibt wenigſtens ihrem 
Prinzipe treu. Was bei der Wahl-Monarchie die 
Wahl, iſt bei der erblichen die Fortpflanzung. 
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In demfelben Maaße als bei der Vererbung 
der Herrſchaft die Fortpflanzung des Herrſcherge— 
ſchlechts bedeutungsvoll wird, in demſelben Maaße 
iſt letzteres aufgefordert, die Geſetze der Natur 
dabei ja nicht zu übertreten. Allein leider ſehen wir 
bei den meiſten alten Monarchien, daß jene Geſetze 
mehr und mehr verletzt werden. Die Fortpflanzung 
des Menſchen ſteht eben ſo wohl unter weiſen Ge— 
ſetzen, als die des Thiers, und werden dieſe nicht 
beachtet, jo iſt die Folge, daß die Race ausar— 
tet. Die Verſuchungen auf dem Throne ſind groß 
und mannigfaltig, wenige können denſelben wider— 
ſtehen. Geſchwächt an Körper und Geiſt treten 
viele fürſtliche Erben in das mannbare Alter. Ihre 
Wahl iſt in der Regel nicht frei. Statt ein Weib 
heimzuführen welches körperlich und geiſtig einen 
kräftigen Reitz auf ſie ausüben würde, wird ihre 
Wahl gelenkt durch Convenienz und Politik. 

Ein ſo geſchloſſener Bund iſt der Hervorbringung 
einer kräftigen Nachkommenſchaft nicht günſtig. Man 
hat ſich oft gewundert, wie es komme, daß die 
natürlichen Kinder der Fürſten faſt immer an Kraft 
und Schönheit die ehelich gezeugten bei weitem 
überträfen. Die Antwort liegt in der Natur der 
Sache. Wo ein lebendiges Gefühl Vater und Mutter 
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zuſammengeführt, entſteht unter deſſen Einfluß ein 
kräftiges Geſchlecht. Wo dagegen durch frühere Ge— 
nüſſe ſtumpf gewordene, durch Etiquette und Zwang 
aller Art gehemmte Gefühle ſich begegnen, da kann 
die Frucht, wie der Baum an welchen ſie reift, 
nur ſaft- und kraftlos werden. Wie viele von 
unſern Fürſtenmüttern ſind wohl im Stande ihren 
Kindern zu ſein, was die Löwin und die Tigerin 
den ihrigen iſt? Was die Etiquette und eine un— 
natürliche Erziehung noch gut ließen, verderben 
Kleider, Speiſen und Betten. Die Schnürbrüſte 
erdrücken allmählig die Brüſte, daß ſie keine Milch 
mehr zu bereiten vermögen, die überreichen Speiſen 
liegen als todte Maſſen im Körper, da fie nicht 
durch eine entſprechende Bewegung in das Blut 
befördert werden, Mangel an Bewegung erſchlafft 
die Nerven und die Muskeln des Unterleibs, welche 
bei der Geburt eine ſo wichtige Rolle ſpielen. Wo 
das Wohl der Millionen auf einer gefunden Fraf- 
tigen Fortpflanzung beruht, arbeitet der ganze Or— 
ganismus des Hoflebens darauf hin, dieſelbe durch 
und durch zu Grunde zu richten. Manche Herrſcher— 
geſchlechter wären daher längſt ausgeſtorben, wäre 
da und dort nicht auf geſetzwidrige Weiſe den 
ſchwachen Kräften der fürſtlichen Ehepaare nach⸗ 
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geholfen worden. Andere beſtehen zwar noch fort, 
allein ſchwach an Körper und Geiſt, und unfähig, 
die auf ihnen ruhenden Laſten mit Freiheit und 
Leichtigkeit zu tragen. Das Geſchlecht der Mero— 
vinger endigte im Kloſter; das der Carolinger, 
welches ſo kräftig begonnen hatte, ſtarb bald 
aus. Die Stuarte gingen zu Grunde, die franzöſi— 
ſchen Bourbonen wurden aus Frankreich vertrieben, 
und haben in Spanien unausgeſetzt für ihre Exi— 
ſtenz zu kämpfen. Wie regieren die Bourbonen in 
Italien! Von den deutſchen Herrſchergeſchlechtern 
zu ſprechen, iſt bedenklich. Der Unfruchtbarkeit 
des däniſchen Königshauſes haben wir es zu dan— 
ken, wenn Schleswig-Holſtein und Lauenburg wie— 
der in ein engeres Verhältniß zu Deutſchland treten, 
und der Unfruchtbarkeit gewiſſer Fürſtentöchter wer— 
den wir es verdanken, wenn wir nicht mehr und 
mehr von ausländiſchen Feſſeln umzogen werden. 
So rächt ſich jede Uebertretung der Geſetze der 
Natur von ſelbſt und Kinder und Kindes-Kinder 
büßen für die Frevel ihrer Ahnen. Was nützt es 
ihnen, wenn ſie ihre Abkunft durch eine Reihe 
ebenbürtiger Ahnen bis in das achte Jahrhundert 
zurückführen, falls ſie ſelbſt nicht mehr zeugen, nicht 
mehr gebären und nicht mehr ſäugen konnen? 
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So hilft die Natur felbft den menſchlichen Ein— 
richtungen nach. Die erbliche Einherrſchaft, welche 
auf den erſten Aublick alles von dem Zufalle der 
Geburt abhängig macht, hängt lediglich von dem 
naturgemäßen Leben und der naturgemäßen Ein— 
gehung der Ehen der Fürſten ab. Nur diejenigen 
Dynaſtien können ſich lange auf dem Throne hal— 
ten, welche naturgemäß leben. Die Stifter von 
Dynaſtien ſind in der Regel kräftige und tüchtige 
Männer, denn nur ſolche können ſich durch ihre 
Verdienſte auf den Thron ſchwingen. Allein die 
im Purpur geborenen Nachkommen derſelben arten 
gar leicht aus. Durch ſie werden die Dynaſtien 
geſtürzt. 

Der Vorzug der erblichen Monarchie vor der 
Wahl⸗Monarchie beſteht nicht blos darin, daß ſie 
alle die Nachtheile der letzteren vermeidet, allen 
Intriguen und Kabalen in Betreff der Thronfolge 
ein Ziel ſteckt, (vorausgeſetzt, daß die Erbfolge— 
Ordnung deutlich und beſtimmt gefaßt iſt), ſondern 
auch darin, daß in ihr eine ausgeartete Dynaſtie 
von ſelbſt, jet es durch deren Ausſterben, ſei es durch 
Regierungsunfähigkeit beſeitigt wird, während in 
Wahlreichen in der Regel jede beſtrittene Wahl 
neue Wahlſtreitigkeiten bei dem nächſt eintretenden 
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Todesfalle zur Folge hat, indem ſich die bei der 
früheren Wahl geſchlagene Parthei auf's äußerſte 
anſtrengt, nicht ein zweitesmal zu unterliegen. 

Ein weiterer Vorzug der erblichen Einherrſchaft 
beſteht darin, daß die Sicherheit der Thronfolge 
eines Theils den Herrſcher zur Milde, andern 
Theils das Volk zur Treue und Anhänglichkeit be— 
ſtimmt. Der durch die freie Wahl auf den Thron 
gehobene Fürſt, welcher fürchten muß, daß nach 
ſeinem Tode die Wahl auf einen andern, ſeiner 
Familie fremden Nachfolger fallen möchte, iſt dem— 
zufolge doppelt aufgefordert, bei ſeinen Lebzeiten 
für die Seinigen zu ſorgen. Er wird dadurch leicht 
zu Bedrückungen oder Ungerechtigkeiten verleitet, 
während der erbliche Herrſcher in dem Bewußtſein, 
ſeiner Familie alles zu hinterlaſſen, was er ſelbſt 
beſeſſen, durch den Gedanken an ſeine Nachkom— 
men nicht aufgefordert wird, die Zeit ſeiner Herr— 
ſchaft zu deren Gunſten auszubeuten, ſondern im 
Gegentheil bedacht iſt dieſen, als das werthvollſte 
Erbe, die Liebe, Achtung und Verehrung des Volkes 
zu hinterlaſſen. | 

Allerdings können auch in erblichen Monarchien 
bei eintretenden Todesfällen oder ſonſtigen Thron- 
Erledigungen Streitigkeiten eintreten, allerdings 
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finden ſich auch, wie die Geſchichte zeigt, unter den 
erblichen Monarchen nicht ſelten arge Tyrannen und 
Volksbedrücker. Allein dieſe Uebelſtände wurzeln 
doch nicht in dem Weſen der erblichen Monarchie, 
ſondern entweder in der Mangelhaftigkeit der Grund— 
geſetze, welche die Erbfolge beſtimmen, oder in der 
Ausartung der Dynaſtie, welcher übrigens, wie wir 
geſehen haben, in der Regel früher oder ſpäter ihr 
Erlöſchen folgt. 

Die erbliche Monarchie ſetzt weſentlich voraus, daß 
der älteſte Erbe zum Throne alle übrigen Hinterlaſſenen 
für die Zeit ſeines Lebens ausſchließe. Die Erb-Mo— 
narchie kann nicht beſtehen, wo gleich nahe Erben ſich 
entweder qualitativ oder quantitativ in die Monar— 
chie theilen d. h. entweder die Regierungsrechte oder 
das Staatsgebiet zerſtückeln. Die Monarchie um— 
faßt nicht, gleich einem Bauerngute nur Rechte, 
ſondern auch die wichtigſten Pflichten. Nur dieſe 
letzteren haben ſie ins Leben gerufen. Das Volk 
läßt ſich die Einherrſchaft nur gefallen, weil ſie 
ihm frommt, weil ſie ſeine Intereſſen fördert. 
Anders verhält ſich die Sache bei der Vererbung 
irgend eines Vermögens, irgend eines Gegenſtands, 
welcher bloſen Geldwerth beſitzt. Eine Sache 
hat keine Rechte, wohl aber ein Volk. Die Zeiten, 
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da die Monarchien zwiſchen verſchiedenen gleich 
nahen Erben getheilt wurden, waren daher in ſtaats— 
rechtlicher Beziehung die finſterſten. Die Völker 
wurden behandelt wie Sachen, duldeten eine ſolche 
Behandlung, und mußten daher ſchrecklich unter 
derſelben leiden. Dieſe finſteren Zeiten ſind hinter 
uns, wenn auch manche Ueberreſte derſelben uns 
geblieben ſind. Die Untheilbarkeit iſt der erſte 
Grundſatz der Monarchie überhaupt, und daher 
namentlich auch der Erb-Monarchie. 

Was die Erbfolgeordnung betrifft, ſo hat ſich 
im Lauf der Jahrhunderte diejenige als die beſte 
bewährt, der zufolge der älteſte Sohn immer den 
Vorzug hat, ſowohl wenn es ſich handelt um die 
Erbfolge der Individuen, als der Linien (Primo— 
genitur und Lineal-Erbfolge). 

Eine der wichtigſten Fragen in Betreff der 
Erbfolge⸗Ordnung iſt diejenige, welche ſich auf die 
Geſchlechts-Verſchiedenheit bezieht. 1) Sollen Wei- 
ber überhaupt Erbrechte auf den Thron haben? 
2) Sollen ſie wenigſtens bei Ermangelung des 
Mannsſtamms erbberechtigt ſein? 3) Sollen ſie 
nur vor gleich nahen männlichen Erben zurückſte—⸗ 
hen? 4) Sollen ſie mit den Männern gleiche Erb⸗ 
rechte haben? Nur die letztere Frage iſt in allen 
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civiliſirten Monarchien verneint. In demfelben 
Maaße als eine Monarchie mit anderen Elementen 
(der Ariſtokratie und der Demokratie) vermiſcht 
iſt, kann den Frauen ein Erbrecht auf die Krone 
ertheilt werden. In der mit ariſtokratiſchen und 
demokratiſchen Elementen vermiſchten Monarchie 
Großbritanien und Irland ſind die Frauen nicht 
blos erbfolgeberechtigt, ſondern ſie gehen auch allen 
entfernteren männlichen Erben vor und werden 
nur durch die näheren oder doch gleich nahen männ— 
lichen Erben ausgeſchloſſen. In Oeſterreich hat 
die Frage in Betreff der Erbfolge-Ordnung der 
Frauen den bekannten öſterreichiſchen Erbfolge— 
Krieg herbeigeführt. Die Frage der Erbfolgebe— 
rechtigung der Frauen wird ohne Zweifel bald in 
Betreff der Herzogthümer Schleswig-Holſtein und 
Lauenburg von praktiſcher Bedeutung werden. Wo 
dieſe Fragen durch die Staatsgrundgeſetze klar und 
deutlich entſchieden ſind, muß es natürlich bei die— 
ſen ſein Bewenden behalten. Wo dieſes nicht der 
Fall iſt, treten in der Regel Streitigkeiten ein, 
welche bisher gewöhnlich durch die überwiegende 
Macht der Streitenden ihre Erledigung fanden. 
Traurig iſt es allerdings, wenn die Schickſale der 
Völker abhängig ſein ſollen von der Macht eines 
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Kron ⸗Prätendenten. Allein bei Monarchien kann 
es kaum anders fein, weil fie auf dem Grundſatze 
der politiſchen Unfähigkeit des Volkes beruhen. 
Das Volk, welches ſich daher verletzt fühlt bei dem 
Gedanken vererbt zu werden nicht blos nach einer 
feſtſtehenden Erb⸗Ordnung, ſondern auch nach den 
Launen, der Habſucht und den Machtverhältniſſen 
der Verwandten ſeiner Fürſten, muß dahin wirken, 
wenn nicht den großen Schritt von der Monarchie 
zur Demokratie, doch denjenigen von der Monarchie 
zu einer mit demokratiſchen und ariſtokratiſchen 
Elementen vermiſchten Monarchie (Repräſentativ⸗ 
Monarchie, landſtändiſche Monarchie, beſchränkte 
Monarchie) zu machen. 


Fünfter Abſchnitt. 


— 
— — — 


Die Monarchie in ihrer Vermiſchung mit 
anderen Regierungsformen. 
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Wo in einer Monarchie ein einflußreicher Ge— 
burtsadel oder ein durch Verfaſſungsgeſetze geſicher— 
ter Beamtenſtand beſteht, bilden dieſelben natur— 
gemäß ſchon im Verhältniß zu ihrem Einfluße 
ein kräftiges Gegengewicht der Monarchie, und wo 
ein durch eine tüchtige Gemeinde-Ordnung geeinigter, 
und durch eine freie öffentliche Meinung geſchützter 
Bürger- und Bauern-Stand beſteht, bilden dieſe 
jene Gegengewichte. Auch ohne formelle Aner— 
kennung verfaſſungsmäßiger Rechte können Bürger-, 
Bauern- und Adel-Stand thatſächlich ariſtokratiſche 
und demokratiſche Elemente in die monarchiſche 
Staatsverfaſſung einführen. Unter Staatsverfaſſung 
iſt nehmlich nicht ſowohl dasjenige zu verſtehen, 
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was auf dem Papiere, als dasjenige, was in dem 
rechtlichen Bewußtſein des Volks und ſeiner Herr— 
ſcher geſchrieben ſteht. Die Verletzung dieſes recht— 
lichen Bewußtſeins allein wird die Folgen einer 
Verfaſſungsverletzung nach ſich ziehen, wobei es 
von keinem weſentlichen Belange iſt, ob jenes Be— 
wußtſein ſich gründet auf die beſtehenden Landes⸗ 
bedürfniſſe, Landesgewohnheiten oder die gefchrie- 
benen Landesgeſetze. 

Formell tritt übrigens erſt dann eine Vermi— 
ſchung der Monarchie mit anderen Regierungsfor— 
men ein, wenn durch eine beſtimmte Form, na— 
mentlich durch eine beſtimmte Urkunde, den ariſto— 
kratiſchen oder demokratiſchen Elementen des Volks 
direkte Einwirkung auf die Staatsverwaltung ges 
ſtattet iſt. Auf den Namen kömmt es hierbei nicht an. 
Häufig behält man in der Politik einen Namen 
bei, welcher feine thatſächliche Begründung längſt 
verloren hat. So wird in der engliſchen Ver— 
faſſung nicht blos der Name der Monarchie, ſon— 
dern auch das ganze durch dieſe Regierungsform 
bedingte Cermoniel auf's genaueſte gehandhabt, und 
dennoch iſt von dem monarchiſchen Prinzip in Groß⸗ 
brittanien thatſächlich nur wenig übrig geblieben. 


In dem Oberhauſe waltet allein das ariſtokratiſche 
9. Struve Staatswiſſenſchaft II. 6 
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Element, in das Unterhaus theilen ſich die ariſto— 
kratiſchen und die demokratiſchen Elemente, die Ver— 
waltung iſt eine vorherrſchend ariſtokratiſche, ſowohl, 
was das Heer, die Diplomatie, als was die ſon— 
ſtigen inneren Angelegenheiten betrifft. Den eigent— 
lichen Sitz der Verwaltung bildet das Parlament, 
die übrigen Elemente derſelben ſind dieſem durch— 
aus untergeordnet. Wenn wir daher die monarchi— 
ſchen, ariftofratifchen und demokratiſchen Elemente 
der engliſchen Verwaltung mit Zahlen bezeichnen 
wollen, ſo würden wir dem monarchiſchen die Zahl 
1, dem ariſtokratiſchen die Zahl 4 und dem demo— 
kratiſchen die Zahl 1 geben. Allein das letztere iſt 
augenſcheinlich im Wachsthum begriffen, denn die 
öffentliche Meinung, welche in England einen ſo 
großen Einfluß übt, ſteht demſelben zur Seite. Es 
hat namentlich in der letzten Zeit große Fortſchritte 
gemacht, indem es wichtige Maaßregeln durchgeſetzt 
hat, welche ſeine Kraft mehr und mehr heben müſſen. 
Was die Engländer im gegenwärtigen Augenblicke 
mit dem Namen der Handelsfreiheit (free trade) be⸗ 
legen, iſt am Ende nichts weiter, als die Entfernung 
eines Theils der von Seiten der Ariſtokratie der 
Demokratie auferlegten Steuern und Abgaben. In 
demſelben Maaße, als die engliſche Ariſtokratie mehr 
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und mehr verſchuldet, und als der Stand der Kauf— 
leute, Fabrikanten und Handwerker an Wohlſtand 
und Einfluß zunimmt, in demſelben Maaße wird 
das demokratiſche Prinzip an Ausdehnung gewinnen. 
So lange übrigens der größere Theil des Grund 
und Bodens ſich in den Händen der Ariſtokratie 
befindet, ſo lange England daher keinen freien, 
d. h. Grund und Boden beſitzenden Bauernſtand 
hat, ſo lange endlich ganze Städte auf dem Grund 
Hund Boden des Adels ſtehen und der Stadtbürger 
ſein Haus nur auf eine Anzahl Jahre ſein nennen 
kann, ſo lange endlich der reich gewordene Bürger 
kein höheres Streben kennt, als dasjenige, der Ari— 
ſtokratie jo nahe als möglich zu kommen, — fo lange 
wird das ariſtokratiſche Prinzip immer als vorherr— 
ſchend anerkannt werden müſſen. 

Ganz anders verhält ſich die Miſchung der 
franzöſiſchen Verfaſſung. Die erſte Kammer hat 
dadurch ſchon einen weſentlich monarchiſchen Cha— 
rakter, daß alle darin ſitzenden Pairs ſeit Menſchen 
Gedenken von der Krone ernannt worden ſind und 
daß die meiſten derſelben früher Staatsdiener waren, 
oder noch ſind. In der zweiten Kammer ſitzen ſo 
viele Staatsdiener, daß auch dieſe einen weſentlich 
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Staatsverwaltung, dem Heere, der Diplomatie, der 
ſogenannten Adminiſtration und der Juſtiz iſt die 
Einrichtung überall monarchiſch. Während in Eng— 
land die von der Regierung ernannten Beamten 
verhältnißmäßig wenige ſind, indem gar, vieles den 
Gutsbeſitzern und den Gemeinden überlaſſen iſt, was 
in Frankreich von Staatsbeamten beſorgt wird, ſind 
dieſelben in Frankreich ſehr zahlreich, und während 
ſie in England es ſich zur Ehre rechnen, ihren 
politiſchen Anſichten unter allen Umſtänden treu zu 
bleiben, und daher mit den Führern derſelben zu 
ſtehen und zu fallen, hängen die franzoͤſiſchen die 
ihrigen mehr oder weniger nach dem Winde. In 
Frankreich ruht die eigentliche Gewalt des Staats 
keineswegs ausſchließlich oder auch nur zum über⸗ 
wiegenden Theile im Parlamente. Sollten wir die 
Elemente der franzöſiſchen Verfaſſung mit Zahlen 
bezeichnen, ſo würden wir es in folgender Weiſe 
thun: monarchiſches Prinzip, vertreten durch den 
König und die von ihm angeſtellten Diener 2; 
ariſtokratiſches Prinzip der erſten Kammer 1, mo⸗ 
narchiſches Prinzip derſelben 1, demokratiſches Prin⸗ 
zip der zweiten Kammer 1, monarchiſches Prinzip 
derſelben 1. Hiernach hätten wir für Frankreich 
vier Theile Monarchie, einen Ariſtokratie und einen 
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Demokratie. Allerdings ift hierbei zu bemerken, daß 
die franzöſiſche Verfaſſung, von welcher wir ſprechen, 
erſt 16 Jahre alt iſt, und ſich unter dem Einfluß 
eines ſehr ſtaatsklugen Königs entwickelt hat. Wenn 
dieſer Einfluß nicht mehr wirkt, wird allem An⸗ 
ſcheine nach das demokratiſche Prinzip, welches der: 
malen mit Macht niedergehalten wird, bedeutend 
an Einfluß gewinnen. 

Deutſchland zerfällt, was die Modificationen 
der monarchiſchen Staatsverfaſſung betrifft, weſent— 
lich in drei Theile: Oeſterreich, Preußen und die 
conſtitutionellen Staaten. Seit Kaiſer Joſeph II., 
welcher das monarchiſche Prinzip im Intereſſe ſeiner 
Völker mit Kraft handhabte, hat dieſes trotz dem 
Spielen mit den Worten „monarchiſches Prinzip“ 
einen großen Stoß erlitten. Seit jener Zeit war 
der perſoͤnliche Einfluß der Monarchen Oeſterreichs 
nur ein ſcheinbarer, kein wirklicher. In dem Na— 
men der Monarchie herrſchte die Ariſtokratie. Ein 
demokratiſches Prinzip gibt es in Oeſterreich nur 
unter der Aſche glimmend; an das Tageslicht iſt 
es noch nicht hervorgetreten (außer etwa in Gali— 
zien bei den Mordſcenen des Jahrs 1846). Der 
Adel hat alle hohen Staatsämter inne, herrſcht auf 
dem Lande und ſelbſt in den Städten. Wenn wir 
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an dem Grundſatze feſthalten: der Einfluß eines 
Menſchen reicht nicht weiter als ſeine Thätigkeit, 
ſo kann der Einfluß des monarchiſchen Prinzips 
in letzter Zeit in Oeſterreich nicht mehr ſehr groß 
geweſen ſein. | | 
Preußen hat keinen Adel, welcher ſich mit dem 
ofterreichifchen vergleichen könnte. Friedrich der 
Große gründete die Monarchie auf das Gefühl der 
Verehrung, welches die Unterthanen ſeiner Ueber— 
legenheit zollten. Seit der Zeit hat ſich jedoch 
vieles verändert. Das Heer hat ſeinen Ruhm bei 
Jena verloren, und wenn auch das preußiſche Volk 
ſeine alte Tapferkeit in den Freiheitskriegen be— 
währte, ſo konnte ſich das Heer doch nicht wieder 
auf diejenige Höhe erheben, die es im achtzehnten 
Jahrhundert inne gehabt hatte. Durch die Cabi— 
nets⸗Ordre vom 29. März 1844 iſt die Unabhängig⸗ 
keit des Richterſtandes untergraben, der Beamten— 
ſtand überhaupt durch die Maaßregeln der letzten 
ſechs Jahre in der Achtung des Volkes wie in der 
Stellung zur Krone herabgedrückt. Die Provinzial 
ſtände ſind erſt im Werden begriffen. So ſind alle 
die alten Stützen des preußiſchen Staates: Heer, 
Richterſtand und Adminiſtration mehr oder weniger 
geſunken, ohne daß neue Einrichtungen an die Stelle 
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der alten getreten waren. Formell hat daher die 
Monarchie alle Gewalt des Staats inne, materiell 
beſitzt ſie dagegen ſehr wenig. Sie kann nichts im 
wirklichen Leben durchführen, weil ſie überall auf 
Hinderniſſe ſtößt, welche ſie ſich ſelbſt in früheren 
Jahren bereitet hat, zu einer Zeit, da ſie dem 
Fortſchritte huldigte und dem demokratiſchen Prinzipe 
Zugeſtändniſſe machte, welche ſie weder aus dem 
Gedächtniſſe des Volks ausſtreichen kann, noch zu— 
rückzunehmen wagt. Preußen befindet ſich daher 
augenſcheinlich in einem jener Uebergangszuſtände, wel— 
cher je länger er dauert, deſto tiefer eingreifende Ver— 
änderungen in der Verfaſſung zur Folge haben muß. 
Auch die Verfaſſung vom 3. Februar 1847 kann 
nur einen tranſitoriſchen Zuſtand begründen. 

Die konſtitutionellen Staaten Deutſchlands haben 
Verfaſſungen auf dem Papiere, welche ſie bisher 
vergeblich in's wirkliche Leben überzuführen verſucht 
haben. So oft ein Deutſcher dieſes Theils von 
Deutſchland von einem verfaſſungsmäßigen Rechte 
Gebrauch machen will, ſtellt ſich ihm die Polizei 
und die Cenſur in den Weg, welche er zuerſt be— 
ſeitigt haben muß, bevor er von demſelben Ge— 
brauch machen kann. Die wenigſten haben die Kraft 
dieſen Kampf mit der Polizei durchzuführen und 
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verlieren ſo ihre verfaſſungsmäßigen Rechte thatſäch— 
lich, wenn gleich letztere nach wie vor 150 dem Pa⸗ 
piere verzeichnet ſtehen. 

Ueberall in Deutſchland ee wir daher 
thatſächluche Zuſtände, welche mit den Bedürfniſſen 
des Volkes nicht im Einklange ſtehen. Die volks— 
thümlichen Beſtimmungen der deutſchen Bundesacte 
(landſtändiſche Verfaſſung, Glaubensfreiheit, Preß— 
freiheit, Freiheit des Handels und der Schiffahrt 
im Innern Deutſchlands) find nirgends erfüllt wor— 
den. Dem außeren Anſcheine nach beſteht aller 
Orten das monarchiſche Prinzip fo ziemlich allein, 
mit Beimiſchung des ariſtokratiſchen. Unter der 
Aſche hat aber das demokratiſche im Laufe dieſer 
letzten 16 Jahre Rieſen-Fortſchritte gemacht, und 
früher oder ſpäter kann es in Flammen ausbrechen 
und die beiden anderen Prinzipe verzehren. 

Der traurige Zuſtand, in welchen Deutſchland 
unter dem unbedingten Einfluſſe des monarchiſchen 
und des ariſtokratiſchen Prinzips, aus deren Ver— 
bindung ſich das büreaukratiſche entwickelt hat, — 
verſunken iſt, konnte natürlich der Monarchie ſo 
wenig als der Ariſtokratie wahre Freunde gewin— 
nen, ſo viele bezahlte Freunde ſie auch baben mögen. 
In neuerer Zeit hat ſich der mit Polizei und Cenſur 
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bewaffneten Büreaukratie noch die Elerifei ange— 
ſchloſſen, um auch in das Gebiet des Gewiſſens 
und der Religion denſelben Druck einzuführen, wel— 
chen wir im Gebiete des Staats längſt gewöhnt 
worden ſind. Die Büreaukratie fing an ſich 
ihrer Schwäche im Staate bewußt zu werden, wie 
anderſeits der Cleriſei nicht verborgen blieb, daß 
ihr Gewicht in der Kirche abnehme; und ſo wurde 
denn der Bund geſchloſſen, durch welchen die Bü— 
reaukratie der Cleriſei ihre amtliche Beihülfe zur 
Unterdrückung der Gewiſſen, die Cleriſei dagegen 
der Büreaukratie ihre geiſtliche Beihülfe zu Unter⸗ 
drückung der politiſchen Anſprüche des Volkes zu— 
ſagte. 0 

Unter dieſen Umſtänden kann von einem ord— 
nungsmäßigen Entwickelungsgang des konſtitutio— 
nellen Lebens in Deutſchland, wie er z. B. in 
Großbrittanien, in Schweden, in Belgien oder in 
den Niederlanden ſtatt findet, die Rede nicht ſein. 
Was Polizei und Cleriſei in einzelnen deutſchen 
Staaten nicht auszurichten vermögen, wird durch 
Miniſter-Conferenzen oder durch die Bundesver— 
ſammlung im Großen über ganz Deutſchland ver— 
hängt. Derjenige Theil Deutſchlands, welcher land⸗ 
ſtändiſche Verfaſſungen erhalten hat, könnte mit 
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denſelben größtentheild zufrieden fein. Allein fie 
find theils durch Bundestags- und Minifterfon- 
ferenz-Beſchlüſſe, theils durch Polizei und Cenſur 
umgeſtoßen, direkt oder indirekt dem Weſen nach 
beſeitigt, wenn ſchon fie formell noch beſtehen. 
Wir Deutſchen könnten, wohl ganz zufrie— 
den ſein, wenn z. B. die Badiſche Staatsver— 
faſſung in ganz Deutſchland Gültigkeit hätte. 
Sie ſichert perſoͤnliche Freiheit, Preßfreiheit, Re— 
ligionsfreiheit, Unabhängigkeit der Gerichte, Ver— 
antwortlichkeit der Staatsdiener, Gleichheit aller 
Badener vor dem Geſetze, die Mitwirkung 
der Stände bei Erlaſſung aller die Perſon und 
das Eigenthum betreffendkn Geſetze, das Recht 
der Steuerbewilligung u. ſ. w. zu. Allein alle 
dieſe Rechte ſtehen blos auf dem Papiere. Die 
perſönliche Freiheit der Bürger kann nicht beſtehen 
neben unſerer Polizei, die Preßfreiheit nicht neben 
der Cenſur, die Religionsfreiheit nicht neben der 
politiſchen Mundtodtmachung der Deutſchkatholiken 
und neben der Begünſtigung der ſ. g. Orthodoxie in 
Kirche und Staat, die Unabhängigkeit der Gerichte 
nicht neben Verſetzbarkeit, Abſetzbarkeit und Pen⸗ 
fionirbarfeit der Richter, neben Schriftlichkeit und 
Heimlichkeit der Verhandlung und neben allen den 
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beſtehenden Einflüſſen von oben nach unten. Die 
Verantwortlichkeit der Staatsdiener iſt bloßer 
Schein, ſo lange ſie eine abgeſchloſſene Kaſte bilden 
und die einen Mitglieder derſelben die anderen 
richten ſollen; die Gleichheit vor dem Geſetze iſt 
ein leeres Wort, da es privilegirte Gerichtsſtände 
und Einflüſſe gibt, welche mächtiger als die Ge— 
ſetze ſind. Die Mitwirkung der Stände bei der 
Geſetzgebung iſt von keiner praktiſchen Bedeutung 
ſo lange die Regierung ſich für ermächtigt erklärt, 
verfaſſungsmäßig erlaſſene Geſetze einſeitig zurück— 
zunehmen, und das Steuerbewilligungsrecht iſt 
nichtig, ſo lange die Regierung feſthält an dem 
Bundestagsbeſchluße vom 5. Juli 1832, demzufolge 
die Steuern nicht verweigert werden dürfen, ſo— 
weit die Regierung fie für nothwendig erachtet. 

Eine landſtändiſche Verfaſſung, wenn ſie eine 
Wahrheit und keine Lüge ſein ſoll, beruht weſent— 
lich auf folgenden Grundſätzen: 

1) Neben dem monarchiſchen Elemente wird 
auch das ariſtokratiſche und das demokratiſche mit 
Rückſicht auf ihre wirkliche Bedeutung in den 
Staats⸗Organismus aufgenommen. 

2) Die Regierung vertritt das monarchiſche, 
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die erſte Kammer das ariſtokratiſche, die zweite 
Kammer das demokratiſche Element. 

3) Der Einfluß der erſten und der zweiten 
Kammer muß gleich ſein dem Einfluße, welchen 
die Ariſtokratie und die Demokratie außerhalb des 
Staatsorganismus im geſellſchaftlichen, gemeinde— 
bürgerlichen, induſtriellen, commerciellen und land— 
wirthſchaftlichen Leben ausüben. 

4) Der ganze Staatsorganismus muß darauf 
gerichtet fein, die harmoniſche Entwickelung ſämmt— 
licher im Staate enthaltenen Kräfte durch alle 
Gewalten des Staats möglichſt zu fördern, und 
jede Hemmniß derſelben zu beſeitigen. | 

5) Als Mittel zu dieſem Zwecke werden an— 
erkannt: die perfonliche Freiheit, die Preßfreiheit, 
die Religionsfreiheit der Bürger, Unabhängigkeit 
der angeſtellten Richter, Geſchwornengerichte, Ver— 
antwortlichkeit der Staatsdiener, Gleichheit aller 
Bürger vor dem Geſetze, Freiheit des Bodens von 
allen durch den Staat demſelben nicht auferlegten 
Laſten, Freiheit der Gewerbe, eine allgemeine Volks⸗ 
bewaffnung, jedoch keine ſtehenden Heere, das Recht 
der Mitwirkung der Ständeverſammlung bei Erlaſ— 
ſung aller Geſetze, das Steuerbewilligungsrecht und das 
Recht der Controlle der geſammten Staatsverwaltung. 
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Wo dem Volke alle dieſe Rechte eingeräumt 
find, da beſteht eine gemiſchte Verfaſſung, welche 
die erforderliche Grundlage hat und daher Garan— 
tien der Dauer gewährt; da ſind die verſchiedenen 
Elemente des Staatslebens ſo gemiſcht, daß jedes 
einzelne durch die beiden anderen in Schranken 
gehalten werden kann, wenn es ſich Uebergriffe 
erlauben will. Iſt aber eines der drei Elemente 
des Staatslebens zu ſchwach vertreten in dem Staats⸗ 
drganismus, wie das Demokratiſche in Deutſchland, 
ſo wird es von den beiden anderen erdrückt. Der 
Einfluß, welchen Oeſterreich und Preußen auf das 
Verfaſſungsleben der übrigen Staaten Deutſchlands 
ausübten, war ſtark genug, um in Verbindung mit 
den monarchiſchen und ariſtokratiſchen Elementen in 
den conſtitutionellen Staaten, das demokratiſche Ele- 
ment praktiſch aus dem Staatsorganismus ganz 
hinaus zu drängen. Allerdings wurde es dadurch 
nicht aus Deutſchland hinausgedrängt. Allein ge⸗ 
rade darin beſteht die uns drohende Gefahr, daß 
das nach und nach ſehr ſtark gewordene demo— 
kratiſche Element in verfaſſungsmäßiger, d. h. in 
geordneter, in ungefährlicher Weiſe ſich auf die 
Länge kaum mehr geltend machen kann. 
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Man hat ſich oft über die Frage geſtritten, 
ob das Einkammer- oder das Zweikammer-Syſtem 
vorzuziehen fei® In einem großen Staate wie 
Frankreich und England, wo es an Material zu 
einem Oberhauſe nicht fehlt, iſt letzteres gewiß 
vorzuziehen; in einem kleinen Staate dagegen, 
auf welchen ohnedies die Nachbarſtaaten einen uns 
gebührlichen Einfluß ausüben, und die Rückſicht 
auf dieſe in der Regel an und für ſich ſchon ſehr 
mächtig wirkt, führt das Zweikammerſyſtem nur 
zu den unerträglichſten Hemmniſſen, ohne die ge— 
ringſten Garantien zu bieten, welche nicht ſchon 
in der Natur des kleinen, mannigfaltig von außen 
influenzirten Staates lägen. 

Die Aufgabe einer gemiſchten Staatsverfaſſung 
beſteht hauptſächlich darin, die Gefahren zu be— 
ſeitigen, welche mit dem Uebergange von der Mo— 
narchie zu einer demokratiſchen Verfaſſung unaus⸗ 
bleiblich verbunden ſind. Es iſt ein allgemeiner 
Grundſatz: die Monarchie ſteht um ſo feſter, je 
gemäßigter, und um ſo ſchwankender, je unum⸗ 
ſchränkter ſie iſt. Was eine Monarchie an Inten- 
ſität aufgibt, gewinnt fie an Sicherheit. Daß 
ein Wahl⸗Monarch, deſſen Gewalt mit feinem Le— 
ben zu Ende geht, ohne ſich auf ſeine Nachkommen 
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zu vererben, nicht geneigt ſein mag, an der In— 
tenſität feiner Herrſcher-Rechte mit Rückſicht auf 
deren Erhaltung etwas aufzuopfern, läßt ſich er— 
klären. Allein anders verhält es ſich mit der erb— 
lichen Monarchie. Der Vater muß ſehr unbeſonnen 
ſein, der nicht bedenkt, in welchem Zuſtande er 
das Land ſeinem Sohne hinterlaſſe, der nicht 
lieber einen Theil ſeiner Herrſcher-Rechte aufgeben 
will, um den Reſt deſto feſter ſeinen Nachkommen 
zu ſichern, als dieſelbe in ihrem vollen Umfange zu er— 
halten, dabei jedoch befürchten zu müſſen, ſie möchten 
dem Sohne noch ernſtlicher als ihm ſelbſt beſtritten 
werden. Wenn wir zu dieſer Anſicht kommen, ganz 
unabhängig von beſtehenden Zuſagen, von be— 
ſchwornen Verfaſſungen, jo können wir nicht um— 
hin zu erklären, daß da wo die von dem Volke 
gewünſchte Beſchränkung der monarchiſchen Gewalt 
in der Verfaſſung ſelbſt begründet iſt, es ſehr un— 
klug ſein dürfte, lieber einen Streit auf Leben 
und Tod mit dem Volke zu beginnen, als demſelben 
die in der Verfaſſungs-Urkunde begründeten Rechte 
auch thatſächlich einzuräumen. 

Das Syſtem, welches in Carlsbad begonnen, 
in Frankfurt und Wien vollendet wurde, welches 
das monarchiſche Prinzip ſtärken und das land— 
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ſtaͤndiſche ſchwachen ſollte, ift eben dasjenige, welches 
Carl J. in England und Carl X. in Frankreich 
befolgten. Wenn dasſelbe in dieſen beiden Staaten 
zu blutigen Conflicten zwiſchen Fürſt und Volk 
führte, ſo lag dieſes in der Natur eines nicht ganz 
erſchlafften Volks, welches nur durch Widerſtand 
gegen das ihm angethane Unrecht ſeine Würde be— 
haupten und die ſeinem Entwicklungsgange ent— 
gegengeſetzten Schwierigkeiten beſeitigen konnte. 
In Deutſchland ſind die Verhältniſſe allerdings 
viel verwickelter, als ſie damals in Brittanien und 
Frankreich waren. Dort ſtanden zwei bereits durch 
ein kräftiges Nationalband geeinigte Nationen 
ihren Monarchen gegenüber. In Deutſchland fehlt 
uns nicht blos die innere Freiheit, ſondern auch 
das äußere Band der Nationalität. Dem Einfluß 
der beiden Großmächte Deutſchlands iſt zunächſt 
der Sturz des landſtändiſchen Syſtems zuzuſchreiben. 
Die minder mächtigen Fürſten Deutſchlands hau⸗ 
delten um fo weniger klug, da fie ſich dieſem Ein⸗ 
fluſſe hingaben, je augenſcheinlicher es iſt, daß dieſel⸗ 
ben nur dadurch eine geſicherte Stellung in Deutſch⸗ 
land erringen könnten, daß ſie, mit ihren Völkern 
feſt verbunden, die Staatsgrundgeſetze heilig und 
treu bewahrend, auf dem unerſchütterlichen Grunde 
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des Rechtes und der Freiheit ihr Daſein gründeten. 
Sie haben es vorgezogen, das ſ. g. monarchiſche 
Prinzip zu ihrer Schutzwehr zu machen. Die Folge 
davon war: immer zunehmende Gährung, ſtets 
wachſende Unzufriedenheit im Volke. 

Die deutſchen Fürſten haben ſelbſt den ſchlum— 
mernden Geiſt der Freiheit in den Jahren 1813, 
1814 und 1815 geweckt. Er erwachte und be— 
währte ſich in blutigen Schlachten. Er iſt ſeit— 
dem nicht wieder eingeſchlafen. Er mochte da und 
dort zum Schweigen genöthigt, es mochte ihm 
überall Gewalt angethan werden. Er wurde nicht 
gebändigt, und ſteht jetzt finſterer und drohender 
den Herrſchern gegenüber, als jemals zuvor. Was 
die Fürſten Deutſchlands in den Tagen der Gefahr 
erkannten, war das Bedürfniß der deutſchen Nation, 
von einer monarchiſchen und ariſtokratiſchen Ver— 
faſſung zu einer freien, mit demokratiſchen Elementen 
verſehenen überzugehen. Dieſen Uebergang wird 
und muß die deutſche Nation machen, ſo gut als 
die brittiſche, die franzöſiſche, die ſchwediſche, die 
norwegiſche, die niederländiſche, die belgiſche, und 
ſelbſt die griechiſche, ſpaniſche und portugieſiſche. 
Denn dieſer Schritt liegt im Geiſte der Zeit. 


Je ſpäter es ihr vergönnt wird, ihn zu machen, 
v. Struve, Staatswiſſenſchaft II. 7 
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deſto weiter wird die Kluft werden zwiſchen Zukunft 
und Vergangenheit, deſto tiefer wird der Wider— 
wille gegen das monarchiſche Prinzip Wurzel ſchlagen, 
deſto eruſter werden die Folgen eines Widerſtrebens 
werden, welches das nationale und das dynaſtiſche 
Intereſſe, ſtatt ſie freundlich auszuſöhnen, in einen 
Kampf auf Tod und Leben ſetzt. 

Der Entwicklungsgang verwandter Nationen, 
die eigenen Worte unſerer Fürſten, unſere Lite— 
ratur, unſere geſellſchaftlichen Zuſtände, unſer Ge— 
meindeleben, die deutlich ausgeſprochenen Wünſche 
der Nation — alles beweiſt dem beſonnenen Beo- 
bachter klar und deutlich: die Zeit des Abſolutismus 
iſt in Deutſchland vorüber. Wir können weder 
Ruhe, Frieden und Wohlſtand im Innern, noch 
eine kräftige Stellung nach außen erringen, bevor 
der Uebergang von dem monarchiſchen zum gemiſchten 
Verfaſſungsleben, welcher zur Zeit nur auf dem Pa⸗ 
piere gemacht, in's wirkliche Leben eingedrungen iſt. 


Sechster Abſchnitt. 


Die Monarchie in ihrer Ausartung. 


Die Ausartung der Monarchie kann ihren Grund 
haben in der Ausartung der Herrſcher, in der Aus⸗ 
artung des Volks und in dem Kampf, welchen die 
entgegengeſetzte Richtung von Fürſt und Volk her⸗ 
vorruft. 

Die Geſchichte führt uns gar viele Dynaſtien 
vor, deren Ausartung den Ruin des von ihnen ver- 
tretenen Prinzips der Monarchie zur Folge hatte. 
Inſofern die Ausartung einer Dynaſtie nur deren 
eigenes Verderben herbeiführte, nur eine andere 
Dynaſtie auf den Thron hob, ohne dem Prinzip 
der Monarchie ſelbſt Eintrag zu thun, haben wir 
ſie hier nicht zu beſprechen. Es handelt ſich dann 
nur um einen Wechſel der Dynaſtien, welcher ver⸗ 


ſchieden iſt von der Ausartung des monarchiſchen 
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Prinzips ſelbſt. Ein durch die Ausartung einer 
Dynaſtie herbeigefuͤhrter Wechſel derſelben fand z. B. 
ſtatt, als die Merovinger die Zügel der Regierung 
ihren Hausmayern überlaſſend von dieſen allmählig 
verdrängt wurden, wodurch die Dynaſtie der Caro— 
linger begründet, welche ihrerſeits wieder von den 
Capetingern erſetzt wurde. Die Dynaſtie der Bour— 
bonen mußte dem Hauſe Orleans Platz machen, 
die Stuarts dem Hauſe Hanover u. ſ. w. Alle 
dieſe Kriſen hatten allerdings auch Folgen, welche 
nicht nur perſönlicher Natur waren, ſie übten einen 
mächtigen Einfluß auf das Verfaſſungsleben der be— 
treffenden Staaten aus, ſie reinigten dasſelbe von 
vielen Schlacken, und gaben ihm neue Lebenskraft. 
Eben deshalb beruhen ſie aber auch auf anderen 
Prinzipien, als demjenigen, welches den Gegenſtand 
dieſes Abſchnitts bildet. 

Die Ausartung der Monarchie mag zwar von 
den drei, im Anfange dieſes Abſchnitts feſtgeſtellten 
Geſichtspunkten aus betrachtet werden. Allein man 
muß dabei nicht denken, daß einer derſelben die 
beiden anderen ausſchließe. Im Gegentheil geht 
in der Regel die Ausartung der Herrſcher gleichen 
Schritt mit der des Volks. Wo dieſes nicht der 
Fall iſt, wo nur die Herrſcher ausarten, während 
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das Volk geſund bleibt, da erledigt ſich die Sache, 
wie wir bereits bemerkt haben, mit einem Dyna⸗ 
ſtien⸗Wechſel. 

Beiſpiele von Ausartung der Monarchie in Ver⸗ 
bindung mit der Ausartung der Herrſcher ſehen 
wir dagegen z. B. in der Türkei. Wenn die Mo⸗ 
narchen ſich in ihre Harems zurückgezogen haben 
und umgeben von den Intriguen eines ſolchen den 
Herrſcherſtab ſchwingen, wenn ſie immer weniger 
mit eigenen Augen ſehen, mit eigenen Ohren hören 
und mit eigener Thätigkeit ſchaffen, ſo hat auf der 
anderen Seite auch das Volk den heroiſchen Geiſt 
verloren, der es früher von Eroberung zu Eroberung 
führte. Auf die kurze, durch fanatiſche Gluth raſch 
empor getriebene Blüthenzeit folgten farbloſe, ge— 
ſtaltloſe und geſchmackloſe Früchte. Ein Dynaſtien⸗ 
Wechſel kann da nicht helfen. Wenn dem Volke 
ſelbſt nicht neue kräftige Lebensmomente beigemiſcht 
werden, wenn nicht neue Ideen in deſſen Schooße 
Wurzel ſchlagen, kurz wenn nicht erſt die jetzt herr⸗ 
ſchende Monarchie geſtürzt iſt, kann ſich kein friſches 
Leben dort entfalten. 

Rom bietet uns das Beiſpiel einer doppelten 
Ausartung der Monarchie. Unter den letzten Kö— 
nigen artete die Monarchie in Despotismus aus, 
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das Volk beſaß Lebenskraft genug, demſelben durch 
Verjagung der Tarquinier ein Ziel zu ſetzen, und 
zu gleicher Zeit durch die Anordnung einer ariſto— 
kratiſchen Verfaſſung dem monarchiſchen Prinzipe 
ein Ende zu machen. Die Ariſtokratie verwandelte 
ſich im Laufe der Jahrhunderte in eine Demokratie, 
und aus dieſer entwickelte ſich zur Zeit Auguſts 
eine Monarchie, welche mehr und mehr ausartete 
bis ſie endlich im 4. Jahrhunderte im Weſten, und 
im 14. im Oſten zu Grunde ging. Dieſe zweite 
Ausartung der Monarchie beruhte auf einer dop⸗ 
pelten Grundlage, auf dem Ruine der Herrſcher 
und des Volks. Daher mußte der Staat gänzlich 
zertrümmert werden, damit aus ſeinen Ruinen mit 
friſchen Kräften ein neues Staatsgebäude hervor— 
gehen konnte. 

Beſonders bedeutungsvoll, namentlich in unſeren 
Tagen, iſt aber die dritte der oben bezeichneten Aus⸗ 
artungen, nemlich diejenige, welche hervorgeht aus 
der Verſchiedenheit der von Volk und Fürſten an⸗ 
geſtrebten Richtungen. Das deutſche Volk will vor⸗ 
wärts, die deutſchen Fürſten wollen rückwärts. In 
unſerm Vaterlande iſt der verhängnißvolle Augen⸗ 
blick eingetreten, da die Nation nicht mehr unfähig 
iſt für thätige Theilnahme an den Verhältniſſen des 
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Staats, da ſie im Gegentheil in vielen Beziehungen, 
namentlich was die Handelsverhältniſſe, Eiſenbahnen, 
Geldfragen, Gerichts-Organiſation u. ſ. w. betrifft, 
meiſtens viel klarere und richtigere Anſichten hat, 
als die Regierungen, da ſie den lebhafteſten Drang 
fühlt, für das Vaterland thätig zu ſein, und ihre 
Fürſten ihr eine ſolche Thätigkeit nicht geftatten, 
Dieſe wollen nemlich feſthalten an dem ſtrengmo⸗ 
narchiſchen Prinzipe, nachdem dieſes längſt in den 
Herzen der Nation ſeinen Untergang gefunden hat. 
Mit allerlei künſtlichen Mitteln, durch Cenſur, Polizei 
und Militärgewalt wollen ſie den immer kräftiger 
werdenden Geiſt der Nation niederhalten, die immer 
deutlicher hervortretende politiſche Befähigung des— 
ſelben ſchwächen. Die unausbleibliche Folge hiervon 
iſt einerſeits die Begehung immer rückſichtsloſeren 
Unrechts, immer größerer Verkehrtheiten und auf der 
anderen Seite ſteigende Mißſtimmung. Das Gefühl, 
daß die Herrſcher dem Volke geiſtig überlegen ſeien, 
iſt von letzterem gewichen, es kennt eine höhere Ehre, 
als die des Gehorſams, nur die Furcht iſt da und 
dort noch zurückgeblieben, und hält die wankenden 
Monarchien noch aufrecht. Allein ſehr groß iſt dieſe 
Furcht doch auch nicht mehr, weil ſie nicht mehr 
eine unbeſtimmte iſt. Das Volk hat angefangen, 
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ſeine Kräfte mit denjenigen der Herrſcher zu meſ— 
ſen und dieſes iſt der Anfang des Endes der 
Furcht. b | 

Die reine Monarchie iſt nach unſerer innerſten 
Ueberzeugung für den Culturzuſtand Deutſchlands 
auf die Dauer unhaltbar. Das haben ſelbſt unſere 
Fürſten in den Jahren der Freiheitskriege erkannt. 
Nicht ohne reifliche Ueberlegung wurde in dem Ar— 
tikel 13 der deutſchen Bundesakte das landftandt- 
ſche Prinzip zum herrſchenden in Deutſchland er— 
klärt. Wenn deſſen ungeachtet das monarchiſche in 
ſeiner ganzen Strenge feſtgehalten werden will, ſo 
ſehen wir bedenklichen Kataſtrophen entgegen. Auf 
der einen Seite ſteht das von den Fürſten ſelbſt 
anerkannte Streben des Volks nach einer freieren 
Verfaſſung und die Zuſage derſelben in den Arti— 
keln 13. 16. 18. 19 der deutſchen Bundesakte, auf 
der anderen ſteht der Wille der Fürſten, welche rück— 
ſichtslos an dem monarchiſchen Prinzipe feſthalten. 
Dieſe unverfohnliche Verſchiedenheit des Strebens 
zwiſchen Volk und Fürſten muß früher oder ſpäter 
zu einer durchgreifenden Kriſis führen. 

Unſere ganze Literatur iſt eine politiſche geworden. 
Alle Künſte dienen der Politik: dramatiſche Muſtk 
und Poeſie haben ſich mit Vorliebe politiſchen Stoffen 
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zugewandt, alle Wiſſenſchaften, beſonders Geſchichte 
und Philoſophie haben eine politiſche Färbung an— 
genommen. Selbſt die Religion hat die Höhen 
einer anderen Welt verlaſſen, um ihren Sitz auf 
dieſer Erde mitten im Lager der politiſchen Par— 
theien aufzuſchlagen. Aller Orten bildet die Politik 
das Tagesgeſpräch. Ehen und Freundſchaften wer— 
den mit Rückſicht auf die politiſche Farbe geſchloſſen 
oder vermieden. Unter dieſen Umſtänden mag man 
hundertmal von beſchränktem Unterthanenverſtande 
ſprechen, dadurch wird der Drang des Volks, ſich 
bei den Angelegenheiten des gemeinſamen Vater— 
landes zu betheiligen, nicht beſeitigt, und auch nicht 
erſtickt, ſondern nur gereizt. Das deutſche Volk 
wird ſeinen Entwickelungsgang gehen. Keine Macht 
der Erde kann es daran verhindern. 

Wir haben bisher von der Ausartung der Mo— 
narchie in Betreff der derſelben zu Grund liegen— 
den Urſachen geſprochen. Gehen wir über zu den 
äußeren Erſcheinungen derſelben nach ihrem Prinzip 
und deſſen verſchiedenen Modifikationen. Die Mo: 
narchie artet aus, wenn ſie den Zweck des Staats: 
harmoniſche Entwickelung der in ſeinem Schooße 
ruhenden Kräfte, nicht mehr erreicht, und ſie er— 
reicht ihn nicht mehr, entweder wenn das Volk 
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höherer Beweggründe fähig wird, als die Monarchie 
in ſich ſchließt, oder wenn ſie nicht mehr im Stande 
iſt, ihre Beweggründe rein in's Leben überzuführen. 
Wenn das Volk ſtatt ſich zu fürchten, thatkraftig 
ſeine Anſichten geltend zu machen beginnt, ſtatt 
auf äußere Ehre vor allen Dingen zu halten, der 
Tugend nachſtrebt, und ſtatt des Fürſten geiſtige 
Ueberlegenheit anzuerkennen, ſich ſelbſt für beſſer 
befähigt erachtet, die Angelegenheiten des Vater— 
landes zu leiten, als jenen, dann beginnt die Mo— 
narchie zu wanken. Sie geräth nicht minder in 
Gefahr, wenn ſie an die Stelle einer gleichmäßig 
verbreiteten Furcht vor der Uebermacht des Mo— 
narchen entweder Verachtung ſeiner Macht, oder 
aber ein Schreckensregiment einführt, wenn ſie an 
die Stelle eines ruhigen und beſonnenen Ehrgefühls 
entweder Gleichgültigkeit oder aber eine krankhafte 
Aufregung desſelben einreißen läßt, endlich wenn 
an die Stelle der freudigen Anerkennung der Ueber— 
legenheit des Fürſten ein dauerndes Mißbehagen 
bei dem Gedanken ſeiner Macht oder Pr eine 
Verachtung derſelben tritt. 

Sehen wir uns nach dieſen Symptomen in un⸗ 
ſerm Vaterlande um, ſo finden wir, daß Deutſch⸗ 
land, nachdem es lange hoffnungslos darniederge⸗ 
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legen, nur der ſchmachvollen Vergangenheit und der 
trübſeligen Gegenwart gedacht, ſich nun auf einen 
höhern Standpunkt hinangeſchwungen hat. Von 
dieſem aus blickt es zurück zu den glorreichen 
Tagen der Hohenſtaufen und vorwärts zu ähnlichen, 
wenn auch durch den Geiſt der Neuzeit mannig- 
faltig modificirten Tagen der Zukunft. Mit dem 
erſten Strahle der Hoffnung, welcher der deutſchen 
Nation aufging, erwachten tauſend ſchlummernde 
Kräfte, die in ihrem Schooße bisher geruht hatten. 
Auf die froſtige Periode unausgeſetzter Verneinung 
iſt die wärmere der Hoffnung getreten. Die nega⸗ 
tiven Größen, die Männer, welche alles leugneten, 
alles verhöhnten, und alles mit dem Auge des Arg— 
wohns betrachteten, bilden nicht mehr die Angriffs— 
Colonne auf der Seite des Fortſchritts. Sie ſind 
verdrängt durch die begeiſterten Propheten einer 
ſchöneren Zukunft Deutſchlands in Kirche und Staat. 

Das armſelige Ehrgefühl mit ſeinen Duellen 
und Verbrechen aller Art, mit feiner Bereitwillig- 
keit ſich zum Schergen jedes ungeſetzlichen Herr— 
ſchergelüſtes herabwürdigen zu laſſen, das hohle 
Ehrgefühl mit der Mode als Schleppträgerin und 
der Herzloſigkeit als Geſellſchaftsdame, hat ſeine 
Rolle ausgeſpielt. Der Bürger- und Bauernſtand 
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war bei uns in Deutſchland immer zu gefund, um 
ſich von demſelben beherrſchen zu laſſen, die Geiſt— 
lichen durften es, ihres Standes wegen, nicht bil— 
ligen. Allein jetzt erſtehen ihm aller Orten, ſelbſt 
aus der Mitte der ihm ſonſt unbedingt leibeigenen 
Stände mächtige Gegner. Studirende, Offiziere, 
Adelige und Beamte fangen an, zu erkennen und 
zu bethätigen, daß ihre Ehre nicht abhängig ſei 
von dem Thun und Laſſen ihrer Standesgenoſſen, 
ſondern nur von ihrem eigenen. Mag man in dem 
chriſtlich germaniſchen Staate Preußen das Duell 
dem Offizierſtande zur Pflicht machen, aus der 
Mitte dieſes Standes erhebt ſich bereits die Stimme 
der Vernunft gegen dieſes mittelalterliche Vorur— 
theil, welches durch Ordres des 19. Jahrhunderts 
ſeiner urſprünglichen Natur nicht entkleidet werden 
kann. | 

Wo das Ehrgefühl in einem Staate eine vorherr— 
ſchende Rolle ſpielt, da wird das Ich jedes Indi— 
viduums und die Meinung der Standesgenoſſen 
überſchätzt. Das Ich gilt mehr als das Vaterland, 
der Eine mehr, als die Geſammtheit; die von 
Vorurtheil, alter Ueberlieferung und der Mode 
ſelbſt abhängige Meinung der Standesgenoſſen wird 
höher geachtet, als Pflicht und Gewiſſen. Einigkeit 
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und Brüderlichkeit kann im Schooße eines Volkes 
feine Wurzeln ſchlagen, wo der eine Stand nach 
ganz anderen Geſetzen lebt als der andere, wo dem 
einen als nothwendig erſcheint, unter gewiſſen Um— 
ſtänden einen Gegner zu tödten, was der andere 
Stand einen Mord nennt, wo man ſich vor allen 
Dingen nach dem Stand, dem Namen und den 
äußeren Verhältniſſen eines Mitbürgers erkundigt, 
bevor man ihn als ebenbürtig betrachtet und ihn 
als gleichen behandelt. Das Ehrgefühl, d. h. das 
Gefühl für die Schätzung und Achtung der Menſchen 

überhaupt oder der Mitbürger insbeſondere hat 
allerdings ſein Gutes, allein es ſoll das Gefühl 
für Recht nicht beſeitigen. Dieſes wird aber alle— 
mal der Fall ſein, wenn es ſich an die Standes— 
genoſſen wendet, wenn deren Meinung höher geach— 
tet wird, als die Meinung der ganzen übrigen 
Welt und als die Anforderungen des Rechts, der 
Moral, der Religion und des Vaterlands. Auch 
in dieſer Beziehung hat unſer deutſches Vaterland 
Fortſchritte gemacht. Immer mehr treten Vater— 
landsliebe, ächte Religioſität und Sittlichkeit, Sinn 
für Freiheit und Recht in den Vordergrund, wäh— 
rend das auf die Mitglieder eines Standes be— 
rechnete Ehrgefühl mehr und mehr als verderblicher 
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Kaſtengeiſt erkannt wird. Die Vertreter des mo— 
narchiſchen Prinzips nähren dieſes Vorurtheil, die 
Vertreter der aufgeklärten Volspartei widerſtreben 
ihm. In dieſer, wie in ſo vielen anderen Beziehun— 
gen zeigt es ſich klar, daß das Volk, man mag 
ihm noch jo oft von beſchränktem Unterthanenver— 
ſtande ſprechen, ſeine Anſichten für beſſer begrün— 
det erachtet als die Anſicht der Vertreter des mo— 
narchiſchen Prinzips. Die großen Fehler, welche 
die letzteren im Gebiete des Handels, der Induſtrie, 
des Geldverkehrs, der Schifffahrt, und ſo ziemlich 
in allen Fragen des praktiſchen Lebens gemacht, 
haben das Volk von der oft unbegreiflichen, Be— 
ſchränktheit und Unfähigkeit vieler Vertreter des 
monarchiſchen Prinzips überzeugt. Dieſe Ueber⸗ 
zeugung iſt ins Mark des Volks übergegangen, auch 
der Bauer, auch der geringſte Handwerker fühlt den 
Druck der Büreaukratie und iſt daher in dieſer Rück⸗ 
ſicht für die Belehrungen der Preſſe empfänglich. 
Die abſolute Monarchie mag dieſem oder jenem 
noch hier oder da als allmächtige Gegnerin erſcheinen 
und durch ihre furchtbaren Maaßregeln die Schwachen 
ſchrecken, wie in Leipzig, als ſie unter eine Maſſe 
unſchuldiger Spaziergänzer ſchießen ließ, oder in 
Mannheim, als Infanterie und Cavallerie gegen eine 
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Bürgerverſammlung gefandt wurde, welche unter der 
Leitung von Bürgermeiſter und Gemeinderath eine 
beſonnene Berathung pflog, oder wie in Köln, da 144 
Bürger verwundet und einer getödtet wurde, ohne 
auch nur vorher gewarnt worden zu ſein; — allein 
durch alle dieſe und ähnliche Maaßregeln wird auf 
der einen Seite in demſelben Maaße zu viel, als 
im gewöhnlichen Leben zu wenig hervor gebracht. 
Der momentane Schreck, welcher Einzelne bei ſolchen 
Gelegenheiten einſchüchtert, vergeht ſehr ſchnell und 
an deſſen Stelle tritt bald eine allgemeine und lange 
anhaltende Erbitterung, welche um fo tiefer wur 
zelt, je deutlicher es ſich zeigt, daß dieſe Maaßre⸗ 
geln von der höchſten Gewalt mehr oder weniger 
vertreten, d. h. die dabei betheiligten Beamten nicht 
beſtraft werden. 

Das Volk gewöhnt ſich daran, die Civil- und die 
Militärbeamten auf eine Weiſe handeln zu ſehen, 
welche ſeinen Begriffen von Ehre, Pflicht und 
Schuldigkeit keineswegs entſpricht. Die Folge da⸗ 
davon iſt natürlich, daß das Ehrgefühl der privile⸗ 
girten Stände dem Volke mehr und mehr Miß⸗ 
trauen einflößt, mehr und mehr als Verrath an 
der großen Sache des Vaterlands betrachtet wird. 
Unter dieſen Umſtänden muß auch dieſer zweite 
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Hebel der Monarchie, das ſtandesmäßige Ehrgefühl, 
immer mehr an Einfluß verlieren. 

Die ganze Staatsweisheit unſerer Vertreter 
des monarchiſchen Prinzips beſteht darin, über die 
Schwierigkeiten des Augenblicks hinwegzukommen, 
wodurch denn natürlich keine gründlich beſeitigt, 
ſondern jede nur zurückgeſchoben wird. So häuft 
ſich die Maſſe der zurückgeſchobenen Schwierigkeiten 
mit jedem Tage mehr. Den wohlbegründeten Wün— 
ſchen und Strebungen des Volks nachzugeben, wird 
in den höheren Kreiſen zu häufig nur als eine ver— 
derbliche Conceſſion an die revolutionäre Parthei 
betrachtet. Umgekehrt wird von dem Volke jede Re- 
gierungsmaaßregel als eine reaktionäre Machination 
angeſehen. Eine ſolche iſt niemand geneigt überlegener 
Staatsweisheit zuzuſchreiben. Daher denn auch der 
Glauben an die politiſche Ueberlegenheit der Vertreter 
der Monarchie im Volke keineswegs mehr wurzelt. 

Alles dieſes ſind Sypmtome der Ausartung der 
Monarchie, welche man vielleicht beklagen kann, 
welche ſich jedoch durch vornehmes Ignoriren und 
ſtolzes Ableugnen nicht aus der wirklichen Welt ent⸗ 
fernen laſſen, ſo wenig als durch Theorien vom chriſt⸗ 
lich⸗germaniſchen Staate, vom beſchränkten Unter⸗ 
thanenverſtande und von der Gehorſamspflicht. 
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Wir haben bisher die Ausartung der Monarchie 
nur nach einer Richtung hin beſprochen, nehmlich 
in der Richtung der Politik. Ganz unerträglich 
wird ſie aber dann, wenn ſie nach der Richtung 
der Kirche ausartet; wenn ſie die kirchliche Gewalt 
uſurpirt oder in ihr Intereſſe zieht, und mit deren 
Hülfe die Unterthanen zum Gehorſam anhalten 
will, wenn ſie, im Gefühle, daß ihre politiſchen 
Grundlagen weichen, dieſe durch kirchliche zu er— 
ſetzen ſucht. Ein kräftiges Volk läßt ſich ungern 
von ſeinen geiſtlichen Führern Gewiſſenszwang an— 
thun. Allein es entſchuldigt denſelben bei dieſen 
einigermaaßen mit ihrem Stand. Ein ganz anderes 
Anſehen gewinnt dagegen der von der weltlichen 
Regierung ausgeübte oder durch dieſelbe veranlaßte 
Gewiſſenszwang. Dieſen erkennt jedermann für 
Heuchelei an. Denn das Volk weiß in der Re— 
gel ſehr wohl, daß ſeine weltlichen Oberen ſelbſt 
nicht glauben, was ſie das Volk zu glauben 
zwingen wollen. Beſäßen dieſelben Anhänglichkeit 
für ihre Religion, ſo würden ſie dieſelbe nicht zu 
weltlichen Zwecken ſelbſt wechſeln (wie ehemals 
die Kurfürften von Sachſen) oder ihren Töch— 
tern zu wechſeln befehlen (wie viele proteſtan⸗ 
tiſchen Fürſtenhäuſer zum Zwecke der Heirathen 
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mit ruſſiſchen Großfürſten). Der von der Geiſt— 
lichkeit ausgeübte Gewiſſenszwang hat in der Re: 
gel nicht mehr Bedeutung, als der einzelne Bürger 
ihm einräumt, der von der weltlichen Macht dagegen 
ausgeübte oder veranlaßte ſtützt ſich auf Infanterie 
und Cavallerie, auf Gerichte und Polizei, kurz 
auf den ganzen Apparat der weltlichen Staatsre— 
gierung. Es iſt in der That nichts abgeſchmackter, 
als die Büreaukratie ohne Glauben, ohne Be— 
geiſterung, für die Religion in Kampf treten zu 
ſehen. Es iſt eben ſo verletzend für den geſun— 
den Menſchenverſtand, als für das Rechtsgefühl 
und die ſittliche Würde des Bürgers. 

Wo dieſes geſchieht, da hat die Monarchie den 
Gipfelpunkt der Ausartung erreicht, und ein Volk, 
welches fo mißhandelt wird, kann, wenn noch ein Ge— 
fühl ſeiner Würde in ihm lebt, durch dieſes Extrem 
der Willkühr leicht zum Aeußerſten gebracht werden. 

Charakteriſtiſch für jede Art von Corruption iſt 
es, daß, wenn ſie ihren Gipfelpunkt erreicht hat, 
alles was mit ihr in Berührung tritt, entweder 
angeſteckt und folgeweiſe gleichfalls corrumpirt, 
oder mit Heftigkeit abgeſtoßen wird. Der durch 
und durch corrumpirte Menſch leidet keinen reinen 
in ſeiner Nähe. Der durch und durch corrumpirte 
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Staatsorganismus duldet keinen hochherzigen Cha⸗ 
rakter in ſeinem Schooße. Wo daher in einem 
Staate Männer, welche früher freiſinnig und tüchtig 
waren, durch ihre Berührung mit den Leitern des 
Staats charakterlos, tyranniſch, gleichgültig gegen 
Recht und Billigkeit werden, und wo Männer von 
felſenfeſtem Charakter und hochherzigem Streben 
von den Organen des Staats, mit welchen ſie in 
Berührung treten, verfolgt werden, da kann man 
darauf rechnen, daß der Staatsorganismus faul iſt. 

Von den Vertretern der unbeſchränkten Monarchie 
kann, der Natur dieſer Regierungsform gemäß, ſtrenge 
Liebe zur Wahrheit ſo wenig erwartet werden, als 
die Fahigkeit ſie zu hören. Allein wenn der ganze 
Staat ſo organiſirt wird, daß die Wahrheit kaum 
mehr ſich öffentlich ausſprechen kann, wenn das- 
jenige, was in Aller Mund und in Aller Herzen iſt, 
dennoch den Vertretern der Monarchie unbekannt, 
oder, wenn dunkel erkannt, verhaßt iſt, dann iſt 
dieſe Regierungsform ausgeartet. Denn wenn auch 
volle und unumwundene Wahrheit in der Monarchie 
keinen öffentlichen Cours hat, ſo kann letztere doch 
nicht auf die Dauer beſtehen, falls ſie ſich von der 
Wahrheit unbedingt losſagt. Die Wahrheit muß, 


wenn auch verſchleiert und mit einiger Beimiſchung 
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von verſüßender Unwahrheit, doch noch zu den Ver⸗ 
tretern der Monarchie dringen können, ohne Ver: 
folgungen und Strafgerichte befürchten zu müſſen. 
Wenn auch Liebe zur Wahrheit nicht als einer der 
Hebel der Monarchie erſcheint, ſo iſt doch der Wi— 
derwille gegen dieſelbe ein Symptom von Krank— 
heit, welches in demſelben Maaße bedenklicher er— 
ſcheint, je, bedeutungsvoller die Wahrheit iſt, von 
welcher es ſich handelt. Die Lüge richtet am Ende 
eben doch auch die Monarchie ſo gut als jede andere 
Verfaſſung zu Grunde. Wenn eine Staatsregierung 
den Stand der Verhältniſſe im Innern des Landes 
oder im Auslande nicht kennt, ſo vermag ſie nicht 
gegen die aus demſelben ſich entwickelnden Gefahren 
ſich zu ſchützen, und wenn ſie ſo ſchwach iſt, auf 
die Gefahren, welche ihr drohen, ſich nicht aufmerk— 
ſam machen zu laſſen, ſo wird ſie denſelben erliegen, 
ſo bald ſie ſich verwirklichen. Eine [Monarchie, 
welche dahin gekommen iſt, als ihre Feinde und 
Gegner diejenigen Männer zu behandeln, welche ſich 
offen und unumwunden über die beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe und namentlich über die ihr drohenden 
Gefahren ausſprechen, iſt ſchon tief in der Aus⸗ 
artung begriffen. Man kann es ihr verzeihen, wenn 
ſie ſolche Männer nicht befördert, nicht vorzieht, da 


cum 
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eben ihr Prinzip nicht dasjenige der freien Wahrheit 


iſt. Allein Verfolgungen gegen redliche Männer 


widerſprechen ſelbſt dem Prinzipe der Monarchie. 
Denn man erwartet von dieſer wenigſtens, daß fie 
den Schein der Wahrheit, den Schein des Rechtes 
ſuche. Doch auch dieſen legt ſie bei Verfolgungen 
der bezeichneten Art ab. Sie gibt ſich Blöſen, 
wenn ſie verfolgt, was das Volk ehrt und ſchätzt 
und macht ſich dadurch nutzlos Feinde. Von jeher 


wurden die mächtigſten Gegner der Monarchien 


künſtlich durch derartige Verfolgungen herangebildet. 
Die Verfolgungen weihten ſie tiefer und tiefer in 
die Mängel der Monarchien ein, gaben ihnen die 


Mittel an die Hand dieſelben öffentlich bekannt zu 


machen, und wenn ſie dann auch dafür leiden mußten, 
ſo gaben ſtets dieſe Leiden ihren Worten bei dem 
Volke nur erhöhtes Gewicht. 


— 


Siebenter Abſchnitt. 


Fortſetzung. 

Eine Monarchie kann nicht beſtehen ohne Die— 
ner, welche den Monarchen in der Verwaltung des 
Staats unterſtützen. Auch dieſe bedürfen des Gehor— 
ſams, um ihren Beruf verſehen zu können, welcher 
ihnen nur in der Vorausſetzung zu Theil wird, daß 
ſie gefürchtet, geehrt werden, und daß ihre Unterge— 
benen ihre überlegene Geſchäftskenntniſſe anerkennen. 
Wenn dieſe Furcht, dieſe Verehrung und dieſes 
Gefühl der Ueberlegenheit ſchwinden, ſo brechen die 
Stützen ihrer Herrſchaft zuſammen. Von der höoͤch— 
ſten Wichtigkeit iſt daher in der Monarchie die Stel- 
lung der Staatsdiener eines Theils in ihrem Ver— 
hältniß zum Volke und andern Theils in demjeni⸗ | 
gen zum Fürſten. Dem Volke gegenüber muß ihr 
Streben darauf gerichtet ſein, das Gefühl über— 
legener Geſchäftskenntniß und der Hochachtung bei 
ihren Untergebenen dauernd erzeugen und nur im 
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außerſten Falle und fo ſelten als möglich ihnen 
Jurcht einzufloßen. Denn abgeſehen davon daß 
der furchtſame Bürger nicht der thatkräftigſte und 
daher nicht der brauchbarſte iſt, und daß derjenige 
furchtſam wird, auf deſſen Furchtſamkeit der ganze 
Staatsorganismus berechnet iſt, gibt es keinen Im⸗ 
puls, welcher ſich früher abſtumpft, als die Furcht. 
Wenn eine Gefahr ein- oder zweimal glücklich über— 
ſtanden worden iſt, ſo lacht man das drittemal der— 
ſelben. 

Was die Stellung der Staatsdiener dem Für⸗ 
ſten gegenüber betrifft, ſo kann man von ihnen in 
unbeſchränkten Monarchien allerdings keine heroiſche 
Uneigenützigkeit und Aufopferungsfähigkeit erwarten. 
Allein auf der anderen Seite darf ihre Abhängigkeit 
vom Monarchen niemals zu einer knechtiſchen aus 
arten, weil ſie dann aufhören vom Volke geachtet zu 
werden, weil der Bürger dann ſeine Lage mit der⸗ 
jenigen der Staatsdiener vergleicht und ſie er— 
wünſchter findet und denjenigen bald weder fürchtet 
noch ihm Ueberlegenheit einräumt, welchen er knech— 
tiſch behandelt ſieht. Wie der Staatsdiener nur dann 
ſich ſeine Wirkſamkeit auf das Volk erhalten kann, 
wenn dieſes wenigſtens die Fehler, deren er ſich 
ſchuldig macht, nicht bemerkt, fo kann dieſe Wirk⸗ 
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ſamkeit auf der andern Seite nur beſtehen, wenn es 
wenigſtens nicht in Erfahrung bringt, daß der Staats— 
diener von dem Fürſten rückſichtslos behandelt wird. 
Wie übrigens die Fehler, welche ſich der Staats— 
diener dem Volke gegenüber zu Schulden kommen 
läßt, ſelten lange unbemerkt bleiben, ſo auch die— 
jenigen, welche ſich in das Benehmen der Fürſten 
gegen die Staatsdiener einſchleichen. Denn zu 
viele Bürger haben ein Intereſſe daran, die erſte— 
ren Fehler, und zu viele Bürger und Staatsdie— 
ner die letzteren ans Tageslicht zu ziehen. 

Sehr wahr bemerkt Montesquieu: 

„Das Prinzip der Monarchie artet aus, 
wenn die höchſten Würden Zeichen der höchſten 
Knechtſchaft werden, wenn man den Großen 
die Achtung des Volks entzieht, indem man 
ſie zu niedrigen Werkzeugen der Willkühr 
macht.“ 

Wie ſteht es in dieſer Beziehung in Deutſchland? 
Wir dürfen es uns nicht verhehlen, nur zu viele deut⸗ 
ſche Staatsmänner müſſen, um ſich an ihren hohen 
Poſten halten zu können, die Grundſätze verläug— 
nen, für welche ſie früher gekämpft, ſie müſſen das 
Geſetz dem Syſtem des Abſolutismus unterordnen, 
welcher ſeit dem Jahre 1819 in Deutſchland das 
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herrſchende iſt. Dadurch mögen ſie ſich wohl die 
Gunſt ihrer Beſchützer erwerben, allein ſie verlieren 
nicht blos die Gunſt, ſondern auch die Achtung des 
Volks, und mit dieſem Verluſte leidet das mo— 
narchiſche Prinzip ſelbſt Schaden, und zwar einen 
ſolchen, der ſich nicht leicht wieder gut machen läßt, 
weil er in Folge ſeiner langen Dauer ſich in die Ge— 
müther des Volks mit unauslöſchlichen Zügen ein— 
geprägt hat. 

Ein weiterer Grundſatz der Monarchie iſt der, 
daß der Fürſt erhaben über den Partheien des 
Staats auf einem Standpunkte ſtehe, welcher alle 
kleinlichen und bedeutungsloſen, und hauptſächlich 
alle gehäſſigen Angelegenheiten fern von ihm hält. 
Das Kleinliche, das Niedrige, das Gehäſſige muß 
er ſeinen Beamten überlaſſen. Selbſt muß er das 
Große, das Erhebende, das Erfreuliche thun. Auf 
dieſe Weiſe allein kann er ſich die Achtung, die 
Liebe und die Verehrung des Volks erhalten. 

Es iſt ein ſehr bedeutungsvolles Symptom der 
Ausartung einer Monarchie, wenn ein Monarch 
glaubt, dadurch daß er das Gewicht ſeiner Autorität 
in die Wagſchale legt, kleine, widrige und gehäſſige 
Angelegenheiten ſelbſt erledigen zu müſſen. Wenn 
den vorkommenden Kleinigkeiten, Widrigkeiten und 
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Gehaſſigkeiten durch die Beamten nicht abgeholfen 
werden kann, ſo iſt es ſchlimm, allein beſſer iſt es, ſie 
werden von dieſen behandelt, und mit der Zeit nach 
und nach vergeſſen, als wenn ſie der Monarch ſelbſt in 
die Hände nimmt; denn dann werden ſie zu Steinen 
des Anſtoßes, über welchen die Monarchie zu Falle 
kömmt. Wo in einer Monarchie es dahin gekommen 
iſt, daß regelmäßig und gewohnheitsmäßig derartige 
Angelegenheiten von den Fürſten ſelbſt behandelt wer— 
den, da kann man darauf rechnen, daß die fürſtliche 
Würde lächerlich, verhaßt und verächtlich wird. Gegen 
die dreifache Phalanx des Spottes, des Haſſes und 
der Verachtung hält keine Regierung lange aus. 

Mehr oder weniger gilt eben dieſes von den 
unmittelbaren Räthen der Krone, den Miniſtern 
des Monarchen. 

Sehr wahr ſagt Montesquieu: 

„Es iſt ein ſehr großer Uebelſtand in der 
Monarchie, wenn die Miniſter des Fürſten 
ſelbſt die ſtreitigen Sachen entſcheiden.“ 

Allein in unſerm Vaterlande ſcheint es jetzt 
vorherrſchende Regierungsanſicht zu ſein, es ſei ein 
großer Uebelſtand, wenn irgend eine Streitſache unab⸗ 
hängig von den Miniſtern der Fürſten entſchieden 
würde. Mit Hülfe zweier Grundſätze hat man ſo 
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ziemlich alle Streitſachen von politiſcher Bedeutung 
vor die Miniſter der Fürſten gezogen. Man hat 
einen Unterſchied zwiſchen Juſtiz- Sachen und Ad— 
miniſtrativ⸗Sachen eingeführt und letztere den Ad⸗ 
miniſtrativ⸗ Behörden zugewieſen. Um nun aber 
ſicher zu ſein, daß keine Streitſache den Miniſtern 
der Fürſten entzogen werden könne, hat man ferner 
den Grundſatz aufgeſtellt, daß, falls ſich eine Mei- 
nungsverſchiedenheit zwiſchen den Adminiſtrativ- und 
Juſtiz⸗Behörden über ihre Competenz entwickele, das 
Staatsminiſterium oder der Staatsrath (d. h. die Mini⸗ 
ſter der Fürſten in einem Collegium) den Competenz— 
Conflikt zu entſcheiden habe. Auf dieſe Weiſe können 
alſo die Miniſter der Fürſten jede Streitſache vor ihr 
Forum ziehen, da die Adminiſtrativſachen in höchſter 
Inſtanz von dem Miniſter des Innern oder dem Staats- 
miniſterium (oder Staatsrath) entſchieden werden. 
Wo dieſe beiden Grundſätze nicht ausreichen, 
hilft derjenige der Amovibilität der Richter aus. 
Alle diejenigen Richter, von denen man nicht un— 
bedingte Willfährigkeit für die Befehle der Miniſter 
erwarten kann, werden zurückgeſetzt, bedroht und 
am Ende entfernt. So hört dann freilich die Juſtiz 
in Sachen von politiſcher Bedeutung ſo gut als gänz— 
lich auf, oder genauer geſprochen: fie hat den Geiſt 
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der Gerechtigkeit abgeftreift, und begnügt ſich mit 
ihren Formen. 

In einer abſoluten Monarchie muß man auf Cor— 
ruption der Hofleute und den Uebermuth der Solda⸗ 
ten, auf die Uebergriffe der Polizei gefaßt ſein. Es 
liegt alles dieſes mehr oder weniger in der Natur der 
unbeſchränkten Monarchie ſelbſt. Allein ſelbſt in der 
Monarchie ohne alle demokratiſche Beimiſchung er— 
wartet das Volk unparteiiſche Gerichte. Ueberzeugt 
es ſich, daß nicht blos im Gebiete des Hoflebens und 
des Soldatenlebens, nicht blos ſo weit die Polypen— 
Arme der Polizei reichen, ſondern ſelbſt im gehei— 
ligten Gebiete der Gerechtigkeit die Willkühr ein— 
gezogen iſt, daß die Richter von feſtem Charakter 
und ſelbſtſtändiger Handlungsweiſe beſeitigt, während 
die bereitwilligen Werkzeuge der Willkühr vorge— 
zogen werden, dann wird der Glaube an die Mo— 
narchie ſelbſt unter den wenigſt Gebildeten im Volke 
erſchüttert. Werden unter dem Einfluß ſolcher fei— 
len Richter geachtete Männer zu Opfern des Haſſes 
der Machthaber, — ſo fällt das ganze Gewicht 
der Liebe, der Hochachtung und des Mitgefühls, 
welcher das Volk ſolchen Märtyrern des Rechtes 
und der Freiheit zollt, in die Wagſchale der Gegner 
der Monarchie. Wohl mögen Jahre vergehen, wohl 
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müſſen viele Opfer dulden, bevor die Wagſchale 
der Monarchie mit ihren Gewichten von Hof-, Mi— 
litär⸗ und Beamten-Staat in die Höhe geſchnellt 
wird. Allein | 

Der Tropfen höhlt den Felfen aus 

Durch Kraft nicht, doch durch wiederholten Fall. 

Wie in unbeſchränkten Monarchien der Eingriff 
in die richterliche Wirkſamkeit, jo bekundet in be— 
ſchränkten Monarchien der Eingriff in die land— 
ſtändiſche die Ausartung der Monarchie. 

Darin beſteht gerade der Vortheil der beſchränk— 
ten Monarchie, daß ſie die ganze Wucht der Ver— 
antwortlichkeit von dem Monarchen auf die Mini— 
ſter, und von dieſen mehr oder weniger auf die Land— 
ſtände wälzt. Dieſer Vortheil wird aber nicht er— 
reicht, wenn die Wahlen der Abgeordneten nicht 
frei ſind, wenn deren Beſchlüſſe von den Miniſtern 
nicht geachtet werden und wenn die Fürſten per— 
ſönlich in den Streit der Partheien eingreifen. Wo 
der Miniſter ſich durch den Willen des Fürſten glaubt 
rechtfertigen zu können, ſtellt er dieſelbe Perſon der 
öffentlichen Kritik blos, welche er vor jeder Kritik 
durch die von ihm übernommene Verantwortlichkeit 
ſchützen ſollte. Eine Monarchie, in welcher die 
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Miniſter glauben ſich hinter den Fürſten verkriechen 
zu müſſen, iſt in dem Zuſtande der Ausartung, 
denn ſie beweiſt, daß weder der Fürſt noch die Mi— 
niſter ihre Stellung dem Volke gegenüber kennen, 
daß ſie das Gleichgewicht verloren haben, und da— 
her leicht vollſtändig zum Wanken gebracht werden 
können. Eine Monarchie, welche ſich ſolcher Fehler 
ſchuldig macht, hat nicht blos alle Gefahren zu 
beſtehen, welche ihr aus ihrem eigenen, ſondern 
auch diejenigen, welche ihr aus den demokretiſchen 
Elementen erwachſen, welche ihr beigemiſcht ſind. 
Der Baum, von deſſen Früchten der Monarch 
nebſt allen ſeinen Dienern lebt, iſt die auf die Furcht 
vor ſeiner Macht, die Achtung vor ſeiner Stellung 
und die Anerkennung ſeiner Ueberlegenheit ſich 
gründende Stimmung des Volkes. Dieſen Baum 
haut er ſelbſt nieder, wenn er ſo handelt, daß die 
bezeichnete Stimmung im Volke ſich verliert. 
Um die Idee des Despotismus zu bezeichnen, 
ſagt Montesquieu: 
„Wenn die Wilden vom Luiſiana Früchte 
haben wollen, hauen ſie den Baum an ſeinem 
Fuße ab, und brechen die Früchte. Dieſes 
iſt die despotiſche Regierung.“ 
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Dieſe Stelle kann übrigens auch unmittelbarer auf 
die Verhältniſſe eines Landes angewendet werden, 
nehmlich auf die Beſteuerung desſelben. Wenn die 
ausgeartete Monarchie Geld erheben will, belegt fie 
die Flüſſe mit Zöllen, läßt ſie aber verſanden und 
treibt ſo die Schiffe von denſelben hinweg, erlaubt 
ſie die Hazardſpiele gegen eine Abgabe und richtet 
fo nicht blos das Vermögen, ſondern auch die fitt: 
liche Würde des Volkes zu Grunde, erhebt ſie ſchwere 
Weggelder, läßt aber die Wege verfallen u. ſ. w. 
Wir können uns hiebei eines Gedankens an unſere 
deutſchen Ströme, an unſere deutſchen Lotterien 
und Lotto's, an viele unſerer deutſchen Landſtraßen 
nicht erwehren. 

Es iſt eine traurige und ſchmerzliche Aufgabe von 
der Ausartung irgend einer Regierungsform zu hatt: 
deln, beſonders wenn man ſelbſt unter deren Einfluß 
mehr oder weniger lebt. Der Schriftſteller hat nicht 
dieſelbe Stellung dem Monarchen gegenüber, als 
der Staatsdiener. Wenn das Publicum dieſem ver⸗ 
zeiht, falls er der Wahrheit nicht volle Rechnung 
trägt, derſelben vielmehr einen Zwang authut, ſo 
kann der Schriftſteller auf dieſe Verzeihung keinen 
Anſpruch machen. Von ihm, erwartet der Leſer 
volle, ungeſchminkte Wahrheit. Montes⸗ 
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quieu gab fie feinem Volke vor jetzt bald einem 
Jahrhundert. Wir hoffen, kein Monarch unſerer 
Tage werde verbieten und verfolgen, was zur Zeit 
einer Pompadour nicht verboten und nicht verfolgt 
wurde. Allerdings hat die Monarchie im Laufe 
dieſes Jahrhunderts ſich nicht gebeſſert, im Gegen— 
theil iſt ſie mehr und mehr ausgeartet. Allein 
darum iſt der Schriftſteller doppelt und dreifach 
verpflichtet, die Wahrheit ohne Rückhalt furchtlos 
und ſeinem Berufe treu mitzutheilen. Die deutſche 
Nation beſitzt keinen Ständeſaal, welcher die An— 
gelegenheiten des geſammten Vaterlandes beſpricht, 
die Preſſe muß denſelben erſetzen. 

Wir haben weiter oben ſchon darauf hingewieſen, 
daß es ein Zeichen der Ausartung der Monarchie 
ſei, wenn ihre Vertreter die Wahrheit nicht ohne 
Widerwillen ertragen können. Wir dürfen uns 
daher nicht wundern über die erbitterte Stimmung, 
in welcher die Stützen der Monarchie, die privi— 
legirten Stände in Deutſchland gegen die Preſſe 
ſind. Vermöge ihres Verhältniſſes zur Monar— 
chie bildet die Ehre einen der mächtigſten Hebel 
ihrer Handlungsweiſe. Die höheren und edleren 
der Vaterlandsliebe, des Rechtsgefühls und des 
Freiheitsmuths find ihnen weniger bekannt. Wie geht 
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aber die Preſſe mit unſeren Privilegirten um? 
Streut ſie ihnen Weihrauch? lobt ſie ihre Thaten? 
ſchildert ſie alle Kleinigkeiten ihres Daſeins als 
wichtige Erſcheinungen des politiſchen Lebens? Das 
thut die ſ. g. gute Preſſe; die ſ. g. ſchlechte Preſſe 
macht aufmerkſam auf die Leiden, welche dem Volke 
durch Ariſtokraten und Büreaukraten bereitet werden, 
auf die Anmaaßung, womit letztere das Volk behandeln, 
auf das Unrecht, das ſie an ihm verüben. Sie 
züchtigt nicht ſelten ihre Schwächen und geißelt 
ihre Erbärmlichkeiten. Dürfen wir uns da wundern, 
daß die Preſſe, welche die Wahrheit ſagt, ſchlecht, 
und diejenige, welche lügt, wedelt und ſchmeichelt, 
gut genannt wird? 

Die Monarchie muß die Wahrheit wenigſtens 
auf dem Papiere ſehen können, wenn ſie auch 
nicht deren Worte ehrt und berückſichtigt. Sie 
muß dahin gebracht werden, entweder in offe— 
nem Krieg oder in offenem Frieden mit derſel— 
ben zu leben. Entweder die Monarchie iſt nicht 
in dem Maaße ausgeartet, wie wir ſie geſchildert, 
dann hat ſie von dieſen und allen ähnlichen 
Worten nichts zu fürchten; dieſelben werden theils 
widerlegt theils vergeſſen werden; oder ſie iſt ganz 


ſo ausgeartet, wie wir ſie geſchildert haben, dann 
v. Struve Staats wiſſenſchaft II. 9 
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iſt es eine patriotiſche Pflicht, ſie in ihrem Ver— 
derbniß darzuſtellen. Denn ſie kann ſich erſt beſſern, 
wenn ſie ſelbſt erkannt hat, daß ſie krank iſt und 
der Heilung bedarf. 

Keine Monarchie kann ſich auf die Dauer halten 
ohne Wahrheit. Cenſur, Polizei und Militär können 
die Wahrheit nicht erſetzen und kein Löſeſchlüſſel 
kann von den Folgen der Unwahrheit befreien. 
Wehe der Monarchie, welche ſtatt auf geiſtigen 
Hebeln auf der brutalen Gewalt beruht! Die 
Quellen können verſiegen, welche ihr die Mittel zur 
Aufſtellung der bewaffneten Macht gewähren, und 
dann trocknet ſie ſelbſt mit dieſen aus. Allein die 
Quellen welche entſpringen in der Liebe und der 
Achtung eines freiheitsliebenden Volks, werden nie⸗ 
mals ſtocken. 


| II. 
Bon der Mehrherrſchaft (Ariſtokratie). 


Achter Abſchnitt. 


Die Mehrherrſchaft in ihrer Meinheit. 


Die Einherrſchaft beruht auf der Vorausſfetzung 
der politiſchen Unmündigkeit des Volks und der aus⸗ 
ſchließlichen politiſchen Befähigung des Monarchen; 
die Mehrherrſchaft auf der Vorausſetzung der po— 
litiſchen Unmündigkeit der Mehrzahl des Volks und 
der politiſchen Befähigung einer Minderzahl der— 
ſelben. Dieſe Minderzahl wird theils beſtimmt 
durch die Geburt, theils durch Verdienſte um den 
Staat, theils endlich durch Reichthum, namentlich 
durch Grundbeſitz. Die Ariſtokratie theilt ſich dem⸗ 
nach in Geburts⸗Ariſtokratie, Beamten⸗Ariſtokratie 
und Vermögens ⸗Ariſtokratie. 
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Geburt, Verdienſt und Vermögen (Geld und 
Geldeswerth) üben auch ſchon in der Monarchie 
politiſchen Einfluß aus. Allein derſelbe iſt da noch 
nicht organiſirt, wenigſtens nicht in der reinen 
Monarchie. Sobald er organiſirt iſt, hat die Ariſto— 
fratie auch bereits einen Theil der Monarchie ver— 
drängt und ſich an deſſen Stelle geſetzt. 

Die Ariſtokratie hat nicht einen ſo beſtimmten 
Charakter, wie die Monarchie und die Demokratie, 
denn das Prinzip, auf welchem ſie beruht: die po— 
litiſche Befähigung einer Minderzahl und die politi— 
ſche Unfähigkeit einer Mehrzahl des Volks, iſt gleich- 
falls nicht ſo feſt beſtimmt wie das der beiden 
anderen Verfaſſungen. Ueber die Zahl Eins und 
über den Begriff des Volks kann nicht ſo leicht 
Meinungsverſchiedenheit entſtehen, als über den 
Begriff von Mehreren. Die Ariſtokratie hat daher 
niemals eine ſo große Bedeutung in der Geſchichte 
der Staaten gehabt, als die beiden anderen Ver⸗ 
faſſungen. Es hat weltherrſchende reine Monarchien 
und reine Demokratien, aber keine weltherrſchende 
reine Ariſtokratien gegeben. Die Ariſtokratie iſt 
überhaupt mehr als Vermittlerin zwiſchen Monarchie 
und Demokratie, denn als ſelbſtſtändige Verfaſſung 
von Wichtigkeit. Allerdings hat Carthago ſeiner 
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Zeit eine ariſtokratiſche Verfaſſung gehabt, allein 
es unterlag auch im Kampfe mit dem damals ſchon 
demokratiſchen Rom. Venedig und Genua blühten 
allerdings längere Zeit als Ariſtokratien, und wie 
oben bemerkt worden, kann auch der Kirchen— 
ſtaat den Ariſtokratien mehr oder weniger beige— 
zählt werden. Allein im Verhältniß zu den Demo— 
kratien Griechenlands und Roms erſcheinen uns 
jene beiden italieniſchen Handelsrepubliken deu— 
noch ſehr untergeordnet und im Verhältniß zu der 
Dauer der europäiſchen Monarchien der chriſtlichen 
Zeit haben fie auch nicht ſehr lange beſtanden. 
Was die Verfaſſung des Kirchenſtaats betrifft, ſo 
haben wir uns bereits oben über dieſelbe ausge— 
ſprochen. 

Das Weſen der Ariſtokratie beruht auf dem 
Vorzuge, welchen gewiſſe Familien oder Individuen 
über die Maſſe des Volkes behaupten, und welchen 
dieſes anerkennt. Iſt dieſer Vorzug kein wirklicher, 
beruht derſelbe vielmehr auf Täuſchung, ſo wird 
er von keinem Beſtande ſein. Nur da, wo er auf 
wirklicher thatfachlicher höherer Befähigung beruht, 
und wo dieſe Grundlage der Ariſtokratie erhalten 
wird, kann dieſe auf Dauer rechnen. Daher haben 
alle Ariſtokratien, welche auf geſunden Grundlagen 
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ruhten, ſich ſtets bemüht, ihre Reihen unausgeſetzt 
den talentvollſten, tüchtigſten und einflußreichſten 
Männern des Volkes zu öffnen. Auf dieſe Weiſe 
erhält ſich die Ariſtokratie eines Theils den guten 
Willen des Volks, indem jeder aus demſelben hoffen 
kann ſich zu der bevorzugten Klaſſe emporzuſchwingen, 
andern Theils verſtärkt ſie ſich unausgeſetzt und 
füllt ſo die Lücken aus, welche das Schickſal in 
ihrer Mitte hervorruft. 

Die Beſten ſollen herrſchen, ſagt das griechiſche 
Wort Ariſtokratie. Wer möchte dieſem Worte 
nicht beiſtimmen? Allein die Schwierigkeit iſt 1) auf- 
zufinden, wer die Beſten ſind und 2) den aufge— 
fundenen dieſe Anerkennung von Seiten der Ge— 
ſammtheit zu verſchaffen. Wir haben oben, bei 
Beſprechung der Monarchie (Abſchnitt 3.) geſehen, 
daß es ein innerer Widerſpruch ſei, dem Volk, 
welches die Verfaſſung für unmündig erklärt, ein 
Wahlrecht einzuräumen. Eben dieſes gilt von der 
Ariſtokratie. Auch in dieſer kann dem Volke das 
Recht, ſeine Beherrſcher zu wählen, nicht eingeräumt 
werden. Denn ein ſolches Wahlrecht ſetzt politiſche 
Befähigung voraus. Hat das Volk dieſe, dann iſt 
es an der Zeit, die Ariſtokratie abzuſchaffen und 
die Demokratie einzuführen. 
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Nur die politiſch Befähigten können daher die 
Bürger wählen, welche gleich ihnen ſelbſt bevor— 
zugte politiſche Rechte haben ſollen. Dieſe Wahlen 
ſind aber immer bedenklich, weil alle Arten von 
Leidenſchaften ſich in dieſelben zu miſchen pflegen. 
Daher iſt man nicht ſelten dahin gekommen, ſelbſt 
dem Zufall des Looſes ein mehr oder minder be⸗ 
deutendes Gewicht dabei einzuräumen. 

Je näher die Ariſtokratie der Herrſchaft der 
Beſten im Staate kommt, deſto vollkommener iſt 
ſie. Alle ihre Einrichtungen müſſen daher darauf 
berechnet ſein, die Beſten des Staats in die ein— 
flußreichſten Aemter zu bringen. Das Weſen der 
Ariſtokratie dreht ſich eigentlich nur um die Frage: 
auf welche Weiſe laſſen ſich am ſicherſten die Beſten 
an das Staatsruder bringen? Die Beſten laſſen 
ſich nur dann auffinden, wenn man ihnen Gelegen— 
heit gibt, nicht nur ihre Kräfte zu üben, ſondern 
auch ſie zum Frommen des Staats anzuwenden. 
Der erſte Grundſatz einer tüchtigen Ariſtokratie, 
(welche das Beſtehen einer bevorzugten Claſſe natür— 
lich vorausſetzt) muß daher ſein: jeder im Volke 
kann zu jeder Stelle im Staate gelangen, falls er 
dazu von den Vollbürgern (der Ariſtokratie) für 
befähigt erachtet und erwählt wird. 
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Bei der Ariſtokratie, wie bei jeder anderen 
Staatsverfaſſung iſt der Unterſchied zwiſchen ge— 
ſetzgebender, geſetzanwendender und geſetzvoll— 
ſtreckender Gewalt von hoher Bedeutung. Zu der 
vollſtreckenden Gewalt muß jeder im Volke Zutritt 
haben. Gewiſſe höhere Aemter dieſes Verwaltungs— 
zweigs müſſen Anwartſchaft auf Aemter im Gebiete 
der Geſetzesanwendung geben. Geſetzgebung und 
die höheren Stellen der Geſetzesanwendung müſſen 
übrigens den Mitgliedern der bevorzugten Claſſe 
vorbehalten werden, wobei es dem Wahl-Collegium 
anheim gegeben iſt, jeden aus dem Volke dadurch 
zu der Begleitung des fraglichen Amtes fähig zu 
machen, daß es ihn in die Zahl der Vollbürger 
aufnimmt. 

Würde eine derartige Schranke zwiſchen Voll— 
bürgern und dem übrigen Volke nicht gezogen, 
ſo würde ſich die Ariſtokratie unmöglich in ihrer 
Reinheit erhalten können. Wir wollen daraus durch— 
aus nicht ableiten, daß unter allen Umſtänden dieſe 
Schranke gezogen werden müſſe, keineswegs! Nur 
müſſen wir bemerken, daß inſofern ſie fällt, auch 
die Schranke zwiſchen Ariſtokratie und Demokratie 
ſinkt, d. 6 letzterer die Bahn gebrochen wird. Wo 
die große Maſſe des Volks einen ſo hohen Grad 
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von politifcher Befähigung beſitzt, um zu thätiger 
Theilnahme an den Staatsgeſchäften zugelaſſen wer— 
den zu können, da wird es höchſt zweckmäßig ſein, 
durch das Fällen jener Schranke der Demokratie 
allmählig die Bahn zu brechen. Wo dagegen das 
Volk dieſen Grad von Befähigung nicht beſitzt, ge— 
räth der Staat in Gefahr. Denn es liegt in der 
menſchlichen Natur, daß der Inhaber jeder einfluß— 
reichen Gewalt dieſe mehr oder weniger zu Gunſten 
ſeiner unmittelbaren Genoſſen verwendet. So lange 
daher ein Unterſchied zwiſchen der Claſſe der Voll— 
bürger und derjenigen des übrigen Volks beſteht 
und, den obwaltenden Verhältniſſen nach, beſtehen 
muß, darf den Mitgliedern des letztern nicht eine 
Gewalt eingeräumt werden, welche ſie ſelbſt hoch 
über die Mitglieder der erſtern erheben würde. 
Die oben ausgeführten, wie alle Grundſätze 
überhaupt, werden indeß nur dann günſtig wirken, 
wenn ſie leidenſchaftslos, ohne Rückſicht auf Pri— 
vatvortheil nur zum Beſten des gemeinſamen Va— 
terlandes redlich gehandhabt werden. Außerdem 
werden entweder Männer ohne Verdienſt die Claſſe 
der Vollbürger zwar vermehren, aber nicht kräfti— 
gen, oder Männer von Verdienſt von derſelben 
ausgeſchloſſen werden, und daher ihr nicht diejenige 
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Kraft zuführen, deren ſie ſo ſehr bedarf, wenn ſie 
ihren Einfluß bewahren will. 

Montesquieu ſagt: 

„Die Ariſtokratie hat durch ſich ſelbſt eine 
gewiſſe Kraft, welche die Demokratie nicht 
hat. Die Adeligen bilden darin einen Körper, 
welcher, durch ſeine Vorrechte und zu ſeinem 
Privat-Intereſſe das Volk in Schranken hält.“ 

„Allein ſo leicht es dieſem Körper iſt, die 
anderen, ſo ſchwer iſt es ihm, ſich ſelbſt in 
Schranken zu halten. 

„Die Mäßigung bildet daher die Seele dieſer 
Regierungsform.“ 

So lange die Ariſtokratie dieſe Mäßigung be— 
wahrt, ſteht ſie auf feſten Füßen. So bald ſie die— 
ſelbe verliert, fängt fie an zu wanken. Dieſe Mä— 
ßigung muß zuerſt ſich entfalten in dem Familien- 
und dem geſelligen Leben der bevorzugten Claſſe. 
Wollen die Frauen durch größern Putz, die Männer 
durch Uebermuth in Wort und That, die Vorrechte, 
welche ſie vor dem Volke voraus haben, an den 
Tag legen, wollen ſie durch koſtbare Feſtlichkeiten, 
durch Luxus und Ueppigkeit ihre Ueberlegenheit 
über die Maſſen kund thun, ſo werden ſie zu glei— 
cher Zeit die eigene phyſiſche, moraliſche und peku⸗ 
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niäre Kraft ſchwächen und nicht nur den Neid 
und die Mißgunſt, ſondern auch die höheren und 
edleren Gefühle des Volkes gegen ſich in die Schran— 
ken rufen. Dieſelben Beweggründe, welche in dem 
Familien- und geſellſchaftlichen Leben des Adels vor— 
herrſchen, müſſen nothwendig in die von demſelben 
geleiteten ſtaatlichen Verhältniſſe eindringen, und 
je koſtſpieliger die Leidenſchaften ſind, welche ſich in 
dem Familien- und Geſellſchafts-Leben des Adels 
bekunden, deſto drückender muß dem Volke die auf 
demſelben laſtende Regierung werden. Das Volk 
kann nur dann gut regiert, gerecht behandelt wer— 
den, wenn der Adel den Grundſatz der Mäßigung 
ſchon im kleinen Familien- und Geſellſchafts-Leben 
feſthält. Es iſt die Natur jeder Leidenſchaft, daß 
ſie mehr und mehr um ſich greift, daß ſie großer 
Mittel zu ihrer Befriedigung fordert und daß zu 
deren Erlangung ungemeſſener Druck ausgeübt wer— 
den muß. Allerdings mögen Jahre oder ſelbſt Jahr— 
zehnde vergehen, bevor die in den Familien - und 
den Geſellſchafts-Kreiſen eingedrungenen Leiden— 
ſchaften auch in das Staatsleben einſchleichen. Allein 
früher oder ſpäter geſchieht dieſes unabwendbar, 
und dann iſt es kaum mehr möglich, dem tief ge— 
wurzelten Uebel mit Kraft zu begegnen. Dann 


— 140 — 


bleibt ein das Volk drückendes und ungerechtes Re— 
giment nicht aus. In demſelben Maaße als der 
Adel bevorzugt, muß das Volk zurückgeſetzt werden. 

Die Klippe, an welcher jede Ariſtokratie zu 
ſcheitern droht, iſt aber gerade Ungerechtigkeit gegen 
das Volk, übertriebene Bevorzugung des Adels. Ihr 
ganzes Streben muß daher darauf gerichtet ſein, 
dieſer Klippe zu entgehen. Nur inſoweit darf ſie 
die Ihrigen bevorzugen, als ſie Vorzug verdienen. 
Unter keinen Umſtänden darf ſie ſich einer Verletzung 
oder ſophiſtiſchen Auslegung der Geſetze zu deren 
Gunſten zu Schulden kommen laſſen, oder zum Nach— 
theil des Volkes Geſetze und Urtheils-Sprüche un— 
vollzogen laſſen. Das Volk wird bald die Achtung 
vor dem Geſetze verlieren, wenn ſeine Führer dasſelbe 
ungeſtraft übertreten, und da das Volk doch die Mehr— 
zahl bildet, wird die Ariſtokratie fallen, wenn die Ach 
tung vor dem Geſetze aus dem Volke verſchwunden iſt. 

Die Ariſtokratie in ihrer Reinheit beruht we— 
ſentlich auf dem Gefühle von der politiſchen Ueber— 
legenheit, welche die bevorzugte Claſſe vor der gro— 
ßen Maſſe des Volkes voraus hat. So lange dieſes 
Gefühl eine Wahrheit iſt, ſteht die Ariſtokratie feſt, 
ſo bald es zur Lüge wird, geht ſie ihrem Verderben 
entgegen. Die Aufgabe der Ariſtokratie iſt es da⸗ 
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her, dasſelbe in ſeiner vollen Wahrheit und Rein— 
heit zu erhalten. Zu dieſem Behufe iſt beſonderes 
Gewicht zu legen auf die Eingehung der Ehen, die 
Kinder⸗Erziehung und die Vorbereitung zur politi— 
ſchen Thätigkeit. 8 

Nur diejenigen Ehen, welche auf freier Neigung 
beruhen, bieten Garantien einer tüchtigen Nach— 
kommenſchaft. Unter freier Neigung verſtehen wir 
jedoch nicht ſinnliche Aufwallung, welche keine Probe 
zu beſtehen vermag, ſondern nur dasjenige Gefühl 
der Sympathie, welches auf einer tieferen Grund— 
lage ruhend die Schwierigkeiten zu überwinden ver— 
ſteht, welche ſich ihm entgegenſtemmen. Daher 
mögen, den Umſtänden nach, die Liebenden wohl 
auf Proben geſtellt, es mag ihnen von ihren Eltern 
eine gewiſſe Zeit gegeben werden, ſich zu bedenken. 
Allein nimmermehr ſollten äußere Rückſichten: Stan⸗ 
desverſchiedenheit, Verſchiedenheit der pecuniären 
Lage u. ſ. w. zu unüberſteiglichen Ehe-Hinderniſſen 
gemacht werden. Wo dieſes geſchieht, bleiben die 
Folgen nicht aus. Der vornehme und reiche Jüng— 
ling verführt dann einige arme Mädchen, und wenn 
er ſeine beſten Kräfte vergeudet hat, wenn er nicht 
mehr warm lieben kann, dann wählt er aus poli— 
tiſchen Rückſichten eine Standesgenoſſin, welche kalt 
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und lieblos ihm zur Seite ſteht. Solche Ehen 
ſind reich an Mißhelligkeiten aller Art, ſind wenig 
geeignet eine tüchtige Nachkommenſchaft ins Leben 
zu rufen, und eben fo wenig, fie zu vaterländiſcher 
Tugend heranzubilden. 

Die Ehe wird daher mehr oder weniger auch 
den Maaßſtab der erſten Jugendbildung an die Hand 
geben. Dieſelben Beweggründe welche die Eltern 
zuſammenführten, werden auch die Kindererziehung 
leiten, dieſelben Keime, welche ſich in dem ehelichen 
Bunde der Eltern entwickelt haben, werden in den 
Herzen der Kinder Wurzel ſchlagen. 

Daher iſt bei der Ariſtokratie mehr als bei jeder 
anderen Regierungsform dahin zu wirken, daß die 
Ehen auf eine, der Bedeutſamkeit dieſes Bundes 
entſprechende würdige Weiſe geſchloſſen werden. Auf 
die Erziehung der Kinder iſt beſondere Sorgfalt zu 
verwenden und die Erwachſenen ſind alles Ernſtes 
zum Staatsdienſte vorzubereiten.“) Leitender Ge⸗ 
danke der Erziehung des Knaben und der Vorbe⸗ 
reitung des Erwachſenen muß ſein: er habe ſich 
den Vorzug, auf welchen er im Staate Auſpruch 


*) Im allgemeinen Staatsrechte haben wir uns 
über dieſen Gegenſtand weitläufiger ausgeſprochen. 
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machen wolle, durch Mühe, Anftrengung und Opfer 
jeder Art erſt zu erwerben, denn wen die Geburt 
bevorzugt habe, der verliere dieſen Vorzug wieder, 
falls er ſich desſelben nicht würdig benehme, und 
wem die Geburt einen ſolchen verſagt, der könne 
ihn erringen, falls er ein würdiger Sohn des 
Vaterlands werde. 

Iſt die Jugend zum Dienſte des Staats gebildet, 
ſo frägt es ſich insbeſondere 1) wer ernennt die 
Vollbürger (die Mitglieder der Ariſtokratie), 2) wer 
kann dazu ernannt werden und 3) welches find die 
weſentlichen Rechte die mit dem Vollbürgerthum 
verknüpft ſind? 

Die allgemeinen Grundſätze, aus welchen die 
Beantwortung dieſer Fragen folgen, haben wir be— 
reits weiter oben entwickelt. Wir wollen ſie hier 
noch etwas näher ausführen. 

Wo das Geſetz, oder mit anderen Worten der 
Zufall der Geburt die Vollbürger allein ernennt, 
da kann der Vorzug, welcher mit dem Vollbürger— 
thum verknüpft wird, nicht groß fein, weil außer- 
dem der Staat zu ſehr gefährdet würde, von geiſt— 
und herzloſen Vollbürgern zu Grunde gerichtet zu 
werden. Je größer daher die mit dem Vollbürger⸗ 
thum verbundenen Rechte ſind, deſto größere Be⸗ 
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hutſamkeit muß aufgewendet werden, alle unfähigen 
Leute auszuſchließen und nur die fähigſten herbei— 
zuziehen. Wo es ſich blos um die Ausübung gewiſſer 
Ehrenrechte handelt z. B. das Recht an feierlichen 
Tagen einen bevorzugten Platz einzunehmen, eine 
Uniform zu tragen u. ſ. w. da mag man der Ge— 
burt, den Umſtänden nach, Vorzug einräumen, 
nimmermehr aber, wo das Wohl des Staats auf 
dem Spiele ſteht, d. h. bei Aemtern, welche politiſchen 
Einfluß verleihen. 

Daß der Monarch durch den Zufall der Geburt 
beſtimmt wird, bleibt immer ein Uebelſtand, obgleich 
derſelbe geringer iſt, als der aus der Wahl eines 
unmündigen Volkes hervorgehende. Allein die Ari— 
ſtokratie beruht nicht auf derſelben Vorausſetzung 
wie die Monarchie. Sie beruht vielmehr auf dem 
Grundſatz, daß der Staat eine Klaſſe von befähigten 
Bürgern in ſich ſchließe. Augenſcheinlich iſt es aber 
ein großer Unterſchied, ob man befähigten oder un⸗ 
befähigten Perſonen ein Wahlrecht einräumt. Hierzu 
kömmt noch der zweite große Unterſchied, nehmlich 
daß die Wahl eines Vollbürgers nicht von ſo hoher 
Wichtigkeit als diejenige eines Monarchen iſt, und 
daher nicht dieſelben Leidenſchaften rege macht. 
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Die Frage, wer die Vollbürger zu ernennen 
habe, iſt demnach dahin zu beantworten: die fähigſten 
unter den Vollbürgern ſelbſt. Nur diejenigen, welche 
die Bedürfniſſe des Staatsdienſtes und die bei dem— 
ſelben beſchäftigten Bürger durch eigene Thätigkeit 
kennen gelernt haben, ſind geeignet, ein Wahlrecht 
auszuüben. Einem Einzelnen kann dieſes Recht nicht 
übertragen werden, weil dadurch der Begriff und 
das Weſen der Mehrherrſchaft verlaſſen würde in 
der wichtigſten Beziehung des Staats-Organismus. 
Denn von der Ernennung der Klaſſe der Vollbürger 
hängt die Ariſtokratie in ihrem Weſen ab. Ebenſo 
wenig kann dasſelbe aber dem Volke oder dem Ge- 
burtsadel eingeräumt werden. Ein Collegium ge— 
ſchäftskundiger und im Dienſte des Staats ergrauter 
Männer iſt daher allein geeignet, das Wahlrecht 
auszuüben. 

Zum Vollbürger muß jeder ernannt werden 
können, welcher im Dienſte des Staats ſich durch 
ſein Verhalten ein Anrecht auf dieſe Stellung er— 
worben hat, ohne Unterſchied des Standes, der 
Geburt und der Glücksgüter. 

Die mit dem Vollbürgerthum weſentlich ver— 
bundenen Rechte endlich beſtehen eines Theils in 
dem Antheil an der Geſetzgebung und der Nr 


v. Struve, Staats wiſſenſchaft II. 
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anwendung, und in dem Rechte insbeſondere auf die 
Erneuerung und Vermehrung der Klaſſe der Voll— 
bürger einzuwirken. 

Sämmtliche Vollbürger bilden in ihrer Ver— 
einigung die geſetzgebende Behörde des Staats. Nur 
kann derjenige, welcher ein anderes Staatsamt be⸗ 
gleitet, nimmermehr Sitz und Stimme in dieſem 
Körper haben, weil ſich ſonſt die geſetzgebende Gewalt 
mit den übrigen Staatsgewalten vermiſchen würde, 
was in einer freien Verfaſſung niemals geſchehen darf. 

Die Beamten, welche bei der vollſtreckenden Ge— 
walt thätig find, werden am beſten von den höchſten 
Vollſtreckungsbeamten, die Beamten, welche bei der 
Geſetzes-Anwendung beſchäftigt werden, von einer 
aus Mitgliedern des geſetzgebenden Körpers, der 
höchſten Richterbehörde und dem höchſten Voll— 
ſtreckungsbeamten gemiſchten Commiſſion ernannt. Die 
Geſetzes-Anwendung, welche zwiſchen Geſetzgebung 
und Geſetzesvollſtreckung in der Mitte ſteht, muß 
nothwendig ſo gehandhabt werden, daß dadurch die 
Geſetzgebung mit der Geſetzesvollſtreckung in guten 
Einklang kömmt. Dieſes iſt auf die Dauer nur 
möglich, wenn Männer, welche bei den verſchiedenen 
Gewalten des Staats beſchäftigt ſind, auf die Er⸗ 
nennung der Geſetzes-Anwender Einfluß üben. 


Neunter Abſchnitt. 


Die Ariſtokratie in ihrer Ausartung. 
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Wir haben bereits im vorigen Abſchnitt die 
Urſachen der Ausartung der Ariſtokratie angedeutet. 
Sie beſtehen darin 1) daß ſie ſich nicht auf ent⸗ 
ſprechende Weiſe ergänzt und 2) daß fie ihre 
Mitglieder auf ungerechte Weiſe vor dem Volke 
bevorzugt. Beſonders verderblich iſt es, wenn die 
bevorzugte Claſſe der Bürger ſich kaſtenmäßig von 
dem Volke abſchließt, auch die tüchtigſten und ver⸗ 
dienſtvollſten aus letzteren nicht in ihre Mitte auf⸗ 
nimmt. Die Folge dieſer ſtarren Abſchließung iſt 
Ungerechtigkeit, denn deren Urſache iſt Selbſtüber⸗ 
hebung. Allein eine weitere Folge kann nicht aus⸗ 
bleiben, nehmlich die Ausartung der Race der Ari⸗ 
ſtokraten, und wenn daher ihr Reich nicht früher 
zum Fall kömmt, ſo ſtürzt es am Ende in Folge 

10 * 


u De 


der körperlichen und geiſtigen Corruption feiner 
Führer. Wenn ſich der Adel immer nur aus ſeiner 
Mitte den ehelichen Genoſſen ſucht, ſo wird er 
bald ſo blutsverwandt, daß kein friſches Blut den 
Ehen zugeführt wird. In dieſem Falle artet die 
Race beim Menſchen eben ſo gut aus als bei den 
Thieren. 

Während der Monarch ſo hoch über dem Volke 
ſteht, daß wenigſtens in größeren Staaten und in 
guten Zeiten ein Conflikt zwiſchen den Rechten des 
Volkes und des Herrſchergeſchlechts nicht ſtattfindet, 
fo zertheilt ſich bei der Ariſtokratie Macht und Ein- 
fluß dermaaßen unter ihre verſchiedenen Mitglieder, 
daß zwiſchen dieſen und dem Volke ſehr leicht be— 
denkliche Reibungen eintreten können. Hierzu kom⸗ 
men noch diejenigen, welche zwiſchen den Mitgliedern 
der Ariſtokratie ſelbſt ausbrechen. Die Bande, 
welche ein einziges Dynaſtengeſchlecht zuſammenhal⸗ 
ten, ſind zu eng, als daß ernſtliche und nachhaltig 
wirkende Reibungen unter deſſen Mitgliedern zu 
beſorgen wären. Anders iſt es bei den Ariſtokra— 
tien. Hier ſtehen ſich oft verſchiedene Familien 
Jahrzehnte hindurch feindlich gegenüber, fo daß 
ſich leicht Familienzwiſtigkeiten entſpinnen. Will 
es das Schickſal, daß ſich dieſelben an Macht und 
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Anſehen gleich kommen, und daß zu gleicher Zeit 
ſich zwei ehrgeizige Familienhäupter entgegenſtehen, 
ſo wird die Gefahr für den Staat, und ſpeciell 
für die Ariſtokratie ſelbſt immer großer. 

Die Ariſtokratie (die Herrſchaft der Beſten) iſt 
in der Theorie die beſte und in der Praxis die 
ſchlechteſte Regierungsform. Der Name thut na— 
türlich nichts zur Sache. Unter allen Formen muß 
immer das Streben darauf gerichtet ſein, direkt 
oder indirekt die Beſten an's Staatsruder zu brin- 
gen. Dieſes gilt auch von der Monarchie und der 
Demokratie. Es frägt ſich nur, vermittelſt welcher 
Form ſolches am ſicherſten gelingt. In dieſer Rück— 
ſicht zeigt die Erfahrung, ſo wie eine tiefer eindrin— 
gende Theorie, daß ſolches bei keiner Staatsver— 
faſſung auf die Dauer ſo ſchwer iſt, als gerade bei 
der Ariſtokratie, daß keine ſo ſehr als ſie der Ge— 
fahr der Ausartung blosgeſtellt iſt. 

Die unſinnigen Anſichten von Mißheirathen, 
Reinheit des Bluts, Ahnen und Urahnen läßt ſich 
das Volk am Ende gefallen, wenn ſie nur als ein— 
zige Ausnahme den Monarchengefchlechtern eigen 
ſind. Allein wenn man im täglichen Leben mit ihnen 
in Berührung tritt, wenn unter Millionen nicht 
einige Wenige ſich für bevorzugte Weſen erachten, 
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ſondern hunderte und tauſende, wenn ſie ihren Vor— 
zug mit Anmaaßung und mit Verletzung der Rechte 
des Volks geltend machen, dann muß dieſes in ſteter 
Aufregung erhalten werden. Beſonders verletzend 
ſind für das Volk die Anſichten über Mißheirathen. 
Der Ariſtokrat hält es nicht für ein Mißverhältniß, 
wenn er die Tochter eines der nicht bevorzugten 
Bürger ſchändet und fie und fein Kind verſtößt, 
um eine wohl berechnete Heirath mit einer reichen 
Dame von Stand einzugehen. Allein der geſunde 
Menſchenverſtand und das ungetrübte Rechtsgefühl, 
des Bürgers erklären dieſes Verfahren doch für eine 
doppelte Verletzung der ewigen Rechte der Menſch— 
heit und für eine Verletzung der heiligen Rechte 
der Ehe. 

Venedig bietet uns das Bild einer ausgearteten 
Ariſtokratie. Wir ſehen hier den Despotismus Hand 
in Hand mit der Unfähigkeit, irgend etwas Bedeut— 
ſames zu leiſten. In der ſchönen Zeit dieſer Re— 
publik blühten allerdings Handel und Schiffahrt, 
dehnten ſich ihre Beſitzungen längs den Ufern des 
adriatiſchen und des Mittelmeers aus. Allein in dem— 
ſelben Maaße als die Verfaſſung einen mehr und 
mehr oligarchiſchen Charakter annahm, als ſich die 
bevorzugten Geſchlechter mehr und mehr von dem 
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Volke abſchloſſen, ging die Ariſtokratie und mit ihr 
der Staat ſelbſt immer mehr ſeinem Verderben 
entgegen, bis er am Ende gewiſſermaaßen ohne 
Widerſtand die Beute eines Eroberers, als reife 
Frucht gepflückt wurde. 

Wir haben im vorigen Abſchnitte drei Grund— 
lagen der Ariſtokratie bezeichnet: Geburt, Reich— 
thum und Verdienſt. Von dieſen harrt nur die letz— 
tere aus auch in der Gefahr, auch in den Stürmen 
der Zeit. Man hat oft geſagt: Reichthum iſt Macht. 
Allein ſie iſt ebenſowohl eine Macht, welche zum 
Verderben, als welche zum Beſten eines Staats 
verwandt werden kann. Rom ſank hauptſächlich in 
Folge der Reichthümer ſeiner Großen, mit wel— 
chen Tauſende aus dem Volke für ſchlechte Zwecke 
erkauft werden konnten. Die Geburt bietet nur 
dann eine Garantie des Guten, wenn die Eltern, 
ſelbſt tüchtig, aus würdigen Beweggründen ſich ver— 
einigt haben. 

Wenn daher Geburt und Reichthum die Ober— 
hand gewinnen über das Verdienſt, dann be— 
ginnt die Ariſtokratie zu verfallen, nicht blos 
weil ſie ſich nicht mehr mit neuen Kräften 
verſtärkt, ſondern auch weil fie ſchon in ſich 
ſelbſt den Keim des Verfalls ausgebildet trägt. 
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Denn ſo lange ſie das Vaterland mehr liebt, 
als ihren Privatvortheil, kann dieſer Zuſtand nicht 
eintreten. Das Volk, welches dieſes gewahrt, muß 
zugleich auch die Achtung vor ſeinen Herrſchern ver— 
lieren, und ſo erwachſen dieſen neue Schwierigkei— 
ten. Der äußere Feind hat es nur mit unfähigen 
Staatsmännern zu thun, welche ihm gleichfalls 
weder Furcht noch Achtung einflößen können. So 
vereinigen ſich dann innere und äußere Feinde zum 
Verderben der Ariſtokratie. 

Körperliche und geiſtige Ausartung gehen immer 
Hand in Hand mit der moraliſchen. Eine anmaßende, 
hochfahrende, mit Stolz auf das Volk herabſehende 
und ſeine Rechte mit Füßen tretende Ariſtokratie 
kann nimmermehr in intellektueller und phyſiſcher 
Beziehung tüchtig ſein. Ihre Anmaßung würde ge— 
zügelt werden, ſtünde ſie in Verbindung mit einem 
hellen Verſtande und konnte keinen ſo verletzenden 
Charakter annehmen, wie wir ihn geſchildert haben, 
wenn ſie nicht durch einen kranken Körper ſtets zu 
wilden Ausbrüchen gereitzt würde. Alle moraliſche und 
intellektuelle Depravation läßt ſich zurückführen auf 
naturwidrige Lebensweiſe. Wer naturgemäß lebt in 
Speiſe und Trank, ſich naturgemäß kleidet, natur⸗ 
gemäß wohnt, wer nach den Geſetzen der Natur 
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ſeine Ehe geſchloſſen und ſeinen Lebensberuf ge— 
wählt hat, kann unmöglich anmaßend, hochfahrend, 
ungerecht und unmenſchlich ſein. Allein wer ſchon 
in jungen Jahren allen möglichen Laſtern fröhnt, 
wer unmäßig in Speiſe und Trank, den Tag zur 
Nacht, und die Nacht zum Tage macht, wer un— 
gleichmäßig arbeitet, d. h. eine Zeit lang ſich über— 
mäßig anſtrengt, und dann ſich wieder dem Nichts— 
thun ergibt, wer ſich kleidet, wie es die thörigte Mode 
mit ſich bringt und auf die Geſundheit dabei keine 
Rückſicht nimmt, der legt ſchon in jungen Jahren den 
Keim dereinſtiger Depravation. Wenn er dann nach 
einer durch Schwelgereien und Verführungen be— 
zeichneten Jugend aus Standes- und Vermögens— 
Rückſichten ſeine Gattin ſich wählt und ein Amt an— 
tritt, um welches er ſich beworben hat, nicht um 
dem Vaterlande, ſondern um ſich ſelbſt zu dienen, 
nicht um für Freiheit und Recht zu wirken, ſon— 
dern um ſich und feinen Standesgenoſſen auf Koſten 
des Volks Vortheile zu bereiten, — wie kann ein 
ſolcher Menſch die Idee des Staats rein erfaſſen 
und mit Beſonnenheit und Kraft in's Leben über— 
führen? Ein derartiger Ariſtokrat hat kaum in den 
erſten Jahren der Kindheit die Stimme der Natur 
rein und ohne falſche Beimiſchung vernommen. Schon 
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das Wiegenlied, das ihn in den Schlaf lullte, hatte 
ariſtokratiſche Tendenzen, ſchon die erſten Bilder, 
auf welche ſein Auge blickte, ſtellten ihm die ſtarren 
Züge verknöcherter Ariſtokraten dar. Ein ſolcher 
Menſch ſog niemals an den Brüſten der Natur, um aus 
dieſen die beſten Nahrungsſäfte für fein körperliches 
und geiſtiges Daſein zu ſchlürfen. Er ſtand nie dem 
Menſchen als Menſch, ſondern nur entweder dem Volke 
als Bevorzugter oder dem Standesgenoſſen als 
Gleichberechtigter gegenüber. Solche Ariſtokraten ſind 
meiſt auch mit ſich ſelbſt verfallen — was Wunder, 
daß ſie es mit der Welt ſind? Und ſolche Menſchen 
ſollten herrſchen über ein gutmüthiges, fleißiges und 
redliches Volk? Sie werden es ausſaugen, mit Füßen 
treten, in das Joch der Knechtſchaft ſpannen, und 
für alle die Dienſte, welche es ihnen leiſtet, mit 
Verachtung ſtrafen. Doch die ewige Vorſehung hat 
durch ihre Geſetze ſelbſt dafür geſorgt, daß alles 
menſchliche Unweſen nicht zu lange beſtehe. Alles 
was naturwidrig, ſchlecht und verdorben iſt, trägt 
den Keim ſeiner Vernichtung in ſich. 

Die Anmaaßung des Adels weckt das ſchlum— 
mernde Selbſtgefühl des Volks, die Rechtsverletzun— 
gen, welche ſich der Adel erlaubt, zwingen das Volk 
ſich nach geſetzlichem Schutze umzuſehen. Die Laſter 
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des Adels zerfreſſen zugleich die Bande welche Körper 
und Geiſt, und welche Adel und Volk zuſammen— 
halten. In dieſer Welt bleibt kein begangenes Un— 
recht unverzeichnet, wenn die Stunde der Abrech— 
nung naht, und dieſe kömmt früher oder ſpäter, 
aber endlich doch einmal. Je ſpäter fie kömmt, 
und je größer die Summe des Unrechts iſt, welche 
das Volk aus den Thränen, den Mühſeligkeiten und 
den ſtillen Seufzern ſeiner Väter und Vorväter 
zuſammenrechnet, deſto ſchwerer wird es den Be— 
drückern des Volkes werden, ſich zu rechtfertigen. 
Den vergilbten Pergamenten und Rechtstiteln wird 
dann das Volk die ewig jungen und ewig friſchen 
Rechte der Menſchheit, den erwirkten Urtheilsſprü— 
chen beſoldeter Richter diejenigen der unbeſoldeten 
Vernunft entgegenhalten. 

Hat aber das Volk nicht mehr moraliſche Kraft 
genug die Schmach zu fühlen, die ihm angethan wird, 
und das Joch zu brechen, welches ihm eine entartete 
Oligarchie auferlegt, ſo wird es die Beute fremder 
Eroberer, und muß dann außer dem Verluſte des 
Rechts und der Freiheit auch noch einer natio— 
nalen Regierung entbehren. Das ſonſt ſo ſtolze 
Venedig iſt uns ein Beiſpiel dieſes unglückſeligen 
Verfalles. Seine Bleidächer ſind nach wie vor be— 
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wohnt, wenn auch nicht in der alten Form, allein ſeine 
Palläſte ſind verödet. Der Despotismus früherer Zei— 
ten iſt geblieben, allein er wird von dem Ausländer ge— 
übt. Sein Handel liegt darnieder, ſein Wohlſtand iſt 
verſchwunden. Saugte es früher das Volk aus, ſo wird 
es jetzt von dem verhaßten Unterdrücker ausgeſaugt, 
gönnte es früher dem Volke keine politiſchen Rechte, fo 
gönnt ihm jetzt der fremde Herrſcher keine ſolchen. Mag 
es ſeinen Groll in ſeinen verfallenden Palläſten ver— 
bergen, mag es ſtille Verwünſchungen gegen die 
Fremden ausſtoßen, die es aus dem Beſitze der 
Herrſchaft verdrängten, — alles dieſes bringen die 
Zeiten nicht zurück, da kluge Mäßigung Venedig 
hätte retten können. Was du von der Minute aus⸗ 
geſchlagen, bringt keine Ewigkeit zurück. 
Montesquieu ſagt: 

„Wenn die herrſchenden Familien (in einer 
Ariſtokratie) die Geſetze befolgen, iſt ſie eine 
Monarchie, welche mehrere Monarchen hat. 
Aber wenn ſie dieſelben nicht befolgen, iſt fie 
ein despotiſcher Staat, welcher mehrere Des— 
poten hat. In dieſem Falle beſteht der Staat 
nur in Betreff der Adeligen und im Wechſel⸗ 
verhältniß derſelben.“ 

Die nothwendige Folge eines ſolchen Zuſtands iſt 
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Rechtloſigkeit, Haß und Zwietracht zwiſchen dem 
Volke einerſeits und dem Adel anderſeits. Dieſer 
letzte beſoldet einen Theil des Volks um mit deſſen 
Hülfe den übrigen Theil beherrſchen und ausſaugen 
zu können. Ein ſolcher Zuſtand iſt in demſelben 
Maaße unerträglicher als die ausgeartete Monarchie, 
als die Zahl der Volksbedrücker in der Ariſtokratie 
größer iſt als in der Monarchie. Höhere geiſtige 
und moraliſche Kraft ſollte die Ariſtokraten über 
das Volk erheben und dieſem Achtung, Liebe und 
Verehrung einflößen. Raffinirtere Habſucht, bru— 
talere Herrſchſucht müſſen dem Volke Verachtung, 
Haß und Grimm gegen ſeine Unterdrücker und 
deren Schergen einflößen. 

Wenn der Adel die Mäßigung in ſeinem Fa— 
milien⸗ und Geſellſchafts-Leben mit Luxus, An— 
maaßung und Härte vertauſcht hat, ſo wird das 
Volk dadurch ſchon mannigfaltig in ſeinem Familien— 
und Geſellſchafts-Leben verletzt. Allein wenn die 
Mäßigung auch aus dem Staatsleben gewichen und 
von Habſucht und Herrſchſucht erſetzt worden iſt, 
dann wird das Volk nicht blos gelegentlich da und 
dort von Einzelnen aus den bevorzugten Klaſſen, 
ſondern es wird ſyſtematiſch von der herrſchenden 
Kaſte als ſolcher mißhandelt. 
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Welches Grades von Verworfenheit ein ausge— 
arteter Adel fähig iſt, ſehen wir an dem unglücklichen 
Polen. Nicht genug, das Vaterland durch unaus— 
geſetzten Zwieſpalt in die Hände ſeiner Feinde gebracht 
und deſſen Zerſtückelung vorbereitet zu haben, konnte 
ſelbſt nicht ein halbes Jahrhundert fortdauernder 
Schickſals-Schläge dieſer unverbeſſerlichen Ariſtokratie 
die Augen über den Grund aller Leiden der Polen 
öffnen. Dieſer Grund iſt kein anderer, als die 
Eitelkeit. Um modiſchen Luxus in Kleidung, Wohnung 
und Genüſſen aller Art treiben zu können, braucht 
der polniſche Adel viel Geld, und um dieſes zu 
erhalten, bedrückt er ſeine Bauern. Die Folge dieſes 
Druckes iſt der Haß der Bauern gegen den Adeligen 
und Zuneigung gegen die ausländiſche Regierung, 
welche ihn gegen den Guts-Tyrannen in Schutz 
nimmt. Die Polen mögen ſich nicht täuſchen über 
ihre Lage. So lange die polniſchen Bauern von 
ihren adeligen Herren gedrückt werden, wie im Laufe 
des letzten Jahrhunderts, werden ſich dieſe zu Gunſten 
eines polniſchen Reichs nicht erheben. Der ſchreck— 
liche Zuſtand, in welchem der polniſche Adel den 
polniſchen Bauer hält, iſt im Jahre 1846 klar 
zu Tage getreten, als in Gallizien derſelbe Adel, 
welcher ſich gegen Oeſterreich erheben wollte, 
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von ſeinen eigenen Bauern todt geſchlagen wurde. 
Keine Emiſſäre der Welt und keine Verſchuldungen 
der öſterreichiſchen Regierung hätten die galliziſchen 
Mord-Scenen herbeizuführen vermocht, wenn der 
Adel nur wenigſtens nach der Revolution vom Jahre 
1830 ſeine Bauern beſſer behandelt, wenn er ſelbſt 
diejenigen Reformen eingeführt hätte, welche früher 
oder ſpäter doch eingeführt werden müſſen, dann 
aber, wenn es nicht durch ihn geſchieht, ihm die 
Liebe und die Achtung der Bauern auf immer ent— 
ziehen werden. | 

Das unglückliche Polen möge daher allen Ari— 
ſtokraten eine lebendige Warnung ſein! So wie 
dieſem Lande muß es jedwedem ergehen, welches 
einen eiteln Adel auf der einen und ein unaufge— 
klärtes Volk auf der anderen Seite hat. Glänzende 
Tapferkeit, heroiſche Aufwallung, Begeiſterung für 
das Vaterland führen im Staatsleben ohne Menſch— 
lichkeit, Gerechtigkeit und Ausdauer zu keinen bleiben— 
den Reſultaten. Erſt muß der polniſche Adel von 
ſeiner Ausartung zurückgekommen, er muß menſchlich, 
gerecht und beharrlich geworden ſein, bevor irgend 
eine Revolution bleibende Erfolge begründen kann. 
Nicht an der vereinigten Macht von Rußland, 
Oeſterreich und Preußen, ſondern an der Unmacht 
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des polniſchen Adels ſcheiterten alle polniſchen Re— 
volutionen. Eine politiſche Macht erwirbt man 
nicht durch eine Adreſſe oder eine Proclamation 
oder geheime Umtriebe, man erreicht ſie nur durch 
eine Jahre lang fortgeſetzte wohlthätige Wirffamfeit, 
Der polniſche Adel konnte in neuerer Zeit aller— 
dings nicht mehr Reichsverſammlungen halten, nicht 
mehr Könige wählen und nicht mehr eine politiſche 
Rolle ſpielen. Allein er konnte ſich die Liebe, die 
Achtung und die Anhänglichkeit ſeiner Bauern ganz 
im Stillen erwerben. Dieſe ſtille Wirkſamkeit 
genügte dem ausgearteten Adel nicht. Vielleicht 
übernehmen ſie die Regierungen der drei theilenden 
Mächte, dann wird der ausgeartete Adel Polens 
vielleicht zur Beſinnung kommen. Dann wird es 
aber zu jpat ſein. 

Der lievländiſche, curländiſche und eſthländiſche 
Adel behandelt mit derſelben Härte ſeine Bauern, 
mit welcher der polniſche gegen die ſeinigen verfährt. 
Die Folge davon iſt, daß Adel und Bauernſtand 
ſich wie zwei verſchiedene Völker feindlich gegenüber 
ſtehen, und daß es daher dem ruſſiſchen Czaren 
leicht wird, beide Theile zu erdrücken. Die Oſtſee⸗ 
provinzen ſind bereits vom deutſchen Vaterlande 
losgeriſſen, unter ſich geſpalten und getrennt. Die 
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deutſche Mutterſprache und die proteſtantiſche Re— 
ligion wird ihnen nicht mehr lange bleiben, da ſie 
ſich alle Stützen ihrer Nationalität und ihrer Re- 
ligion ſelbſt entzogen haben. Dieſe Stützen ſind 
ihre Bauern. So lange ſie deren gerechte For— 
derungen nicht befriedigt haben, werden ſie umſonſt 
von Rußland Gerechtigkeit erwarten. Sie werden 
von dem nordiſchen Coloſſe verſchlungen werden, 
wie der polniſche Adel mit der polniſchen Sprache 
und der römiſch⸗katholiſchen Religion. 

Der franzöſiſche Adel wollte in den achtziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts die gerechten An— 
forderungen des dritten Standes nicht erfüllen. Die 
Folge davon war eine Revolution, in welcher ſo 
ziemlich alle Vorrechte des Adels untergegangen ſind, 
Vorrechte, welche ungeachtet der Vorliebe der Häuſer 
Bourbon und Orleans für denſelben doch nicht 
wieder aus der Aſche werden hervorgezogen werden. 

Der deutſche Adel möge ſich an dem polniſchen 
Adel, an dem der ruſſiſchen Oſtſee- Provinzen 
und dem franzöſiſchen eine Lehre nehmen! Wenn 
er dieſes nicht thut, ſo wird auch er ein Schickſal 
haben, welches hoffentlich nicht dem Adel Polens 
und der Oſtſeeprovinzen, wohl aber demjenigen 
Frankreichs ähnlich ſein dürfte. 


v. Struve, Stagatswiſſenſchaft II. 11 


Zehnter Abſchnitt. 


Vergleichung der Monarchie mit der 
Ariſtokratie. 
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Wenn eine Verfaſſung durch ihren Namen ihren 
Werth erhielte, ſo könnte es keine beſſere geben, 
als die Ariſtokratie. Sehen wir uns aber in der 
Geſchichte um, ſo erkennen wir, daß Diejenigen, welche 
in Ariſtokratien herrſchten, ſelten gut, geſchweige 
denn die beften waren. Als Uebergangsform zwi⸗ 
ſchen Monarchie und Demokratie, und vermiſcht 
mit dieſen beiden Regierungsformen, iſt die Art- 
ſtokratie von unſchätzbarem Werthe, wie wir 
an dem Beiſpiele von Rom und Griechenland 
und neuerdings an England und Frankreich ſehen. 
Selbſt die nordamerikaniſche Verfaſſung hat einige 
Beimiſchung von monarchiſchen und ariſtokrati⸗ 
ſchen Elementen. Indem ſie nicht wie Rom zwei 
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jährlich wechſelnde, ſondern nur einen alle vier 
Jahre wechſelnden Staats-Vorſteher beſitzt, hat in 
ihr das monarchiſche Element doch auch einige Be— 
deutung, und indem ſie neben dem Hauſe der Re— 
präſentanten auch noch einen Senat hat, iſt jener 
demokratiſchen Verſammlung eine andere zur Seite 
geſetzt, welche einige ariſtokratiſche Elemente ent— 
hält. Allerdings werden auch die Mitglieder des 
Senats gewählt, allein nicht durch Bürger über— 
haupt, ſondern durch die Legislaturen der verſchie— 
denen Staaten, und nicht im Verhältniß zur Ein⸗ 
wohnerzahl, ſondern im Verhältniß zur Zahl der 
beſtehenden Staaten d. h. jeder Staat hat deren 
zwei zu wählen. Wenn wir die Elemente der nord— 
amerikaniſchen Staatsverfaſſung hiernach mit Zahlen 
bezeichnen ſollten, jo würden wir dem demokratt— 
ſchen Elemente 4, dem ariſtokratiſchen 1 und dem 
monarchiſchen 1 zuweiſen. Dieſe Miſchung iſt 
eine vortreffliche, und allen den Völkern, welche 
ſoviel politiſche Befähigung beſitzen, um dieſelbe 
ſich aneignen und erhalten zu können, iſt Glück zu 
wünſchen. 

Die Ariſtokratie iſt ſo ziemlich allen Gefahren 
der Monarchie ausgeſetzt, ohne ihre Garantien zu 


bieten. Die Mehrheit der vorhandenen bevorzugten 
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Geſchlechter vermehrt zudem dieſe Gefahr in auſſer— 
ordentlicher Progreſſion. Hätte Polen nicht eine 
fo ſtarke ariſtokratiſche Beimiſchung in feiner Ver— 
faffung gehabt, es wäre nicht fo elend untergegangen. 
Allein obgleich es dem Namen nach eine Wahl-Ein— 
herrſchaft war, ſo bildete es in der letzten Zeit der 
That nach doch eine Ariſtokratie mit einer nur ſchwa— 
chen monarchiſchen Beimiſchung. Wir würden ſagen 
Ariſtokratie 5 und Monarchie 1. Die Ariſtokraten be— 
kämpften ſich unter einander und rangen mit dem Kö— 
nigthum, bis der Staat zu Grunde ging. Polen wird 
ſich nicht wieder erheben, bevor das demokratiſche Ele- 
ment ſo ſtark geworden ſein wird, um auch einiges 
Gewicht in die Wagſchale legen zu können, und bis 
das ariſtokratiſche ſo vernünftig geworden iſt, mit 
dem demokratiſchen Hand in Hand zu gehen. Dieſes 
ſetzt aber die Verzichtleiſtung auf alle diejenigen 
Standesvorrechte voraus, welche die perſönliche Frei— 
heit und das Grundeigenthum des Bauern gefährden. 

Je näher die Ariſtokratie dem Volke ſteht, und 
je häufiger die gegenſeitigen unmittelbaren Berühr— 
ungen ſind, deſto verletzender wird ſie für das Volk, 
während die in weiterer Ferne ſchwebende und in 
ſeltnerer unmittelbarer Berührung mit dem Volke 
ſtehende Monarchie, ſo lange ſie ſich nur einiger⸗ 
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maaßen in ihrer Reinheit erhält, dem Volke nie— 
mals ein ſo ſchweres Joch auferlegen kann, als 
jene. Man denke ſich hunderte oder tauſende von 
Familien, welche alle ſich beſſer dünken als das Volk, 
alle beſſer leben wollen als dasſelbe, alle komman— 
diren wollen! Wer möchte es nicht lieber mit einem 
Löwen, als mit einigen hunderten oder gar tauſeu— 
den von Füchſen zu thun haben? 

In den ruhigen Zeiten laſtet der Druck der 
Ariſtokratie ſchwer auf dem Volke, ſchwerer als der— 
jenige der Monarchie, denn, wie geſagt, hundert 
Füchſe verzehren mehr, als ein Löwe; naht die Stunde 
der Gefahr, ſo fehlt es in der Ariſtokratie an einer 
concentrirten Gewalt, und eine ſolche wird in der 
Regel nur dadurch künſtlich hervorgerufen, daß man 
in ſolchen Augenblicken zu einem Syſteme des wilde— 
ſten Terrorismus greift, welches ſich leicht feſtſetzt, 
und auch dann fortbeſteht, wenn die Gefahr, durch 
welche es hervorgerufen wurde, längſt vorüberge— 
gangen iſt. 

Die Monarchie in ihrer Reinheit iſt daher immer 
der Ariſtokratie in ihrer Reinheit vorzuziehen, voraus— 
geſetzt, daß wir an eine Reinheit denken, wie fie 
auf Erden vorzukommen pflegt, und nicht an eine 
ideale, welche nur im Himmel vielleicht ſich findet. 
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Allein betrachten wir dieſe beiden Regierungsformen 
in ihrer Ausartung, ſo iſt die Ausartung der Ariſtokratie 
eben ſo viel mal ſchlimmer, denn diejenige der Mo— 
narchie, als ſie mehr Mitglieder zählt. Wir haben 
dann ſtatt eines Tyrannen hunderte und tauſende. 
Statt daß der monarchiſche Tyrann nur in der 
Hauptſtadt tyranniſirt, und ſeine Befehle in der 
Entfernung immer ſchon einige Milderung erfahren, 
ſitzen die ariſtokratiſchen Tyrannen in jedem Städt— 
chen und in jedem Dorfe. Weder Bürger noch 
Landmann kann ſich ihrer erwehren. Sie ſchänden 
die Töchter ihrer Untergebenen und machen die 
Söhne zu den Werkzeugen ihrer Tyrannei, ſie plün— 
dern ihre Grundholden aus und erniedrigen ſie zu 
Laſtthieren. Vor dem monarchiſchen Tyrannen iſt eine 
Flucht denkbar, vor ihm kann man ſich doch viel— 
leicht verbergen. Allein der ariſtokratiſche Tyrann 
iſt allerwärts. Man wechſelt, wenn man flieht, 
nur den Namen des Tyrannen, die Tyrannei bleibt 
dieſelbe. 

Artet die Monarchie aus, ſo ſtirbt auch in der 
Regel die entartete Dynaſtie aus, und macht ſo 
einer beſſeren Raum. Allein artet die Ariſtokratie 
aus, ſo vermindert ſich wohl, den Umſtänden nach, 
die Zahl der Tyrannen etwas, allein durch Schwieger⸗ 
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ſöhne, Vettern und Baſen ergänzen ſich wieder die 
Lücken, und je ärmer diejenigen ſind, welche auf 
ſolche Weiſe in die Ariſtokratie hereingezogen wer— 
den, deſto gieriger ſaugen ſie das Blut des Volkes 
aus, und je weniger ſie früher Macht auszuüben 
gewohnt waren, deſto ungeſtümer ſchwingen ſie den 
neuerlangten Stock. Ein Heuſchreckenſchwarm ver— 
zehrt doch nur eine Erndte und laßt dem Landwirth 
die Hoffnung auf das nächſte Jahr, allein eine ge— 
ſunkene Ariſtokratie frißt ſie jedes Jahr dem Land— 
mann vor dem Munde weg. Wir haben es geſehen 
in unſerm deutſchen Vaterlande. Wann war es 
wohl am ſchlechteſten bei uns beſtellt? Die Ant— 
wort iſt: zur Zeit des Zwiſchenreichs, als nach dem 
Ausſterben der Hohenſtaufen kein Kaiſer in Deutſch— 
land war. Das war die Zeit, da dem Bauern die 
Zehnten, Gülten, Frohnden, Sterbfall, Rauch— 
hühner, das jus primae noctis u. ſ. w. auferlegt, 
und da dem Kaufmann von den Rittern in Hohl— 
wegen und Schluchten aufgelauert wurde, da die 
Städte nur ſicher waren, wenn ſie feſte Mauern 
und zahlreiche Gewappnete beſaßen. So traurig 
als damals ohne Kaiſer, ging es doch nicht zur Zeit 
unſeres ſchlechteſten Kaiſers. Wer haßte nicht mo— 
narchiſche Gewaltherrſchaft? Allein ſie iſt doch nichts 
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in Vergleich zu der ariſtokratiſchen. Wir fehen die— 
ſes deutlich in Rußland. Allgemein ſind in Deutſch— 
land die Klagen über die Härten der ruſſiſchen Au— 
tokratie. Allein ſie ſind doch noch wenig in Ver— 
gleich zu den Härten der ruſſiſchen Ariſtokratie. Auf 
den Krongütern iſt die Leibeigenſchaft abgeſchafft; 
auf den Gütern des Adels nicht. Der Bauer der 
Krongüter wird beneidet von dem Leibeigenen des 
Adels; und wo es ſich handelt um Zufriedenheit 
oder Unzufriedenheit, um Glück oder Unglück im 
Großen, entſcheidet in Rußland die Stimme des 
Bauern, denn dieſe verhalten ſich zu den Städte— 
bewohnern, wie 40 zu 1. 

Vergleichen wir z. B. in Deutſchland die Ab- 
gaben, welche an den Staat, und diejenigen, welche 
an den Adel bezahlt werden müſſen. Abgeſehen 
davon, daß dieſe an vielen Orten weit drückender 
ſind, als jene, leiſtet der Staat doch etwas für 
die Abgaben, die er erhält. Allein der Adelige ver— 
zehrt ſie lediglich in den großen Städten zu ſeinem 
und der Seinigen Vergnügen, ohne daß den armen 
Gutsunterthanen in der Regel auch nur eine klei— 
ner Antheil davon zu gute käme. Der von dem 
geſunkenen Adel ausgeübte Druck iſt an und für 
ſich ſchon ſchwer genug, er wird aber dadurch in 
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der Regel noch viel unerträglicher, daß er durch 
die Vermittelung einer raubſüchtigen Claſſe von 
Gutsverwaltern ausgeübt wird, welche für ſich noch 
mehr als für ihre Herrſchaften erpreſſen, und zu 
dem Drucke Wucher, Spott und Hohn hinzufügen. 
Vor dem Gutsverwalter hat der Bauer auf ſeinem 
Felde, in ſeinem Hofe und in ſeiner Wohnſtube 
nicht Ruhe. Der verfolgt ihn auf dem Markte 
der Stadt und auf den Straßen des Dorfs. Der 
nimmt ihm das Bett unter dem Rücken und das 
Vieh aus dem Stalle hinweg, nachdem er ihn durch 
wucherliche Stundungsverträge und andere Mani— 
pulationen zu Grunde gerichtet hat. Die galiziſchen 
Bauern, welche ihre Grundherren im Frühjahr 1846 
todt ſchlugen, bilden das öffentliche Widerſpiel des 
geheimen Treibens der letzteren und ihrer Vögte. 
Hätten es dieſe nicht Jahrzehnde lang ſchrecklich ge— 
trieben, ſo hätten ſo unmenſchliche Thaten in Ga— 
lizien gar nicht vorfallen können. Das Geld der 
Amtleute hätte die Bauern dazu nicht gebracht. 
Die Geiſſel, welche die Ariſtokratie über ein 
Volk ſchwingt, zieht ſich aus einem Jahrhundert, 
ja aus einem Jahrtauſend in das andere. Keine 
Dynaſtie, fo feſt ſie auch ſtand, hat viele Jahrhun— 
derte gedauert. Die Bären und Wölfe ließen ſich 
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ausrotten, allein das kleine Wild, die Füchſe und 
ihr Zubehör, die verkriechen ſich in ihre unterirdi— 
ſchen Baue zurück und trotzen dem beharrlichſten 
Jäger. Auch nachdem eine Ariftofratie aufgehört 
hat, das Steuerruder zu leiten, ſchwingt fie doch 
noch den Stock über die Bauern. 

Wir ſprachen von der Ariſtokratie in ihrer Aus— 
artung und verglichen ſie mit der Monarchie in 
ihrer Ausartung. Alles dieſes gilt natürlich nicht 
von beiden Verfaſſungen in ihrer Reinheit. Allein, 
wie geſagt, die Ariſtokratie hat ſich zu keiner Zeit 
in der Geſchichte rein gezeigt, wenn ſie nicht durch 
tüchtige monarchiſche und demokratiſche Elemente 
in den Schranken gehalten wurde. 

Blicken wir in das Leben, blicken wir nach Eng— 
land, Frankreich und anderen Nachbarſtaaten, und 
fragen wir: in welcher Weiſe haben ſich da Mo— 
narchie und Ariſtokratie in ihrem Wechſelverhältniß 
erwieſen, ſo fällt der Vergleich wohl ſchwerlich zum 
Vortheil der Ariſtokratie aus. Irland kann ſich 
nicht erheben unter dem Drucke der auf ihm laſten— 
den Ariſtokratie. Die Monarchie möchte helfen, 
allein ſie vermag nichts gegen die Uebermacht der 


Ariſtokratie. In England iſt die Tendenz und das 


Streben des Adels dasſelbe, wie in Irland, nur 
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iſt der Pächter wohlhabender als in Irland. Da 
und dort beſitzt der Bauer keine Scholle Landes, 
da und dort genießt die Land-Ariſtokratie in Ver— 
bindung mit der Geld-Ariſtokratie den bei weitem 
größten Vortheil von der Staatsverwaltung. 

In Frankreich wurde durch die Revolution die 
Macht des Adels gebrochen. Seinem ſtarren Wi— 
derſtreben gegen jede Reform iſt hauptſächlich die 
Schreckenszeit zuzuſchreiben, welche Frankreich ver— 
heerte und ganz Europa in Feuer und Flammen 
ſetzte. Die Monarchie war unter Ludwig XVI. zur 
Nachgiebigkeit geneigt. Doch den Einfluß, welchen die 
Ariſtokratie am Hofe des ſchwachen Königs ausübte, 
ließ dieſe Nachgiebigkeit ſich nicht zu Thaten geſtalten. 

Wie verhalten ſich aber Monarchie und Ariſto- 
kratie bei uns in Deutſchland? 

Monarchie und Ariſtokratie ſind bei uns in 
Deutſchland ſo innig verwebt, daß es ſchwer iſt 
ſie in der Erſcheinung zu trennen. Die Monarchie 
ſchützt die Ariſtokratie in ihren Vorrechten, die Ariſto— 
kratie kämpft für die Vorrechte der Monarchie. Beide 
ſtimmen darin überein, daß ſie nicht produciren, 
ſondern nur conſumiren, daß ſie nicht ſchaffen, ſon— 
dern nur verzehren, und was ſie verzehren iſt das 
Product der Mühen des Bürgers und des Bauern. 
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Der höhere Offizier, der höhere Civilbeamte iſt in 
der Regel der Geburt nach ein Ariſtokrat und der 
Stellung nach Diener der Monarchie. Der niedere 
Offizier und der niedere Beamte, welcher der Ge— 
burt nach zum Volke gehört, muß ſuchen, dieſes 
durch ſeinen Eifer für die Intereſſen der Monarchie 
und der Ariſtokratie wo möglich in Vergeſſenheit 
zu bringen. Ein Gegenſatz zwiſchen der Monarchie 
und der Ariſtokratie findet ſich nur in einigen Theilen 
Deutſchlands z. B. in Weſtphalen, deſſen bigotter 
römiſch-katholiſcher Adel ſich mit der proteſtantiſchen 
preußiſchen Regierung nicht ganz auszuſöhnen ver— 
mochte, ungeachtet aller Beſtrebungen der Monarchie, 
denſelben ſich zu verbinden. In Baden, Heſſen— 
Darmſtadt und Würtemberg geriethen in früherer 
Zeit Ariſtokratie und Monarchie auch einigemale in 
Conflikte, als die letztere in Uebereinſtimmung mit 
den Landſtänden ſich bemühte die Laſten des Land— 
manns zu mildern, einige der vielen Ueberreſte des 
finſtern Mittelalters aus dem neunzehnten Jahr- 
hundert zu tilgen. Da wehrte ſich der Adel, und 
zwang mit Hülfe des Bundestags die Monarchie 
ſeine angeblichen Rechte, die aus der Vorzeit ſtam⸗ 
menden Bedrückungen des Bauernſtandes aufrecht 
zu erhalten. In neuerer Zeit werden aber Ariſto⸗ 
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kratie und Monarchie immer einiger. Dem weſt— 
phäliſchen Adel gab die preußiſche Monarchie frei— 
willig nach, ſie that Abbitte für das von ihr an 
dem weſtphäliſchen Erzbiſchoff von Köln verübte 
Unrecht, und nahm in dem Streite, betreffend die 
Beſetzung der Schullehrerſtellen die ihr geſtellten 
Bedingungen an. Dieſe Nachgiebigkeit iſt bezeichnend 
für den Geiſt der preußiſchen Monarchie. Derartiger 
Gefälligkeiten hatte ſich das Volk in Preußen nicht 
zu erfreuen ſeit den Freiheitskriegen. Auch in 
Würtemberg, Baden und Heſſen-Darmſtadt wurde 
es der Monarchie nicht ſchwer ſich mit der Ariſto— 
kratie auszuſöhnen. Der Bundestag brachte alles 
in's Reine, und die Monarchie hatte die Befriedigung 
ſich bei dem Volke rühmen zu können, daß es an 
ihr nicht liege, wenn die Laſten dem Landmanne 
nicht abgenommen würden, über deren Beſeitigung 
ſich Regierung und Stände vereinigt hatten. 
Monarchie und Ariſtokratie haben ſich jetzt in 
Deutſchland ſo innig verbunden, daß eine Trennung 
derſelben gleich dem Gordiſchen Knoten nur durch 
das Schwert eines Alexander herbeigeführt werden 
kann. Wir haben alles Schlimme der Monarchie 
und alle Uebel der Ariſtokratie, wir haben den Be— 
amten⸗Despotismus der erſteren und den Druck der 
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an die letztere zu entrichtenden Abgaben und zu 
leiſtenden Dienſte. Wir haben die ſtehenden Heere 
des neunzehnten Jahrhunderts und die Laſten des 
vierzehnten. Der Adel wußte ſich frei zu machen 
von feinen Lehnsdienſten, allein feine Lehnsgüter 
und feudaliſtiſchen Rechte ſich zu erhalten. Der 
Bauer muß ſeinen Sohn zum Soldaten ſtellen, dem 
Edelmann Dienſte und Abgaben leiſten, während 
der Sohn des Edelmannes als Offizier und Civil— 
Beamter von dem Bürger und Bauer noch hohe 
Beſoldungen zieht. 

Wer unter der Zuchtruthe des Offiziers oder 
des Büreaukraten ſteht, wird ſagen, die Monarchie 
laftet ſchwerer auf uns, als die Ariſtokratie, wer 
unter diejenige der adeligen Grundherrn fällt, wird 
erklären: der Adel drückt uns ſchwerer. Die Mo- 
narchie verſchlingt unermeßliche Summen im Großen, 
die Ariſtokratie größere, jedoch in kleineren Theilen. 
Die Monarchie übt einen Druck aus, welcher mehr 
in die Augen fällt, mehr in den Zeitungen beſprochen 
wird, und ſich in den Städten mehr fühlbar macht. 
Die Ariſtokratie drückt auf den Bauern. Ganz im 
Stillen läßt ſie ihn auspfänden, treibt ſie ihn von 
Haus und Hof, oder legt ihm doch Laſten auf, die 
ihm nicht erlauben, jemals frei aufzuathmen. Der 
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Seufzer des armen Bäuerlein auf ſeinem Dorfe oder 
ſeinem einſamen Hofe dringt nicht in die Zeitungen 
ein, er verhallt an den engen Wänden der Bauern— 
ſtube oder auf dem Ackerfelde unter freiem Himmel. 

Die Geſchichte unſerer Tage iſt noch nicht genug 
gekannt, Cenſur und Polizei ſind zu ſtreng, die 
Furcht vor dem übermächtigen Gutsherrn und deſſen 
Verwaltern iſt zu groß, als daß ſich jetzt ſchon ent— 
ſcheiden ließe, welches Joch ſchwerer auf uns laſtet: 
das der Monarchie, oder das der Ariſtokratie. Die 
Nachwelt wird richten, wenn beide gebrochen ſein 
werden. 


III. 
Von der Volksherrſchaft (Demokratie). 
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Elfter Abſchnitt. 
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Von der Volksherrſchaft in ihrer Beinheit. 


Sehr wahr ſagt Montesquieu, das Prinzip der 
Volksherrſchaft ſei die Tugend. Ohne Vaterlands- 
liebe, Freiheits- und Rechtsgefühl kann wohl eine 
Monarchie und eine Ariſtokratie, nimmermehr aber 
eine Demokratie beſtehen, Amerika zeigt uns dieſes 
deutlich. Der leidenſchaftliche Süden fällt von einer 
Revolution in die andere, während der Norden mit 
ſeiner höheren ſittlichen Kraft das ſchönſte Bild 
eines an Macht, Wohlſtand und Bildung ſtets zu— 
nehmenden Staatenbundes vor unſern Augen ent⸗ 
faltet. Man ſagt wohl, es ſei kein Wunder, daß 
die nordamerikaniſchen Freiſtaaten an Land und 
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Leuten ſo ſehr zunehmen, ſie hätten im Weſten die 
unermeßlichen Landſtrecken, wo ſelbſt noch Platz für 
viele Millionen von Einwohnern ſei. Allein finden 
ſich dieſe Landſtrecken etwa nicht in Mexico, Peru, 
Chili, Columbia, in Braſilien und überhaupt im 
ganzen Süden von America? Finden ſich dieſe Land— 
ſtrecken nicht auch in Aſien, Africa und Auſtralien, 
ja finden ſie ſich nicht auch in Europa: in Rußland, 
Polen, Ungarn, kurz mehr oder weniger überall? 
Haben wir nicht in Deutſchland große Landſtrecken 
unbebaut? Nicht blos die hannover'ſchen und olden— 
burg'ſchen, die weſtphäliſchen und märkiſchen Haiden 
und Moore, ſondern auch fruchtbare Gegenden, welche 
nicht angebaut ſind, weil der fürſtliche Wildſtand 
ſie abweidet oder weil ſie für dieſe eingehegt ſind, 
weil von ihnen Zehnten und Abgaben, Frohnden 
und Laſten aller Art getragen werden müſſen. 
Was den nordamerikaniſchen Freiſtaaten einen 
Wohlſtand, eine Macht und eine Sicherheit gegeben 
hat, wie ſie kein anderer Staat der Welt beſitzt, 
das iſt der belebende Hauch der Freiheit, das iſt der 
Geiſt der reinen Volksherrſchaft, welcher das ganze 
Land durchzieht. Während in der Monarchie der 
Vortheil der herrſchenden Dynaſtie, in der Ariſtokratie 
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Staatsverwaltung bildet, iſt es in den nordamerika— 
niſchen Freiſtaaten das Wohl der Geſammtheit, das 
Gedeihen des Volkes, welchem jede andere Privat— 
rückſicht untergeordnet wird. Bezahlte Scribenten 
mögen ſich über die Zuſtände der Nordamerikaner 
luſtig machen wie ſie wollen, ſie mögen Uebelſtände, 
welche auf Erden nirgends ganz zu vermeiden ſind, 
in's unendliche vergrößern und für die eigentlichen 
Zuſtände Nordamerika's ausgeben, — wo die That— 
ſachen ſo laut ſprechen, wie in jenen geſegneten 
Freiſtaaten, da muß die Verläumdung und die Satyre 
im Angeſichte derſelben ſchweigen. 

Das nordweſtliche Gebiet der Freiſtaaten wurde 
von dieſen erſt im Jahre 1790 erworben. Im Jahr 
1800 enthielt es eine Bevölkerung von 50,240 Seelen; 
im Jahr 1810 belief ſich dieſelbe auf 293,890 Men- 
ſchen, im Jahr 1820 auf 859,305; im Jahr 1830 
auf 1,210,473; im Jahr 1840 auf 3,354,542 und 
im Jahr 1845 auf 4,432,765. Solche Reſultate 
werden nicht errungen durch Klima und Boden allein. 
Klima und Boden ſind in vielen Theilen Süd— 
amerika's, Aſiens und Afrika's, ja ſelbſt Europa's 
eben ſo gut, oder noch beſſer. Warum mehrt ſich 
dort die Bevölkerung nicht oder nimmt gar ab, wie 


in den von der Natur fo ſehr geſegneten Landern 
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Portugal, Spanien und Italien? Warum find es 
nächſt den nordamerikaniſchen Freiſtaaten England 
und Frankreich, welche an Macht, Wohlſtand und 
Einwohnerzahl die größten Fortſchritte gemacht haben? 
Die Antwort iſt klar, weil dieſe wenigſtens eine an— 
nähernd freie Verfaſſung beſitzen. 

Die Freiheit iſt die Lebensluft des ſittlichen 
und des denkenden Menſchen, wie die athmoſphäriſche 
Luft die Lebensbedingung des phyſiſchen Menſchen iſt. 
Ohne Freiheit helfen Klima, Fruchtbarkeit des Bodens, 
Wälder, Flüſſe und Seen nichts. Blicken wir auf Si- 
cilien! Das Land iſt noch dasſelbe, welches früher die 
Kornkammer Italiens war. Allein unter dem Joche 
des Adels, der Kleriſei und der Monarchie bringt es 
nicht mehr ſoviel Getreide hervor, als es zu ſeiner eige— 
nen Exiſtenz bedarf. Die Fruchtbarkeit des Bodens 
konnten die tyranniſchen Beherrſcher Kleinaſiens und 
Griechenlands nicht zerſtören. Allein was ſind dieſe 
Länder im Verhältniß zu den Zeiten der ſieben Wun⸗ 
derwerke Griechenlands? Die Goldgruben Spaniens, 
die Fruchtbarkeit ſeines Bodens ſind noch dieſelben 
wie zur Zeit der mauriſchen Herrſchaft, aber die 
erſteren werden nicht mehr bebaut, und die letztere 
nicht mehr benutzt, wie damals. Was iſt der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen damals und jetzt? Derſelbe, wie zwiſchen 
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Freiheit und Knechtſchaft. Wohl können die ver— 
ruchten Geißeln der Menſchheit, die fluchwürdigen 
Tyrannen im weltlichen und im geiſtlichen Gewande, 
den Umſtänden nach ihre Völker knechten, allein 
ſie können es nicht verhindern, daß dieſelben dann zu 
Grunde gehen. Wohl können ſie, den Umſtänden 
nach, ihr Land mit unerſchwinglichen Abgaben und 
Laſten beladen, allein ſie können es nicht verhüten, 
daß es unbebaut bleibe. Wohl können ſie Handel und 
Gewerbe in Ketten und Banden ſchlagen, allein fie 
können ihre verödeten Häfen nicht mit Schiffen, ihre 
entleerten Märkte nicht mit Waaren, ihre verlaſſenen 
Werkſtätten nicht mit Arbeitern füllen. Wohl können 
ſie Heere ausheben, allein dieſe können zwar zer— 
ſtören, aber nichts ſchaffen. Nur der Hauch der 
Freiheit hat ſchöpferiſche Kraft, der Moderdunſt 
der Knechtſchaft duldet in ſeiner Nähe nur Krank— 
heit, Siechthum und Verweſung. 

Fragen wir aber: worin liegt die Urſache von 
Knechtſchaft und Freiheit, ſo antworten wir: in 


der moraliſchen Kraftloſigkeit oder der moraliſchen 
Kraft der Völker. Es gibt keine äußere Freiheit 


ohne innere Freiheit, ohne Selbſtbeherrſchung, 
Thatkraft und Muth, Freiheits- und Rechtsgefühl. 
Ihr Völker, die ihr nicht wollet, daß eure Töchter 
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der Luſt der vornehmen Herren fröhnen, eure 
Söhne zu Schergen eurer Unterdrücker werden 
ſollen, pflanzet frühzeitig in die Herzen eurer Kin— 
der unauslöſchlichen Haß gegen die Tyrannei und 
unaustilgbare Liebe zur Freiheit. Glaubet nicht, daß 
die letztere möglich würde ohne den erſteren. Wer 
die Tyrannei nicht haßt wie den Pfuhl der Hölle, 
der mag von Freiheit reden, allein er ſpricht von 
ihr, wie der Blinde von den Farben. Wer das 
Joch der Knechtſchaft, das er trägt, nicht fühlt, 
oder wer es fühlt und nicht ringt es zu brechen 
bis zum letzten Hauche ſeines Lebens, iſt ein ge— 
borner Knecht. Er wird nie frei werden. Nur 
der glühende Haß, den wir der Tyrannei zollen, 
macht uns ihr furchtbar, und nur die Furcht vor 
unſerm gerechten Zorne wird ſie mit Schrecken er— 
füllen, ſchwächen und ſtürzen. Allein es gibt in 
unſern Tagen eine weichherzige Brut von Geſellen 
mit Männerkleidern und Haſenherzen, die jedes kräf— 
tigen Gefühls unfähig ſind, ſo der Liebe als des 
Haſſes, jo der Begeiſterung als des Zornes. Dieſe 
feige Rotte will uns glauben machen, der Haß ſei 
unchriſtlich; als könnte man Gott lieben, ohne das 
Böſe zu haſſen, als könnte Licht fein ohne Schat— 
ten, Tag ohne Nacht! Dieſe Menſchen, die nicht 
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warm ſind und nicht kalt, ſind dieſelben, von denen 
Chriſtus ſchon ſprach als den Hemmſchuhen jeg— 
lichen Aufſchwungs und jeglicher Verbeſſerung. Wenn 
deren Töchter von vornehmen Herrn geſchändet wer— 
den, ſo ſprechen ſie: es beruht wohl auf einem 
Mißverſtändniß; und wenn ihre Söhne durch ſie 
zu Mördern werden, ſo ſagen ſie: richtet nicht, 
auf daß ihr nicht gerichtet werdet. Allein ſitzen ſie 
ſelbſt auf dem Richterſtuhl, und ihr Brodherr muthet 
ihnen zu, einen Unſchuldigen, einen Ehrenmann zu 
verurtheilen, ſo ſprechen ſie das ungerechte Urtheil 
und ſuchen es noch durch Scheingründe vor der 
Menge zu rechtfertigen. Dieſe Brut iſt freilich 
der Freiheit nicht fähig und bevor ſie aus unſerm 
Staatsleben verdrängt iſt, wird uns der Tag der 
Freiheit nicht ſcheinen. 

Der Dienſt der Freiheit iſt ein ernſter Dienſt. 
Sie wird nicht errungen ohne Schweiß und Blut. 
Sie wird nicht erhalten ohne Ausdauer und An— 
ſtrengung. Allein ſie zahlt hundert und tauſend— 


fältig zurück die Opfer, welche man ihr bringt. 


Was wäre wohl Nordamerika ohne den Befreiungs— 
Krieg des vorigen Jahrhunderts? Eine engliſche 
Colonie mit zwei bis drei Millionen Einwohnern 
höchſtens, unter dem Einfluſſe des Mutterlandes 
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unfähig ſich frei zu bewegen nach eigenem Be— 
dürfniß, am Gängelbande nach fremdem Willen 
geleitet, ohne Einfluß im Rathe der Nationen, 
und ohne Mittel ſeine tief gefühlten Bedürfniſſe 
zu befriedigen. Doch in Folge ſeines Freiheits— 
krieges wurde es zum erſten Reiche der Welt. Welches 
kann ſich ihm an Wohlſtand, an Ausdehnung treff— 
lich bebauten Gebietes, an Dampfſchiffen, Eiſen— 
bahnen, Kanälen, ſchiffbaren und beſchifften Flüſſen 
und Seen an die Seite ſtellen? Wohl zählen die 
nordamerikaniſchen Freiſtaaten im gegenwärtigen Au— 
genblicke vielleicht nur zwiſchen 25 und 30 Mil— 
lionen Einwohner, allein ſie haben die Gewißheit 
deren in zwanzig Jahren doppelt ſo viele zu zählen. 
Welches Land der Welt hat im Laufe eines halben 
Jahrhunderts einen ſo rieſenhaften Aufſchwung ge— 
nommen? Doch es galt einen ſiebenjährigen Kampf 
auf Tod und Leben. Den haben die wackern Män— 
ner beſtanden und Kinder und Kindes-Kinder wer— 
den die Früchte deſſelben erndten. 

Das Rechtsgefühl bildet die Grundlage des 
Freiſtaats. Das Gefühl des verletzten Rechts be— 
waffnete die Bürger von Boſton gegen ihre über— 
müthigen Unterdrücker. Wer kein lebendiges Rechts— 
gefühl beſitzt, iſt der Freiheit nicht fähig. Wer 
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das Unrecht, das ſeinen Mitbürgern widerfährt, 
nicht mit derſelben Liebe und derſelben Innigkeit 
empfindet wie dieſe ſelbſt, wer nicht bereit iſt, ihm 
erforderlichen Falles mit Gut und Blut beizu— 
ſtehen, um ihm zu ſeinem Rechte zu verhelfen, iſt 
für den Dienſt der Freiheit noch nicht reif. Als 
Virginius ſeiner Tochter das Meſſer in die Bruſt 
ſtieß, um ſie den lüſternen Armen des Decemvirs 
zu entreißen, dem ſie ein feiler Richter zugeſprochen 
hatte, da erwachte das ſchlummernde Rechtsgefühl 
der Römer und zerbrach das Joch, das ihm eine 
verruchte Oligarchie aufgelegt hatte. 

Allein es gibt in unſern Tagen eine Klaſſe 
von Menſchen, welche zwiſchen dem ſchreiendſten 
Unrechte und dem klarſten Rechte immer einen 
Mittelweg finden will, welche niemals ſich für irgend 
ein kräftiges Gefühl beſtimmt entſcheidet, ſondern 
jede Aufwallung deſſelben in eine oder die andere 
Anſicht verflüchtigt, und ſich hinter dieſe als ihr 
Schild verſteckt, der ſie vor jedem Vorwurf und 
jeglicher Gefährde ſchützen ſoll. Es gibt eine Claſſe 
von Menſchen ohne Ueberzeugung, welche jede 
Schlechtigkeit durch ihre Ueberzeugung glaubt recht⸗ 
fertigen zu können, eine Rotte von Verbrechern 
im glänzenden Gewande der Macht, welche glaubt 
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alles rechtfertigen zu können, wenn ſie ſich auf 
ihr Gewiſſen beruft. Bevor dieſe aus ihren ein— 
flußreichen Stellen verdrängt ſind, wird es nicht 
beſſer werden. Die Volksherrſchaft kann nur be— 
ſtehen, wo die Tugend waltet, und dieſe beruht 
weſentlich auf Wahrheit. Wo dem Schein die 
größten Opfer gebracht werden, kann die Freiheit 
nicht gedeihen. Allein bei uns gilt der Schein faſt 
aller Orten mehr, als die Wahrheit. Der Prieſter 
will fromm ſcheinen, während er Fanatismus pre— 
digt, den Armen plündert, den Aberglauben lehrt, 
und ſein Gelübde bricht. Der Soldat will ehren— 
haft und tapfer ſcheinen, indem er ſich zum blin— 
den Werkzeuge des Unrechts machen läßt, und mit 
ſeinen Waffen über Unbewaffnete herfällt. Der 
Richter gibt ſich den Anſchein des Rechts, indem 
er was ihm Vortheil verſpricht, oder doch Nach— 
theil beſeitigt, in die Form von Richterſprüchen 
kleidet. Schmach über dieſe feile Rotte! Neben ihr 
kann das Reich der Freiheit nicht beſtehen. 

Die Volksherrſchaft beruht namentlich auf der 
rechtlichen Gleichheit der Bürger. Nur das Ver— 
trauen der Mitbürger kann Einen auf beſtimmte 
Zeit über die Andern erheben. Sit die Zeit ab- 
gelaufen, ſo tritt er wieder in die Reihen der 
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Bürger ein, welche er ſtreng genommen nur inſo— 
fern verlaſſen hat, als er im Namen und aus Auf— 
trag feiner Genoſſen im Dienſte des Vaterlands 
thätig war. Da gilt kein Vorrecht der Geburt, 
des Namens und des Standes. Da ſchmückt man 
ſich nicht mit Bändern und Medaillen, mit kleinen 
und großen Kreuzen. Der freie Mann läßt ſich 
nicht tariren von einem andern Mann. Er hat 
ſeinen Werth in ſeiner Bruſt und der genügt ihm. 
Den Schein, welchen das ſchmeichelnde Urtheil eines 
Mitmenſchen ihm in den Augen der Urtheilsun— 
fähigen verleihen möchte, verachtet er. f 

Wo Recht und Wahrheit und Gleichheit walten, 
da entwickelt ſich die Freiheit von ſelbſt, und da 
bedarf es keiner Auswanderungsverbote und Paß— 
Steuern, um die Bürger im Lande zu erhalten, da 
iſt die Vaterlandsliebe eine innere Nothwendigkeit 
für alle Guten, und die Bofen wird man gern ab— 
ziehen laſſen. 

Man muß die Unfreiheit in ihrer ganzen 
Bitterkeit empfunden haben, um den Werth der 
Freiheit in ihrem vollen Maaße zu ſchätzen, und 
die Tyrannei mit der ganzen Kraft der Seele zu 
haſſen. Doch Liebe und Haß bedürfen einer feſten 
Grundlage, um allen Schwierigkeiten Trotz zu bie- 
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ten, die ſich ihnen im Leben entgegenthürmen, und 
dieſe Grundlage iſt die Einfachheit des Lebens. Jedes, 
durch die Natur uns nicht gegebene, ſondern durch die 
äußeren Verhältniſſe uns anerzogene Bedürfniß iſt 
ein Ring für die Sklavenkette des Lebens, und an 
dieſem befeſtigt der Tyrann die ſeinige und macht 
ſo mit deſſen Hülfe den freien Mann zum Knechte. 
Wenn wir nach den Urſachen fragen, welche alle 
die Menſchen, deren Laſter wir ſo eben ſchilderten, 
zu Werkzeugen der Tyrannen machen, ſo iſt die 
Antwort: ihre unnatürlichen Bedürfniſſe. Weil ſie 
modiſch gekleidet ſein, gut eſſen und trinken, mit 
Ehrenzeichen und Titeln geſchmückt, in koſtbar aus— 
geſtatteten Wohnungen leben, weil ſie an allen 
modiſchen Vergnügungen Antheil und in allen An— 
gelegenheiten des Luxus den Ton angeben wollen, 
verkaufen ſie ſich mit Leib und Seele den lauern— 
den Tyrannen. 

Die Nordamerikaner ſind frei, weil die große 
Maſſe des Volks in ſelbſtgebauten Häuſern auf ſelbſt— 
bepflanzten Gründen wohnt. Wer da nicht ſelbſt 
mit Hand anlegt, der geht zu Grunde. Wer ſich 
nicht begnügt mit dem, was ſein Land und die 
nächſte Nachbarſchaft bietet, der kann nicht beſtehen. 
Gerade diejenigen Staaten, wo das Leben das ein— 
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fachſte it, bilden die feſteſten Stützen der Demo- 
kratie. Die ſüdlichen und die öſtlichen, welche ſchon 
einigermaaßen von der Einfachheit früherer Zeiten 
abgewichen ſind, haben aufgehört an der Spitze der 
demokratiſchen Bewegung zu ſtehen. Die Einfach— 
heit iſt die Grundlage aller Tugend überhaupt und 
insbeſondere aller republikaniſchen Tugend. Der 
Haß gegen die Tyrannei und die Liebe zur Frei— 
heit werden erſt dann ſich in's wirkliche Leben 
Bahn brechen, wenn ſie ſich gründen auf Einfach— 
heit des Lebens. Wer ſich kleidet nach dem Be— 
dürfniſſe ſeines Körpers, aber ohne zu fragen nach 
den Launen der Mode, wer wohnt, ißt und trinkt 
nach den Erforderniſſen der Geſundheit und nicht 
nach Luxus, Leckerbiſſen und geiſtigen Getränken 
frägt, weſſen Vergnügen ſich anſchließt an die 
große Natur, an das Vaterland, die freie Wiſſen— 
ſchaft und die reine Kunſt, — der allein iſt glück— 
lich und ruhig in ſeinem Gemüthe und erhaben 
über die Verſuchungen, welche die Tyrannei zu bie— 
ten vermag. Der allein iſt auch fähig, der Sache des 
Vaterlands erforderlichen Falles Opfer zu bringen. 
Wer aber anders lebt, iſt, wenn er auch nicht in 
den Schlingen der Tyrannei gefangen wird, doch 
nicht im Stande der Sache der Freiheit mit Nach⸗ 
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druck unter die Arme zu greifen. So viele Männer 
unſerer Tage, welche ſich liberal und radikal nennen 
und die ſtärkſten Reden für die Freiheit halten, 
ſind Tabaksraucher, Freſſer und Säufer, ſie führen 
keinen reinen Lebenswandel, machen Schulden, oder 
ſind doch kaum im Stande mit ihrem Erwerbe ihre 
mannigfaltigen Bedürfniſſe zu befriedigen. Dieſe 
Leute können wohl Reden halten, allein ſie können 
unmöglich durch die That die Sache der Freiheit nach— 
drücklich fördern. Denn ihr ganzes Leben beweiſt, daß 
ſie keine Selbſtbeherrſchung beſitzen, daß ihnen die 
innere Freiheit fehlt, und daß ſie daher der äußeren 
nicht fähig ſind. Wenn allen den Menſchen, deren 
Erbärmlichkeit wir in dieſem Abſchnitt geſchildert 
haben, die Freiheit vom Himmel fiele, in wenigen 
Monaten wären ſie wieder Knechte. Sie würden 
nur die Herren wechſeln. Dieſelben Leidenſchaften, 
welche ſie früher den Monarchen dienſtbar machten, 
würden ſie auch den Demokraten und den Ariſto— 
kraten in die Hände liefern. Wer nicht entbehren 
kann, wird nie frei. Wenn ich unſere Knaben von 
13 und 15 Jahren ſchon Tabak rauchen und Bier 
trinken ſehe, wenn ich bemerke, wie unſere jungen 
und alten Leute oft ſich gebärden, als beſtünde die 
Freiheit darin, ſich von niemanden, auch nicht von 
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verſtändigeren Männern und in beſcheidener Weiſe 
belehren und zurechtweiſen zu laſſen, dann wird 
es mir klar: dieſe Menſchen ſind der Freiheit 
nicht fähig. Weſſen Streben nicht iſt, zu jeder 
Stunde ſeines Lebens dem vernünftigen Rathe, der 
kräftigen Anregung zu allem Guten und Edeln ein 
offenes Ohr und einen freien Sinn zu bieten, der 
kann nicht vorwärts kommen, und wird durch den 
Strom der alltäglichen Bedürfniſſe unvermerkt im— 
mer weiter fortgeriſſen in die ſeichten Untiefen der 
Philiſterei und der Gemeinheit. 

Körperlich tüchtig und geiſtig geſund iſt nur der 
Menſch, welcher einfach und mäßig lebt. Jedes 
durch die Natur uns nicht gegebene Bedürfniß ſtört 
zugleich unſere Unabhängigkeit unſern Mitmen- 
ſchen gegenüber und unſere Friſche der Geſundheit 
des Körpers und des Geiſtes. Wer durch unnatür— 
liche Bedürfniſſe von ſeinen Mitmenſchen abhängig, 
und nicht geſund an Körper und Geiſt iſt, der kann 
für die Freiheit nicht wirken, denn er iſt ſeiner 
Natur nach ein Sklave. 

Je höher die Demokratie über der Ariſtokratie 
und der Monarchie ſteht, deſto höher ſind auch die 
Anſprüche, welche ſie an das Volk ſtellt. Auch das 
entartetſte, auch das ruchloſeſte Volk iſt der Mo⸗ 
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narchie fähig, auch bei einem ſehr wenig tugend— 
haften Volke mag die Ariſtokratie beſtehen. Allein 
die Demokratie würde bei einem entarteten oder 
wenig tugendhaften Volke nur zur Anarchie oder zu 
unausgeſetzten Revolutionen führen, wie wir dieſel— 
ben in dem vormals ſpaniſchen Südamerika gewahren. 
In der Monarchie und Ariſtokratie zwingt man 
den Unterthanen zu Erfüllung ſeiner Pflichten und 
läßt ſich dieſen Zwang theuer bezahlen. In der 
Demokratie erfüllt der Bürger freiwillig und mit 
Freuden ſeine Pflichten und es findet nur ausnahms— 
weiſe ein Zwang gegen den Säumigen ſtatt. Wer 
nicht aus freien Stücken ſeine Pflichten zu erfüllen 
bereit iſt, muß dazu gezwungen werden und die 
Exekutionskoſten dazu bezahlen. Wo dieſer Zwang 
häufig vorkömmt, iſt keine Demokratie möglich, 
artet dieſelbe nothwendig in die Monarchie aus. 
Der leitende Grundſatz der Demokratie iſt, daß 
der Geſammtwille des Volks allein den Staat zu 
leiten habe, und daß alle Bürger gleich berechtigt 
ſeien durch ihre Stimme dieſen Geſammtwillen an 
den Tag zu legen ). Hier gilt alſo keine Rückſicht 


*) Man wende nicht ein, daß die Neger in den nord⸗ 
amerikaniſchen Freiſtaaten keine politiſche Rechte 


für eine Dynaſtie und deren Verwandte, kein Unter: 
ſchied zwiſchen vornehm und niedrig geboren, zwiſchen 
reich und arm. Nur das Vertrauen der Mitbürger, 
welches ſich ausſpricht durch verfaſſungsmäßige Wah— 
len, theilt Einem derſelben erhöhte Machtbefugniß 
auf beſtimmte Zeit mit. Alle Bürger haben gleiche 
Rechte und gleiche Pflichten dem Staate gegenüber. 
Die Gleichheit vor dem Geſetze kennt keine Aus— 
nahmen und iſt nicht leerer Schein, ſondern Wirk— 
lichkeit. Die reine Demokratie geht von der Voraus— 
ſetzung aus, daß die Bürger ſelbſtbewußte und freie 
Männer ſeien, ſie erlaubt daher jedem ſich in voll— 
kommener Ungebundenheit zu bewegen, ſo lange er 
nicht in ein fremdes Rechtsgebiet übergreift. Von 
vorbeugenden Maaßregeln, welche die Freiheit der 
Bürger beſchränken wegen blos möglicher Uebertre— 
tung der Geſetze weiß man in der reinen Demokratie 
nichts. Die Polizei, welche in monarchiſchen und ariſto— 
kratiſchen Staaten die unmündigen Bürger auf jedem 
Schritte und Tritte überwacht und immer von der 


haben. Dieſes iſt ein ſehr weiſes Geſetz, weil den⸗ 
ſelben diejenige moraliſche Kraft und intellectuelle 
Befähigung durchaus mangelt, welche Vorausſetzungen 
der Demokratie ſind. 
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Vorausſetzung der Verſtandes-Beſchränktheit oder 
des böſen Willens der Bürger ausgeht, iſt in der 
Demokratie unbekannt. Die Demokratie legt dem 
Bürger keine Laſten auf, welche nicht zum Beſten 
des Staats verwendet werden, welche ihm alſo 
ſelbſt nicht wieder zu gute kommen. Da gibt es 
keine Sinecuren, keinen Hofſtaat mit allen ſeinen 
verderblichen Anhängſeln, keine Privat-Domänen, 
Chatoulle⸗Vermögen und Civilliſten, kein ſtehendes 
Heer von Soldaten, Poliziſten und Staatsdienern, 
welche von dem Marke der Nation leben, um ſie 
in Ketten zu ſchlagen. Das Volk gibt ſich ſelbſt 
ſeine Geſetze, wendet ſie ſelbſt an und vollzieht ſie 
ſelbſt, und wenn bei jedem Akte der Staatsver— 
waltung nicht das ganze Volk ſelbſt handelt, ſo 
findet doch die Verwaltung des Staats nur im 
Auftrage des Volks zu ſeinem Beſten durch gleich- 
berechtigte Bürger ſtatt. Da gibt es keine ge— 
ſchloſſenen Kaſten, die ſich feindlich, hemmend und 
ſtörend gegenüber ſtehen: Militärſtand und Bürger— 
ſtand, Adelige und Bürgerliche, Geiſtliche und Laien: 
es gibt nur gleichberechtigte Bürger, welche brüder— 
lich neben einander ſchaffen und wirken zu ihrem 
eigenen Frommen und folgeweiſe zum Gedeihen des 
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In der Demokratie gibt es keine Zehnten, Gil— 
den und Frohnden, keinen Sterbfall und nichts von 
allen den bedrückenden Erfindungen des Mittelalters. 
Wer durch die Wahl ſeiner Mitbürger beauftragt 
wird, ein Staatsamt auf einige Zeit zu bekleiden, 
der fühlt ſich dadurch geehrt und iſt zufrieden, wenn 
er dafür eine mäßige Entſchädigung für feinen Zeit- 
verluſt erhält, inſofern ſeine Verhältniſſe ihm nicht 
erlauben, ſeine Zeit dem Staate zum Opfer zu 
bringen, d. h. infofern er auf feine Arbeit für fei- 
nen Lebensunterhalt angewieſen iſt. 

Alle Bürger üben ſich gleichmäßig in den Waf— 
fen, um im Falle der Noth bereit zu ſein, für das 
Vaterland in Kampf und Tod zu gehen. Allein 
zur Aufrechthaltung der Ordnung im Innern ſind 
keine Soldaten erforderlich. Sie werden daher außer 
den jährlichen Uebungen nur zuſammengezogen, wenn 
es gilt, dem äußeren Feinde entgegenzutreten. 

Die Bürger entſcheiden ſelbſt die Streitigkeiten 
ihrer Mitbürger. Da gibt es keine Geſetzgebung, 
welche dem geſunden Menſchenverſtande des Bür⸗ 
gers unzugänglich iſt, und daher verſteht es der 
Bürger ſehr gut ſelbſt, ſein Recht als Parthei wahr⸗ 
zunehmen, und als Richter, ſeinen Mitbürgern 
Recht zu ſprechen. Wenn es auch Anwälte gibt, 
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die fih die Behandlung von Rechtsſachen zu ihrem 
Lebensberufe gemacht haben, ſo iſt dieſes nur, um 
dem Bürger die koſtbare Zeit zu erſparen, die er 
glaubt beſſer und nützlicher auf andere Gegenſtände 
als die Führung ſeiner Rechtsſtreitigkeiten wenden 
zu können. 

In der Demokratie gibt es keine heimlichen Ge— 
richte. Oeffentlich, im Angeſichte der ganzen Welt 
werden alle Rechtsſtreitigkeiten verhandelt. Da gibt 
es keine Tortur und Jahrelang fortgeſetzte Ker— 
kerqualen, da werden keine Geſtändniſſe erpreßt und 
Mitſchuldige werden nicht auf die erzwungenen An⸗ 
gaben verhafteter Schuldigen in Unterſuchung ge— 
zogen. Da herrſcht Redefreiheit und Preßfreiheit. 
Die Cenſur und die geheime Inquiſition, dieſe Aus- 
geburten der Hölle kennt man da nur vom Hoͤren⸗ 
ſagen, wie wir die ſpaniſche Inquiſition und die 
Autodafe's. 

Die Demokratie, die Herrſchaft des Volkes iſt 
der Staat in feiner Vollendung, während alle übri⸗ 
gen Regierungsformen uns denſelben nur in mehr 
oder weniger mangelhaftem Zuſtande zeigen. Alle 
die Erſcheinungen, welche bei uns an der Tages⸗ 
ordnung find: Gewiſſenszwang, Verfolgung des re- 


ligibſen Glaubens und der politiſchen Anſicht wegen, 
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Unterdrückung der Wahrheit durch Polizei und Cen— 
ſur, Beſtrafung der Unſchuld durch feile Richter, 
Einſchüchterung der Bürger durch ſtehende Heere, 
Erdrückung des Volks durch Abgaben und Laſten — 
alles dieſes und ſo vieles anderes, worunter in 
Monarchien und Ariſtokratien das Volk in Jammer 
und Elend vergeht, kennt man in der reinen Volks— 


herrſchaft nicht. 


Zwölfter Abſchnitt. 


Föfkfſeßung. 


In Demokratien werden weder die Gewiſſen 
der Bürger, noch dieſe ſelbſt für Gold verkauft. 
Da behandelt man den Menſchen und ſeine heilig— 
ſten Güter nicht als Waare. Man ſpricht nicht 
Hohn den ewigen Rechten der Menſchheit, ſondern 
achtet ſie. Da iſt es weder der weltlichen noch 
der geiſtlichen Macht erlaubt, ſich zwiſchen Gott 
und den Menſchen zu ſtellen, und dieſem den Zu— 
tritt zum Himmel zu verwehren, oder doch nur 
gegen baares Geld zu geſtatten. Freilich iſt aber 
auch die Geduld der Bürger in demokratiſchen 
Staaten nicht ſo groß als bei uns z. B. in Deutſch— 
land. Man weiß dort erforderlichen Falles zu 
handeln, und nicht blos zu bitten, vorzuſtellen und 
zu empfehlen. Dort macht der Bürger von ſeinen 
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verfaſſungsmäßigen Rechten auch Gebrauch und ver— 
zichtet auf dieſelben nicht aus Trägheit, Gleichgül— 
tigkeit und in der verzweifelten Meinung, es würde 
doch nichts helfen. Dort hat man den Muth für 
ſeine Meinung, für ſeine Wünſche auch etwas zu 
wagen, und den Verſuch ſo lange zu wiederholen, 
bis er endlich gelingt. Dort weiß man aus Er— 
fahrung, daß Schiller's Worte wahr ſind: 
Es ſteht keine Krone ſo feſt, ſo hoch, 
Der muthige Ringer erreicht ſie doch. 

Allein man glaubt nicht, daß man etwas erreichen 
könne ohne Zuſammenhalten der Bürger, und weiß, 
daß dieſes nicht möglich iſt ohne Vertrauen. Man 
verlangt auch nicht von den Mitbürgern, daß dieſe 
in jeder kleinſten Beziehung gleiche Anſichten haben, 
ſollen, im Gegentheil läßt man jeden gewähren 
Iſt die Verſchiedenheit nicht zu groß, jo verſtändigt 
man ſich, bezieht ſie ſich auf Hauptpunkte, ſo tritt 
man ſich offen und männlich entgegen, und bringt 
ſo die Sache zu einer Erledigung, bei welcher ſich 
dann bald praktiſch herausſtellt, welche Seite Recht. 
hatte und welche Unrecht. Auf dieſe Weiſe kömmt 
man immer vorwärts. Man ergibt ſich weder einem 
blinden Optimismus, noch einem ſtarren Peſſimis⸗ 
mus. Man hält die Augen auf und prüft genau, 
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und weil alles öffentlich verhandelt wird, was öf— 
| fentliches Intereſſe hat, ſo kömmt man immer frü— 
her oder ſpäter in's Reine. Hauptſächlich weiß 
man aber in Demokratien, daß man durch unaus— 
geſetzte Verneinung nicht weiter kömmt, daß nur 
wer ſchöpferiſche Kraft entwickelt, wer organiſirt, 
baut, anordnet und begründet, ſich praftifchen Ein— 
fluß verſchafft und Gutes ſtiftet. Unſere Liberalen 
in Deutſchland könnten von dieſen praktiſchen Män— 
nern der Demokratie viel lernen. Allein es fehlt 
uns gar häufig noch diejenige Einfachheit, Selbſt— 
verläugnung und Aufopferungsfähigkeit, derjenige 
Muth und diejenige Ausdauer, welche allein zum 
Ziele führen. Ehe wir uns alle dieſe Tugenden 
angeeignet haben, werden wir ſchwerlich aus dem 
ſchleichenden Fieber unſerer Zuſtände heraustreten. 

Sehr richtig bemerkt Zachariäk: „das volle 
Maaß der Freiheit oder Ungebundenheit wird man 
bei den Völkern finden, welchen eine Verſchieden— 
heit der Stände gänzlich unbekannt iſt.“ So lange 
daher bei uns die Verſchiedenheit der Stände einen 
ſo mächtigen Einfluß auf alle Verhältniſſe des 
bürgerlichen und politiſchen Lebens ausübt, können 
wir uns keine Hoffnung auf Freiheit machen. Wo 
die Lebensart eines Menſchen die Geſetze, Begriffe 
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und Verpflichtungen bedingt, unter welchen er ſteht, 
da kann ſich weder der Begriff noch die Verwirk— 
lichung eines allgemeinen Bürgerthums bilden. Wo 
das Mitglied eines Standes nach den Vorſchriften, 
unter welchen es ſteht, den Umſtänden nach etwas 
thun muß, was das allgemeine Geſetz, das Geſetz 
der Moral und der Religion als Verbrechen be— 
zeichnet (Duell), da ſteht dieſer ganze Stand der 
Entwickelung des Staats hemmend im Wege, und 
dieſe wird erſt dann Fortſchritte machen, wenn 
ſolche Stände gänzlich aufgehört haben zu eriftirem. 

So lange das Volk nicht mehr erwerben kann, 
als es zu ſeinem Unterhalte bedarf, hat es keine 
Zeit ſich an Staatsangelegenheiten zu betheiligen, 
hat es für dieſelben keine Kraft übrig. Ein ge— 
wiſſer Wohlſtand iſt daher Grundbedingung jeder 
Demokratie. Dieſer wird ſich übrigens nach Ab— 
ſchaffung aller monarchiſchen und ariſtokratiſchen 
Privilegien, Monopole, Frohnden, Abgaben und 
Hemmniſſe aller Art von ſelbſt entwickeln. 

Freiheit iſt im ſtaatlichen Leben nicht möglich 
ohne Freiheit in kirchlicher, geſellſchaftlicher, ge— 
werblicher, in wiſſenſchaftlicher und künſtleriſcher 
Beziehung. Die Freiheit im ſtaatlichen Leben bil⸗ 
det gewiſſermaaßen nur die Spitze der Pyramide 
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der Freiheit, deren Fuß inmitten des bewegten 
Treibens des täglichen Verkehrs ſteht. 

Freiheit und Gleichheit ſind die beiden Schöpfungs— 
worte der Demokratie, Worte, welche wie die Me— 
lodie der Sphären an das Ohr aller ſittlichen 
Menſchen klingen, und doch ſo ſelten als dieſe in 
der Wirklichkeit vernommen werden. 

Wenn wir die verſchiedenen Völker der Erde, 
und unter dieſen wiederum die verſchiedenen Indi— 
viduen fragen würden, was ſie unter Freiheit ver— 
ſtehen, jedes Volk und jedes Individuum konnte 
uns eine verſchiedene Antwort geben und jedes 
könnte nach ſeinem Standpunkte Recht haben. Der 
Tabaksraucher ſetzt die Freiheit darein, überall rau— 
chen, der Trinker, viel trinken, der Wollüſtige, ſich 
ungehindert der Wolluſt ergeben zu dürfen. Der 
Büreaukrat nennt es Freiheit, das Volk ungehemmt 
drangſaliren, der Ariſtokrat es ausſaugen und 
es ſeine Verachtung fühlen laſſen zu dürfen. 
Der Fürſtenknecht nennt es Freiheit, dem Fürſten 
dienen, der Pfaffenknecht dem Pabſte den Pantoffel 
küſſen zu dürfen. Wir nennen es Freiheit, die 
ſämmtlichen Kräfte des Körpers und des Geiſtes, 
die wir beſitzen, ungehemmt und harmoniſch ent- 
wickeln zu dürfen. So oft wir uns dieſes Wortes 
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bedienen, verbinden wir damit den bezeichneten Be— 
griff. Wir wollen mit den Knechten der Lüſte, 
der Pfaffen und aller möglichen ſonſtigen Uebel 
über ihre Begriffsbeſtimmungen nicht rechten. Wie 
geſagt, von ihrem Standpunkte aus haben ſie alle 
Recht. Allein wir hoffen darum nicht Unrecht zu 
haben, da wir weder auf dem Standpunkte der 
Eß⸗ und Trunk-Sucht, noch der Wolluſt, weder auf 
dem der Büreaukratie, noch auf dem der Cleriſei 
ſtehen, ſondern auf dem Standpunkte des Sit— 
tengeſetzes, der Menſchlichkeit und ſtaatlicher Ent— 
wickelung. 

Nach der gegebenen Begriffsbeſtimmung wird 
allerdings die Freiheit einen andern Charakter in 
der Monarchie, einen andern in der Ariſtokratie 
und wieder einen andern in der Demokratie an— 
nehmen, wie die Freiheit des Kindes, des Jünglings 
und des Mannes ſich von einander unterſcheiden. 
Allen liegt jedoch ein und derſelbe Begriff zu Grunde. 
Wie aber die Freiheit in ihrer Reinheit, in ihrer 
Vollſtändigkeit ſich im individuellen Leben erſt beim 
Manne zeigt, ſo entwickelt ſie ſich, was das Ver— 
faſſungsleben betrifft, erſt in der Demokratie. Daher 
haben wir bis zu dieſem Abſchnitte gewartet, um 
von ihr zu ſprechen. 
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In politiſcher Beziehung iſt der Bürger frei, 
wenn er keinem Geſetze und keinem Beamten Folge 
zu leiſten braucht, bei deſſen Entſtehung oder Wahl 
er nicht mittelbar oder unmittelbar mitgewirkt hat. 
In bürgerlicher Beziehung iſt der Menſch frei, 
wenn ſeine Perſon und ſeine Güter unter dem 
Schutze der Geſetze ſtehen (verſteht ſich wirklich 
und nicht blos zum Schein). In geſellſchaftlicher 
Beziehung endlich iſt der Menſch frei, wenn keine 
anderen Schranken dem geſellſchaftlichen Verkehre 
gezogen ſind als diejenigen, welche erforderlich ſind, 
um Rechtsverletzungen zu vermeiden. 

Nach dieſer Begriffsbeſtimmung fehlt es uns Deut— 
ſchen an politiſcher, bürgerlicher und geſellſchaftlicher 
Freiheit. Selbſt in unſern conſtitutionellen Staaten 
iſt die Mitwirkung des Bürgers zu Geſetzen ſo 
viel als nichtig. Der zweiten Kammer, welche 
eine Wahlkammer ſein ſollte, welche aber durch 
den Einfluß der Regierung größtentheils zuſam— 
mengeſetzt zu werden pflegt, ſteht die erſte und 
die Regierung ſelbſt gegenüber, und auf die Er— 
nennung der Staatsdiener übt das Volk nirgends 
den geringſten Einfluß. Unſere Worte und unſer 
Eigenthum ſtehen unter der Gewalt brutaler Po— 
lizei⸗ und abhängigiger Gerichts-Behörden, welche 
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auch unſere geſellſchaftlichen Verhältniſſe, die Bil— 
dung von Vereinen u. ſ. w. mannigfaltig hemmen 
und ſtören. Wir haben keine äußere Freiheit, und 
fragen wir: warum? ſo iſt die Antwort, weil es 
uns an der inneren Freiheit, an Selbſtbeherrſchung, 
männlicher Kraft und Tüchtigkeit fehlt. 

Wie die Freiheit, ſo fehlt uns auch die Gleich— 
heit. Schranken aller Art trennen die Kinder eines 
und deſſelben Mutterlandes. Geburt, Lebensart, 
Alter, Heimath, jede kleine Verſchiedenheit, über 
welche in Demokratien das Geſetz dem Bürger von 
ſelbſt oder doch mit geringer Mühe hinweghilft, 
bildet bei uns unüberſteigliche Schranken. Wenn 
wir von Gleichheit ſprechen, denken wir übrigens 
nicht, daß alle Bürger gleiche Naturgaben und 
gleiches Vermögen beſitzen müſſen. Ueber die Na— 
turgaben kann der Menſch nicht gebieten, deren 
Verſchiedenheit wird fortdauern, ſo lange es Men— 
ſchen gibt, und die Folge hiervon wird auch ſchon 
eine Verſchiedenheit im Vermögensbeſitze. Nicht 
blos der Fleiß und die Erwerbfähigkeit eines Mannes 
ſelbſt, ſondern auch diejenigen ſeiner Vorfahren, 
ſeiner Seitenverwandten und Freunde wird ihn 
reich machen, während die eigne Trägheit und 
die feiner Verwandten und Freunde ihn in Ar— 
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muth erhält; und nicht blos Fleiß und Trägheit, 
ſondern auch Sparſamkeit und Verſchwendung, Leiden— 
ſchaftlichkeit und Mäßigung, Laſterhaftigkeit und 
Sittenreinheit wirken mächtig auf den Vermögens— 
ſtand der Bürger ein. Allein das Streben der 
Geſetzggebung muß in Demokratien weſentlich da— 
rauf gerichtet ſein, die Gleichheit, wie in jeder 
Beziehung, ſo auch in Beziehung auf die Vermö— 
gensverhältniſſe möglichſt zu fördern. Namentlich 
läßt ſich aber auch darauf hinwirken, daß der Reiche 
von feinen Schätzen keinen ſitten verderblichen Ge— 
brauch mache, die nüchternen und einfachen Ge— 
wohnheiten der Demokratie nicht ſtöre. 

Im Privatleben der Demokratie muß nothwendig 
Einfachheit herrſchen. Wer mehr Glücksgüter be— 
ſitzt als ſeine Mitbürger, mag ſeinen Ueberſchuß 
zum Beſten des Staats aufwenden. Der Staat 
allein mag Luxus treiben. Er mag prachtvolle Bau— 
werke aufführen, die Kunſt ehren und beſchäftigen. 
Allein der einzelne Bürger ſoll einfach und nüchtern 
leben, und ſich nicht durch Pracht und Aufwand 
über ſeine Mitbürger erheben. So wenig Luxus— 
geſetze haltbar ſind in Monarchien und Ariſtokra— 
tien, ſo nothwendig ſind ſie in Demokratien. Am 
beſten fängt man übrigens immer damit an, Luxus- 


— . 


Artikel mit hohen Abgaben zu belaſten. Erſt ſpä— 
ter, wenn ſich das Volk daran gewöhnt hat, die— 
ſelben als entbehrlich zu erkennen, iſt es angemeſſen, 
ſie entweder ganz zu verbieten oder doch im Ge— 
brauche zu beſchränken. Mehr als alle Luxusge— 
ſetze wirkt übrigens das Beiſpiel der einflußreichſten 
Männer des Staats. Kein Luxusgeſetz, welches 
nicht den guten Willen des Volks für ſich hat, iſt 
durchführbar, daher muß man ſich wohl hüten, 
eines zu geben, welches das Volk nicht ſelbſt mit 
Herz und Mund gut heißt. Ich ſage mit Herz 
und Mund; denn gar häufig wird namentlich was 
der Luxus betrifft, mit dem Munde getadelt, während 
man es nichts deſto weniger durch die That gut heißt. 

Die Demokratie kann ſich nur halten bei einem 
Volke, welches naturgemäß lebt. Jede Abweichung 
von dem Wege der Natur gefährdet ſeine Verfaſſung 
und ſeine ganze Exiſtenz. Der Luxus, inſofern wir 
ihn hier beſprechen, iſt aber nichts anderes, als 
Abweichung von dem Wege der Natur, eine Ab⸗ 
weichung, welche nicht nur die Geſundheit deſſen, 
der ihn liebt, ſchwächt, ſeinen Geiſt erſchlafft und 
ſeine Energie lähmt, ſondern auch ſeine Geldmittel 
übermäßig in Anſpruch nimmt. Dieſes wußten die 
Alten wohl. Wollten ſte einer Nation ihren ange⸗ 
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borenen Freiheitsſinn brechen, ſo führten ſie den 
Luxus in ihrer Mitte ein. Mit deſſen Hülfe wurde 
ſie früher zu Grunde gerichtet, als durch Feuer und 
Schwert, als durch das Joch unerſchwinglicher Ab- 
gaben und Frohnden. 

Die Demokratie kann nicht beſtehen ohne Sitten— 
reinheit. Wo die Verführer der Frauen ſich ihrer 
Verbrechen, als wären es Großthaten, ungeſtraft 
rühmen, wo das Geſetz die Verführer nicht ſtraft, 
wo es Unterſchiede macht zwiſchen Mißheirathen und 
ebenbürtigen Heirathen, zwiſchen ehelichen Kindern 
und unehelichen Kindern, zwiſchen den Pflichten der 
Eltern ihren Kindern gegenüber, je nachdem dieſe 
ehelich oder unehelich geboren ſind, — da fehlt noch 
viel von dem wahrhaft demokratiſchen Geiſte. Eine 
Sittenreinheit, wie ſie in Griechenland zur Zeit 
der Blüthe der Demokratie herrſchte, iſt in unſern 
chriſtlich-monarchiſchen Staaten unbekannt. Die 
heidniſche Demokratie hat die Sittenreinheit mehr 
befördert, als die chriſtliche Monarchie. 

Die Vöͤllerei wird in der Demokratie als Laſter 
behandelt und geſtraft. Der Säufer und Freſſer 
kann kein guter Staats: und Gemeinde-Bürger und 
kein tüchtiges Familien⸗Mitglied ſein. Er richtet 
durch ſeine Laſter ſeine körperliche und geiſtige Ge⸗ 
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fundbeit, feinen Vermögensſtand und fein Gewiſſen 
zu Grunde. Nuchteruheit ift daher die erſte Vor— 
ausſetzung der Möglichkeit der Demokratie. Wo ſie 
nicht wohnt, iſt die Demokratie unmöglich. Säufer 
und Freſſer verdienen unter der Zuchtruthe von 
Tyrannen zu ſtehen. 

Allein es gibt in unſern Tagen Menſchen, und 
leider nur zu viele, welche vermeinen, die Freiheit 
beſtehe darin, daß man thun dürfe, was man wolle, 
oder mit anderen Worten, in der Zügellofigfeit. 
Dieſes glauben leider nicht blos viele Männer des 
Rückſchritts, von dieſen läßt es ſich kaum anders 
erwarten, allein auch viele von denjenigen, welche 
ſich Freiſinnige und Männer des Fortſchritts nennen. 
Bei koſtbaren Zweckeſſen und unter dem Knallen 
der Champagner-Flaſchen halten ſie ihre Freiheits— 
reden. Es ſind aber freilich nur Reden, und wenn 
es zu Thaten kommen ſoll, ſieht man ſich oft bitter 
getäuſcht. 

Es iſt nicht nur von der höchſten Wichtigkeit, 
daß man in der Demokratie mäßig ſei in Speiſe 
und Trank, d. h. nicht zu viel genieße, ſondern 
auch daß man keine ſchädlichen Speiſen und 
Getränke zu ſich nehme. Schädlich wirkt nament⸗ 
lich der Genuß von Fleiſchſpeiſen und alle gei⸗ 
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ſtigen Getränke. Abgeſehen davon daß es eine Grau— 
ſamkiet, ein Unrecht iſt, lebende Thiere, welche zum 
Theil uns während ihres Lebens nützliche Dienſte er— 
zeigt haben, zu tödten, um ſich von ihren Leichen 
zu nähren, iſt das Thierfleiſch durchaus ungeſund. 
Schon Plato ſchließt daher die Schilderung eines 
im Zuſtande des gänzlichen Verfalls befindlichen 
Staats mit der Bemerkung, daß ſeine Einwohner 
Fleiſchſpeiſen genöſſen, während er bei der Be— 
ſchreibung des blühenden, geſunden, kräftigen Staats 
bemerkt, deſſen Einwohner lebten von Vegetabilien. 
Eine vierzehnjährige eigene Erfahrung hat mir den 
Beweis, welchen mir die Theorie und die Erfah— 
rungen Anderer an die Hand gaben, zu einem ei— 
genen Erlebniſſe erhoben. Alle, welche den Ver⸗ 
ſuch machten und einige Zeit wenigſtens conſequent 
fortſetzten, haben dieſelben Erfahrungen gemacht, 
wie ich; und ich freue mich, ſagen zu können, 
daß in allen Theilen Europa's und namentlich 
auch in Amerika Menſchen leben, welche zu der 
uns allein durch unſere Natur beſtimmten vege⸗ 
tabiliſchen Nahrungsweiſe zurückgekehrt ſind. Es 
iſt hier nicht der Ort, uns über dieſen Gegen— 


ſtand ausführlich zu verbreiten. Ich verweiſe desfalls 
v. Struve, Staats wiſſenſchaft II. 14 
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auf die unten“) zufammengeftellte Literatur. Es 
genüge hier zu bemerken: nur die vegetabiliſche 
Nahrungsweiſe macht es möglich, daß eine feinere, 
zartere Stimmung des Gefühls das ganze Leben 
eines Menſchen durchziehe, daß er ſich einer un— 
getrübten körperlichen und geiſtigen Geſundheit er— 
freue, daß eine große Bevölkerung, ohne Mangel 
zu leiden, nahe beiſammen wohne. Die Fleiſchnah— 
rung führt zum Genuſſe der geiſtigen Getränke. 
Die Pflanzennahrung flößt einen Widerwillen gegen 
dieſelben ein. Die Fleiſchnahrung giebt dem Blute 
des Menſchen einen entzündlichen Charakter, in 
deſſen Folge eine Reihe von Krankheiten ſich ent- 
wickeln, welche die Pflanzennahrung nicht zur Folge 
hat. Wir ſind nicht geboren, um die Blattern, 
die Maſern, das Scharlach- und andere Fieber un⸗ 
abwendbar zu bekommen. Der Fleiſchgenuß iſt es, 
welcher dem Blute einen ſo entzündlichen Charakter 
ertheilt, daß ſich daſſelbe durch die genannten Krank⸗ 
heiten von Zeit zu Zeit reinigen muß, um ſeine Ver⸗ 
richtungen noch verſehen zu konnen. Der Fleiſchge⸗ 


*) Guſtav v. Struve Mandaras Wanderungen. Gleizes 
Thalysie ou la nouvelle existence. ©. Simmern 
der Weg zum Paradies. 
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nuß iſt es, welcher das gelbe Fieber, die Peſt, die 
Cholera und ſo viele andere Geißeln der Menſch— 
heit zur Folge gehabt hat. Die Griechen und Römer, 
welche zur Zeit ihrer Blüthe faſt ganz, wenn nicht 
ausſchließlich von Vegetabilien lebten, kannten alle 
dieſe ſchrecklichen Krankheiten noch nicht, oder doch 
nur als ſeltene, vereinzelte Erſcheinungen, während 
dieſelben jetzt in dem Orient heimiſch ſind, und 
ſich ab und zu auch im Weſten eingeſtellt haben. 

Daß unſere Lebensweiſe nicht naturgemäß ſein 
kann, beweiſen die vielen Krankheiten, Bäder, Apo— 
theken und Aerzte, welche wir haben. Wir ſind 
daher doppelt aufgefordert, die Urſachen dieſer Zu— 
ſtände zu erforſchen. Eine der einflußreichſten die— 
ſer Urſachen iſt der ſtarke Fleiſchgenuß in Verbin⸗ 
dung mit dem Genuſſe geiſtiger Getränke. 

Nicht nur die bezeichnete Lebensweiſe, ſondern 
auch die derſelben zu Grunde liegende Geſinnung 
bildet den Stützpunkt der reinen Demokratie. Dieſe 
Geſinnung ſteht in der innigſten Verbindung mit 
den Religionsbegriffen eines Volkes, welche, wie auf 
das Leben im allgemeinen, ſo insbeſondere auch auf 
das Staatsleben den bedeutungsvollſten Einfluß aus⸗ 
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Das Leben in der Familie, in der Gemeinde 
und in der Kirche ſtehen in untrennbarer Wechſel— 
wirkung zum Staatsleben. Wenn es dort nicht, 
kann es auch hier nicht rein und frei ſein. 

Das Chriſtenthum in ſeiner reinen und freien 
Auffaſſung iſt die Religion der reinen und freien 
Demokratie. Das Charakteriſtiſche der chriſtlichen 
Religion beſteht in der durch dieſelbe hervorge— 
rufenen oder doch angeſtrebten Reinigung des Herzens, 
in dem Geiſte der Liebe, der Brüderlichkeit und 
der Wahrheit, welche alle Worte wie alle Thaten 
ihres großen Verkünders athmeten. Wenn einmal 
der Geiſt dieſes Chriſtenthums eingezogen ſein wird 
in die Herzen der Menſchen, dann iſt für ſie die 
Zeit der Demokratie erſchienen. Allein der Geiſt 
Chriſti wurde faſt aller Orten durch das Pfaffen— 
thum verdrängt, und dieſes findet ſich nicht blos 
bei den Katholiken, ſondern auch bei den Pro— 
teſtanten. Die Machthaber unſerer Tage ſcheinen 
die Wahrheit jener Bemerkung Montesquieu's zu 
erkennen, daß die proteſtantiſche Religion (natürlich 
in ihrer reinen Auffaſſung) ſich beſſer für Repu⸗ 
bliken, die katholiſche für Monarchien eigne. Dieſer 
Erkenntniß haben wir wohl den zwiſchen Pietiften 
und Ultramontanen, zwiſchen Kopfhängern und 
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Jeſuiten geſchloſſenen Vertrag gegen politiſchen und 
religiöſen Fortſchritt, gegen Lichtfreunde und Deutſch— 
Fatholifen, wie gegen die freiſinnigen Vorkämpfer 
für deutſche Nationalität und deutſches Recht, 
zuzuſchreiben. Gewiſſens- und Religions-Freiheit 
ſind unverträglich mit Cenſur und Polizei, wie 
Gewiſſens⸗ und Religions-Zwang ſich nicht paſſen 
zu Preßfreiheit, Schwurgerichten, einer freien Staats— 
verfaſſung und einer kräftigen öffentlichen Meinung. 

Damit die Herrſchaft der Büreaukratie noch 
länger beſtehe, opfern die Herrſcher Deutſchlands 
ſelbſt die Gewiſſen, ſelbſt die religibſen Ueber— 
zeugungen der Deutſchen auf. Allein damit graben 
ſie ſich ſelbſt ihr Grab. Denn wenn der politiſche 
Druck die Deutſchen nicht zur Erkenntniß ihrer Lage 
treibt, fo wird es, fo muß es der religiofe thun. Der 
Geiſt des religiöſen Fortſchritts, der Geiſt chriſt— 
licher Liebe, Brüderlichkeit und Wahrheit iſt erwacht 
im deutſchen Vaterlande; und wenn er auch noch 
nicht aller Orten kräftige Zeichen ſeines Wachens 
gegeben, ſo iſt doch die Stunde des tiefen todt— 
ähnlichen Schlafes vorüber, in welchem das deutſche 
Volk ſo lange befangen war. Der Geiſt des 
Chriſtenthums und der Geiſt der reinen Demo— 
kratie iſt einer und derſelbe. Wo der eine wohnt, 
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kann der andere nicht fehlen, wie der Geiſt des 
Pfaffenthums und der Knechtſchaft unzertrennlich 
verbunden ſind. 

Das Pfaffenthum, welches gleichgültige Cere— 
monien als wichtige Gewiſſenspflichten, abgeſchmackte 
Legenden und Glaubensſätze für hohe Wahrheiten 
und göttliche Geheimniſſe ausgiebt, wendet alle die— 
jenige Kraft, welche es dieſen gleichgültigen oder 
ſelbſt verderblichen Beſtrebungen zuweiſt, von den 
wirklichen und unumgänglichen Vorausſetzungen des 
ſittlichen Lebens ab. Wer den ganzen Tag daran 
denken muß, die Faſtengeſetze, den Kirchengang, die 
Prozeſſionen, das Zeichen des Kreuzes, die Heiligen— 
verehrung, den Ablaß, die Beichte u. ſ. w. nicht 
zu vergeſſen, behält keine Gedanken und kein Ge— 
fühl mehr für Gewiſſenspflicht, chriſtliche Liebe und 
Gerechtigkeit. 5 

Wir haben in dieſem und dem vorigen Abſchnitt 
bisher nur den Geiſt der Demokratie geſchildert. 
Haben wir uns über dieſen verſtändigt, ſo wird 
es uns leicht werden, uns über die Formen der⸗ 
ſelben zu vereinigen. 

Die Organe, welche auf die Demokratie be⸗ 
rechnet ſind, nur in ihr blühen können und ſie 
kräftigen müſſen, find 1) frei gewählte Rathsver⸗ 
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ſammlungen, welche die Geſetze des Staats geben 
oder ohne deren Mitwirkung wenigſtens letztere nicht 
gegeben werden können; 2) Schwurgerichte mit 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Verhandlung; 
3) Allgemeine Volksbewaffnung; 4) eine freie 
Kirchen verfaſſung; 5) eine freie Gemeindeverfaſſung. 

Wo dieſe fünf wichtigen Organe der Demokratie 
gegeben find, laſſen ſich mit deren Hülfe alle üb⸗ 
rigen noch fehlenden begründen. Wo dagegen 
auch nur eines dieſer fünf Organge fehlt, ſteht die 
Demokratie nicht auf feſten Füßen. 

Preßfreiheit, Aſſociationsfreiheit, Freiheit offent- 
liche Verſammlungen abzuhalten, unter Vorausſetzung, 
daß alle dieſe Freiheiten innerhalb der Schranken 
der Geſetze ausgeübt werden, verſtehen ſich in der 
Demokratie von ſelbſt, und werden, wo ein wahrhaft 
demokratiſcher Geiſt herrſcht, nicht leicht zu Miß— 
bräuchen führen. Fallen ſolche häufig vor, ſo iſt 
es ein Beweis „daß der Geiſt der reinen Demo— 
kratie in den Gemüthern der Bürger noch nicht 
eingezogen iſt. 

Im gewöhnlichen Gange des Staatslebens kann 
die Geſetzesanwendung und die Geſetzesvollſtreckung 
in jedem einzelnen Falle niemals von der Geſammt— 
heit des Volkes verſehen werden. Das Prinzip der 
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Demokratie wird gewahrt, wenn diejenigen Bürger, 
welche berufen werden dieſes zu thun, ihren Beruf 
durch die Wahl ihrer Mitbürger erhalten. Die 
Fälle, da Geſetze angewendet und vollzogen werden 
müſſen, ſind zu häufig, als daß zu dieſem Behufe 
immer das Volk zuſammentreten könnte. Allein die 
Geſetzgebung bedarf nicht in gleichem Maaße einer 
ununterbrochenen Thätigkeit. Doch nur in ganz 
kleinen Demokratien, wo die Bürger ſehr nahe bei— 
ſammen wohnen, find dieſelben im Stande unmit- 
telbar ſelbſt das Geſchäft der Geſetzgebung zu ver— 
ſehen, wobei es ſich übrigens von ſelbſt verſteht, 
daß die Geſetzvorſchläge vorher gehörig vorbereitet 
ſein und der Bürgerſchaft nur zur Genehmigung 
oder Verwerfung vorgelegt werden können. In 
Rom z. B. wurde die geſetzgebende Gewalt von dem 
ganzen Volke ſelbſt gehandhabt, welches nach Ver— 
ſchiedenheit der Verhältniſſe in verſchiedener Weiſe 
über die ihm gemachten Geſetzesvorſchläge abſtimmte, 
nachdem es zuvor die Gründe für und wider die— 
ſelben vernommen. Allein obgleich dem Namen nach 
die geſetzgebende Gewalt ganz im Volke beruhte, ſo 
leitete das Bedürfniß doch darauf, daß nicht nur 
der Senat, ſondern auch die einzelnen Staatsbe⸗ 
amten innerhalb der Sphären ihrer Berufsthätig⸗ 
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keit, wenn auch unter anderm Namen (Senatus— 
konſulte, Edikte u. ſ. w.) an der Geſetzgebung An— 
theil nahmen, und auf dieſelbe den größten Einfluß 
übten. Iſt aber der Staat groß, wohnen die 
Bürger weit von einander, ſo wird es in der That 
zu einer Unmöglichkeit, das Volk unmittelbar die Ge— 
ſetzgebung ausüben zu laſſen. Daher beruhen ſämmt— 
liche tüchtige Demokratien der neueren Zeit auf dem 
Prinzipe der Stellvertretung. In den nordameri- 
kaniſchen Freiſtaaten find es z. B. die beiden Häuſer 
des Congreſſes, welche im Vereine mit dem Prä— 
ſidenten der Republik die Geſetzgebung über den 
geſammten nordamerikaniſchen Staatenbund ausüben. 
Alle dieſe drei Faktoren der geſetzgebenden Gewalt 
ſind jedoch, obgleich in verſchiedener Weiſe, von dem 
Volke gewählt. 

Eine derartige Volksvertretung bietet bei der 
Geſetzgebung nicht minder, als bei der Geſetzes— 
anwendung und Geſetzesvollſtreckung überwiegende 
Vortheile dar. Die geſetzgebende Gewalt kann 
nemlich von einer ſehr großen Maſſe des Volks 
ſchon deshalb nicht regelmäßig ausgeübt werden, 
weil es zu ſchwierig iſt, ſie auf längere Zeit zu 
verſammeln, weil man ihr die Geſetzesvorſchläge 
nur vorlegen kann mit der Aufforderung, fie ent⸗ 


weder zu verwerfen oder anzunehmen, und weil die 
Erforderniſſe der Geſetzgebung ein weit längeres 
Zuſammenbleiben und öfter wiederkehrendes Zu— 
ſammentreten erheiſchen, als die Erforderniſſe der 
Bürger möglich machen. Hierzu kömmt noch, daß 
durch die Wahl gerade die tüchtigſten aus dem Volk 
in den geſetzgebenden Körper geſandt werden kön— 
nen, während, wenn das Volk unmittelbar ſelbſt 
die geſetzgebende Gewalt ausübt, häufig die Unbe— 
ſonnenen und Unverſtändigen den Sieg über die 
Verſtändigen davon tragen. 

Je mehr ſich in einer gewiſſen Zeit der Drang 
entwickelt, größere Staatskörper zu bilden, die ver— 
ſchiedenen Stämme einer und derſelben Nation zu 
einem Ganzen zu vereinigen, und dennoch nicht ei— 
nem centraliſirenden Despotismus zu verfallen, deſto 
wichtiger wird das Prinzip der Stellvertretung im 
Staate. Bei der jetzigen Lage des civiliſirten Europa 
können wir nur von dieſem Prinzipe eine ſchönere 
Zukunft erwarten. England und Frankreich wurden 
durch dasſelbe nicht blos im Inneren befeſtigt, ſon— 
dern auch nach auſſen hin gekräftigt. Schweden, 
Norwegen, Belgien und die Niederlande blühen 
unter deſſen Einfluß. Portugal und Spanien hoffen 
von demſelben die endliche Löſung ihrer Wirren. 
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In Deutſchland wurde dasſelbe zwar durch die Bun- 
desacte geſetzlich eingeführt, allein durch das Wi— 
derſtreben des Fürſten Metternich und ſeiner An— 
hänger thatſächlich ſo gut als gänzlich ausgeſchloſſen. 
Unſere ſtändiſchen Verſammlungen haben alle ohne 
Ausnahme höchſtens inſofern Bedeutung, als ſie das 
Volk über ſeine Rechte und Zuſtände theoretiſch 
aufklären, unmittelbare politiſche Bedeutung konn— 
ten ſie nirgends erringen. Sie waren nicht einmal 
ſtark genug, die von der Regierung ſelbſt geneh— 
migten Geſetze aufrecht zu erhalten. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß wir 
hier nur ein Element, nemlich das demokratiſche 
des europäiſchen Verfaſſungslebens mit dem nord— 
amerikaniſchen Prinzipe der Demokratie vergleichen 
wollen. Die Zuſätze, welche dem demokratiſchen 
Elemente in allen europäiſchen Staaten mit Aus— 
nahme einiger Cantone der Schweiz gegeben ſind, 
laſſen es faſt unter denſelben verſchwinden. 


Dreizehnter Abſchnitt. 


Von dem Uebergange der Einherrſchaft und 
Mehrherrſchaft zur Volksherrſchaft. 


Wenn die Frucht reif iſt, ſo genügt ein leiſer 
Windhauch ſie zu Boden zu werfen. Daſſelbe gilt 
von der Einherrſchaft und der Mehrherrſchaft. Sind 
dieſelben in dasjenige Stadium getreten, welches 
wir oben in den Abſchnitten 7 und 9 ſchilderten, 
ſo können ſie ſich nicht länger halten. Allein die 
Volksherrſchaft kann ſich aus denſelben nur entwickeln, 
wenn diejenigen Elemente der Volksherrſchaft vorhan— 
den ſind, wie wir ſie im elften und zwölften Abſchnitte 
darſtellten. Wie keine Macht der Erde den Auf— 
gang und den Niedergang der Sonne hemmen 
kann, ſo vermag auch keine die Erhebung und 
den Fall eines Volkes zu hindern. Der Menſch 
mag wohl ſeine Fenſter mit Läden und Vorhängen 
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verdunkeln, er mag aus feinem Zimmer die Licht— 
ſtrahlen bannen, ſie ſcheinen darum doch außerhalb 
deſſelben, und der Bewohner des verdunkelten Zim— 
mers wird dadurch nur ſelbſt über die Tageszeit 
getäuſcht. So mag eine die Knechtſchaft fördernde 
Regierung durch Cenſur und Polizei der aufge⸗ 
henden Sonne der Freiheit den Eingang in ihre 
Palläſte und Geſchäftszimmer verſchließen, ſie ſcheint 
darum doch und trägt ihre beſeligenden Früchte. 
Wohl mag die Sonne durch Pulverdampf auch 
außerhalb der Palläſte und Polizeiſtubeu verdunkelt 
werden. Allein der dichteſte Pulverdampf verzieht 
ſich wieder, und die Erde beſitzt ſelbſt in den 
Schlünden des Aetna nicht Salpeter genug, um 
einen dauernden Schleier um die Sonne zu ziehen. 

Der Uebergang von der Einherrſchaft und Mehr— 
herrſchaft zur Volksherrſchaft findet nicht ohne blutige 
Kämpfe ſtatt, wie uns die Geſchichte zeigt. Lucretia 
mußte Hand an ſich legen, um die Römer zu Ver— 
treibung der Könige, Virginia ſterben, um fie zur Ver— 
jagung ihrer Oligarchen (der Decemvirn) anzuſpornen, 
und auf die erſte Anſtrengung folgten jahrelange Kriege 
und Kämpfe, bevor die freiere Herrſchaft ſich be— 
feſtigt hatte. Wie zur Zeit des Frühlings in allen 
Ländern, welche gleiches Clima theilen und unter 
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gleichem Himmelsſtriche liegen, die Baume aus— 
ſchlagen und blühen, ſo entwickeln ſich auch in allen 
Ländern, welche auf gleicher Stufe der Bildung 
ſtehen und gleichen Stammes ſind, zu gleicher Zeit 
die Blüthen der Freiheit, und wie unter Regen— 
ſchauern und nicht ſelten unter Schneegeftöber die 
ſproſſenden Keime erſtehen, ſo entfalten ſich auch 
die Blüthen der Freiheit unter Stürmen und Ge— 
fahren. Was würden wir von dem Gärtner ſagen, 
welcher, wenn er gewahrt, daß die Sonne jeden 
Tag ſich früher erhebt und ſpäter ſenkt, daß die 
Eisrinde ſchmilzt und die erſten Pflanzenkeime her— 
vorbrechen, erklärte: es ſoll Winter bleiben, der das 
ſchützende Stroh von den zarten Pflanzen nicht 
hinwegnähme, ſondern alle Bäume ſeines Gartens 
von neuem in ſolches hüllte, gleich als ſollte der 
kälteſte Winter erſt kommen, da er doch ſchon vor— 
über iſt? Wir würden den Thoren belächeln und 
denken: der Gärtner kann das Aubrechen des Früh— 
lings doch nicht hemmen. Und ſo iſt es auch, 
wenn der Tag der Freiheit einer Nation ange⸗ 
brochen iſt. Den kann keine Gewalt auf Erden 
hemmen. Allein es iſt wichtig, daß der Uebergang 
von der Monarchie und Ariſtokratie zur Demo⸗ 
kratie ſo unblutig, und dennoch ſo entſchieden als 
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möglich vor ſich gehe, daß jedem Rückfalle unter 
die frühere Gewaltherrſchaft auf gründliche Weiſe 
vorgebeugt werde. Es kommt nicht darauf an, einen 
ſchwindelnden Bau für Augenblicke, ſondern einen 


feſten und für Jahrhunderte dauerhaften aufzurich— 
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ten. Wie groß begann die franzöſiſche Revolution 
und wie klein hat fie geendet! Wohl ſtürzte fie 
die alte Monarchie und die alte Ariſtokratie, wohl 
konnte ſich die Letztere nicht mehr erheben, allein 
die erſtere trägt ihr Haupt jetzt wieder höher als 


zuvor, und hat die Demokratie bis auf wenige 


Trümmer zertreten. Auch die engliſchen Revolutionen 
des ſiebenzehnten Jahrhunderts, obgleich ſie manche 
alten Uebel beſeitigten und die Monarchie auf immer 
ſchwächten, ließ doch die Ariſtokratie zu ſtark, als 
daß das Volk ſich der Früchte feiner Mühen voll— 
ſtändig hätte erfreuen können. Beide Völker waren 
anfangs weiter vorgegangen, als ſie nach dem 
Stande ihrer Bildung hätten gehen ſollen. Auf 
übermäßige Anſpannung folgt unwandelbar Abſpan— 
nung, auf zu große Unruhe und Ungeduld zu hef— 
tiges Bedürfniß der Ruhe und zu ſtarke Geneigt— 
heit zu dulden um des Friedens willen. Die Lei⸗ 
denſchaft hat keine Dauer. Von Dauer ſind nur 
die Anregungen der moraliſchen Kraft. Dieſe beruht 
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namentlich auf Mäßigung, fie nimmt kein Feld ein, 
das ſie nicht behaupten kann, ſie verlangt nicht 
mehr, als gerecht iſt, und darum hat ſie keine 
Rückfälle in ihrem Gefolge. 

Wenn die Eisrinde gebrochen iſt und der Schnee 
zu weichen beginnt, die geflügelten Sänger in den 
Lüften ihre Stimmen erheben und aller Orten in 
Wald und Flur tauſend und aber tauſend Keime 
ſich regen, dann nahet der Frühling; — und 
wenn das Joch der Monarchie und Ariſtokratie, 
welches ſchwer auf dem Volke laſtete, morſch ge— 
worden, wenn da und dort tiefe Sprünge in das⸗ 
ſelbe gefallen ſind, wenn die Dichter und Redner 
der Freiheit ihre Stimmen erheben, und aller Or— 
ten in Stadt und Dorf der Drang nach größerer 
Freiheit lebendig wird, wenn Jung und Alt die 
Schwere des alten Joches ſchmerzlich empfinden und 
ſich ſehnen es abzuwerfen, wenn ein neuer Geiſt 
der Bewegung, der Liebe zum Vaterlande, des 
Strebens nach Oeffentlichkeit, Wahrheit und Recht 
erwacht und bei allen Gelegenheiten ſich furchtlos 
und kräftig kund thut, dann naht die Zeit der 
Volksherrſchaft. Wie dieſe Zeit niemand hemmen, 
ſo kann ſie auch niemand hervorrufen. Allein wohl 
kann der begeiſterte Sänger und Redner, der kräf⸗ 
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tige Mann der That, der furchtloſe Streiter für 
Recht und Wahrheit dahin wirken, daß der Ueber— 
gang von einer Herrſchaft zur anderen minder blu— 
tig, minder ſtürmiſch und minder ungeſtüm über 
die Millionen hinwegziehe. Eine doppelte Thätig— 
keit iſt dazu erforderlich: eine negative der veral- 
teten Monarchie und Ariſtokratie, eine poſitive der 
aufkeimenden Demokratie gegenüber. So lange man 
nur mit den Vorurtheilen, der Verkehrtheit und 
den Auswüchſen der Monarchie und der Ariſtokra— 
tie zu kämpfen hat, iſt eine negative Thätigkeit 
hinreichend. Es genügt, den verderblichen Maaß— 
regeln der eigennützigen Herrſcher Widerſtand ent— 
gegenzuſetzen, es genügt das Volk darüber zu be— 
lehren, daß ſeine heiligen Rechte verletzt werden, 
es genügt, die ganze Unhaltbarkeit des veralteten 
Syſtemes zur klaren Erkenntniß des Volkes zu 
bringen. Allein von dem Augenblicke an, da das 
Volk aus ſeinem Schlummer erwacht iſt, da es be— 
ginnt zu ſehen, zu erkennen und zu fühlen, daß 
ſein Drang nach Freiheit und Recht, wenn auch 
anfangs nur ſchwach und ſcheu und ohne Entſchie— 
denheit und Kühnheit, doch mit Selbſtſtändigkeit und 
Nachhaltigkeit zu Tage tritt, dann genügt die alte, 


negative Taktik nicht mehr. Dann gilt es nicht 
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mehr blos zu zerſtören die tauſend und tauſend 
Bande der Monarchie und Ariſtokratie, welche gleich 
Spinnengeweben ſich über das ganze Land gelegt, — 
ſondern es thut Noth die erwachenden Keime der 
Freiheit und des Rechts zu nähren, vor Froſt zu 
bewahren, zu hegen und zu ſammeln. Während 
früher nur Mißtrauen gegen die verborgenen Um— 
triebe der Feinde der Freiheit, Widerſtand gegen 
jeden ihrer Pläne, Beſorgniß für die Zukunft, 
Schmerz für die Gegenwart geweckt wurde, iſt es 
nun an der Zeit, das Vertrauen der Bürger zu 
einander, feſteres Zuſammenhalten derſelben, glü— 
hende Liebe für Freiheit, Recht und Vaterland, und 
die Hoffnung auf eine ſchönere Zukunft anzuregen. 
Die hoffnungsloſe, die verzweifelnde Stimmung 
mußte vorhergehen, um der friſcheren der Hoffnung 
und der Strebung die Bahn zu brechen. Allein ſie 
darf nicht feſtgehalten werden, wenn die Zeit der 
Hoffnung herangekommen iſt. Nur die Hoffnung 
führt zu begeiſterten Thaten. Die Hoffnungsloſig⸗ 
keit, die Verzweiflung beſitzt keine ſchöpferiſche Kraft, 
und es bedarf dieſer zunächſt, um die Herrſchaft 
des Volkes im Kampfe mit Monarchie und Ariſto⸗ 
kratie zu begründen. Wenn auch Eis und Schnee 
gewichen find, fo erſtehen in der ſandigen Einöde 
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doch noch keine lachenden Fluren. Das bloße Zer⸗ 
brechen des Jochs der Monarchie und Ariſtokratie ge— 
nügt nicht, denn an feine Stelle würde Pöbelherr— 
ſchaft oder Anarchie treten, wenn nicht die hochherzi— 
gen Gefühle des Rechts, der Menſchheit, der Liebe 
zum Vaterlande und zur Freiheit erwacht, und die ſtür— 
miſchen Leidenſchaften des Ehrgeizes, der Habſucht, 
der Streitſucht und der Rache unter das ſanfte 
Joch der erſteren gebracht worden ſind. Denn wo 
dieſe letzteren Leidenſchaften wohnen, da iſt keine 
Volksherrſchaft möglich, da mögen rohe Pöbelhaufen 
morden, freche Räuber plündern und entmenſchte 
Mordbrenner ſengen, — allein der Bau der Freiheit 
kann unter deren Einfluß nicht aus den Trümmern 
einer geſunkenen Monarchie und Ariſtokratie erſtehen. 
Die Demokratie beruht auf der Tugend, ohne 
dieſe kann ſie nicht erſtehen und nicht beſtehen. Wer 
die Tugend nicht liebt über alles, wer ihr nicht mit 
Freudigkeit Leib und Leben zum Opfer bringt, der 
iſt kein Mann der Freiheit, kein wahrer Demokrat. 
Gott behüte und bewahre uns vor einer Demo— 
kratie von Trinkern, Freſſern und Wollüſtlingen, 
von Räubern, Betrügern und Fälſchern, von Ehr⸗ 
geizigen, Uebermüthigen und Herrſchſüchtigen, von 


Feiglingen, Dummköpfen und Spitzbuben. Solche 
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Menſchen müſſen durch die ſtarke Hand eines Mo— 
narchen, durch die überlegene Macht der Ariſtokratie 
in den Schranken des Gehorſams gehalten werden. 
Solche Leute, die ſich ſelbſt nicht im Zaume halten 
können, müſſen durch Andere gezügelt werden. 

Es iſt nicht minder gefehlt, wenn der Gärtner 
im Monate Januar, getäuſcht durch einen hellen 
Sonnentag, ſeine Blumen aus dem Gewächshaus in 
das Freie ſetzt und die ſchützenden Decken von den 
ſüdlichen Gewächſen entfernt, als wenn derſelbe 
ſeine Pflanzen noch im Juli in ſeinen Glashäuſern 
hält und mit Stroh umwinden läßt. Iſt aber 
wirklich der Winter im Abziehen und der Frühling 
im Anziehen begriffen, rollt das Rad der Monar— 
chie und Ariſtokratie nach den Geſetzen der Schwere 
den Berg hinunter und ſteigt dasjenige der Demo— 
kratie nach organiſchen Geſetzen den Berg hinauf, 
oder mit anderen Worten: iſt das Stadium der aus⸗ 
gearteten Monarchie und Ariſtokratie vollſtändig ein— 
getreten, und beginnt ſich dasjenige der entſtehen— 
den Demokratie zu entwickeln, — dann iſt es nicht 
ſowohl mehr nothwendig, den entarteten Verfaſſun⸗ 
gen feindlich entgegenzutreten, als die ſich bildenden 
Keime der neuen zu entwickeln. Jene rennen ſchon 
ſelbſt in ihr Verderben, fie machen ſich ſelbſt ver- 


— 220 — 


| haßt, das kann nicht fehlen. Jede neue Maaß— 
regel, welche das alte Syſtem ſchützen ſoll, iſt ein 
neuer Pfahl im Marke des Volkes, und da dieſes 
ausweicht, wird ein zweiter und dritter Pfahl noth⸗ 
wendig u. ſ. w. Man beginnt z. B. in Angelegen— 
heiten der Preſſe mit der Cenſur. Dieſe reicht 
nicht aus. Man ſchreitet zu Zeitungsverboten, zu 
Beſchlagnahmen und zur Beſtrafung der Schrift— 
ſteller. Man nimmt den mißliebigen Zeitungen die 
Conceſſionen und ertheilt ſie Leuten, auf welche 
man glaubt ſich verlaſſen zu können. Man entzieht 
den mißliebigen Zeitungen den Poſtdebit, man bietet 
die Zollbeamten auf, um das Eindringen mißliebiger 
Bücher zu verhüten. Man überwacht die öffentli— 
chen Leſezimmer und die Privatlektüre von Offizieren 
und Unterbeamten. Man verbietet mißliebigen Buch— 
händlern den Eintritt in das Land, und verbietet am 
Ende in Bauſch und Bogen ihren ganzen Verlag. 
Die Maaßregeln in den verſchiedenen Zweigen 
des öffentlichen Lebens halten in der Regel gleichen 
Schritt. Dieſelbe Corruption, welche in denjenigen 
der Preſſe wahrgenommen wird, findet ſich auch 
in den Finanzen, in dem Unterrichts-Syſteme, in 
der Stellung der Staatsbeamten zum Monarchen, 
in dem Verhältniß der Staatsregierung zu den 
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politiſchen Gemeinden und zu den verſchiedenen 
kirchlichen Gemeinden, zum Auslande und zum In— 
lande. Charakteriſtiſch iſt bei derartigen ausgearte— 
ten Verfaſſungen immer ein Wechſel zwiſchen fieber— 
hafter Aufregung und gänzlicher Erſchlaffung. In 
der Aufregung faßt man die Beſchlüſſe und in der 
Erſchlaffung führt man ſie nicht durch. In der 
Aufregung verletzt man die Gemüther auf's äußerſte, 
und in der Erſchlaffung zieht man deren Verachtung 
auf ſich. In der Aufregung nimmt man einen An— 
lauf und in der Erſchlaffung fällt man in den 
Graben. | 

Iſt einmal die Ausartung ſo weit gediehen, jo 
kömmt es nur darauf an, das ganze Verfahren 
der ausgearteten Herrſcher an's helle Tageslicht zu 
ziehen, es in das Bewußtſein des Volks hinüber 
zu leiten. Das genügt vollkommen nach dieſer Seite 
hin. Durch einen Widerſtand, welchem dieſer Ge— 
danke zu Grunde liegt, wird das ausgeartete Sy— 
ſtem vollſtändig jeinem Ruine entgegengeführt. Das⸗ 
jenige Syſtem, welches auf dieſe Weiſe nicht zu 
Grunde gerichtet wird, iſt eben nicht wurmſtichig, 
geht eben nicht ſeinem Ruine entgegen. Das Syſtem, 
welches eine vollſtändige, in alle Einzelnheiten ein— 
dringende Beleuchtung ertragen kann, iſt nicht ſchlecht, 
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wobl aber dasjenige, welches dadurch mehr und 
mehr der allgemeinen Verachtung preisgegeben wird. 

Allein während nach der einen Seite hin, ein 
derartiger paſſiver Widerſtand genügt, iſt nach der 
andern ein actives, kräftiges und erfriſchendes Wirken 
erforderlich, um die Kräfte der Demokratie zu ſtär— 
ken, zu ſammeln, und zu organiſiren. 

Der erſte Grundſatz muß aber hier wie bei der 
Demokratie überhaupt ſein: nur mit edeln, hoch— 
herzigen und beſonnenen Menſchen nach 
dem Ziele der Freiheit zu ſtreben. Nur 
auf die moraliſche Kraft und auf die in— 
tellektuelle Befähigung der Bürger z 
wirken. Die Gegner des Bürgerthums: die Bü— 
reaukraten und Ariſtokraten, die Finſterlinge in 
Kirche und Staat, thun ſchon genug, um die wil— 
den Triebe der Maſſen aufzuregen. Wehe der Sache 
der Freiheit, wenn dieſe den Sieg über die mora— 
liſche Kraft davon tragen, wenn ſie ſich zu Herr— 
ſchern aufwerfen, da ſie doch zum dienen beſtimmt 
ſind. Als Diener der höheren Kräfte des Menſchen 
mögen ſie die Sache der Freiheit kräftig fördern, 
als Herrſcher werden ſie dieſelbe zu Grunde richten. 

Den Uebergang von der Monarchie und Ari— 
ſtokratie zur Demokratie kann nur das Volk aus 


— 232 — 


eigener freier Bewegung machen; die Einzelnen: 
Dichter, Staatsmänner, Lehrer, Schriftſteller und 
Redner können den Pfad wohl ebnen, allein ſie können 
das Volk nicht gewaltſam auf denſelben ziehen. Das 
Volk geht feinen eignen Gang. Die Mil: 
lionen folgen nicht dem Einzelnen, fon- 
dern dieſer muß den Millionen folgen. 
Die Millionen werden auf die Stimme des Ein— 
zelnen nur hören, wenn er ihnen klar und ver— 
nehmlich macht, was fie längſt ſchon ſelbſt ge— 
fühlt, wenn er ihnen zum Bewußtſein bringt, was 
ſchon längſt in ihrem Innern dämmerte. Wer ſich 
aber den Millionen vernehmlich machen will, darf 
nicht konſpiriren und im Geheimen agiren. Er muß 
mannhaft und offen im Angeſichte ſeines Volks für 
Recht und Freiheit kämpfen. Läßt es ihn fallen, 
ſo iſt die Zeit der Freiheit noch nicht gekommen, 
der Mann der Freiheit hat ſeine Zeit verkannt. 
Er glaubte an das Nahen des Frühlings, und das 
Eis des Winters hält noch Flüſſe und Bäche ge— 
fangen und der Schnee deckt noch Wald und Flur. 
Allein läßt das Volk ſeine Vorkämpfer auf dem 
Wege der Freiheit nicht fallen, ſteht es für ſie ein, 
macht es gemeinſchaftliche Sache mit ihnen, dann 
beweiſt es durch die That, die Stunde der Frei- 
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heit habe geſchlagen. Mag auch in dem Kampfe 
unſer Vorkämpfer ſeine Freiheit auf Jahre hinaus, 
mag er ſein Leben verlieren, wenn nur das Volk 
nicht ruht und nicht raſtet, ſo werden andere an 
die Stelle des in den Banden des Gefängniſſes 
oder des Todes Ruhenden treten und es zum Siege 
führen. Nur wenn das Volk theilnahmlos und 
unthätig bei den Kämpfen und Leiden ſeiner Führer 
bleibt, haben dieſe ſich verrechnet, haben ſie ſich zu 
weit vorangewagt, und werden ſie für ihren Rech— 
nungsfehler am ſchwerſten dadurch büßen, daß alle die 
großen Hoffnungen ihrer edlen Seelen verſchwinden. 

Der Uebergang von der Monarchie und Ariſto— 
kratie zur Demokratie kann nicht bewirkt werden 
durch Geſetze, ſondern nur durch Veränderung des 
Charakters einer Nation. Die franzöſiſche Nation 
hatte demokratiſche Geſetze, allein da ſie keinen de— 
mokratiſchen Charakter beſaß, wurden dieſelben bald 
durch monarchiſche verdrängt. Die Geſetze mögen 
übrigens dieſen Uebergang befördern, oder hemmen, 
je nach deren Beſchaffenheit. Sind die Geſetze 
einer Monarchie oder Ariſtokratie gut, entſprechen 
ſie den billigen Anforderungen des Volks, ohne je— 
doch den Geiſt der genannten Regierungsform zu 
verleugnen, werden dieſe Geſetze gewiſſenhaft und 
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redlich gehandhabt, jo wird ſich nicht leicht der 
Geiſt der Demokratie bei einem Volke entwickeln. 
Selbſt wenn der Keim deſſelben ſchon in ihm ru— 
hen ſollte, wird er nicht wachſen, ſondern klein und 
ſchwach verbleiben, weil er durch keine äußeren An— 
regungen erweckt wird. Allein wenn die Rechte 
des Volks mit Füßen getreten werden, wenn man 
unbedingte Willkühr an deren Stelle glaubt ſetzen 
zu können, wenn Cenſur und Polizei die Wahrheit 
unterdrücken und dem Volke jede Gelegenheit ſich 
zu einigen abſchneiden, wenn ſelbſt das Heiligſte, 
was der Menſch beſitzt, ſein religibſes Gefühl mit 
frevelnder Hand angetaſtet wird, dann entwickelt 
ſich die Sehnſucht nach einer freieren Verfaſſung 
im Innern des Volkes, und jede neue Gewalt⸗ 
that verſtärkt ſie, bis ſie endlich zum Ausbruch 
kömmt, der Monarchie und der Ariſtokratie ein 
Ende macht, und auf deren Trümmern die Demo— 
kratie errichtet. 

Dieſes iſt der eine, blutige, ſchreckenvolle Ueber— 
gang von der Monarchie und Ariſtokratie zur De— 
mokratie. Allein es gibt noch einen zweiten. Der 
Monarch und die Ariſtokraten erkennen, daß das 
Volk das Bedürfniß einer freieren Verfaſſung hege, 
fie verleihen ihm Freiheit der Preſſe, um ſich aus⸗ 
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zuſprechen, Freiheit des Zuſammentritts, um ſeine 
wichtigſten Angelgenheiten zu ordnen, eine Verfaſ— 
ſung, welche die Wünſche des Volks zur Kenntniß 
der Fürſten bringt. Wird dann die Verfaſſung red— 
lich vollzogen, werden die Wünſche des Volks ſorg— 
fältig beachtet, dann wird ſich der Uebergang von 
der Monarchie und Ariſtokratie zur Demokratie im 
Laufe der Jahrhunderte allmählig entwickeln zum 
Frommen beider Theile, insbeſondere aber zum 
Frommen der Monarchie und der Ariſtokratie. 

Allein die Geſchichte kennt kein Beiſpiel, daß 
auf ſolchem ruhigen Wege dieſer Uebergang ſtatt 
gefunden hätte. Es ſcheint die göttliche Weltord— 
nung habe es ſo gewollt, daß der Uebergang durch 
eine gewaltige, alle Theile des Staatsorganismus 
und jeden Einzelnen im Volke erſchütternde Kriſis 
bezeichnet werde. Es ſcheint, als habe fie dadurch 
alle die trägen und ſchläfrigen Menſchen eines Volks 
erwecken und ſo zu rüſtigeren und thätigeren Men— 
ſchen heranbilden wollen, während ſie die tiefer 
blickenden und rüſtigeren Mitglieder des Staats 
zu deſſen Lenkern erhebt. 

Wir haben bisher bei Beſprechung des Ueber— 
gangs von der Monarchie und Ariſtokratie zur De— 
mokratie keine Rückſicht genommen auf den Zuſtand 


der Kirche. Allein es läßt ſich nicht läugnen, daß 
dieſer für denſelben von großer Wichtigkeit iſt. 
Unſere Politiker ſind durch die Mißbräuche, 
welche mit der chriſtlichen Religion im Staatsleben 
und mit den Bibelſtellen in der Staatswiſſenſchaft 
getrieben worden ſind, häufig in ein Extrem gerathen, 
welches nicht minder verderblich iſt, als das Extrem, 
wodurch die Religion und die wichtigſten Urkunden 
derſelben in dem politiſchen Leben und in der Staats- 
wiſſenſchaft gänzlich ignorirt werden. Demnach iſt 
es gewiß, daß die Religion auf das praktiſche 
Staatsleben, und die Religionsurkunden auf die 
Staatswiſſenſchaft von jeher einen entſcheidenden 
Einfluß ausgeübt haben, und immer ausüben wer— 
den. Dieſelben Beweggründe, welche in dem kirch— 
lichen Leben gehegt werden, müſſen nothwendig auch 
auf das Staatsleben einwirken, und dieſelben Be— 
weisgründe, deren man ſich im Religionsunterrichte 
bedient, müſſen nothwendig auch auf den Unter— 
richt über die ſtaatlichen Verhältniſſe Einfluß üben. 
Dieſes erhellt aus der Natur des menſchlichen Cha- 
rakters, welcher derſelbe bleibt in der Kirche und 
in der Bürgerverſammlung, beim Religionsunter— 
richte und beim Unterrichte in ſtaatlichen Dingen. 
Dieſelben Gefühle, Gedanken und Entſchlüſſe, welche 
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dort angeregt werden, wird der Menſch unwill— 
kürlich, fo weit es die Verſchiedenheit des Gegen— 
ſtandes erlaubt, auch in dieſes Gebiet übertragen. 
Eine Religion des Haſſes wird auch ſtaatsrechtliche 
Begriffe in ihrem Geleite haben, welche von Haß 
erfüllt ſind, und eine Religion der Liebe wird auch 
zu ſtaatsrechtlichen Begriffen führen, welche Liebe 
athmen. Umgekehrt wird der in einem Staate 
wehende Geiſt zurückwirken auf die Kirche. 

Wenn wir von dieſen Grundſätzen ausgehen, 
ſo muß es uns klar werden, daß der neue, kräftige 
Geiſt, welcher in unſerm kirchlichen Leben erwacht 
iſt, auch auf unſer Staatsleben eine bedeutende 
Rückwirkung üben muß. Der Kanton Luzern und 
mehr oder weniger ganz Italien zeigen uns umge— 
kehrt, wie Pfaffenthum und politiſcher Despotis— 
mus Hand in Hand gehen. Die Freiheit verhält 
ſich zu der Knechtſchaft, wie das Chriſtenthum zum 
Pfaffenthum. So lange in unſerm Staatsleben 
der Geiſt des Haſſes, der Verdammung und des 
Despotismus wohnt, ſo lange ſich dasſelbe in einem 
ſtarren und kalten Formalismus bewegt, können wir 
nicht erwarten, ein politiſches Leben der Liebe, der 
Freiheit und der Geſammtberechtigung, ein politi— 
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ſches Leben voll Wärme, Innigkeit und Schwung⸗ 
kraft zu führen. 

Dieſes erkennen unſere Regierungen auch ſehr 
wohl und daher kommt es, daß in neuerer Zeit 
die ultramontan-katholiſche und die pietiſtiſch-pro— 
teſtantiſche Partei ſich die Hände gereicht haben 
zur Unterdrückung des freien Geiſtes in Kirche 
und Staat. In den Staaten, in welchen die 
Kirche eine monarchiſche Verfaſſung und die Reli— 
gion einen abgeſchloſſenen Lehrbegriff hat, kann der 
Staat auf die Dauer eine demokratiſche Verfaſſung 
und ein freies politiſches Glaubensbekenntniß nicht 
aufrecht erhalten. In Portugal und Spanien taucht, 
trotz aller Revolutionen und Pronunciamento's die 
Monarchie mit ihrem ganzen Anhange deshalb im— 
mer wieder auf, weil ſie in der Kirche und in der 
Religion des Volks ihre feſte Stütze hat. In 
Frankreich kann ſich aus gleichem Grunde das 
demofratifche Element niemals feſtſetzen, wogegen 
es in Nordamerika blüht, weil dort auch die Kirche 
einen vorherrſchenden demokratiſchen Charakter beſitzt. 

Der Uebergang von der Monarchie und Ariſto⸗ 
kratie zur Demokratie im Staate wird nur dann auf 
die Dauer gelingen, wenn er zu gleicher Zeit auch 
in der Kirche ſtattfindet. Doch auch dieſer Ueber⸗ 


— 239 — 


gang läßt ſich nicht bewirken durch Geſetze. Der: 
letzende Handlungen, Vorſchriften und Erlaſſe der 
Staats⸗ und Kirchen-Behörden mögen allerdings 
den ſchlummernden Sinn für religiöſe und kirchliche 
Freiheit wecken. Allein wenn er nicht vorhanden 
iſt, ſo können derartige Manifeſtationen ſo wenig, 
als umgekehrt Handlungen, Vorſchriften und Erlaſſe, 
welche einen freien Charakter haben, ihn ſchaffen. 
Iſt übrigens zu gleicher Zeit der Drang nach po— 
litiſcher und nach religiöfer Freiheit in einem Volke 
erwacht, kämpft dasſelbe zu gleicher Zeit gegen 
politiſchen und gegen kirchlichen Druck, ſo liegt 
hierin ein bedeutungsvolles Symptom des Strebens 
nach demokratiſcher Verfaſſung in Kirche und Staat, 
welches um ſo bedeutungsvoller iſt, je inniger in 
einem Lande dieſe beiden Vereine verbunden ſind. 
Iſt dieſer Augenblick eingetreten, dann iſt es die 
Aufgabe der Führer des Volks, durch kraftvolle 
Thaten dieſes zum Widerſtande zu organiſiren. 
Denn erſt wenn das doppelte Joch der politiſchen 
und kirchlichen Tyrannen gebrochen iſt, kann dem 
bedrückten Volke eine ſchöne Zukunft erſtehen. 

Wir haben bisher in dieſem Abſchnitte haupt⸗ 
ſächlich nur die höheren idealen Intereſſen der 
Völker beſprochen. Doch auch die materiellen, auch 
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die Zahlenverhältniſſe haben ihre Bedeutung. Die 
Geſchichte zeigt uns aller Orten, daß die Demo— 
kratie immer die gleichmäßigſte Vertheilung von 
Glücksgütern vorausſetzt, während die Monarchie 
und Ariſtokratie auf der einen Seite colloſſalen 
Reichthum und auf der anderen die abſchreckendſte 
Armuth in ihrem Geleite hat. Der Uebergang 
von der Monarchie und Ariſtokratie zur Demokra— 
tie bekundet ſich daher auch durch ein erhöhtes 
Streben des Volks, an den Glücksgütern der be— 
vorzugten Claſſen Antheil zu nehmen, und der Vor— 
theile habhaft zu werden, welche dieſe gewähren. 
Ein erhöhtes Streben nach Bildung, nach Belehrung 
und auch nach Geld-Erwerb, ein erhöhtes Gefühl 
der Empörung über gewaltſame Zurückweiſung die⸗ 
ſer Anſprüche thut ſich aller Orten in Deutſchland kund. 
Dieſer Drang muß naturgemäß immer mächtiger 
werden, und wird den Uebergang zu mehr demo— 
kratiſchen Regierungsformen weſentlich fördern. 
Man mag dieſen Drang mit dem Namen Commu⸗ 
nismus oder jedem beliebigen anderen bezeichnen, 
er iſt vorhanden, er läßt ſich nicht abläugnen, und 
wird auch durch die eifrigſten Reden preußiſcher Dffi- 
ziere und Staatsmänner nicht vertilgt werden können. 


Vierzehnter Abſchnitt. 


Von der Volksherrſchaft in einem 
| Staatenbunde. 
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Je kleiner ein Staat iſt, deſto einfacher kann 
ſein Organismus ſein. Je größer er iſt, deſto 
complicirter wird er nothwendig. Die großen Ko⸗ 
ſten, welche übrigens mit der monarchiſchen und 
mit der ariſtokratiſchen Verfaſſung in Verbindung 
ſtehen, machen es wünſchenswerth, daß ſolche Staaten 
nicht zu klein ſeien. Kleine Monarchien und Ari⸗ 
ſtokratien ſind unglückſelige Länder. Anders ver— 
hält es ſich mit der Demokratie. Dieſe darf nicht 
zu groß ſein, ſchon deshalb nicht, weil ſonſt das 
Wahlrecht des Volks illuſoriſch wird. Man kann 
dem einzelnen Bürger nicht zumuthen, eine ſo große 
Perſonalkenntniß zu haben, um aus Millionen den 
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Seite können, in der Mitte von großen Staaten, 
kleine auf die Dauer nicht wohl beſtehen. Dieſes 
erkannten die Nordamerikaner, indem fie verhältniß— 
mäßig kleine Staaten bildeten, dieſe aber durch eine 
kräftige Bundesverfaſſung vereinigten. Nur auf 
dieſe Weiſe werden in unſeren Tagen Demokratien 
beſtehen können. Die griechiſchen Demokratien des 
Alterthums waren durch ein zu lockeres Band zu- 
ſammengehalten, daher der innere Zwieſpalt, wel— 
cher ſie oft an den Rand des Verderbens brachte, 
und welchem ſie am Ende auch erlagen. 

Mehr als eine, höchſtens zwei Millionen Ein- 
wohner ſollte eine Demokratie nicht zählen. Allein 
zwanzig und mehr ſolcher Demokratien können durch 
eine kräftige Bundesverfaſſung zuſammengehalten ein 
großes und mächtiges Ganze bilden, welches auf 
der einen Seite die Nachtheile einer übermäßigen 
Centraliſation und der Iſolirung kleinerer Staaten 
vermeiden und anderſeits die größten Vortheile für 
die Entwickelung der geſammten Kräfte einer Na⸗ 
tion bieten würde. 

Rom kannte noch nicht die Vortheile einer födera⸗ 
tiven Verfaſſung und erlag daher dem Despotismus, 
als ſein Gebiet mehr und mehr ſich vergrößerte. Die 
Schweiz und die vereinigten Niederlande zeigten uns 
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zuerſt einen föderativen Freiſtaat in feiner Blüthe. 
Die nordamerikaniſchen Freiſtaaten übertreffen jedoch 
noch ihre Muſter. Ihre Verfaſſung iſt in der 
That ein Ideal geſetzgeberiſcher Weisheit. 

Die große Aufgabe jeder Schöpfung, das richtige 
Verhältniß zwiſchen Einheit und Mannigfaltigkeit 
darzuſtellen, tritt insbeſondere auch in dem ſtaat— 
lichen Leben hervor. Zu große Einheit führt zur 
Monotonie, zu große Mannigfaltigkeit zur Dishar⸗ 
monie. Unſere Zeit mit ihren ſich mehr und mehr 
vergrößernden Staaten verlangt mächtige Reiche. 
Kleine können ſich weder im Kriege, noch im Frie— 
den unter günſtigen Bedingungen entwickeln. Ohne 
Kriegsflotten, ohne ausgedehnten Schutz für Handel 
und Induſtrie, ohne Credit, ohne die Mittel, groß- 
artige Waſſer- und Eiſenſtraßen zu ſchaffen, geht 
ein Staat auch im Frieden nach und nach zu Grunde. 
Auf der anderen Seite geſtattet das Prinzip der 
Demokratie nicht eine Jallzugroße Ausdehnung des 
Gebiets und allzugroße Höhe der Bevölkerung. Je 
kräftiger der Geiſt der Freiheit bei einem Volke 
iſt, deſto unwilliger iſt er, auf ſeine Eigenthümlich⸗ 
keiten aus Rückſicht für Andere Verzicht zu leiſten, 
und dennoch muß dieſes um ſo häufiger und in um 
ſo wichtigeren Beziehungen geſchehen, je ausgedehnter 
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das Gebiet und je zahlreicher die Bevölkerung eines 
Staats iſt. Der freie Mann will Geſetze haben, 
welche ſeiner Individualität angepaßt ſind, er will 
mit Staatsbeamten zu thun haben, welche auf ſeine 
Eigenthümlichkeiten Rückſicht nehmen, beides iſt nicht 
möglich in großen Staaten, in welchen die eine 
Provinz Intereſſen hat, welche denjenigen einer 
anderen oft ſchnurſtracks widerſprechen, in welchen 
Staatsbeamte oft über die Verhältniſſe eines Be— 
zirks zu entſcheiden haben, welchen ſie nur ſehr 
mangelhaft kennen. Demokratien dürfen daher we— 
der ein zu ausgedehntes Gebiet, noch eine zu zahl— 
reiche Bevölkerung haben, um gedeihen zu können. 

Dieſe beiden Grundſätze (große Macht und kleiner 
Staat) laſſen ſich nur vereinigen durch den Staa⸗ 
tenbund. Der einzelne Staat hat ſeine beſondere 
Geſetzgebung und Verwaltung in allen inneren An⸗ 
gelegenheiten, und wird gegen das Ausland von 
dem Bunde vertreten, welcher auch ſolche allgemeine 
Geſetze für ſämmtliche Staaten erläßt, wie ſie das 
Bedürfniß erheiſcht. 

Ein ſolcher Staatenbund wird übrigens nur dann 
gedeihen, wenn die verſchiedenen Staaten wenigſtens 
einigermaaßen ſich an Größe, Volkszahl und Wohl⸗ 
ſtand mit einander vergleichen laſſen. Wenn der 
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eine Staat nur 6,000 oder 20,000 Einwohner zählt 
und der andere 15 Millionen, ſo wird dadurch ein 
Mißverhältniß begründet, welches jede Freiheit der 
Abſtimmung unmöglich macht. 

Ferner iſt es durchaus erforderlich, daß die 
einem Staatenbunde angehörenden Landestheile mit 
dem Auslande in keinen ſtörenden Beziehungen ſtehen. 
Wenn ein Staat, welcher einen Theil des Staaten— 
bundes bildet, mit einem andern Landestheile un— 
trennbar verbunden iſt, welcher nicht zum Staaten⸗ 
bunde gehört, fo iſt dieſes ein durchaus unzuläſſiges 
Verhältniß. Entweder muß der Staat nebſt dem 
von ihm untrennbaren Landestheile zum Bunde ge— 
zogen werden, oder er wird früher oder ſpäter dem 
Bunde verloren gehen. 

Ein Staatenbund wird nur gedeihen, wenn 
ſämmtliche Staaten die demokratiſche Verfaſſung 
haben. Dieſes hat ſchon Montesquieu ausgeführt. 
Beſitzen verbundene Staaten die monarchiſche Ver— 
faſſung, ſo iſt es weit zweckmäßiger ſie in einen 
großen Staat zu vereinigen. Denn bei der Mo— 
narchie finden alle diejenigen Gründe nicht ſtatt 
welche für die Demokratie ein beſchränktes Gebiet 
und eine beſchränkte Einwohnerzahl wünſchenswerth 
machen. 
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Die Geſchichte weiſt uns auch nur blühende 
Staatenbunde unter Demokratien auf. Allerdings 
gibt es auch einen deutſchen Bund, in welchem 
Monarchien, Ariſtokratien und Demokratien in bun— 
teſter Miſchung neben einander beſtehen. Allein 
es hat wohl niemals in der Geſchichte einen Bund 
gegeben, welcher mehr als dieſer im Widerſpruche 
mit den Bedürfniſſen einer Nation, mit den un— 
beſtrittenſten Grundſätzen des allgemeinen Staats— 
rechts und ſelbſt mit dem geſunden Menſchenver— 
ſtande war, als der deutſche Bund. Derſelbe iſt 
nur inſofern eine Merkwürdigkeit, als ſich in ihm 
alle Mängel, alle Verkehrtheiten, alle Gebrechen 
vereinigt finden, welche ſonſt nur im Laufe der 
Jahrtauſende aus verſchiedenen Staatenbündniſſen 
zuſammengeſucht werden konnten. Allerdings wurde 
er geſchloſſen von einigen Diplomaten, welche auf 
die Bedürfniſſe der deutſchen Nation keine Rückſicht, 
ſondern nur darauf Bedacht nahmen, die Rechte 


und Anſprüche ihrer Fürſten möglichſt feſtzuſtellen 


und zu ſichern. Die Folge der in dem Weſen 
eines derartigen Bundes liegenden Mängel und aus 
demſelben hervorgehenden Widerſprüche war, daß 
derſelbe in feinen wichtigſten Beziehungen in's wirk— 
liche Leben gar nicht eintrat, ſondern nur auf dem 
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Papiere ſteht. Die Verſchiedenheit der in ſeiner 
Mitte beſtehenden Verfaſſungen genügt für ſich allein, 
dem deutſchen Bund jedes wirkliche Leben und jede 
wirkliche Bewegung unmöglich zu machen. 

Den Mängeln der Verfaſſung des deutfchen 
Reichs hat Deutſchland ſeinen tiefen Fall bis zum 
rheiniſchen Bunde zuzuſchreiben. Der deutſche Bund 
beweiſt gleichfalls zur Genüge die Richtigkeit der 
Anſicht des geiſtreichen Montesquieu. In Friedens— 
zeiten war derſelbe nicht im Stande ſeine Flüſſe 
vor den Chicanen fremder Mächte, ſeinen Handel vor 
den Zollſyſtemen ſeiner Gegner und ſogar ſein Gebiet 
von deren Einfällen ſicher zu ſtellen. In Friedens⸗ 
zeiten trat er an das kleine Belgien halb Luxem- 
burg ab. In der That, größere Schmach wider— 
fuhr nicht leicht einem Staate jemals in Friedens— 
zeiten. Der deutſche Bund wird ſo lange beſtehen, 
als weder im Innern Deutſchlands eine Bewegung, 
noch von außen her ein ernſtlicher Angriff erfolgt. 
In dem einen oder dem anderen Falle muß er 
aber nothwendig zuſammenbrechen. 

Deutſchland iſt deswegen immer von Stufe 
zu Stufe geſunken, weil es theils zum Vortheil 
ſeiner Fürſten, ſtatt zu demjenigen ſeines Volks, 
und theils zum Vortheil Roms ſtatt zu demjenigen 
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Deutſchlands regiert wurde. So lange dieſe beiden, 
der deutſchen Nationalität widerſtrebenden Elemente 
nicht aus dem Felde geſchlagen find, können wir 
nicht hoffen, diejenige Stufe im Volkerleben einzu— 
nehmen, nach welcher wir uns ſehnen, und die uns 
doch noch ſo ferne zu liegen ſcheint. 

Doch kehren wir zu dem naturgemäßen Staa— 
tenbunde, zu dem Bunde demokratiſcher Staaten 
zurück! Welcher hohen Blüthe dieſer fähig iſt, be— 
weiſen uns die nordamerikaniſchen Freiftaaten, in 
deren Schooße ſich auch Millionen von Deutſchen 
glücklich, frei und wohl fühlen. Um die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Grundſätze eines Staatenbundes darzuſtellen, 
iſt nichts weiter erforderlich, als diejenigen mitzu⸗ 
theilen, unter welchen Nordamerika blüht. Sie 
haben ſich im Laufe eines Zeitraums von mehr 
als einem halben Jahrhundert in ſo hohem Grade 
bewährt, daß keine Beweisführung mehr Gewicht 
haben könnte, als diejenige, welche uns die Er- 
fahrung hier an die Hand gibt. 

Ich laſſe daher die Hauptſätze der Verſaſeng 
des nordamerikaniſchen Freiſtaaten-Bundes hier 
folgen: 
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Die Verfaſſung der vereinigten Staaten 
Mordamerika's. 
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Die Verfaſſung der vereinigten Staaten iſt 
eine rein demokratiſche, beſtehend aus dem Präſi— 
denten mit ſeinen Miniſtern, dem Senat und dem 
Repräſentantenhaus, als den höchſten Staatsge— 
walten. Beide Letztere bilden zuſammen den Congreß. 
Der Präſident wird alle vier Jahre gewählt. Die 
zum Wählen qualificirten Bürger in den verſchie— 
denen Staaten kommen in den reſpectiven Wahl- 
orten zuſammen und wählen ſoviel Wahlherren 
(electors) als die ganze Zahl Senatoren und Re- 
präſentanten, zu der jeder Staat berechtigt iſt, 
beträgt. Dieſe Wahlen müſſen nach dem jetzt 
beſtehenden Geſetz in allen Staaten an einem und 
demſelben Tage im November vorgenommen werden. 
Am erſten Mittwoch des Februar kommen beide 
Häuſer des Congreſſes zu einer gemeinſchaftlichen 
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Sitzung zuſammen, unterſuchen ſorgfältig die Stim— 
men der Staaten und erklären offiziell das Ergebniß 
derſelben. Der Candidat, der eine Majorität aller, 
Stimmen der Wahlherren hat, iſt erwählter Präſident 
und wird am vierten März feierlich eingeſetzt; er 
hat folgenden Eid zu leiſten: „Ich ſchwöre feierlich, 
daß ich treulich das Amt des Präſidenten der ver— 
einigten Staaten ausüben und nach beſtem Ver— 
mögen die Conſtitution dieſer Staaten erhalten, 
beſchützen und vertheidigen will.“ Wenn mehr als 
zwei Candidaten da ſind und keiner eine Majorität 
der Stimmen der Wahlherren hat, ſo fällt die 
Wahl dem Hauſe der Repräſentanten zu, wo dann 
ſtaatenweiſe über die drei, welche die meiſten Stim- 
men von Wahlherren haben, votirt und nach der 
Majorität der Stimmen entſchieden wird. In die— 
ſem Falle iſt der kleine Staat Delaware, welcher 
hinſichtlich der Wahlherren ſich zu New-Vork wie drei 
zu ſechsunddreißig verhält, eben ſo mächtig wie der 
volkreiche Nachbarſtaat. Der Präſident bezieht einen 
jährlichen Gehalt von 25,000 Dollars, außerdem 
hat er freie Wohnung, welche ihm auch möblirt 
wird. Der Präſident iſt nach der Conſtitution 
zur Wiedererwählung befähigt, ſo lange er lebt, 
da aber Waſhington das Beiſpiel gegeben hat, 
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nicht länger als zwei Perioden zu dienen, ſo iſt 
keiner ſeiner Nachfolger für eine dritte als Can— 
didat aufgetreten. Der Präſident iſt Oberbefehls— 
haber der Armee und der Flotte der vereinigten 
Staaten, ſowie auch der Miliz, wenn dieſelbe zu 
activem Dienſte beordert wird. Er iſt ermächtigt, 
unter Zuziehung und mit Genehmigung des Senats, 
wenn zwei Drittel der anweſenden Mitglieder jenes 
Körpers beiſtimmen, Tractate zu machen und Ge— 
ſandte, Conſuln, Richter und andere Beamte zu 
ernennen; alle Vacanzen, welche während der Zeit, 
da der Congreß nicht verſammelt iſt, eintreten, zu be— 
ſetzen; Begnadigung und Aufſchub der Strafen für 
Vergehen gegen die vereinigten Staaten in gewiſſen 
Fällen zu gewähren; den Congreß bei außerordent— 
lichen Gelegenheiten zuſammen zu berufen und den— 
ſelben im Falle von Uneinigkeiten zwiſchen den beiden 
Häuſern auf eine beſtimmte, ihm paſſend ſcheinende 
Zeit zu vertagen. Es iſt ſeine Pflicht, von Zeit 
zu Zeit dem Congreß alle nöthigen Nachrichten über 
die Lage der Union vorzulegen und dafür 
zu ſorgen, daß die Geſetze gehörig vollzogen werden. 
Er kann nur bei Ueberführung von Landesverrath, 
Beſtechung oder anderen Hauptverbrechen und Ver⸗ 
gehungen abgeſetzt werden. Der Vicepräſident 
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wird zu derſelben Zeit und auf dieſelbe Weiſe, 
wie der Präſident, erwählt und die für ihn er— 
forderlichen Eigenſchaften ſind dieſelben wie für 
letzteren. Durch ſein Amt iſt er Präſident des 
Senats, kann jedoch bei keiner Frage mitvotiren, 
es ſei denn daß die Stimmen jenes Körpers gleich 
getheilt ſind. Im Falle des Todes, der Reſignation, 
Abſetzung oder Unfähigkeit des Präſidenten, ſeine 
Amtspflichten zu erfüllen, tritt er an deſſen Stelle 
und bezieht den für denſelben beſtimmten Gehalt. 
Als Vice-Präſident hat er jährlich 5000 Dollars 
Gehalt. | 

Der Präſident hat als Cabinets-Räthe die Chefs 
der fünf Departements — des Staats-, Schatz⸗ 
kammer-, Kriegs-, Marine- und Poſtamts-Depar⸗ 
tements — und den Staatsanwalt unter ſich. 
Dieſe haben die Oberleitung aller mit ihren re— 
ſpectiven Departements in Verbindung ſtehenden 
Angelegenheiten und ſind gewöhnlich von neun bis 
drei Uhr in ihren Büreaux. 

Die Gerichtsbarkeit der Vereinigten Staaten 
liegt in den Händen eines Obergerichts (Supreme 
Court), das aus neun Richtern beſteht. Dieſe 
bleiben in ihrem Amte, fo lange ſie ſich gut ver- 
halten; der Ober-Richter erhält 5000 Dollars, die 
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anderen 4500 Dollars jährlichen Gehalt. Dieſer 
Gerichtshof hält alle Jahre eine Sitzung in 
Waſhington, welche am erſten Montag des Decem— 
bers anfängt und etwa acht Wochen dauert. 

Die vereinigten Staaten find in neun Gerichts 
kreiſe eingetheilt, und jedes Jahr wird wenigſtens 
einmal, gewöhnlich aber zweimal in jedem Staate 
innerhalb des Kreiſes durch einen Richter des Ober— 
gerichts und durch einen vom Präſidenten ernannten 
Diſtriktsrichter des Diſtriktes oder Staates, in welchem 
der Gerichtshof ſeine Sitzung hat, Gericht gehalten. 

Der Senat der vereinigten Staaten beſteht 
aus zweiundfünfzig Mitgliedern, von denen zwei 
aus jedem Staate durch die reſpectiven Legis— 
laturen auf die Zeit von ſechs Jahren erwählt 
werden. Niemand kann in den Senat gewählt 
werden, ehe er dreißig Jahre alt iſt; auch muß er 
vor der Wahl neun Jahre Bürger der vereinigten 
Staaten geweſen ſein und zu der Zeit Einwohner 
des Staates ſein, für welchen er erwählt wird. 
Die Senatoren repräſentiren die Souveränität 
der Staaten und ſind den Legislaturen für ihre, 
in den verſchiedenen Fragen, welche vor ihr Forum 
kommen, abgegebenen Stimmen verantwortlich. Das 
Haus der Repräſentanten beſteht jetzt aus 223 
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Mitgliedern; doch kann dieſe Zahl nach dem Een: 
ſus, welcher 1850 in den vereinigten Staaten ſtatt— 
finden wird, ſich vermehren oder vermindern und 
ähnlichem Wechſel alle zehn Jahre unterliegen. Die 
Repräſentanten werden alle zwei Jahre erwählt und 
jeder Staat iſt nach der jetzt beſtehenden verhält— 
nißmäßigen Zutheilung einen für je 68,500 Ein⸗ 
wohner zu ſtellen berechtigt; an der Wahl derſelben 
dürfen Alle Theil nehmen, die berechtigt ſind, für 
einen Repräſentanten in der Legislatur des Staats 
zu ſtimmen, zu dem ſie gehören. Niemand kann 
Mitglied dieſes Körpers ſein, der noch nicht wenig— 
ſtens fünfundzwanzig Jahre zählt, ſieben Jahre 
Bürger der vereinigten Staaten geweſen iſt und 
in dem Staate, wo er gewählt wird, zur Zeit der 
Wahl wohnt. Der Senat und das Haus der Re— 
präſentanten bilden den Congreß der ver- 
einigten Staaten, der die ganze geſetzgebende 
Gewalt der General-Regierung beſitzt. Dem Con— 
greß ſteht die Befugniß zu, Steuern, Zölle, Ein⸗ 
fuhrabgaben und Acciſe aufzulegen und zu erheben, 
und die Schulden der vereinigten Staaten zu be- 
zahlen, die Vertheidigung und allgemeine Wohlfahrt 
des ganzen Landes zu beſorgen; Geld auf Credit 
der vereinigten Staaten zu borgen; den Handel 
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mit fremden Nationen, unter den verſchiedenen 
Staaten und mit den Indianerſtämmen zu reguliren; 
gleichförmige Geſetze für das ganze Land über Na: 
turaliſirung und Bankerotte zu machen; Geld zu 
ſchlagen, den Werth der Landesmünzen und der 
fremden Münzſorten zu reguliren und Normal— 
Gewichte und Maaße feſtzuſetzen; Poſtämter, Poſt— 
ſtraßen zu errichten; die Fortſchritte der Wiffen- 
ſchaften und nützlichen Künſte zu befördern, indem 
den Verfaſſern und Erfindern auf beſtimmte Zeit 
das ausſchließliche Recht auf ihre reſpective Schriften 
und Erfindungen geſichert wird; Gerichtshöfe, die 
unter dem Obergerichte ſtehen, zu errichten; See— 
raub und Todesverbrechen, welcher auf offener See 
verübt worden ſind, ſo wie Vergehen gegen das 
Völkerrecht geſetzlich feſtzuſtellen und zu beſtrafen; 
Krieg zu erklären, Kaperbriefe zu ertheilen und 
Beſtimmungen hinſichtlich der zu Land und Waſſer 
gemachten Beute und Priſen zu treffen, Heere 
anzuwerben und zu unterhalten, eine Flotte zu 
bauen und zu unterhalten; Vorſchriften für die Cand- 
und Seemacht zu geben; dafür zu ſorgen, daß nöthigen 
Falls die Miliz aufgeboten werde, um die Geſetze 
der Union in Ausführung zu bringen, Aufruhr 
zu unterdrücken und feindliche Einfälle zurückzu⸗ 


— 2 


treiben; für die Organiſirung, Bewaffnung und 
Disciplinirung der Miliz und die Leitung der ein— 
zelnen Abtheilungen zu ſorgen, die im activen 
Dienſt der vereinigten Staaten gebraucht werden, 
wobei es den einzelnen Staaten vorbehalten bleibt, 
die Offiziere zu ernennen und die Miliz nach der 
vom Congreß vorgeſchriebenen Disciplin einzuüben; 
ausſchließliche Gerichtsbarkeit zu üben über den 
Diſtrikt Columbia und andere Orte, die zur 
Errichtung von Forts, Magazinen, Zeughäuſern, 
Schiffswerften und anderen nothwendigen Gebäuden 
mit Bewilligung der Legislatur des Staates, worin 
dieſelben gelegen ſind, angekauft werden; und alle 
Geſetze zu geben, die zur Ausübung der vorer— 
wähnten und aller andern Berechtigungen, welche 
durch die Conſtitution der Regierung der vereinigten 
Staaten, oder irgend einem Departement oder 
Beamten derſelben ertheilt worden | find, nöthig 
und geeignet fein mögen. N 

Jede Bill (Geſetzentwurf) die im Congreß 
durchgeht, muß ehe fie zum Geſetz wird, dem Prä- 
ſidenten vorgelegt werden. Genehmigt er dieſelbe, 
ſo unterzeichnet er ſie; wo nicht, ſo ſchickt er ſie 
dem Hauſe, von welchem ſie ausgegangen iſt, mit 
feinen Einwürfen dagegen zurück. Dieſe Körper⸗ 
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ſchaft berathſchlagt dann auf's neue darüber und 
wenn zwei Drittel der Mitglieder ſtimmen, daß 
die Bill Geſetz werden ſoll, ſo wird ſie mit den 
Einwürfen des Präſidenten dem andern Hauſe zu— 


geſandt; ſtimmen dann auch in dieſem zwei Drittel 


der Mitglieder nach wiederholter Berathſchlagung 
dafür, ſo wird ſie zum Geſetz der vereinigten 
Staaten erhoben und hat dieſelbe Kraft, als ob 
ſie die Unterſchrift des Präſidenten erhalten hätte. 
Auf ſolche Weiſe hat, wie man klar ſieht, jedes 
Haus des Congreſſes eine Controlle über das andere 
und der Präſident über beide, ſo daß es alſo nicht 
leicht möglich iſt, daß der Congreß einen Verſtoß 
gegen die Conſtitution begehen werde, welche auf— 
recht zu erhalten alle Mitglieder beſchworen haben. 
Es muß hier bemerkt werden, daß der Präſident 
einen Geſetzesentwurf nicht länger als zehn Tage 
behalten darf; er muß die Bill innerhalb dieſer 
Zeit entweder unterzeichnen, oder mit feinen Grün— 
den, weshalb er die Unterſchrift verweigert, wieder 
zu rückſchicken. 

Die Conſtitution der vereinigten Staaten be- 
ſtimmt, daß das Vorrecht des writ of Habeas- 
corpus nicht aufgehoben werde, es ſei denn daß 
in Fällen von Empörung oder feindlichem Einfalle 

v. Struve, Staats wiſſenſchaft 1. 17 
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die öffentliche Sicherheit es erfordern möchte, daß 
fein rückwirkendes oder ex post facto-Geſetz gegeben 
werde; daß Kopf-Steuern oder andere directe Ab- 
gaben nur im Verhältniß der Bevölkerung der 
verſchiedenen Staaten auferlegt werden; daß keine 
Abgaben auf Waaren, die aus irgend einem Staate 
ausgeführt werden, gelegt werden; daß Schiffe, 
welche nach einem Staate beſtimmt ſind oder da— 
von abgehen, nicht verpflichtet ſind, in einem an— 
dern ein- oder auszuclariren oder Abgabe zu bezahlen; 
daß kein Geld aus der Schatzkammer entnommen 
werde, als nur in Folge der geſetzlich gemachten 
Beſtimmungen zur Verwendung, und daß eine regel— 
mäßige Angabe und Rechnung über die Einnahme 
und Ausgabe aller öffentlichen Gelder von Zeit 
zu Zeit publicirt werde; daß kein Adelstitel von 
den vereinigten Staaten gegeben werde und daß 
Niemand, der ein Amt der vereinigten Staaten 
bekleidet, irgend ein Geſchenk, Einkommen, Amt 
oder Titel irdend einer Art von irgend einem 


Könige, Fürſten oder fremden Staate, ohne vorher 


vom Congreß die Erlaubniß erhalten zu haben, 
annehme; daß kein Staat einen Tractat mache 
oder in ein Bündniß oder eine Conföderation 
trete, Kaperbriefe ertheile, Geldmünze, Papiergeld 


F r EEE eure 


— 9 — 


ausgebe, irgend etwas außer Gold- und Silber⸗ 
münze als Währung zur Bezahlung von Schulden 
beſtimme, irgend ein rückwirkendes oder ex post 
facto-Geſetz oder irgend ein Geſetz durch welches 
die Verbindlichkeit gemachter Contracte verletzt 
werde, mache, oder Adelsdiplome ertheile; daß kein 
Staat ohne Bewilligung des Congreſſes irgend ein 
Tonnengeld auf Schiffe lege, in Friedenszeit Truppen 
oder Kriegsſchiffe halte, irgend ein Uebereinkommen 
oder einen Vertrag mit einem andern Staat oder 
mit einer fremden Macht treffe oder ſich in Krieg 
einlaſſe, es ſei denn daß ein wirklicher feindlicher 
Einfall oder dringende Gefahr, welche keinen Auf— 
ſchub zuläßt, ſtattfinde; daß in allen Staaten die 
öffentlichen Documente, Urkunden und Gerichts— 
akten jedes andern Staates volle Glaubwürdigkeit 
genießen; daß, wenn Jemand, der in irgend einem 
Staate Hochverraths, todeswürdiger und anderer 
Vergehen wegen angeklagt iſt, ſich der Gerechtigkeit 
durch die Flucht entzieht und in einem andern 
Staate gefunden wird, er auf Verlangen der exe— 
cutiven Behörde des Staates, welche über das Ver- 
brechen zu richten hat, ausgeliefert werde; daß kein 
neuer Staat innerhalb der Gerichtsbarkeit eines 


. andern Staats gebildet oder errichtet werde; daß 
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der Kongreß die Macht habe, über das Territorium 
der vereinigten Staaten und anderes denſelben 
gehörendes Eigenthum zu verfügen und in dieſer 
Hinſicht alle nöthigen Beſtimmungen und Ver— 
fügungen zu treffen; daß die vereinigten Staaten 
jedem Staate der Union eine republikaniſche 
Regierungsform garantiren und jeden derſelben 
gegen feindlichen Einfall und gegen einheimiſche 
Gewaltthätigkeit auf Anſuchen der Legislatur oder 
vollziehenden Gewalt deſſelben, ſchützen; daß der 
Congreß kein Geſetz mache hinſichtlich der Feſt— 
ſtellung oder freien Ausübung einer Religion, oder 
wodurch die Freiheit der Rede oder der Preſſe 
und das Recht des Volkes, ſich friedlich zu wer- 
ſammeln und die Regierung um Abſtellung von 
Uebelſtänden zu bitten, beſchränkt würde; daß das 
Recht des Volkes, in der Perſon, in Häuſern, Pa— 
pieren und Sachen gegen unbillige Durchſuchungen, 
Beſchlagnahme und Verhaftung ſicher zu ſein, nicht 
verletzt werde, und daß kein Gerichtsbefehl aus- 
geſtellt werde, außer wegen eines wahrſcheinlichen 
Grundes, der eidlich oder an Eidesſtatt befräftiget 
ſei, und mit ausdrücklicher Bemerkung der Plätze, 
Perſonen und Sachen, die zu durchſuchen, zu ver⸗ 
haften oder mit Beſchlag zu belegen ſind; daß 
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Niemand verbunden ſei, ſich wegen Todes verbrechen 
oder anderer infamirender Vergehen zu veraut— 
worten, es ſei denn auf Forderung oder Anklage 
einer großen Jury, ausgenommen in Fällen, welche 
bei der Armee und in der Kriegsmarine oder bei 
der Miliz, wenn dieſelbe in Zeiten des Kriegs 
oder öffentlicher Gefahr in activem Dienſte ſich 
befindet, vorkommen; daß Niemand wegen eines 
und deſſelben Vergehens zweimal in Leben oder 
Körper gefährdende Unterſuchung gezogen werden 
könne, noch auch gezwungen ſei, in irgend einem 
Criminalfall gegen ſich ſelbſt zu zeugen, und nicht 
an Leben, Freiheit oder Eigenthum beſtraft werden 
könne ohne gehöriges gerichtliches Verfahren; daß 
kein Privateigenthum zum öffentlichen Gebrauch 
verwendet werde ohne gehörige Entſchädigung; daß 
in allen Criminalſachen der Beklagte das Recht 
genieße, ſowohl eine ſchnelle öffentliche Unterſuchung 
zu haben durch eine unparteiiſche Jury des Staates 
und Disſtriktes, in welchem, wie durch vorherige 
geſetzliche Ermittelung erwieſen werden müße, das 
Verbrechen begangen wurde, — als auch von der Be— 
ſchaffenheit und dem Grunde der Anklage in Kennt— 
niß geſetzt zu werden, den gegen ihn auftretenden 
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Zeugen gegenüber geftellt zu werden, Zeugen, die 
zu ſeinen Gunſten ausſagen würden, zwingen zu 
können zu erſcheinen und einen Defenſor zu haben; 
daß keine übermäßige Bürgſchaft verlangt noch über— 
mäßige Geldſtrafen oder grauſame und ungewöhn— 
liche Leibesſtrafen auferlegt werden; daß die Con— 
ſtitution und die in Folge derſelben gemachten Ge— 
ſetze der Vereinigten Staaten, ſo wie alle Tractate, 
welche unter Autorität der vereinigten Staaten 
geſchloſſen werden, als oberſtes Geſetz des Landes 
gelten, und doch die Richter in jeglichem Staate 
ſich darnach zu richten haben, trotz dem, was dem 
Widerſprechendes in der Conſtitution oder in den 
Geſetzen irgend eines Staates ſich finden möge; 
daß der Congreß, wenn zwei Drittel beider Häuſer 
es für nöthig erachten, Verbeſſerungen zu der Con— 
ſtitution vorſchlage, oder auf Anſuchen der Legis— 
laturen von zwei Dritteln der Staaten einen Con- 
vent einberufe, um Verbeſſerungen vorzuſchlagen, 
welche in jedem dieſer beiden Fälle völlige Gültig⸗ 
keit als ein Theil der Conſtitution haben ſollen, 
wenn dieſelben durch die Legislaturen von drei 
Vierteln der Staaten, oder durch Convente in drei 
Vierteln derſelben, je nachdem die eine oder die 
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andere Weiſe durch den Congreß proponirt worden 
iſt, ratificirt find, und endlich, daß die in der 
Conſtitutton enthaltene Aufzählung gewiſſer Rechte 
nicht dahin ausgelegt werde, andere von dem Volke 
vorbehaltene zu verneinen oder zu ſchmälern, ſon— 
dern im Gegentheile diejenigen Gewalten, welche 
den vereinigten Staaten durch die Conſtitution 
nicht übertragen oder durch dieſelbe den Staaten 
nicht verboten worden ſind, die reſpectiven Staaten 
oder dem Volke vorbehalten ſeien. 

Die Macht der General-Regierung iſt in Kriegs— 
Zeiten ſehr ausgedehnt. Jeder Bürger in den 
vereinigten Staaten kann gezwungen werden, die 
Waffen zu tragen. Zufolge des Cenſus von 1840 
kann jetzt eine Armee von circa 3 Millionen Mann 
in dem Alter von 18 bis 45 Jahren organiſirt, 
bewaffnet und disciplinirt werden, und jeder Theil 
derſelben ſteht, wie aus dem oben angeführten 
hervorgeht, unter der Controlle der beſtehenden 
Behörden der vereinigten Staaten und dem Be⸗ 
fehle des Präſidenten, der zur Abwehr einer feind— 
lichen Invaſion Truppen von Louiſiana nach Maine 
oder von Georgia nach Michigan und umgekehrt 
beordern kann. Das reguläre, ſtehende Heer iſt im 
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Vergleich zu dem anderer Länder aäußerſt klein. 
Es beſteht aus 8 Regimentern Infanterie, 4 
Regimentern Artillerie und 2 Regimentern Dra— 
goner, zuſammen etwa 8000 Mann mit den 
dazu gehörigen Offizieren, welche in den zahl— 
reichen Forts an den Seeküſten und andern 
Außenpoſten an der Grenze vertheilt ſind. 


Fünfzehnter Abſchnitt. 


Von der Volksherrſchaft in ihrer Vermiſchung 
mit Einherrſchaft und Mehrherrſchaft. 
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Eine Verfaſſung, in welcher die verſchiedenar— 
tigen Elemente der Volksherrſchaft, der Mehrherr— 
ſchaft und der Einherrſchaft ziemlich gleich vertreten 
ſind, wird zu unausgeſetzten Reibungen Veranlaſſung 
geben. Jedes der verſchiedenen Elemente iſt für 
ſeine Exiſtenz beſorgt und dieſe Beſorgniß genügt, 
um den Staat in Unruhe zu erhalten. Erſt wenn 
ſich eines der verſchiedenartigen Elemente einer 
Verfaſſung dermaaßen verſtärkt hat, daß es mit 
Sicherheit auf die beiden anderen blicken kann, wird 
es ſich dieſer als Stützen bedienen können, welche 
ihm früher immer mehr oder weniger feindlich ge— 
genüberſtanden. So lange ſich in Portugal und 
Spanien z. B. Monarchie, Ariſtokratie und Demo⸗ 
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kratie noch in der Art gegenüberſtehen, daß man 
nicht ſagen kann, welches dieſer Elemente am ſtärk— 
ſten vertreten iſt, werden ſich die dortigen Zuſtände 
nicht conſolidiren. Heute iſt das monarchiſche Ele— 
ment am Staatsruder und unterdrückt mit Hilfe 
der Kleriſei mehr oder weniger die beiden anderen, 
morgen verbinden ſich dieſe zuſammen und ſtürzen 
die Anhänger der Monarchie. Nach einiger Zeit 
bricht Hader aus zwiſchen den herrſchenden Männern 
der Demokratie und der Ariſtokratie. Dieſe Ge— 
legenheit benützt der Anhang der Monarchie, um 
ſich mit dem einen dieſer beiden Faktoren der Staats- 
verfaſſung zum Ruine des andern zu vereinigen. 
So wird es fortgehen, bis es einem überlegenen 
Geiſte gelingt, ſeiner Parthei ein dauerndes Ueber— 
gewicht zu verſchaffen. Im Juli 1830 errang in 
Frankreich die Demokratie einen großen Sieg. Allein 
der überlegene Geiſt Ludwig Philipps wußte ſich 
und ſeiner Dynaſtie die Früchte desſelben zu ſichern. 
Er verband ſich mit der Kleriſei und mit der Ari— 
ſtokratie zu Vernichtung der Demokratie. Er brachte 
es dahin, daß im gegenwärtigen Augenblicke das 
im Jahr 1830 ſo mächtige demokratiſche Element 
nur außerhalb des Staatsorganismus, in den Reihen 
derjenigen, welche nicht Beamte, nicht Pairs oder 
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| Abgeordnete, nicht Wähler, nicht bevorzugte Ge— 
lehrte und Künſtler ſind, bedeutenden Einfluß be— 
ſitzt, während innerhalb derſelben ſein Einfluß ſehr 
gering (etwa wie 1:6) anzuſchlagen iſt. Das kann 
ſich übrigens ſchnell ändern, denn dieſes Verhältniß 
iſt nach der Geſchichte Frankreichs im Laufe der letz— 
ten ſechs Jahrzehnde nicht als ein natürliches Er— 
gebniß der wechſelſeitigen Machtverhältniſſe anzu— 
ſehen, ſondern als das künſtliche Reſultat der Ueber— 
legenheit Ludwig Philipps. Im Stillen bereitet ſich 
die Revolution vor, welche ohne Zweifel mit dem 
Tode des eben ſo feinen als energiſchen gekrönten 
Staatsmanns zum Ausbruche kommen wird. 

In England iſt das ariſtokratiſche Element noch 
immer vorherrſchend. Allein dasſelbe wird dort mit 
ſo vieler Weisheit vertreten, daß ſich vorausſehen 
läßt, es werde jeder mit Nachdruck geltend gemach— 
ten demokratiſchen Bewegung die zu ihrer Beruhi— 
gung erforderlichen Zugeſtändniſſe machen. Nichts 
deſto weniger ſtehen auch der engliſchen Verfaſſung 
gewaltige Stöße bevor. Denn ſtärkt ſich, wie vor— 
auszuſehen iſt, das demokratiſche Element noch et— 
was mehr und verbindet es ſich mit dem monarchi— 
ſchen, ſo könnte es doch dem ariſtokratiſchen die 
Oberherrſchaft ſtreitig machen, und ſieht ſich die 
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Ariſtokratie Englands in ihrem Uebergewichte be— 
droht, ſo wird ſie ſchwerlich mehr nachgeben, ſon— 
dern dem Strome der Demokratie einen feſten Wi— 
derſtand entgegenſetzen, den ſie jedoch auf die Dauer 
nicht wird fortſetzen konnen. 

In Nordamerika ſteht die Verfaſſung deswegen 
ſo feſt, weil die Demokratie ſich ihres Uebergewichts 
über Monarchie und Ariſtokratie vollkommen bewußt 
iſt, und dieſe auch nicht den Gedanken hegen, ſie 
in ihrem feſten Beſitzſtande zu ſtören. 

In Rußland hat die Demokratie keine Stimme. 
Inwiefern dort aber die Ariſtokratie eine gefährliche 
Gegnerin der erſteren werden könnte, muß die Zu— 
kunft enthüllen. Das Charakteriſtiſche der unum— 
ſchränkten Monarchie beſteht darin, daß ſie ſich nicht 
allmählig, ſondern nur in Folge von Conſpirationen 
und Revolutionen entwickelt. 

In Deutſchland haben Cenſur und Polizei die 
größte Verwirrung in alle Verhältniſſe gebracht. 
So wie die Verfaſſungen thatſächlich beſtehen, hat 
das demokratiſche Element jo gut als gar keine Be— 
deutung. Bei uns iſt dasſelbe noch mehr, als in 
Frankreich zum Staatsorganismus hinausgeſchoben. 
Nur das monarchiſche und ariſtokratiſche ſitzen am 
Steuer⸗Ruder des Staats. Allein wie das demo⸗ 
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kratiſche Element in Frankreich außerhalb des Staats— 
organismus noch fortbeſteht, ſo auch in Deutſch— 
land, und je excluſiver der Staatsorganismus in 
Deutſchland iſt, deſto mehr Raum tft für die de— 
mokratiſchen Elemente gegeben. Thatſächlich beſteht 
alſo in Deutſchland nur Monarchie und Ariſtokratie, 
ſelbſt in den Staaten, deren Landſtände am meiſten 
Energie und Geiſt entwickelt haben. Seit 1834 
haben dieſelben nirgends einen Beſchluß von politi— 
ſcher Bedeutung gefaßt. Sie haben aller Orten 
zugeſehen, wie die Verfaſſungen untergraben wur— 
den, und haben es ſich gefallen laſſen. Allein ge— 
ſetzlich beſteht bei uns die landſtändiſche Verfaſſung, 
welche eine Vermiſchung des monarchiſchen, des ari⸗ 
ſtokratiſchen und des demokratiſchen Elements voraus— 
ſetzt. Dieſe Miſchung iſt in Deutſchland nicht zur 
Wirklichkeit geworden, und da nichts deſto weniger 
in unſerm Vaterlande ſehr bedeutende demokratiſche 
Elemente in den Städten und auf dem Lande be— 
ſtehen, ſo hat ſich ein Gegenſatz zwiſchen den 
außerhalb des Staatsorganismus und den inner— 
halb desſelben ruhenden Kräften gebildet, welcher 
eben weil eine Miſchung ſich als nichtdurchführbar 
erwieſen hat, zu einem Kampfe auf Leben und Tod 


führen muß. 
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Das demokratiſche Element iſt in Deutſchland 
außerhalb des Staatsorganismus mächtiger als in 
England und in Frankreich. Die Concentration des 
letztern Reichs in der Hauptſtadt gibt demſelben 
ſchon gewiſſermaaßen die Nothwendigkeit einer Mo— 
narchie. Gerade ſo wie ſich Paris zu dem übrigen 
Frankreich, verhält ſich die Monarchie zu den Fran⸗ 
zoſen überhaupt. In England hat die Ariſtokratie 
nicht blos einen unermeßlichen Grundbeſitz, ſondern 
ſie beſitzt auch große Capacitäten. Der deutſche 
Adel iſt trotz allen feinen Privilegien und Monopo— 
len verhältnißmäßig arm an Geld und noch ärmer 
an Genie. Während der engliſche Adel in der 
Schule des Parlaments ſich ſtaatsmänniſch heran⸗ 
bildet, iſt der deutſche auf den Hof, das Heer und 
die Büreaukratie angewieſen. Da kann ſich kein 
Charakter entwickeln, da wird jedes Genie entwe— 
der ausgeſtoßen oder zu Grunde gerichtet. Der 
deutſche Adel iſt zu alt, um ſich mit dem Volke 
amalgamiren zu können. Er hat ſeit Jahrhunderten 
nicht in der Gegenwart, nicht in dem friſchen und 
bewegten Elemente der Zeit gelebt. Er iſt um ein 
Jahrhundert wenigſtens hinter derſelben zurückge⸗ 
blieben, er beklagt, daß wir trotz aller Ketten, wo⸗ 
mit das Volk durch alle Behörden des Staats ge⸗ 
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bunden wurde, dennoch vorwärts dringen, er ſchimpft, 
weil er nicht widerlegen, und wüthet, weil er nicht 
ſiegen kann. 

Einem ſolchen Adel gegenüber hat das Volk 
allerdings ſo lange einen ſchweren Stand als es 
ſich begnügt, Bitten einzureichen und Beweiſe zu 
führen, denn dieſe helfen bei einem ſolchen Adel 
natürlich um ſo weniger, je gegründeter ſie ſind. 
Allein ganz anders wird die Stellung werden, wenn 
das Volk einmal ernſthafter auftritt. Es läßt ſich 
nicht läugnen, das deutſche Volk ſteht in geiſtiger 
und moraliſcher Beziehung weit höher als der 
deutſche Adel. Das deutſche Volk beſitzt Gewiſſen⸗ 
haftigkeit, Sinn für Religion, ein reges Billigkeits⸗ 
gefühl und große Ausdauer. Dieſes ſind lauter 
Eigenſchaften, welche die Demokratie vorausſetzt, 
ohne welche ſie nicht beſtehen kann, und durch welche 
ſie in Verbindung mit Entſchiedenheit, Feſtigkeit 
und Kühnheit alle ihre Siege erringt und ihre 
Oerrſchaft dauernd begründet. Das deutſche Volk 
iſt tugendhaft und inſofern beſitzt es die Elemente 
der Demokratie. Die Deutſchen bilden auch in 
den amerikaniſchen Freiſtaaten den vorgeſchrittenſten 
Theil der Demokratie, und vielleicht würde ſich in 
Deutſchland manches anders geſtaltet haben, wenn 
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nicht ſeit drei Jahrzehnden gerade Diejenigen aus— 
gewandert wären, deren Widerwillen gegen Monar— 
chie und Ariſtokratie am tiefſten begründet und 
welche daher am meiſten befähigt waren, für die 
Demokratie zu wirken. 

Wie mächtig aller Hemmniſſe e der 
Geiſt der ächten Demokratie, d. h. der Geiſt der 
Brüderlichkeit, der Wahrheit und des Rechts in 
Deutſchland ſei, das hat ſich insbeſondere ausge— 
ſprochen in der religibſen Bewegung unſerer Tage. 
Tauſende und aber Tauſende haben ihre ganze 
Exiſtenz auf das Spiel geſetzt, haben ſich allen 
Verfolgungen ergrimmter Feinde blosgeſtellt, um 
ihrem Gewiſſen, ihrem Gefühle für Wahrheit zu 
leben. Sie ſind der feſtgegliederten Macht der 
römiſchen Curie und der deutſchen Büreaukratie 
entgegengetreten und find vor ihr nicht zurückge⸗ 
wichen auch nur eine Linie breit, ſondern ſind, trotz 
allen Hemmniſſen, trotz künſtlich angezettelten Pöbel⸗ 
aufſtänden, trotz bürgerlicher Todtmachung und 
geiſtlicher Verdammung, Schritt für Schritt auf 
dem Pfade der Wahrheit vorwärts gedrungen. 
Die Zeit der ſtillen Verzweiflung, der Hoffnungs⸗ 
loſigkeit und Thatenloſigkeit liegt hinter uns. Der 
Strahl der Hoffnung iſt vom Himmel in unſere 
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Herzen gefallen, und dieſen Strahl wird keine irdi— 
ſche Macht mehr erlöſchen. 

Die deutſche Bundesacte hat ſelbſt demokratiſche 
Elemente in das deutſche Staatsleben eingeführt. 
Die landſtändiſche Verfaſſung und die republikaniſche 
ſind die einzigen, welche die deutſche Bundesakte 
anerkennt; die erſtere bei den monarchiſchen Staa— 
ten, die letztere bei den vier freien Städten. Gleich⸗ 
heit der bürgerlichen und politiſchen Rechte für 
alle chriſtlichen Religionspartheien, Preßfreiheit und 
Freiheit des Handels und der Schifffahrt im In— 
nern Deutſchlands — dieſes find die höchſt wich— 
tigen, der Demokratie gemachten Zugeſtändniſſe. 
Hätten ſich dieſelben verwirklicht, ſo wäre dem 
demokratiſchen Elemente eine ſo bedeutende Stel— 
lung in dem Staatsorganismus angewieſen worden, 
daß es ſich in demſelben weiter hätte fortentwickeln 
können. Allein dieſe Zuſagen haben ſich nicht ver— 
wirklicht, fie wurden aller Orten in ihr Gegen: 
theil verkehrt. An die Stelle des landſtändiſchen 
Prinzips wurde das monarchiſche in feiner ſtreng— 
ſten Auffaſſung geſetzt, man ließ zwar die Stände 
in einem Theile Deutſchlands ab und zu noch zu— 


ſammen kommen, allein ohne denſelben praktiſchen 
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Einfluß auf die Staatsverwaltung zu geftatten. 
An die Stelle der Religionsfreiheit trat Religions⸗ 
bedrückung, welche mit jedem Tag erbitterter wird, 
an die Stelle der Preßfreiheit Cenſur, ſtatt der 
Freiheit des Handels und der Schiffahrt im Innern 
Deutſchlands ſehen wir Zoll-Schranken und Schiff— 
fahrts⸗Abgaben aller Art. 

Im Jahr 1815 war die deutſche Nation mit 
den Zuſagen der deutſchen Bundesacte nicht zufrie⸗ 
den geweſen, weil ſie ihr für ihre Freiheit und Na⸗ 
tionalität nicht genügend erſchienen. Jetzt ſind all⸗ 
mählig ſämmtliche volksthümliche Zuſagen derſelben 
gänzlich über den Haufen geſtoßen. Nur in einem 
kleinen Theile Deutſchlands beſteht formell eine 
landſtändiſche Verfaſſung. Es gelang der Monarchie 
in ihrer Verbindung mit der Ariſtokratie, die De- 
mokratie gaͤnzlich zum Staatsorganismus herauszu⸗ 
drängen, die Folge hiervon iſt, daß das ſehr ein⸗ 
flußreiche demokratiſche Element eine feindliche Stel⸗ 
lung unſerm ganzen Staatsorganismus gegenüber 
eingenommen hat, und denſelben in ſeiner ganzen 
Exiſtenz bedroht. Die Erbitterung zwiſchen der 
Monarchie und der Ariſtokratie einerſeits und der 
Demokratie anderſeits hat einen hohen Grad erreicht. 
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Sie dürfte ihrem Gipfelpunkte nahe ſein. Es ſind 
ſo ziemlich alle Maaßregeln erſchöpft worden, welche 
zur Niederhaltung des Volksgeiſtes von der Büreau⸗ 
kratie ausgeſonnen werden konnten. Eine friedliche 
Vereinigung dieſer drei Elemente des Staatslebens 
iſt nach der Beſchaffenheit der Vertreter der Mo⸗ 
narchie und der Ariſtokratie jetzt kaum mehr zu er— 
warten. Es wird dem Volke bei jeder Gelegenheit 
geſagt, daß es keine Stimme habe und keine haben 
dürfe. Es frägt ſich, wie lange die deutſche Nation 
in dieſem Tone noch zu ſich reden laſſen wird. 
Die Frage, in welcher Weiſe die monarchiſchen, 
ariſtokratiſchen und demokratiſchen Elemente einer 
Verfaſſung gemiſcht ſein ſollen, beantworten wir 
dahin: eines dieſer drei Elemente muß nothwendig 
ſo ſehr überwiegend ſein, daß die beiden andern ihm 
in ruhigen Zeiten nicht gefährlich werden können, 
und nur durch ſchreiende Rechtsverletzungen aufge⸗ 
regt, es in ſeine Schranken zurückzuweiſen ver⸗ 
mögen. Ein ſolches Miſchungsverhältniß findet ſich 
dermalen in Nordamerika, England und Frankreich; 
und erſt ſeit ſich in letzterem Lande ein ſolches 
feſtgeſtellt hat, iſt Ruhe dort eingezogen. In Nord⸗ 


amerika iſt das demokratiſche, in England das 
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ariſtokratiſche, in Frankreich das monarchiſche Ele— 
ment vorherrſchend; jedoch ſind in allen dieſen drei 
Staaten die beiden übrigen Elemente bedeutend 
genug, um nicht ungeſtraft mit Füßen getreten 
werden zu können. | 

In Deutſchland haben ſich Monarchie und Ari- 
ftofratie des ganzen Staats-Organismus bemäch— 
tigt. Nichts deſto weniger oder vielmehr gerade 
in deſſen Folge hat das demokratiſche Element 
außerhalb des Staatsorganismus an Einfluß und 
Bedeutung in überraſchender Weiſe zugenommen. 

Deutſchland iſt einer von der Nordſee bis zum 
Mittelmeer und von der Oſtſee bis zu den Alpen 
reichenden Monarchie nicht fähig. Der Geiſt der 
Centraliſation, wie er ſich in Frankreich bekundet, 
iſt dem innerſten Weſen der Deutſchen zuwider. 
Dieſes hat ſich bei jeder Gelegenheit kund gethan. 
Es iſt kein Zufall, daß wir keine Hauptſtadt haben, 
daß Wien, Berlin, Hamburg, München, Dresden, 
Köln und noch einige andere Städte, jede in ge— 
wiſſen Beziehungen Hauptſtadt Deutſchlands iſt: 
Wien iſt es der Volkszahl nach, Berlin iſt es in wiſ— 
ſenſchaftlicher Beziehung (obgleich in neuerer Zeit 
die Glorie des Spree-Athens ſehr abgenommen 
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hat), Hamburg iſt die erſte Handelsſtadt Deutſch— 
lands, Dresden zeichnet ſich aus durch die Schön— 
heit ſeiner Lage, München durch feine Kunſtſchätze, 
Köln durch ſeine geſchichtlichen Erinnerungen, ſeine 
Lage am Rheine, ſeinen Handel und ſeine Gewerb— 
ſamkeit. 

Der in dem deutſchen Volke lebende demokra— 
tiſche Geiſt hat ſich deutlich in dem Gange der 
Entwickelung ſeiner Städte gezeigt. Der Deutſche 
fühlte nicht daſſelbe Streben, wie der Franzoſe, 
ſich in den Strahlen einer Central-Sonne zu wär- 
men und ſich von ihr beſcheinen zu laſſen. Es 
ſtrömte nicht alles nach einem Hauptpunkte hin. 
Die Kräfte vertheilten ſich, weil nicht alle von dem— 
ſelben Streben, derſelben Eitelkeit beſeelt waren. 
Paris iſt in viel höherem Maaße die Hauptſtadt 
von Frankreich, als London diejenige von England. 
Neben Paris ſind nur wenige Städte von Bedeu— 
tung in Frankreich. Lyon, Bordeaux, Marſeille, 
können ſich mit Dublin, Edinburg, Mancheſter an 
Bedeutung nicht meſſen, ſo wenig als die übrigen 
Städte Frankreichs mit den übrigen Englands (im 
weiteren Sinne des Worts). Die deutſche Nation 
ſprach in dem Entwicklungsgang feiner Städte deut— 
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lich aus, ſie wolle keine Monarchin unter den 
Städten, ſondern gleich berechtigte Schweſtern grö— 
ßerer und kleinerer Einwohnerzahl, größeren und 
kleineren Umfangs, von mehr oder weniger wiſ— 
ſenſchaftlicher, kuͤnſtleriſcher und induſtrieller Be— 
deutung. | 

Die deutſche Nation hat ſich niemals einem 
Fürſten mit Vorliebe hingegeben. Selbſt die Hohen— 
ſtaufen hatten mit Aufſtänden zu kämpfen. Die 
verſchiedenen deutſchen Stämme hatten mit den 
erſten Zeiten ihrer Erſcheinung in der Geſchichte 
immer das Streben ſich abzuſondern und ſich eine 
gewiſſe Selbſtſtändigkeit zu erhalten. | 

Die deutſche Nation paßt ſich daher nicht zu 
einer großen Monarchie, und dennoch hat ſie den 
Drang ſich zu vereinigen, ſie will aus der Zer— 
ſplitterung heraustreten, in welcher ſie ſich der— 
malen befindet. Dieſes kann ſie nur durch Bil— 
dung demokratiſcher, durch ein feſtes Nationalband 
umſchloſſener Staaten erreichen. Die Vergangen- 
heit hat gezeigt, die Monarchie und die Ariftofre- | 
tie vermochten es nicht dem deutſchen Water- 
lande weder nach Innen Freiheit, noch nach Außen 
Kraft zu verleihen. Der Gedanke iſt daher ſehr 
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| natürlich, es mit der Demokratie zu verſuchen. 
Eine Miſchung der verſchiedenen Elemente des 
Staatslebens nach dem Muſter von England und 
Frankreich wollte nicht gedeihen; wird nicht vielleicht 
die Miſchung nach dem Muſter Nordamerikas gün— 
ſtigere Erfolge haben? Es ſind dieſes ernſte Fragen, 
welche wohl verdienen erwogen zu werden. Von 
ihrer Löſung hängt das Wohl des geſammten deut— 
ſchen Vaterlandes ab. 


Sechzehnter Abſchnitt. 
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Von der Volksherrſchaft in ihrem Vergleich 
zur Einherrſchaft und zur Mehrhertſchaft. 
Die Demokratie verhält ſich zur Monarchie, 
wie Rom zur Zeit der Scipionen, zu Rom zur 
Zeit der Könige, zur Ariſtokratie, wie Rom zur 
Zeit der Decemvirn. Die Demokratie verhält ſich 
zur Monarchie wie Griechenland zur Zeit der per— 
ſiſchen Kriege, zu Griechenland zur Zeit des tro— 
janiſchen Kriegs oder zur Zeit des thebaniſchen 
Epigonenkriegs. Wer wird der Monarchie oder 
der Ariſtokratie den Vorzug geben vor der Demo⸗ 
kratie? Niemand kann es, welcher den ſtttlichen 
und den geiſtigen Werth eines Volkes höher achtet, 
als die Machtvollkommenheit einer Dynaſtie. Allein 
das Beiſpiel von Rom und von Griechenland be— 
weiſt uns auch, daß ein Volk nicht in jeder Pe⸗ 
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riode ſeiner Entwickelung der Demokratie fähig iſt. 
Rom zur Zeit der Tarquinier, Griechenland zur 
Zeit des trojaniſchen Kriegs, beſaß noch nicht die— 
jenige Klarheit des Geiſtes, diejenige Sicherheit des 
Blickes und diejenige moraliſche Kraft, welche die 
Demokratie vorausſetzt. Als die Völker ſich ent— 
wickelten, bildeten ſich ihre Verfaſſungen von ſelbſt 
aus. Jede Ungerechtigkeit eines Machthabers forderte 
zu Maaßregeln auf, um deren Wiederkehr zu ver— 
hindern, und ſo ſank eine Schranke nach der an— 
dern, welche das Volk von der Theilnahme an den 
Angelegenheiten des Staats zurückhielt. Eine ge— 
wiſſe Aehnlichkeit beſteht zwiſchen den vielen kleinen 
Monarchien Griechenlands und denjenigen Deutſch— 
lands. Die Zukunft muß zeigen, ob Deutſchland 
denſelben Entwicklungsgang gehen wird, wie Grie— 
chenland. Ein Unterſchied beſteht aber zwiſchen 
beiden Ländern. In Griechenland hat ſich zu 
keiner Zeit derjenige Drang nach nationaler Ein— 
heit ausgeſprochen, wie er ſich in unſerm Vater⸗ 
lande jetzt bei jeder Gelegenheit bekundet. Die 
Griechen waren aber auch freilich nicht wie die 
Deutſchen nach dem Zufall der Geburt oder nach 
den Launen der Diplomatie auf die ungeſchickteſt 
mögliche Weiſe abgetheilt worden. Da beſtand auf 


um — 


der einen Seite kein Land, welches mit Lichtenſtein 
in ſeiner Kleinheit und keines, welches mit Oeſter— 
reich und Preußen in ſeiner Größe hätte verglichen 
werden können. Die alle Schranken der Zweck— 
mäßigkeit und billiger Rückſicht für das Volkswohl 
überſteigende Zerſtückelung Deutſchlands ruft na— 
türlich das Bedürfniß nationaler Einigung hervor, 
während die Griechen, welche nach Stammesver— 
ſchiedenheit und mit Rückſicht auf geographiſche Gren— 
zen abgetheilt waren, dasſelbe nicht in gleichem 
Maaße empfanden. 

Deſſen können wir übrigens verſichert ſein: 
wie die Monarchie aus Rom und Griechenland ver— 
ſchwand, als ihre Stunde ſchlug, ſo wird ſie auch 
aus Deutſchland verſchwinden, wenn die ihrige 
ſchlagen wird; dieſe Stunde darf ſich aber kein 
Einzelner vermeſſen ſchlagen zu laſſen. Wer an der 
Uhr der Zeit gewaltſam zerren wollte, um ſie zum 
Schlagen zu bringen, möchte leicht zuerſt ſelbſt von 
ihr zermalmt werden. 

Die Volksherrſchaft iſt nur möglich bei einer 
Nation, welche beſonders günſtige geiſtige Anlagen 
beſitzt, in beſonders glücklichen äußeren Verhältniſſen 
ſteht, und ſich auf dem Höhepunkte ihrer Entwicke⸗ 
lung befindet. Die Monarchie dagegen iſt allein 
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möglich und wünſchenswerth, wo eine Nation mit 
heftigen Leidenſchaften zu kämpfen hat, von dro— 
henden Feinden umgeben iſt, und daher einer mög— 
lichſt concentrirten Gewalt bedarf, um nach innen 
und außen jederzeit ſchlagfertig da zu ſtehen. Die 
Ariſtokratie endlich bildet die Uebergangsform zwi— 
ſchen Monarchie und Demokratie und bezeichnet 
die Zeit, da eine Nation ſich über die Periode der 
erſten Kindheit zwar erhoben, allein noch nicht zu 
männlicher Selbſtſtändigkeit, Entſchloſſenheit und 
Ruhe emporgeſchwungen hat. 

Verfolgen wir die Griechen und Römer in 
ihrem Entwicklungsgange durch die drei genannten 
Regierungsformen. Zur Zeit der Könige, wie ſie 
uns namentlich Homer ſo lebendig ſchildert, waren 
der Staatsorganismus, das Heerweſen, Kunſt und 
Wiſſenſchaft gleichmäßig noch in der Periode der 
Kindheit. Die Maſſe des Volks, obgleich reich be— 
gabt in intellektueller und moraliſcher Beziehung, 
entbehrte doch aller Feſtigkeit und ruhigen Beſon— 
nenheit. Sie war nicht im Stande, ſelbſt Ent— 
ſchlüſſe zu faſſen. Sie folgte immer dem letzten 
Redner, obgleich ſich allerdings ein reger Sinn für 
Schicklichkeit, für ſittliche Reinheit, Bereitwilligkeit 
jedes hohe Verdienſt zu bewundern und ein leben— 
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diger Drang nach dem Schönen und Göttlichen 
nicht verleugnete. Es fühlten die Maſſen ihre Un— 
fähigkeit ſich ſelbſt zu beſtimmen, und waren daher 
bereit ihren Anführern zu gehorchen. Als dieſe 
jedoch mehr und mehr ausarteten, als die Enkel 
des Lajus ſich gegenſeitig bekriegten und tödteten, 
die von Troja heimkehrenden Fürſten aller Orten 
in Zwieſpalt geriethen mit ihren Familien, als Ehe— 
bruch und Mord aus deren eigenem Schooße her— 
vorbrach, da erwachten die Völker aus ihrem Schlum⸗ 
mer, da empörte ſich das moraliſche Gefühl, ſie 
verloren die Verehrung, welche ſie bis dahin vor 
ihren Fürſten gehegt, ſie erkannten, daß ſolche Gräuel 
vor den Göttern und vor den Menſchen nicht be- 
ſtehen könnten. Die Fürſten verloren ihren gei— 
ſtigen Halt bei den Völkern und folgeweiſe bald 
auch ihre Kronen und ihre Scepter. Jeder einzelne 
der vielen kleinen Staaten Griechenlands hat zwar 
wieder ſeine beſondere Geſchichte. Allein darin 
ſtimmt dieſelbe überall zuſammen, daß die Könige 
um die gleiche Periode da und dort ihre Kronen 
verloren, und daß ſich aus der monarchiſchen Ver— 
faſſung die republikaniſche entwickelte, welche an⸗ 
fangs einen mehr ariſtokratiſchen Charakter beſaß, 
nach und nach aber ſich zur demokratiſchen ausbil- 
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dete. Es darf uns nicht irre führen, daß in Sparta 
die zwei höchſten Beamten des Staats Könige hießen, 
ſie waren keine Monarchen; denn nicht nur be— 
ſchränkte einer den andern, ſondern es ſtanden bei- 
den noch verſchiedene unabhängige Staatsbehörden 
zur Seite, ohne deren Mitwirkung nichts von Be— 
deutung geſchehen konnte. Der Glanzpunkt Grie⸗ 
chenlands war die Periode der ausgebildeten De— 
mokratie. Damals fangen Aeſchylus, Sophocles und 
Euripides, damals lehrte Sokrates, damals ſiegte 
das kleine Griechenland im Kampfe mit dem per— 
ſiſchen Koloſſe. Es war eine Zeit, welche jetzt 
nach mehr als zwei Jahrtauſenden nicht wieder er— 
reicht worden iſt. Solche Kunſtwerke ſind nicht 
wieder erſtanden, wie ſie in der Akropolis von 
Athen damals aufgeſtellt wurden. Solche Männer, 
wie ſie zur Zeit der entwickelten Demokratie in 
Griechenland lebten, werden die Jahrtauſende über— 
dauern: Epaminondas, Ariſtides, Cimon, Plato 
und wie fie alle heißen die gefeierten Heroen in 
Kunſt, Wiſſenſchaft und im Staatsleben. 

Was war Rom zur Zeit ſeiner Könige, und 
was zur Zeit der Scipionen? Damals klein, un— 
mächtig, ohne Kunſt und Wiſſenſchaft, ohne groß— 
artige Tugenden, nur mit roher Tapferkeit und 
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religiofem Drange begabt, krümmte es ſich unter 
der Zuchtruthe ſeiner ſpäteren Könige, namentlich 
derjenigen des ſtolzen Tarquiniers. Unter den Sci— 
pionen fing Rom an durch die Großartigkeit ſeiner 
Pläne und die energiſche Durchführung derſelben ſeine 
Weltherrſchaft zu begründen. Künſte und Wiſſen⸗ 
ſchaften bürgerten ſich neben dem rauhen Kriegs— 
handwerke und dem Ackerbau ein, und entwickelten 
jene hohen Charaktere, auf welche die Worte Horaz's 
paſſen: 
Et si fractus illabatur orbis 


Impavidum ferient ruinae *). 

Der Entwickelungsgang von Rom und Griechen— 
land unterſcheidet ſich übrigens in derſelben Weiſe, 
wie derjenige von Griechenland und Deutſchland. 
In Rom ging immer die Handlung voran, und die 
Theorie folgte weit hinterher, in Griechenland folgte 
die Theorie der Handlung auf dem Fuße nach, in 
Deutſchland folgt die Handlung weit hinter der 
Theorie her. Rom hatte noch keine Kunſt und noch 
keine Wiſſenſchaft, als es ſchon den Grund zu ſei— 
ner Demokratie gelegt hatte. Die Sänger, welche 


*) Und wenn der Weltkreis in Trümmern zuſammenbräche, 
Sie fielen auf den Furchtloſen, ohne zu erſchrecken. 
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feine Helden befangen, die Geſchichtſchreiber, welche 
ſeine Thaten der Nachwelt aufbewahrten, die Philo- 
ſophen, welche nach den Gründen der Erſcheinungen 
ſeines Leben forſchten, die Juriſten, welche aus 
ſeinen einzelnen Geſetzen allgemeinere Rechtsgrund⸗ 
ſätze ableiteten, und deren Anwendung auf das 
Leben ſicherten, ſie waren alle etwas ſpäter, als 
die Blüthenzeit der römiſchen Demokratie, während 
ſie in Griechenland kaum ein Menſchenalter jünger 
waren. In Deutſchland aber iſt es anders. Wir 
haben Dichter, Rechtsgelehrte, Geſchichtsſchreiber, 
Philoſophen von Auszeichnung gehabt, allein auch 
nicht einen Staatsmann von Bedeutung. Wenn 
bei uns alles dasjenige im wirklichen Leben geſchähe, 
was unſere Redner beſprechen, unſere Künſtler dar— 
ſtellen, unſere Geſchichtſchreiber verzeichnen und 
unſere Philoſophen im Zuſammenhange mit Urſache 
und Wirkung ergründen, — dann müßten wir weit 
über die Monarchie und Ariſtokratie heraus ſein. 
Allein es liegt dieſe Verſchiedenheit des Ent⸗ 
wickelungsganges in der Natur der Sache. Rom 
hatte weniger Volbilder, nach welchen es ſich rich— 
tete, als Griechenland und Griechenland hatte we— 
niger als Deutſchland. Das philoſophiſche und phi⸗ 
lologiſche, viel leſende Deutſchland iſt in demſelben 
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Maaße anderen europäischen Staaten in der Theorie 
vorangeeilt, in welchen es hinter denſelben im Leben 
zurückblieb. Dasſelbe Verhältniß, welches ſich im 
Gegenſatz zwiſchen Deutſchland einerſeits, Frank— 
reich, Britannien, den Niederlanden, Norwegen 
und Schweden anderſeits bekundet, zeigt ſich auch 
im Verhältniß zwiſchen Deutſchland und Griechen— 
land. Allein darum müſſen wir über unſer theures 
Vaterland den Stab nicht brechen. Wenn die Hand— 
lung ihren Werth hat, ſo beſitzt auch die Theorie 
den ihrigen. Die Theorie bereitet ebenſowohl die 
Handlung als dieſe jene vor. Wo die Handlung 
der Theorie vorhergeht und dieſe ſich zunächſt nur 
gründet auf den engen Kreis der Erlebniſſe eines 
einzelnen Staats, beſitzt dieſelbe allerdings im Ver⸗ 
hältniß zu ihrer Beſchränktheit eine größere momen— 
tane Energie. Allein wo ſich eine Theorie gründet 
auf die Thatſachen der geſammten Weltgeſchichte, 
da hat ſie in demſelben Maaße als ihre Grundlage 
tiefer und breiter iſt einen erhöhten Anſpruch auf 
Dauerhaftigkeit und Ausbreitung. 

Beklagen wir uns daher nicht über die Gründ⸗ 
lichkeit, über die Schrift- und Sprach⸗Seligkeit der 
Deutſchen. Auch für uns wird der Tag der Ent⸗ 
ſcheidung kommen, und dann werden uns unſere 
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gründlichen theoretiſchen Vorkenntniſſe zu Reſultaten 
führen, welche zu erringen unſere Nachbarn nicht 
fähig waren, als der Wendepunkt der Geſchichte 
ihrer Staaten eintrat. 

Theoretiſch ſteht Deutſchland der Demokratie 
näher als Frankreich, Britannien, die Niederlande, 
Belgien, Norwegen und Schweden. Unſere ſocialen 
Zuſtände, unſere politiſche Zerſplitterung, unſere 
Literatur, unſer ganzes Volksleben bietet uns viel 
bedeutendere Elemente der Demokratie, als ſie irgend 
einer jener Nachbarſtaaten aufzuweiſen hat. Es 
bedarf nur eines Anſtoßes, und es fällt im prakti- 
ſchen Leben zuſammen, was die Theorie längſt un— 
tergraben hat. Dieſer Anſtoß darf aber kein künſt— 
lich herbeigeführter ſein, er muß von ſelbſt kommen. 
Niemals iſt in der Geſchichte derjenige Anſtoß aus— 
geblieben, welcher erforderlich war, um eine faden— 
ſcheinig gewordene Hülle gänzlich zu beſeitigen, oder 
um eine reife Frucht zu Falle zu bringen. Die 
Schickſale einer großen Nation ruhen nicht in den 
Händen weniger, auch noch ſo ſehr bevorzugter 
Menſchen, ſie ruhen in Gottes Hand. Unter der 
Leitung der Vorſehung ſind von jeher die ſchlimm— 
ſten Tyrannen die Beförderer der Freiheit, die 


brutalſten Verhöhner des Rechts zu Veranlaſſern 
v. Struve, Staatswiſſenſchaft II. 19 
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dauernder Rechtsſicherheit geworden, Darum getroft 
mein deutſches Volk! Auch uns wird Recht und 
Freiheit werden. 

Wenn die Zeit des Falles einer Verfaſſung ge- 
kommen iſt, fo helfen alle künſtlichen Stützen der- 
ſelben nichts mehr. Eine Nation kann verglichen 
werden einem mächtigen Berge. Wer wollte deſſen 
Sturz verhindern; wenn er begonnen hat ſich los— 
zureiſſen? Außer Cenſur und Polizei, außer Schule 
und Kirche hat man ſich namentlich auch des Eides 
bedient, um die wankenden Verfaſſungen unſerer 
Tage zu befeſtigen. Es kömmt in unſeren Tagen 
ſehr häufig vor, daß die Bürger uberhaupt und 
namentlich gewiſſe Stände, die Staatsdiener und 
Militärperſonen Eide leiſten müſſen, welche ohne 
alle Rückſicht auf den Zweck des Staats und die 
Pflichten eines Staatsoberhaupts die Zuſage von 
Gehorſam, Treue und Folgſamkeit enthalten. Na⸗ 
mentlich bei uns in Deutſchland find dieſe Eides- 
leiſtungen gewöhnlich. Es verſteht ſich von ſelbſt, 


daß dieſelben niemals zum Vorwande von rechtswi⸗ 


drigen Handlungen genommen werden dürfen. Wenn 
ein Machthaber durch die in ſeinen Händen befind⸗ 
liche Gewalt Untergebene zwingt, einen Eid zu 
leiſten, welcher in Widerſpruch ſteht mit den Ver⸗ 
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pflichtungen, welche er als Menſch und Bürger hat, 
fo iſt dieſes ein großer Mißbrauch der Staatsge⸗ 
walt, ein ſchreiendes Unrecht, welches keine andere 
Folge haben kann, als diejenige der Nichtigkeit alles 
deſſen was unrechtlich daran iſt. Kein auf ein Un— 
recht gerichtetes Verſprechen hat Gültigkeit, in welcher 
Form dasſelbe auch abgelegt worden ſein mag. 

In Demokratien, wo einzelne Perſonen ſich nicht 
an die Stelle des Staats ſelbſt ſetzen können, 
kommen derartige rechtswidrige Eide nicht vor. Es 
iſt ein alter Erfahrungsſatz, daß je weniger innern 
Werth irgend eine Anſtalt hat, deſto mehr ſucht ſich 
dieſelbe durch äußere Förmlichkeiten zu helfen. 

In der That gibt es nur ein Mittel für die 
Inhaber der Staatsgewalt, ſich dauernd den Gehor— 
ſam der Bürger zu ſichern: das iſt, ihre Pflichten 
ſelbſt treu zu erfüllen, zum Beſten des Volks zu 
regieren. Wenn aber ein Monarch, oder ein Ariſto— 
krat, ſtatt an das Wohl des ihm anvertrauten Volks 
zu denken, keinen andern Zweck verfolgt, als ſich 
ſelbſt zu bereichern und feiner Herrſchſucht zu fröb- 
nen, ſo wird auf die Dauer kein Eid im Stande 
ſein, ihn des Gehorſams des Bürgers zu verſichern. 

In Demokratien würde kein Bürger einen Eid 


leiſten, welcher ſeinem Gewiſſen widerſpricht. In 
19 * 


— 292 — 


Monarchien und Ariſtokratien muß aber der Bürger 
ſo vieles ſehen, dulden und ſelbſt thun, was ſeinen 
Anſichten, Wünſchen und Beſtrebungen entgegen iſt, 
daß er das lebendige Gefühl für Recht und Unrecht 
nur zu häufig verliert und ſo manches als eine leere 
Form behandelt, was der Bürger einer Demokratie 
überlegen, als Gewiſſensſache behandeln und entwe— 
der, wenn als gut anerkannt, mit Nachdruck thun, 
oder aber, als ſchlecht erkannt, von der Hand wei— 
ſen würde. 

Wir können dieſen Abſchnitt nicht verlaſſen, 
ohne die Frage in Betreff der Legitimität der Ge— 
walthaber in den verſchiedenen Verfaſſungen noch 
zu beſprechen. 

In den Demokratien iſt die Sache ſehr einfach. 
Da ſteht das Volk in organiſirter Maſſe einzelnen 
Beamten gegenüber und die Behörden entſcheiden 
erforderlichen Falls über die Frage, ob einer oder 
der andere derſelben in geſetzlicher Weiſe beſtellt 
wurde, und ob er in geſetzlicher Weiſe von der 
ihm übertragenen Gewalt Gebrauch gemacht habe. 
Eine Demokratie iſt ſchon im Verfalle, wenn dieſe 
Fragen eine höhere politiſche Wichtigkeit erlangen. 
Wenn in einer Demokratie ein einzelner Mann 
bedeutend genug iſt, um das Gleichgewicht des 
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Staats gefährden zu können, fo fehlt es dem Staate 
eines Theils an der erforderlichen Anzahl leitender 
Charaktere, welche einen zu hoch ſtrebenden in die 
Schranken des Geſetzes zurückweiſen können, an— 
dern Theils fehlt es dem Volke an moraliſcher Kraft, 
einen Stein des Anſtoßes zu beſeitigen, welcher den 
Staat gefährdet. Die römiſche Demokratie war 
verloren, als Cäſar über den Rubiko ſetzte, weil fie 
ihm nur einen Mann entgegenſtellen konnte, der 
ſich mit ihm meſſen mochte: Pompejus, und dieſer 
in der moraliſchen Kraft des römiſchen Volks nicht 
den erforderlichen Stützpunkt fand. 

Schwieriger wird die Frage in Monarchien, wo— 
ſelbſt der Monarch einem nicht organifirten Volke 
gegenüber ſteht. Am ſchwierigſten wird die Frage 
aber in Betreff der Ariſtokratien. Hier ſteht nehm— 
lich nicht ein Einzelner dem vollberechtigten Volke 
gegenüber, ſondern derſelbe ſteht in einem beſon— 
dern Verhältniſſe zu den Ariſtokraten einerſeits 
und dem politiſch rechtloſen Volke anderſeits. 

Die Schwierigkeit der Löſung der Legitimitäts— 
frage liegt bei Monarchien und Ariſtokratien haupt— 
ſächlich in dem Umſtande, daß eine organiſirte Macht 
einer unorganiſirten Maſſe gegenüber ſteht, und dieſe 
zwingt ihre Befehle anzunehmen. Wenn man auch 
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noch fo gut weiß, der Herrſcher ſei nicht legitim, 
man kann dieſes Wiſſen nicht ohne Gefahr aus— 
ſprechen und ſelbſt mit Verachtung der größten 
Gefahr oft nicht durchführen. Die Macht tritt an 
die Stelle des Rechts und läßt dieſe im Wider— 
ſpruch mit ihr nicht aufkommen. Wo es ſich frei— 
lich handelt um die Verhältniſſe einer großen Na— 
tion, welche ungeftört von außen her ihren Ent— 
wickelungsgang geht, da trifft die Macht in der 
Regel mit dem Rechte zuſammen. Allein anders 
verhält ſich die Sache in kleineren Staaten, welche 
unter dem Einfluſſe ihrer Nachbarn ſtehen. Moderne 
Schriftſteller haben ſich die Frage leicht, und haben 
alles abhängig gemacht von der Anerkennung der 
europäiſchen Großmächte. Allein dieſe Löſung der 
Streitfrage iſt eben ſelbſt nichts anderes als eine 
der beſtehenden Macht dargebrachte Huldigung. Ein 
Staat kann ſeinen geſetzlichen Schwerpunkt nicht 
außerhalb ſeiner ſelbſt haben. Es iſt ein Unter— 
ſchied zwiſchen Recht und Richter und der letztere 
kann ſo wenig als das erſtere außerhalb des ſou— 
veränen Staats gefunden werden, von dem es ſich 
handelt. Die Verkehrtheit der bezeichneten Loſung 
der Streitfrage erhellt ſohin daraus, daß die euro— 
päiſchen Mächte nicht organiſirt ſind um ſich, in 
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ähnlicher Weiſe wie eine Rathsverſammlung oder 
ein Richter⸗Collegium zu vereinigen. Wir ſehen 
es in Betreff Spaniens und Portugals. Rußland, 
Oeſterreich und Preußen haben die in dieſen Reichen 
beſtehende Staatsregierung nicht anerkannt, Brit⸗ 
tanien und Frankreich haben ſie anerkannt. Hinge 
alſo die Frage der Legitimität von der Anerkennung 
von Seiten der europäiſchen Großmächte ab, fo 
könnte ſie gar keine Löſung finden. Dieſer Zuſtand 
dauert übrigens nicht blos ſeit einigen Monaten, 
ſondern ſeit Jahren und wer weiß, wann er endigen 
wird. Die Legitimitätsfrage von der Anerkennung 
der europäiſchen Mächte abhängig machen, iſt nichts 
anderes als die Rechtsfrage in eine Frage der 
politiſchen Convenienz verflüchtigen, denn mit 
dieſer haben die europäiſchen Mächte von jeher 
entſchieden. Um das Recht haben ſie ſich niemals 
bekümmert. Polen, Frankreich, Italien, Deutſch⸗ 
land beweiſen dieſes nicht minder deutlich, als 
Portugal und Spanien. 

Bei der Legitimitätsfrage wie bei jeder anderen 
politiſchen Frage müſſen wir immer die Rechtsfrage 
unterſcheiden von der Frage nach dem Richter. In 
Monarchien und Ariſtokratien findet ſich in Betreff der 
Legitimitätsfrage kein beſtellter Richter, wie in De— 
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mokratien. Dieſes erhellt aus der Natur der Sou— 
veränität einerſeits, welche keinen Richter über ſich 
duldet, und dem Umſtande anderſeits, daß das Volk 
bei ſolchen Regierungsformen nicht organiſirt iſt, 
da es gerade durch diejenige Perſon erſt einen 
prganifchen Körper bildet, um deren Legitimität, 
d. h. um deren Rechtsanſpruch auf die von ihr 
eingenommene Stellung es ſich handelt. 

Ein Monarch hat ſeine Herrſchergewalt recht— 
mäßig erworben, wenn ſein Regierungsantritt den 
beſtehenden politiſchen Verfaſſungsgeſetzen entſpricht. 
Die Verdrängung desſelben iſt rechtswidrig, inſo— 
fern er nicht ſelbſt dieſe durch rechtswidrige Hand— 
lungen, ſei es gegen das Ausland oder ſein eigenes 
Volk, hervorgerufen hat. 

Wird ein rechtmäßig zum Thron gelangter Mo- 
narch in Folge ſeiner rechtswidrigen Handlungen 
vom Throne verdrängt, wie z. B. Carl X. durch 
die Juli- Revolution in Frankreich, der Herzog 
Carl von Braunſchweig durch den Aufſtand der 
Braunſchweiger, fo entſteht das Bedurfniß weitere 
Vorſorge für die Regierung des Landes zu treffen. 
Die Handlungen eines Monarchen können übrigens 
an und für ſich die Rechte ſeiner Familie auf den 
Thron nicht berühren. Mit Recht trat daher der 
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| nächſte Erbe in Braunſchweig an die Stelle des 
vertriebenen Herzogs. In Frankreich wurden üb— 
rigens mit Carl X. zugleich deſſen beide nächſten 
Thronerben: der Herzog von Angouleme und der 
Herzog von Bordeaux von der Thronfolge ausge— 
ſchloſſen, und zwar gewiß mit Recht. Denn augen— 
ſcheinlich hätte der Staat nicht ſeinen Zweck der 
harmoniſchen Entwickelung der ihm anvertrauten 
Kräfte unter der Herrſchaft eines dieſer beiden Prin— 
zen erreichen können. Die Rechte einer Nation 
ſtehen aber höher, als diejenigen der Individuen. 
Es wurden daher jene beiden Prinzen unter dieſer 
Vorausſetzung mit Recht ausgeſchloſſen. 
Schwieriger iſt die Frage in Betreff der Erb— 
folge der Nachkommen des Herzogs Carl von 
Braunſchweig, falls er ſolche erhalten ſollte. Hätte 
er einen erbfolgefähigen Nachkommen zur Zeit ſeiner 
Vertreibung gehabt, ſo hätte dieſer ihm nachfolgen 
müſſen, allenfalls unter Vormundſchaft des Herzogs 
Wilhelm. Allein er hatte keinen. Er kann aber 
noch welche erhalten, deren Erbfolge-Berechtigung 
iſt dann abhängig von der Frage, ob Herzog Carl 
fein Herrſcher-Recht verlor in Folge feiner Unfähig— 
keit zum Herrſcher, oder in Folge der von ihm ver— 
übten Verfaſſungsverletzungen. Im erſten Falle 


würden feine Nachkommen nicht ausgeſchloſſen fo 
wenig als diejenigen eines in Gefangenſchaft, 
Blindheit oder andere ihn von der Regierung aus— 
ſchließenden Krankheit verfallenen Fürſten, weil in 
dieſem Falle ſein Herrſcher-Recht nur ſuspendirt 
wird auf die Zeit ſeiner Unfähigkeit, nicht aber 
erliſcht. Im zweiten Falle dagegen erliſcht das— 
ſelbe, und iſt es erloſchen, ſo läßt es ſich auch nicht 
mehr vererben. Unſers Erachtens hat Herzog Carl 
von Braunſchweig ſeine Krone verloren, weil er 
die Verfaſſung ſeines Landes auf's ſchwerſte ver— 
letzt, und in ſchreiendem Widerſpruch mit dem 
Zwecke des Staats regirt hat. Seine Kinder, falls 


ihm ſolche noch zu Theil werden ſollten, haben daher. 


keinen Anſpruch auf die Krone Braunſchweigs. 
Die Legitimitätsfrage in Ariſtokratien muß nach 
denſelben Grundſätzen entſchieden werden. Nur 
ſind die thatſächlichen Verhältniſſe in der Regel nicht 
ſo einfach, wie in Monarchien. 
J. J. Rouſſeau wirft die Frage auf: „an wel⸗ 


chen Zeichen man erkenne, ob ein einzelnes gege- 


benes Volk gut oder ſchlecht regirt werde?“ und 
beantwortet dieſelbe dahin, „daß bei ſonſt gleichen 
Umſtänden diejenige Regierung, unter welcher ohne 
fremdartige Mittel die Zahl der Bürger zunehme 
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und ſich vermehre, die beſte ſei, diejenige, unter 
welcher ein Volk abnehme und zu Grunde gehe, 
die ſchlechteſte.“ Allerdings liegt Wahrheit in 
den Zahlen, allerdings iſt das hier angeführte Mo— 
ment an und für ſich ſchon von Bedeutung; allein 
es laſſen ſich mit demſelben noch einige andere ver— 
binden, welche gleich untrüglich ſind, nehmlich einer— 
ſeits: die Urbarmachung früher unbebauter Län— 
dereien, die Eröffnung früher unbekannter Berg— 
werke und anderer Schätze des Mineralreichs, die 
Eröffnung neuer Land- und Waſſerſtraßen, die Ver— 
mehrung der Zahl, der Größe und der Schönheit 
der Häuſer, der Dörfer und der Städte, die Ein— 
führung früher unbekannter Induſtrie- und Handels— 
Zweige, Künſte und Wiſſenſchaften, und auf der an— 
deren Seite: Abnahme des bebauten Bodens, Ver— 
fall früher errichteter Bergwerke und Gruben, Ver— 
ſandung der Flüſſe, der Verfall der Canäle und der 
Verderb der Leinpfade, die Verminderung der Zahl, 
Größe und Schönheit der Häuſer, Dorfer und Städte, 
der Untergang früher blühender Induſtrie- und Han— 
dels-Zweige, Künſte und Wiſſenſchaften. 

Wenn wir an dieſem Maßſtabe z. B. Spanien, 
Portugal und Italien, dieſe Staaten des kirchlichen 
und weltlichen Despotismus, vergleichen mit Nord— 
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amerika und England, jo ſehen wir, welche ſeit 
Jahrhundert gut und welche ſchlecht regiert waren. 
Amerika hat ſeine Einwohnerzahl nicht nur, ſondern 
auch alle die übrigen angeführten Merkmale des 
blühenden Zuſtandes eines Staats im Laufe von 
60 Jahren verzehnfacht, England die ſeinen im 
Laufe eines Jahrhunderts verdoppelt, Spanien, 
Portugal und Italien haben im Laufe der letzten 
Jahrhunderte mehr als die Hälfte der Einwohner— 
zahl und aller übrigen Symptome des Wohlſtandes 
eingebüßt, das haben Pfaffen und Höflinge zu ver— 
antworten. Das iſt nicht blos die Folge ſchlechter 
Regierung, ſondern auch ſchlechter Staats- und 
Kirchen-Verfaſſung, wie allerdings dieſe hinwieder— 
um die Folge des traurigen Zuſtandes der Volls— 
Aufklärung und Volks-Sittlichkeit iſt. 

Die Zeitverhältniſſe ſind bei der Vergleichung 
der verſchiedenen Regierungsformen auch noch in 
einer anderen Beziehung, welche gleichfalls . 
Rouſſeau beleuchtet, von Wichtigkeit, nehmlich in 
Betreff der Koſten einer Staatsverwaltung. Er 
bemerkt in dieſer Beziehung. 

„In allen Staaten der Welt verbraucht 
die öffentliche Perſon (d. h. die Staatsre⸗ 
gierung) und bringt nichts hervor. Die ver⸗ 
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brauchte Subſtanz komme von der Arbeit 
der Bürger. Es ſei der Ueberfluß der Pri— 
vatleute, welcher den Bedürfniſſen der öffent— 
lichen Perſon Genüge leiſte. Der Staat 
könne daher nur ſo lange beſtehen, wie die 
Arbeit der Menſchen mehr als ihre Bedürf— 
niſſe hervorbringe.“ 
Setzen wir dieſe ſehr richtigen Anſichten in Ver⸗ 
bindung mit den Zuſtänden unſerer Zeit, ſo dürfen 
wir uns allerdings nicht wundern, daß Nordamerika 
immer blühender, und die monarchiſchen Staaten 
Europa's immer elender werden. Wir in Deutſch— 
land z. B. haben nicht eine, ſondern achtunddreißig 
öffentliche Perſonen mit ihrem ganzen unermeßlichen 
Anhang von Büreaukraten, Hofgeiſtlichen und Hof— 
Soldaten zu unterhalten. Kein Wunder, daß die 
Zahl der Proletarier immer zunimmt. Die Nation 
hat nicht ſo viel Ueberfluß als ihre öffentliche Per— 
ſonen verbrauchen, ſie muß von ihrem Capital zeh— 
ren, und muß daher wenn nicht bald Abhülfe kömmt, 
zu Grunde gehen. Eine Monarchie und eine Ariſto— 
kratie iſt ſchon theuerer als eine Demokratie, aber 
34 ariſtokratiſche Monarchien und 4 ariſtokratiſche 
Demokratien, das iſt zu viel für die Kräfte der 
deutſchen Nation. 


Siebenzehnter Abſchnitt. 


Von der Volksherrſchaft in ihrer Ausartung. 


Wenn wir die Volksherrſchaft in ihrer Ausar- 
tung betrachten, fo müffen wir weit, weit“) an 
vergangene Jahrhunderte zurückkehren, in die Zei— 
ten, da Rom, von ſeinen reichſten Bürgern zu 
Luxus und Verſchwendung verführt, dem Ehrgeize, 
der Herrſchſucht und der Habſucht ſeiner Macht⸗ 
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*) Die allerdings zum Theil höchſt traurigen Zuſtände 
mancher Schweizer-Cantone wie diejenigen von Lu⸗ 
zern, Freiburg und Teſſin, ſchreibe ich mehr vorüber⸗ 
gehenden Einflüſſen, als der inneren Verdorbenheit 
des Volkes ſelbſt zu. Würden die Jeſuiten aus der 
Schweiz verdrängt, ſo würden die von denſelben un⸗ 
terjochten und durch ihre Herrſcher zu den ärgſten 
Schändlichkeiten mißbrauchten Schweizer gewiß bald 
den Weg der Vernunft, des Rechts und der Freiheit 
finden. 
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haber keinen feſten Widerſtand mehr entgegenzu— 
ſetzen vermochte, oder da die griechiſchen Staaten, 
nach blutigen inneren Zwiſtigkeiten den Macedo— 
niern Philipp und Alexander ſich unterwerfen muß— 
ten. Es ſind dieſes zwei trübe Stellen in der 
Geſchichte des Alterthums. Die Demokratie be- 
ruht weſentlich auf der Gleichheit der Bürger. 
Wo ſich auf der einen Seite colloſſale Reichthümer 
anhäufen, und ſich folgeweiſe auf der andern die 
jämmerlichſte Armuth entwickelt, da fehlt es an den 
äußeren Bedingungen der Demokratie. Dieſer Fehler 
hat aber in der Regel ſeine tiefere Begründung. 
Es iſt ſelbſt die Folge eingeriſſenen Verderbniſſes. 
Wo eine Demokratie in ihrer Reinheit beſteht, da 
kann kein einzelner Bürger ſich ein Vermögen er— 
preſſen, wie Croeſus, Lucullus und andere und da 
kann kein zahlreicher Pöbel ohne Hab und Gut 
aufſtehen, wie zur Zeit der römiſchen Demokratie. 
So lange ein einfacher, kräftiger Geiſt in einer 
Demokratie wohnt, darf kein Feldherr es wagen, 
im Angeſichte der Welt fo zu plündern, wie Va— 
rens Sicilien plünderte. Daß ſolche Thaten da— 
mals möglich waren, beweißt ſchon den tiefen Ver⸗ 
fall Roms. Dann auf dieſen Vorfall baute Varus 
ſeine ganze Verwaltung ſeiner damals ſo reichen 
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Inſel. Er zählte darauf mit einem Theile ſeiner 
Leute jedenfalls allen denen den Mund verſchließen 
zu können, welchen er durch ſeine Macht denſelben 
nicht verſchließen konnte. Er hielt ſelbſt die Tu— 
gend eines Cicero nicht mehr für möglich. Die 
Ungerechtigkrit der Patricier gegen die Plebejer, 
die Ungleichheit, mit welcher bei Vertheilung der 
ungeheuren Ländereien und Geldſummen zu Werke 
gegangen wurde, welche zur Theilung kamen, bil— 
deten eine zweite Urſache des erſten Gegenſatzes 
zwiſchen Armuth und Reichthum in Rom, und war 
ihrerſeits wiederum eine Folge der Habſucht der 
Patricier. Dieſe ſelbſt würden weit länger die 
Vortheile der Freiheit genoſſen haben, hätten ſie 
nicht durch ihre Habſucht und ihre Herrſchſucht den 
Grund zu dem Verfall der Demokratie gelegt. In 
Rom war immer das ariftofratifche Element etwas 
zu mächtig. Das Verhältniß der Stadt Rom zu 
dem Reſte des römiſchen Reichs deutete ſchon auf 
Ungleichheit und ließ auch kaum den Gedanken der 
Gleichheit tief in die Gemüther der Römer dringen. 

Wie groß war Rom, als es ſich ſeinen Dictator 
vom Pfluge hinweg holte! Wie klein, als ſeine 
Kaiſer in prachtvollen Palläſten ſchwelgten! Wenn 
die Monarchie oder Ariſtokratie ausarten, da iſt 
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immer die Hoffnung gegeben, der Staat werde 
durch die Kraft des Volkes ſich erhalten. Allein 
wenn die Demokratie ausartet, dann geht der Staat 
unvermeidlich ſeinem Verderben entgegen. 

Gleichheit in den äußeren Verhältniſſen, beru— 
hend auf Gerechtigkeit und Billigkeit bei Verthei⸗ 
lung der Glücksgüter und auf der Arbeitſamkeit 
aller Bürger, Mäßigkeit im Genuſſe aller irdiſchen 
Freuden, Liebe zum Vaterlande und zur Freiheit 
für ſich und die Mitbürger — dieſes ſind die 
Grundfeſten der Demokratie, mit welchen ſie ſelbſt 
auch weichen mußten. „we 

Wenn der Anblick einer verfallenden Monarchie 
oder Ariſtokratie, wie wir ie oben geſchildert, 
traurig, ſo iſt derjenige einer zerfallenden Demo— 
kratie herzzerreißend. Dort bleiben Hoffnungen 
übrig, hier keine mehr. Dort kann das Volk noch 
alles doppelt und dreifach gut machen was Mo— 
narchen und Ariſtokraten verdorben haben, allein 
wer ſollte da etwas gut machen, wo die Geſammt— 
heit des Volks ſelbſt verdorben iſt? Da muß alles 
in Trümmer gehen, und je früher dieſes geſchieht, 
deſto beſſer. Das oſtrömiſche Reich, welches im 
Aten Jahrhundert zerfiel, erſtand in neuen Formen 


bald wieder und fo dunkel die Zeiten des Mittel⸗ 
v. Strupt, Staatswiſſenſchaft LI, 20 
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alters auch waren, es begann doch ein neuer Le— 
bensprozeß. Allein das oſtrömiſche Reich, welches 
ſich am Leben erhielt bis in die Mitte des 1Aten 
Jahrhunderts, bietet uns ein Beiſpiel von Ver— 
derbniß, wie wir es ſonſt vielleicht nirgends in der 
Geſchichte wieder finden. Man wendet uns vielleicht 
ein: Die römiſchen Kaiſerreiche im Oſten und Weſten 
waren doch keine Demokratien! Gewiß nicht, allein 
die nothwendigen Folgen der ausgearteten Demo— 
kratie, gewiſſermaßen ihr Siechthum unter den Hän— 
den pfuſchender Aerzte (der Kaiſer). Der Anfang 
der Ausartung, die Kämpfe zwiſchen Marius und 
Sulla, zwiſchen Cäſar und Pompejus, brachten doch 
noch hochherzige Thaten zu Tage und führten uns 
noch edle Charakter vor, nicht blos einzelne leuch— 
tende Sterne im Dunkel der Nacht; in den Maſ— 
ſen ſelbſt lebten noch edlere Eigenſchaften, ſie hatten 
wenigſtens noch ſchöne Augenblicke. Allein in dem 
Kaiſerreich da ſind die Maſſen ſo ſchlecht, daß, 
wenn auch der beſte Kaiſer den Thron beſtieg, er 


nicht im Stande war, dem wachſenden Verderben 


Einhalt zu thun, ſo wenig als der beſte Arzt die 
Schwindſucht heilen kann. Die Krankheit hatte die 
edelſten Theile ergriffen. Das Herz war ausge⸗ 
trocknet, der Kopf war fieberhaft bewegt, der Ma⸗ 
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gen leer oder zum Erſticken voll. Wehe den Menſchen 
welche dieſe demoraliſirte Zeit durchleben mußten! 
und dennoch gleichzeitig mit dem hereinbrechenden 
Verderbniß ſtreute die Vorſehung ihre Saamen— 
körner des neuen Lebens aus. Als die römiſche 
Demokratie fiel, als mit ihrem Fall die Welt in 
den tiefſten Pfuhl der Corruption verſank, da lehrte 
Chriſtus von Nazareth und gab der Welt ein Bei- 
ſpiel, welches ihren Muth aufrecht erhalten und ihr 
die Hoffnung einfloͤßen mußte, daß wenigſtens in 
kommenden Jahrtauſenden die Früchte dieſer Saa— 
ten aufgehen würden. Faſt zwei Jahrtauſende ſind 
vergangen. Die alte Welt ſank immer tiefer, allein 
unter ihren Trümmern entwickelte ſich eine neue 
Welt, welche unſere Zeit berufen iſt, von der ſie 
noch verdeckenden Hülle der alten Welt zu be— 
freien. 

Die Monarchie und die Ariſtokratie in ihrer Aus— 
artung laſſen ſich noch in großen Zügen beſchreiben; 
allein die Demokratie umfaßt außer allen Schreck— 
niſſen jener beiden Regierungsformen auch noch die— 
jenigen, welche die Sittenloſigkeit und die Ver— 
dummung des Volkes ſelbſt in ihrem Gefolge hat. 
Eine Demokratie in ihrer Ausartung hat immer 


Tyrannen, welche ihre Herrſchaft mit ihren Werk⸗ 
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zeugen theilen. Allein wahrend da wo nur die Mo— 
narchie oder die Ariſtokratie faul ſind, noch geſunde 
und kräftige Theile im Staate ſich finden, mit denen 
und durch welche eine kräftige Wirkſamkeit moͤglich iſt, 
ſo fehlt es in der ausgearteten Demokratie auch an 
dieſen. Alles iſt faul, alles iſt krank: nicht blos 
der Kopf, ſondern auch der Rumpf, nicht blos 
die Bruſt, ſondern auch Arme und Beine. 

Der ausgearteten Demokratie iſt nichts verhaß— 
ter, als die fleckenloſe Tugend, wie dem Schwind— 
ſüchtigen nichts unangenehmer iſt als die friſche Luft. 
Die grauſamſten Kaiſer waren dem römifchen Pöbel 
die liebſten, denn mit dieſen und deren Thaten 
ſympathiſirte er am meiſten. Die ausgeartete De— 
mokratie ſetzt eine Volksmaſſe voraus, in welcher 
die Habſucht, die Wolluſt, Völlerei und Schlem—⸗ 
merei Hand in Hand gehen mit Trägheit und Wuth, 
mit Gleichgültigkeit gegen alles Gute und Haß gegen 
jede ihren Leidenſchaften geſetzte Schranke. Die 
Volksmaſſe in ausgearteten Demokratien kennt nur 
eine Freiheit, ſich ſchrankenlos dem Laſter hingeben 
zu dürfen, und nur eine Knechtſchaft, daran ver⸗ 
hindert oder dafür beſtraft zu werden. 

Die Keime des Verfalles der röͤmiſchen Demo- 
fratie laſſen ſich bis in die Zeiten ihrer Blüthe zu⸗ 
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rückverfolgen. Panis et eircenses (Brod und Schau- 
ſpiele) war das Looſungswort des Volks zur Zeit 
der ausgearteten Demokratie. Durch Brod und 
Spiele fingen die reichen Römer zur Zeit der noch 
blühenden Demokratie an, das Volk zu beſtechen. 
Hätten die reichen Römer damals, ſtatt dem Volke 
Brod und Schauſpiele zu bieten, ihm Land und 
Arbeit gereicht (was in ihrer Macht ſtand), es 
wäre nicht ſo ſchnell und nicht ſo tief gefallen. Allein 
die Leichtigkeit, welche das Volk fand, auch ohne 
Arbeit ſeine Nahrung auf Koſten des Staats und 
der ämterſüchtigen Reichen zu finden, machte das— 
ſelbe arbeitsſcheu. Die grauſamen Spiele des Cirkus 
ertödteten ſeine beſſeren Gefühle, und nährten ſeine 
finſteren Triebe der Wolluſt und der Zerſtörung. 
Der Gehorfam, die Ordnung und der Wohlſtand 
der Demokratie beruhen gerade nur in der Herr— 
ſchaft der höhern moraliſchen Gefühle und dem Ge— 
horſam der thieriſchen Triebe. 

Was für die niederen Volksklaſſen die Beſtechung 
mit Brod und Schauſpielen, war für die Mittel— 
klaſſen die Beſtechung mit Schmeichelworten, die 
Ausſicht auf einen Antheil an der Beute der Macht— 
haber und auf Beförderung im Staatsdienſte. 
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Unſere heutigen Volksredner ſollten ſich dieſe 
Thatſachen der Geſchichte zur ernſten Mahnung die— 
nen laſſen. Durch dieſelben Mittel, wodurch das 
treffliche römiſche Volk zur Zeit der blühenden De— 
mokratie verdorben wurde, kann unſer deutſches 
Volk auch heute noch verdorben werden. Wer dem 
Proletariate nur durch Almoſen und Brodſpenden 
aufhelfen, wer es durch militäriſche Paraden und 
durch den ganzen Pomp eines Hofs und einer Staats— 
kirche unterhalten will, fällt in denſelben Fehler, 
welcher das römiſche Volk des Alterthums zu Grunde 
richtete. Die Schmeichelei ertödtet die Liebe zur 
Wahrheit und die Fähigkeit fie zu ertragen, die Aus- 
ſicht auf Ehren und Titel führt zum Ehrgeiz und zur 
Ruhmſucht. In unſern Tagen übt man die Schmei- 
chelei allerdings nicht durch Reden, welche von dem 
Markte aus an das Volk gehalten werden, wohl 
aber einerſeits durch ſchriftliche und mündliche Lob— 
hudeleien in den kleinen Kreiſen, in welchen wir 
uns in Deutſchland etwas weniger beengt bewegen 
können, anderſeits durch Kabinetsſchreiben und lo- 
bende Reſcripte. Allerdings gibt es in Deutſchland 
nicht die uberwundenen Völkern abgenommene Beute 
zu vertheilen, wohl aber die von dem eigenen Volke 
erhobenen Abgaben. Zwar gibt es in Deutſchland 
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keine Proconſuln und Proprätoren der eroberten 
Provinzen, wohl aber eine unzählige Menge mehr 
oder minder gut bezahlter höherer oder niedrigerer 
Hof⸗, Civil, Militär- und Kirchen-Stellen. 

Durch alle dieſe Lockſpeiſen wird der Keim zum 
Ruine des Volkes gelegt, und es thut noth, dem— 
ſelben mit aller Macht entgegen zu arbeiten, bevor 
er ſeine Polypenarme weiter ausbreitet, in welchen 
er alle beſſeren Kräfte des Menſchen erdrückt, bis 
dieſer am Ende ſelbſt nichts weiter iſt, als eine 
Polype, welche nach Nahrung ſchnappt. 

Oft hat man den Fall Roms und Griechenlands 
äußeren Einflüßen und Unglücksfällen zugeſchrieben. 
Allein man muß ſehr kurzſichtig ſein, wenn man 
die innerlichen Urſachen des Verfalls dieſer beiden 
Länder nicht erkennt. 

Nicht durch äußere Feinde wurden Athen und 
Rom von der Höhe des Ruhms, des Wohlſtands 
und der Freiheit herabgeſtürzt, welche ſie zur Zeit 
der Blüthe ihrer demokratiſchen Verfaſſungen inne 
gehabt hatten. Athen hatte noch eben ſo viele 
Bürger zur Zeit, da es in die Hände Philipps des 
Macedoniers fiel, als zur Zeit, da es die Perſer 
beſiegte. Allein es fehlte ihnen der alte Muth, 
die alte Einfachheit und die alte Freiheitsliebe. 
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Rom nahm noch immer an Land und Leuten, an 
Schätzen und an Siegs-Trophäen zu, nachdem es 
ſeine Freiheit verloren hatte. Allein alle Leute, 
und alle Schätze machten nur wenige begünſtigte 
Geſchlechter und Individuen reicher. Die Maſſe 
des Volks verarmte ſichtlich. Mit der Freiheit 
verlor das Volk auch die Mittel, ſich redlich zu 
nähren, und auf würdige Weiſe ein Vermögen zu 
ſammeln. Reich wurden nur die Werkzeuge der 
Volksunterdrückung. 

Die Demokratie artet aus, wenn die Ehegatten 
aufhören, ſich gegenſeitig die eheliche Treue zu be— 
wahren, wenn hie Muter ihre Pflichten ihren Kin— 
dern, der Vater die ſeinigen ſeinem Lebensberufe 
und ſeinem Vaterlande gegenüber vernachläſſigt; 
wenn im geſellſchaftlichen Verkehre Unmäßigkeit im 
Eſſen und Trinken, Luxus in Kleidung, Wohnung 
und Vergnügung, Uebertreibung in Reden einniſten 
und die Sittlichkeit, der Anſtand und die Würde 
zugleich mit der Einfachheit, der Mäßigkeit und der 
Beſcheidenheit aus dem Verkehre der Bürger ver⸗ 
ſchwinden. Bei einem ſolchen Zuſtande der Fa— 
milie und der Geſellſchaft muß ſich in dem Staat 
nothwendig Ungerechtigkeit einſchleichen, und dieſe 
loſt alle Fugen deſſelben auf und führt ihn ſeinem 
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Untergange entgegen. Denn die Ungerechtigkeit iſt 
die Folge der Leidenſchaft und die Urſache der Un— 
gleichheit. Die Leidenſchaft will vermittelſt der Un- 
gerechtigkeit ihren Lüſten fröhnen, und die Gleich— 
heit im Leben kann ſich nicht erhalten ohne Gleich— 
heit vor dem Richter und vor dem Geſetze. 

Doch auch das Streben nach Recht und nach 
Gleichheit von der einen Seite wird zu gleicher 
Zeit mit dem Streben nach Unterdrückung und nach 
Erlangung von Vorzügen von der andern Seite 
ausarten. Während der Machthaber ſich ſeiner 
Macht bedient, um gerechte Anſprüche zurückzuwei— 
ſen, wird der Machtloſe ungerechte Anſprüche mit 
Leidenſchaft geltend machen, während jener mehr 
und mehr nach Auszeichnung ſtrebt, wird dieſer 
mehr und mehr Widerwillen gegen jede, ſelbſt die 
durch die Natur der Sache bedingte Ungleichheit, 
an den Tag legen. 

Sehr wahr bemerkt Montesquieu: 

Das Prinzip der Demokratie artet aus 
nicht blos wenn man den Geiſt der Gleichheit 
verliert, ſondern auch wenn man den Geiſt 
der Gleichheit im Extreme auffaßt, und je— 
der denjenigen gleich ſein will, die er wählt 
um zu herrſchen! 
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Nur diejenige Gleichheit, welche ſich vereinigt 
mit Vaterlandsliebe, Rechtsgefühl, Sinn für Ord— 
nung und ſittliche Würde, iſt die Gleichheit der 
Demokratie. Aller Orten bleibt ein Unterſchied 
zwiſchen dem beſonnenen und dem unbeſonnenen, 
dem gerechten und dem ungerechten, dem thatkräf— 
tigen und dem unkräftigen Menſchen. Wo ſich der 
Unterſchied zwiſchen dieſen Eigenſchaften vermiſcht, 
wo derſelbe nicht die Grundlage bei Beſetzung der 
Staatsämter und der Ausſchließung von denſelben 
bildet, da kann keine Demokratie beſtehen. 

Wo niedrige Schmeichler, welche den unbegab— 
teſten charakterloſeſten Leuten aus dem Volke in 
Maſſe den Glauben beizubringen ſuchen, ſie ſeien 
ſo gut als die begabteſten und charaktertüchtigſten 
Manner des Staats, fähig deſſen Geſchäfte zu be— 
ſorgen, — da müſſen dieſe Schmeichler von dem 
gefunden Sinn des Volks gerichtet werden. Ge— 
ſchieht dieſes nicht, läßt das Volk ſich auf ſolche 
Weiſe beſtimmen, ſo wird es bald aufhören, wahr— 
haft freiſinnige Vertreter zu haben, und wird dem 
Despotismus verfallen. Der Despotismus macht 
dann alle gleich 


zu Sclaven. 
Wenn wir von den der Demokratie zu Grunde 
liegenden Beweggründen übergehen auf deren Dr- 
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ganiſation, ſo beruht dieſelbe weſentlich auf den 
Wahlen zu den verſchiedenen Staatsſtellen. Werden 
dieſe durch Leidenſchaften geleitet, ſo muß die De— 
mokratie zu Grunde gehen. Denn dieſelben Lei— 
denſchaften, welche eine Wahl zu Stande brachten, 
werden in der Regel durch den Gewählten auch in 
den Staats⸗Organismus hinübergetragen. Auf dieſe 
Weiſe ſchleicht ſich unter dem Gewande der De— 
mokratie ein monarchiſcher und ariſtokratiſcher Geiſt 
in den Staats⸗Organismus ein, welcher früher oder 
ſpäter die demokratiſche Form zerbricht, und ſich 
als monarchiſcher und ariſtokratiſcher Despotismus 
kund thut. Die Reinheit der Wahlen ungetrübt 
zu erhalten, iſt daher die Hauptaufgabe aller Staats— 
männer, denn mit ihr ſinkt die Demokratie zuſam— 
men. Dieſes gilt nicht nur von dem Staate mit 
einer durchaus demokratiſchen Regierungsform, ſon— 
dern auch von demjenigen, deſſen Regierungsform 
nur eine demokratiſche Beimiſchung hat. Mit der 
Ausartung der Wahlen artet auch dieſes demokra— 
tiſche Element jeder vermiſchten Verfaſſung aus. 
Die beſchränkte Monarchie wird dadurch zur abſo— 
luten, die gemäßigte Ariſtokratie zur Oligarchie, 
während die ungemiſchte Demokratie zur Ochlokratie 
und zum Despotismus der Pöbelführer ausartet. 


VI. 
Von der Keinherrſchaft (Anarchie). 


Achtzehnter Abſchnitt. 


Von den Vorboten der Anarchie. 


Die Anarchie fällt nicht vom Himmel wie ein 
Gewitter-Regen, ſie ſchickt lange Zeit vorher Boten 
voraus, welche ſie ankündigen, und läßt ſich be— 
ſchwichtigen, wenn man dieſe beſänftigt. Allein je 
mehrere Boten ſie vorausgeſendet, und je dringender 
dieſe um Abhülfe beſtehender Uebelſtände gebeten, 
deſto tiefere Wurzeln ſchlägt die Anarchie. Die Vor⸗ 
boten der Anarchie haben etwas gemeinſames in 
allen Verfaſſungen, allein jeder derſelben hat nichts 
deſto weniger wiederum feine eigenthümlichen Kenn— 
zeichen. Das Charakteriſtiſche aller Vorboten der 
Anarchie unter allen Verfaſſungen beſteht darin, daß 
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ſie Unzufriedenheit mit den obwaltenden Zuſtänden 
ausſprechen, daß ſie anfangs unbeſtimmter Natur 
ſind, oft ſelbſt nicht wiſſen, welches der Grund 
ihrer Unzufriedenheit ſei, daß ſich aber dieſe nach 
und nach immer beſtimmter geſtaltet, immer deut— 
licher ausſpricht und am Ende immer drohender 
wird, bis der Ausbruch ſelbſt erfolgt. Je früher 
dieſe Vorboten berückſichtigt werden, deſto leichter 
läßt ſich die Anarchie beſchwören, je ſpäter dieſes 
geſchieht, deſto ſchwieriger wird es. Nichts deſto 
weniger iſt es zu allen Zeiten einem kräftigen 
Staatsmanne möglich, der Anarchie vorzubeugen, 
bevor ſie wirklich ausgebrochen iſt. Hat ſie aber 
einmal zum blutige Zuſammenſtoß mit der organi— 
firten Staatsgewalt geführt, dann läßt fie ſich in 
der Regel nicht mehr hemmen. Dann ergießt ſich 
der Strom über das Land, das ihr verfallen, zer— 
ſtört die Städte und die Dörfer, tödtet Tauſende 
der friedlichen wie der kriegeriſchen, der ſchuldigen 
wie der unſchuldigen Bürger, und kehrt erſt dann 
wieder in ihre Bahn zurück, wenn er ſeine Wuth 
gekühlt an allen Gegenſtänden ſeines Haſſes. 

Je freier eine Verfaſſung iſt, deſto deutlicher 
und beſtimmter drücken ſich die Vorboten der Anar: 
hie aus. Je unfreier fie iſt, deſto ſchwankender, 
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widerſprechender, oft räthſelhafter ſind ihre Aus— 
drücke. 

Uebrigens hängt hierbei vieles ab von der, einer 
Nation noch inwohnenden Lebenskraft und von dem 
Zuſtande ihrer Intelligenz und ihrer Sittlichkeit. 
Dieſe Elemente werden in der Regel auch der Frage 
ihre Löſung bereiten, ob und wie ſich neue Faden 
der Ordnung anknüpfen laſſen, nachdem die alten 
zerriſſen wurden. 

In der Monarchie und Ariſtokratie, welche mit 
Strenge regiert werden, ſind die Vorboten um ſo 
verſteckter, je hoͤher der Grad der Kraft iſt, womit 
ſich ihr Prinzip geltend macht. Daher entſteht in 
despotiſchen Staaten die Anarchie in der Regel in 
Folge einer Verſchwörung, welche nur wenige Mit⸗ 
wiſſer hat. In der Demokratie dagegen machen 
ſich die Vorboten der Anarchie nicht die Mühe ſich 
zu verhüllen, ſie treten offen auf, predigen den 
Aufſtand und leiſten Widerſtand da und dort, oft 
ſelbſt ohne allen genügenden Grund. Die Anarchie 
iſt mehr oder weniger das Seitenſtück zur Ausar⸗ 
tung einer Verfaſſung. Sie geht mit derſelben Hand 
in Hand, und nimmt daher gleichfalls einen ver— 
ſchiedenen Charakter an, je nachdem ſie mit der 
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Corruption der monarchiſchen, der ariſtokratiſchen 
oder der demokratiſchen Verfaſſung verbunden iſt. 

Die Vorboten der Anarchie in monarchiſchen 
und ariſtokratiſchen Verfaſſungen ſind zuerſt Unzu— 
friedenheit mit den unteren Behörden bei fortdauern⸗ 
dem Zutrauen zu den Oberbehörden und insbeſon— 
dere zu dem Fürſten. In dieſer Periode wird nur 
davon geſprochen, daß die unteren Beamten die 
Oberen und namentlich die Fürſten nicht gut berich— 
teten, daß es ihnen ſchlimm ergehen würde, wenn 
jene hinter ihre Schliche kämen. Man bedauert 
mehr den Fürſten, daß er ſo ſchlecht bedient, als 
das Volk, daß es ſo ſchlecht regiert ſei. Man 
hofft, die Zeit werde alles an's Licht bringen und 
beruhigt ſich in dieſer Hoffnung. 

In dem zweiten Stadium der Unzufriedenheit 
hat man erkannt, daß Oberbehörden und Unter- 
behörden von demſelben volksfeindlichen Geiſte be— 
ſeelt ſind, daß ſie nur an ihren Privatvortheil und 
an die Knechtung des Volkes denken. Man hört 
auf im geſellſchaftlichen Verkehre die Beamten aus- 
zuzeichnen, man zieht ſich von ihnen zurück, man 
meidet ſie, und hält ſich, ſoweit es ohne Gefahr 
geſchehen kann, offen über ſie auf. 
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Das dritte Stadium der Unzufriedenheit thut 
ſich kund durch die Ueberzeugung des Volkes, der 
Fürſt und ſeine Diener ſeien von demſelben Geiſte 
beſeelt. Man könne daher von dem Fürſten keine 
Gerechtigkeit gegen ſeine Werkzeuge erwarten. Das 
Volk hört auf an Recht und Gerechtigkeit im 
Staate zu glauben und erkennt daher auch ſeiner— 
ſeits das Recht der Fürſten und ſeiner Diener nicht 
weiter an, als es muß, leiſtet jedoch keinen Ge— 
horſam, wo es die Gewalt auf ſeiner Seite weiß, 
oder auch nur glaubt. In dieſem Stadium rotten 
ſich daher die Arbeiter da und dort zuſammen und 
verlangen höhern Arbeitslohn, zerſtören Fabriken 
und andere Anſtalten, die ihnen gehäßig ſind, blos 
um ihrem Ingrimm Raum zu geben und üben im 
Geheimen Gewaltthaten aller Art. Die Schrift— 
ſteller umgehen die Cenſur, laſſen im Auslande oder 
auch ſelbſt im Inlande auf verſchiedene Weiſe Schrif— 
ten drucken, welche die Cenſur nicht paſſirt haben, 
ſie ſchreiben Werke, von denen ſie wiſſen daß ſie 
ihnen Verfolgungen zuziehen werden, allein beſtehen 
dieſe mit Muth und Kraft, um theils das Volk zu 
überzeugen von der Groͤße des Unrechts, welches 
an ihm verübt werde, theils ihm Muth einzuflößen, 
den Widerſtand gegen ungerechte Gewaltthat fort⸗ 
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zuſetzen. Ganze Corporationen, Stände, Städte, 


Kammern gerathen in offenen Zuſammenſtoß mit der 
Regierung. Die bedeutendſten Männer des Staats, 
die anerkannteſten Dichter und Politiker werden aus 
dem Lande getrieben oder in die Gefängniſſe gewor— 
fen. Die Cenſur wird obgleich immer ſchärfer, doch 
immer unwirkſamer, die Ueberwachung des Volks 
immer drückender, und doch immer erfolgloſer. Die 
Verſammlungen der Bürger werden mit aller mög— 
lichen Mühe zu verhindern geſucht und finden unter 
mannigfaltigen Geſtalten nichts deſto weniger ſtatt. 
Es bildet ſich nach und nach eine Geheimſprache, 
die nur der Eingeweihte verſteht, welche dem Un⸗ 
eingeweihten unverſtändlich erſcheint, weil er deren 
tiefere Bedeutung nicht erfaßt. Das Mißtrauen, 
die Mißachtung und der Widerwille, welchen ſich 
die Partheien gegenſeitig widmen, leuchten durch die 
Formen des äußeren Anſtandes aller Orten hindurch, 
und jedermann wünſcht, die Zuſtände möchten ſich 
verändern. 

Im vierten und letzten Stadium, welches dem 
Ausbruche der Anarchie vorhergeht, greift die Re⸗ 
gierung mit frecher Hand in das Heiligthum der 
Gewiſſensfreiheit ein, verbietet den einen Glauben 
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einen Glaubens und begünſtigt diejenigen des andern. 
Das Volk murrt aller Orten, ſchwört im Stillen 
blutige Rache und rüſtet ſich auf den Augenblick des 
Ausbruches, welcher allgemein erwartet wird, ohne 
daß jemand weiß, wer ihn beginnen wird. Die 
Wahrheit hat keine öffentliche Duldung mehr, allein 
unter der Hand in verbotenen Büchern, in Reden, 
welche vor einem Kreiſe von Vertrauten gehalten 
werden, macht ſie um ſo tiefern Eindruck. Die 
gemüthlichen Vergnügungen werden nicht mehr ſo 
eifrig geſucht, als früher, die Stimmung des Volks 
wird ernſter. Die verkehrten Maaßregeln der Re- 
gierung bringen Handel und Gewerbe in Stocken. 
Zu dem Unwillen über politiſchen und kirchlichen 
Druck geſellt ſich die bittere Noth. Tauſende rü⸗ 
ſtiger und arbeitsfähiger Männer wandern aus, um 
in fernen Landen dem Drucke zu entgehen, unter 
welchem ſie ſchmachten. Tauſende anderer möchten 
ihnen folgen, allein es fehlen ihnen ſelbſt die Mittel 
zur Auswanderung. Man erwartet nichts Gutes 
mehr von der Regierung und ſieht ſich um nach 
einem Helfer, nach einem Retter von dieſen trauri⸗ 
gen Zuſtänden. Man erkennt allgemein an, ſo kann 
es nicht bleiben, und weiß doch nicht, wie es wer⸗ 
den ſoll. Jedermann fühlt ſich unbehaglich, es 
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herrſcht eine Schwüle, wie vor dem Ausbruche eines 
Gewitters. Die Bande bürgerlicher Ordnung ſind 
gelöſt. Man erwartet Heil nur von der Fauſt und 
hofft, dazu werde ſich Gelegenheit bieten. Man 
läßt die Frage dahingeſtellt, wie es werden ſoll, und 
beſchwichtigt ſich nur mit dem Gedanken, daß es 
beſſer werden müſſe. Man wünſcht ſeinen Gegnern 
den Tod und hofft von dieſen eine beſſere Zukunft. 
Die Regierung findet Gehorſam nur wo fie in 
Uebermacht auftritt und Folgeleiſtung nur von ihren 
bezahlten Dienern. Es haben ſich längſt zwei Claſſen 
gebildet: diejenigen der bezahlten Leute, der Re- 
gierungsmänner, und diejenige der unbezahlten, der 
Männer des Volks. Nur wer auf Koſten des Volks 
lebt, iſt noch wider dasſelbe und ſucht ſich von deſſen 
Marke zu nähren ſo lange es noch gehen will. 
Jede Regierungsmaaßregel erregt neue Erbit⸗ 
terung, jede ſteht im Widerſpruch mit den Wünſchen 
und den Intereſſen des Volks. Denn die Stimme 
des Volks wird von der Regierung für gleichbedeu— 
tend mit unnützem Geſchrei geachtet, während das 
Volk jede Regierungsmaaßregel für gleichbedeutend 
mit Willkühr und Gewaltthat hält. Die Forderun— 
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gierung ſtellen, werden entweder nicht beachtet, oder 
von der Hand gewieſen. 

Einen verſchiedenartigen Charakter haben die 
Vorboten der Anarchie in demokratiſchen Staaten. 
In dem erſten Stadium der Vorbereitung der 
Anarchie läßt die Vaterlandsliebe, das Freiheits— 
gefühl, und der Sinn für Sittlichkeit und Recht 
nach. Man will ſelbſt ſeinen Leidenſchaften freier 
den Zügel ſchießen laſſen, und iſt weniger nach— 
ſichtig gegen die Schwache Anderer. Man fängt an 
ohne allen Grund zu tadeln, ſtellt Verbeſſerungs⸗ 
Anträge, welche man entweder nicht ausführt, oder 
ſelbſt tadelt ſobald ſie durch Andere in's Leben 
übergeführt find. Es läßt ſich dieſe Periode be- 
zeichnen durch die Worte: Erſchlaffung der mora⸗ 
liſchen Kraft und Verſchärfung der Tadelſucht. 

Das zweite Stadium gibt ſich ſchon zu erkennen 
durch Ausbrüche roher Gewaltthat. Jeder glaubt 
ſo gut fähig zu ſein zu regieren, als der Beſte im 
Volke, und weil er dieſes glaubt, haͤlt er es für 
eine Zurückſetzung, daß nicht er, ſondern Andere 
gewählt werden. Niemand glaubt mehr an menſch⸗ 
liche Tugend, weil niemand ſelbſt mehr tugendhaft 
iſt. Niemand will mehr gehorchen, und ungeachtet 
des vorherrſchenden großen Selbſtvertrauens ver⸗ 
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ſteht doch auch niemand, ſich dauernden Gehorſam 
zu verſchaffen. Die Umtriebe bei allen Wahlen 
werden immer ſchamloſer. Man ſtraft ſie nicht 
mehr, weil jeder Anſchuldigung von der einen Seite 
hundert von der anderen entgegengeſetzt werden 
konnten. Wo Lift und Beſtechung nicht ausreichen, 
ſucht man mit Gewalt durchzudringen. So geht 
die Wahlfreiheit unter. Der Liſtigſte, der Frechſte, 
der Reichſte ſetzt ſeine Wahl durch. Die Aemter 
werden käuflich. Dann wird der Demokratie that- 
ſächlich ein Ende gemacht. 

Wenn wir uns in der Geſchichte umſehen, ſo 
wird es uns klar, daß alle Revolutionen, nament⸗ 
lich diejenigen der Niederländer im ſechszehnten, 
diejenige der Engländer im ſiebenzehnten und die— 
jenige der Franzoſen im achtzehnten und im neun— 
zehnten Jahrhundert die erſt beſchriebenen, Rom 
und Griechenland, bevor ſie dem Despotismus ver— 
fielen, die letzt genannten Vorboten vorausſandten, 
jedoch vergeblich. Die römiſchen und griechiſchen 
Volksführer dachten nur an ihre eigene Erhebung. 
Die ſpaniſchen, franzöſiſchen und engliſchen Könige, 
die Fürſten der Häuſer Habsburg, Stuart und 
Bourbon wollten die Völker zwingen, ihren natur— 
gemäßen Entwickelungsgang zu verlaſſen und den 
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ihnen von ihren Koͤnigen vorgezeichneten Weg zu 
betreten. Es war dieſes ein eben fo thörigtes- 
als gewaltſames Unternehmen, deſſen Folge war 
die gewaltſame Beſeitigung der dem Entwickelungs— 
gange der Völker entgegengeſetzten Hemmniſſe. 

Alle Vorboten der Anarchie wurden von dieſen 
Fürſten als wirkliche Rebellen beſtraft, ſtatt daß 
fie dieſelben als Symptome immer zunehmender Ver— 
wirrung berückſichtigt hätten. Wer die Vorboten 
einer Krankheit, ſtatt ſie zu beachten mit Gewalt 
entfernen, wer den Ausſchlag, der ſich auf der Haut 
zeigt, in den Körper zurücktreiben zu können ver— 
meint, vergißt ganz, daß falls er auch dieſes ver— 
mag, er doch nicht im Stande iſt, die Folgen dieſer 
gewaltthätigen Handlung zu beſeitigen. Der von 
den äußeren Theilen zurückgedrängte Krankheits— 
ſtoff wirft ſich auf die inneren Organe, während 
er, hätte man den Ausſchlag abgewartet, ſich nach 
außen hin abgelagert und ſo den Organismus ge— 
reinigt hätte. 


Bevor die Niederländer ſich gegen Philipp II. 


von Spanien erhoben, hatten die Gouverneure der 
verſchiedenen Provinzen wiederholt Vorſtellungen bei 
der Statthalterin und dieſe ſolche beim Könige ein 
gereicht. Da dieſe nichts halfen, traten die ſ. g. 
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Geuſen zuſammen und trugen ihre Beſchwerden vor. 
Nun brachen Aufſtände da und dort aus. Alba 
kam mit ſeinen Henkersknechten, und das Blut der 
gemordeten Freunde des Vaterlandes und der Frei— 
heit brachte zu Stande, was früher unmöglich ge— 
ſchienen hatte, es kittete den Bund der Freiheit ſo 
feſt, daß vor demſelben die größte Macht damaliger 
Zeit, der Herrſcher, in deſſen Gebieten die Sonne 
nicht untergieng, zurückweichen mußte. 

Bevor die Revolution ausbrach, welche mit dem 
Tode Carls J. auf dem Schaffotte endigte, hatten 
viele Männer des Volks mit Kraft und Würde 
für Freiheit und Recht geſprochen und geſchrieben, 
hatten die Parlamente wiederholt ihre Klagen vor 
den Thron gebracht. Doch die Männer des Volks 
wurden an den Pranger geſtellt, und die Parla— 
mente aufgelöſt. In unſeren Tagen drohte ein 
Staatsmann der zweiten badiſchen Kammer, falls ſie 
einen Deutſch-Katholiken in ihre Mitte aufnehmen 
würde, ſollte fie, erforderlichen Falles, zehnmal hin 
tereinander aufgeloft werden. Haben Stafford und 
Carl J. umſonſt auf dem Schaffotte geblutet? Haben 
die Staatsmänner unſerer Tage nichts aus der 
Geſchichte gelernt? 
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Der franzöſiſchen Nevolution gingen die Werke 
Voltaire's, Diderot's, J. J. Rouſſeau's voran, 
welche das Volk aus der Lethargie erweckten, in 
welche es verſunken war, Montesquieu hatte es 
belehrt über die Gefahren welche ihm von dem 
Despotismus drohten, und der nordamerikaniſche 
Freiheitskrieg hatte die früher ſchwankenden Frei— 
heits-Begriffe und Phantome zu einem lebendigen 
Drange nach Freiheit geſteigert. Die Noth der 
Finanzen wurde immer größer. Die Parlamente 
widerſetzten ſich den Gewaltmaaßregeln der Krone. 
Sie wurden theils verbannt, theils aufgelöſt und 
durch andere erſetzt. Doch die Finanznoth wurde 
immer größer. Der Adel und die Geiſtlichkeit 
welche helfen konnten, kamen dem Staate nicht zu 
Hülfe. Das Volk wurde immer unruhiger. Es 
geſchah nichts zu ſeiner Beruhigung. Die Notabeln 
ſchafften keinen der offenkundigen Mißbräuche ab. 
Die Baſtille wurde geſtürmt. Die Revolution 


hatte begonnen. Noch mochten vielleicht durchgrei⸗ 


fende Reformen den drohenden Sturm beſchwören. 
Sie fanden nicht ſtatt, der Sturm brach los, führte 
Ludwig XVI., die Königin, tauſende vor und nach 
denſelben unter die Guillotine, ſetzte ganz Europa 
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in Bewegung und hat zu dieſer Stunde in ihren 
Nachwirkungen noch nicht aufgehört. 

Auch in Deutſchland hat die Anarchie mannig— 
faltige Boten ausgeſendet. Wir haben ſie da und 
dort bezeichnet. Werden dieſe auch künftig, wie 
bisher unbeachtet bleiben, oder nur als Rebellen 
behandelt werden? 


Neunzehnter Abſchnitt. 


Der Ausbruch der Anarchie. 


Wenn alle die Vorboten der Anarchie, deren 
wir im vorigen Abſchnitte gedacht, erſchienen und 
nicht beachtet worden find, dann reicht der gering— 
fügigſte Anlaß hin, die Anarchie zum offenen Aus⸗ 
bruch zu bringen. Früher hätte derſelben durch klu— 
ges und kräftiges Handeln Einhalt geſchehen kön— 
nen: in Monarchien und Ariſtokratien durch Nach— 
laſſen, in der Demokratie durch ſtrafferes Anfaſſen 
der Zügel. Allein in der Regel geſchieht bei den 
vorbereitenden Zuſtänden der Anarchie gerade das 
Gegentheil von dem, was geſchehen ſollte: in Mo⸗ 
narchien glauben die Herrſcher durch größere Strenge, 
in Demokratien durch größere Nachſicht der herr⸗ 
ſchenden Mißſtimmung Schranken ſetzen zu müſſen. 
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Wenn das letzte Stadium der Unzufriedenheit 
des Volks eingetreten iſt, dann iſt nicht nur der 
Glaube an Recht und Gerechtigkeit, ſondern auch 
derjenige an die Macht der Staatslenker erſchüttert, 
und da die Macht derſelben in der That nur auf 
dem Glauben des Volks beruht, ſo verſchwindet 
ſie, ſobald dieſer Glaube dem Volke begreiflich 
vor die Augen tritt. Ein Auflauf, da oder dort 
vielleicht durch eine unbedeutende Veranlaſſung her— 
beigeführt, kann dann zum Wahrzeichen aller Orten 
auftauchender Aufſtände werden, welche in demſel— 
ben Maaße bedenklichere Folgen haben, als der 
Glaube an die Macht der Staatslenker dadurch 
mehr und mehr erſchüttert wird. Die Verhaftung 
eines beliebten Volksmannes, die Verletzung einer 
alten Gewohnheit, wenn fie auch verkehrt und tadelns- 
werth, ein hartes Wort, öffentlich ausgeſprochen 
von einem verhaßten Manne — alles dieſes kann 
den zündenden Funken in den aller Orten zerſtreu— 
ten Brennſtoff werfen. Iſt er gefallen, ſo wird 
die Flamme fortraſen ſo lange noch etwas ſteht, 
was ihr Nahrung bietet. Denn wer ſollte löſchen, 
wo ſich ein Volk in zwei Theile theilt, von welchem 
einer dem andern Tod und Vernichtung wünſcht? 
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In Monarchien und Ariſtokratien wird der 
Kampf fortdauern, bis entweder das Volk für im⸗ 
mer oder doch auf Jahrhunderte hinaus geknechtet 
und zu Grunde gerichtet iſt, bis alle edelen und 
vaterländiſchen Männer auf Schaffotten und auf 
Schlachtfeldern ſich verblutet haben, in den Kerkern 
verſchmachtet, oder aber bis ſeine Zwingherren aus 
dem Lande getrieben ſind. Fürſten und Adelige 
laſſen ſich vertreiben, ein Volk läßt ſich nur zu 
Grund richten, aber nicht von den Wohnſitzen ſeiner 
Väter, von den Gräbern ſeiner vorangegangenen 
Brüder und Freunde verdrängen. 

In Demokratien währt aber die Anarchie fort, 
bis ſie erſetzt wird durch den Despotismus. 

Die ſchrecklichſten Momente der Anarchie ſind 
diejenigen ihres Anfangs und ihres Endes. Mit 
bangem Herzklopfen und unter Verwünſchung der 
ihm auferlegten Nothwendigkeit greift mancher an⸗ 
fangs zum Schwerdte, welcher ſpäter es nicht mehr 
in die Scheide ſtecken will. Die Achtung vor dem 
Geſetze, die Furcht vor den Henkern des Staats 
iſt, wenn auch längſt aus dem Herzen, doch noch 
nicht aus dem Gedächtniſſe verſchwunden. Mancher 
denkt der Zeit, da er ſelbſt oder ſeine Väter den 
Eid der Treue leiſteten, da er, oder ſeine Kinder 
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Wohlthaten empfingen aus denſelben Händen oder 
doch aus den Händen der Väter der Mächtigen, 
welchen er jetzt feindlich entgegentritt. Die meiſten 
wünſchen wohl noch, es möchte nicht zum Aeußer— 
ſten kommen, es möchte der Bruch ſich noch ver— 
einigen laſſen. Allein die Leidenſchaften ſind auf 
beiden Seiten ſchon zu hoch angeſchwollen. Ein 
einzelner Mann reißt Tauſende mit ſich, eine Un— 
beſonnenheit gefährdet Hunderttauſende, und um 
ſich dem rächenden Arme der Gegner zu entziehen, 
will jeder lieber das Glück der Waffen verſuchen, 
als ſich der Gerechtigkeit oder gar der Gnade der 
Gegner, an die er nicht glaubt, vertrauen. Jetzt 
kömmt erſt zu Tage, was ein Staat iſt, in welchem 
das Volk kein Vertrauen zu ſeinen Lenkern, dieſe 
keine Liebe zu dem Volke haben. Wäre Vertrauen 
und Liebe da, alles ließe ſich noch ausgleichen, es 
fänden ſich Mittel und Wege Frieden zu ſchließen. 
Allein niemand glaubt, daß der Gegner Frieden 
halten, einen Vergleich erfüllen würde, und darum 
kann kein Vergleich geſchloſſen werden, kein Friede 
zu Stande kommen. Wenn die Erſchöpfung auch 
einen Waffenſtillſtand herbeiführt, ſo hört er auf, 
ſobald beide Theile zu neuen Kräften gekommen 
ſind. Wo Vertrauen und Liebe gewichen ſind, wo 
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nur Haß und Argwohn thronen, da iſt kein Frieden 
möglich. 

Wir haben im vorigen Abſchnitte gezeigt, wie 
der Despotismus Philipps II. die Niederländer, 
derjenige Carls I. die Britten, die Schwäche Lud— 
wigs XVI. die Franzoſen zu blutigen Revolutionen 
trieb. Allein in keinem dieſer drei Reiche währte 
die Anarchie lange, der Sinn für Ordnung und 
Recht war namentlich bei den Niederländern und 
Britten ſo ſehr kräftig, daß, während auf der einen 
Seite die Bande des Gehorſams riſſen, fi) auf der 
andern ſofort wieder ſolche bildeten. In Frankreich, 
namentlich auf dem Lande, wüthete die Furie der 
Anarchie längere Zeit. Unter ihrer Aegide wurden 
die Edelſitze niedergebrannt und deren Bewohner 
ermordet, wurden die Geiſtlichen von den Altären 
vertrieben, von denen aus ſie früher das Volk im 
Aberglauben zu halten geſucht hatten. 

Während die Leidenſchaft tobt, iſt der Menſch 
unempfänglich für die zarteren Regungen des Mit- 
gefühls, für die Gedanken an Pflicht und Ge— 
wiſſen, für die Erwägung der Folgen. Allein wenn 
der Sturm ausgetobt hat, wenn die Wüthenden 
ermattet durch die Thaten ihrer eigenen Leiden⸗ 
ſchaften um ſich blicken auf das vor ihnen liegende 
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Feld der Zerſtörung; dann fühlt bei dieſem An- 
blicke auch der Wildeſte ein geheimes Schaudern. 
Nicht überall erheben ſich, wie in Frankreich, aus 
den Trümmern der Anarchie wieder lachende Flu— 
ren und volkreiche Städte. Iſt nicht Rom eine 
von wenigen Menſchen bewohnte Leiche, welche die 
Anarchie fällte? Wo Millionen früher lebten, wo 
der Sitz der Herrſchaft und der Civiliſation der 
Welt war, da ſind kaum 150,000 Menſchen noch 
zu finden, welche in tiefen Aberglauben, Armuth 
und Noth verſunken in der Weisheit eines durch 
Prieſter ihnen als Oberhaupt geſetzten Prieſters 
ihren einzigen Rettungsanker und Hoffnungsſtrahl 
finden. | 

Mit der Anarchie nahe verwandt ift die Revo— 
lution, beide gehen zuſammen Hand in Hand. Die 
Anarchie iſt nur die paſſive Seite desſelben Zu— 
ſtandes, von welchem die Revolution die active iſt. 
Die Anarchie iſt inſofern die Urſache der Revolu— 
tion, als dieſe immer vorausſetzt, daß der Gehor— 
ſam gegen die Behörden des Staats untergraben ſei; 
die Folge aber inſofern, als die Revolution den 
Schein⸗Gehorſam, welcher früher noch beſtand, gänz— 
lich über den Haufen ſtößt. Die Revolution bildet 
den Gegenſatz der Evolution. Unter der Herrſchaft 
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der Evolution entwickeln ſich alle Kräfte harmoniſch, 
Storungen lebensgefährlicher Natur kommen nicht 
vor, Die Kräfte einer Nation mehren ſich in dem- 
ſelben Maaße als fie ſich entwickeln. Die Revolu— 
tion iſt der Conflikt zwiſchen Volk und Regierung, 
welcher ſtattfindet in Folge der Störung der Evo— 
lution, d. h. der harmoniſchen Entwickelung der 
Kräfte eines Volks. 

Zachariä gibt uns allerdings eine ganz andere 
Begriffsbeſtimmung von Revolution. 

„Eine Revolution,“ ſagt er, „in der weiteren 
Bedeutung iſt eine jede Veränderung der in einem 
gegebenen Staate beſtehenden Verfaſſung gegen den 
Willen des geſetzmäßigen Herrſchers.“ 

Dieſe Begriffsbeſtimmung ſcheint mir ſehr man— 
gelhaft zu ſein, denn der Wille des geſetzmäßigen 
Herrſchers iſt in ſtaatsrechtlichen Fragen nicht allein 
entſcheidend. Wenn z. B. der geſetzmäßige Herr⸗ 
ſcher die Erbfolgeordnung, die verfaſſungmäßige 
Wahlordnung der Volksabgeordneten oder ſonſtige 
tief eingreifende Verfaſſungsrechte einſeitig umſtößt, 
ſo wird dadurch die Revolution vorbereitet. Re⸗ 
volution iſt das Gegentheil von Evolution. Dieſe 
ſetzt eine durch die verfaſſungsmäßigen Organe 
eines Staats naturgemäß herbeigeführte Verande⸗ 
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rung voraus, jene eine auf verfaſſungswidrigem Wege 
herbeigeführte. Allein die Veränderung kann eben 
ſo gut von oben herunter, als von unten herauf 
geſchehen. Wenn der König von Frankreich oder 
die Könige von England die verfaſſungsmäßige Preß⸗ 
freiheit, das Aſſociationsrecht, das Recht des Volks 
ſich öffentlich zu verſammeln aufheben, wenn ſie 
das unter den Schutz der Verfaſſung geſtellte Recht 
der perſönlichen Freiheit verletzen, wenn fie das 
den Kammern gebührende Recht, geforderte Abga— 
ben zu verweigern, beſtreiten, die verfaſſungsmäßige 
Unabhängigkeit der Völker antaſten, und auf dieſe 
Weiſe allmälig die Verfaſſung ihrer Staaten in 
ihren weſentlichen Theilen umſtürzen würden, ſo 
würde jedermann erkennen, daß in dieſen beiden 
Staaten das Gegentheil einer Evolution, einer har— 
moniſchen Entwickelung der Kräfte des Staats 
ſtatt gehabt hätten. In dieſer Weiſe iſt in Deutſch⸗ 
land das Gegentheil einer Evolution, oder mit an⸗ 
dern Worten eine Revolution im Laufe der letzten 
dreißig Jahre eingetreten. Man nennt ſie gewöhn⸗ 
lich Reaktion. Allein dieſer Name iſt nicht ſtark 
genug, da es ſich um die Grundfeſten des ganzen 
Staatslebens handelt. Wohl iſt noch kein Blut 


gefloſſen, allein die Saat des Bluts iſt ausgeſtreut. 
9. Struve, Staats wiſſenſchaft II. 2 2 
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Sie wird früher oder ſpäter aufgehen. Das tft 
jetzt leider! kaum mehr zu vermeiden. Und wenn 
ſie aufgehen ſollte, wer wird dann Revolutionär ge— 
nannt werden können: derjenige, welcher für die 
deutſche Bundesacte, für das in derſelben garan— 
tirte Prinzip landſtändiſcher Verfaſſung, der Reli— 
gionsfreiheit, der Preßfreiheit, der Freiheit des 
Handels und der Schiffarth im Innern Deutſch— 
lands die Waffen ergreift, oder derjenige, welcher 
ſie ſchwingt, um das abſolut monarchiſche Prinzip, 
Religionszwang, Cenſur, Handels-Schranken und 
Schiffarthszölle aufrecht zu erhalten? Die Antwort 
ſcheint uns keinem Zweifel zu unterliegen. Oder 
wir fragen weiter: ſollten in Folge des offenen Briefs 
des Dänenkönigs Unruhen in Schleswig und Hol 
ſtein ausbrechen, wer wird dann Revolutionär zu 
nennen ſein, die Daͤnen, welche unſere Brüder im 
Norden vom deutſchen Vaterlande losreißen und 
unterjochen wollen, oder die Schleswig-Holſteiner, 
welche Deutſche bleiben wollen? Die Antwort un⸗ 
terliegt keinem Zweifel. Die Dänen ſind die 
Revolutionäre. Die Dänen ſind die Angreifer, die 
Schleswig⸗Holſteiner haben ſich dann nur in ge⸗ 
rechter Nothwehr vertheidigt. 
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Später ſcheint Zacharid ſelbſt anderer Anſicht 
über Revolutionen zu werden, als er in obigen 
Satze zu erkennen gab. Er ſagt nehmlich: 

„Es kann eine Verfaſſung allmählig 
durch Eingriffe in einzelne Vorrechte, durch 
Angriffe auf einzelne Einrichtungen, durch 
Maßregeln, welche anfangs mehr der Aus⸗ 
ſenſeite, als dem Weſen der Verfaſſung zu 
gelten ſcheinen, nach und nach aber weiter 
führen, umgeändert werden.“ 

Auf dieſe Weiſe wurde die Revolution gegen 
die volksthümlichen Beſtimmungen der deutſchen Bun⸗ 
desacte in Deutſchland gemacht. Zachariä bemerkt 
dann weiter: 

„Iſt die Frage nur die, welcher Weg 
am ſicherſten zu einer Umgeſtaltung der Ver⸗ 
faſſung führt, ſo hat ein Fürſt langſam und 
künſtlich, das Volk raſch und gewaltſam zu 
verfahren.“ 

Das erſte iſt Deutſchland geſchehen, es iſt daher 
ſehr zu befürchten, daß das zweite, ſein nothwen⸗ 
diges Seitenſtück folgen werde. 

In Betreff der hochwichtigen Frage der Recht⸗ 


mäßigkeit einer Revolution ſagt Zachariä weiter: 
22 * 
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„Eine Revolution iſt rechtmäßig oder wi— 
derrechtlich, je nachdem ſie den Willen der 
Mehrheit für ſich oder gegen ſich hat, mit 
andern Worten, je nachdem ſie gelingt oder 
mißlingt.“ 

Dieſem Satze liegt allerdings eine tiefe Wahr— 
heit zu Grunde, indem die Revolution gewiſſer— 
maßen eine Aufforderung an das geſammte Volk 
in ſich ſchließt, ſich über die Verfaſſungsverhält— 
niſſe auszuſprechen, und zwar durch die That. Je 
nachdem die Stimmen für das Alte oder für das 
Neue zahlreicher und kraftvooller ſind, wird das 
Eine oder Andere ſiegen. 

Die Anarchie gleicht einer ſchweren Krankheit, 
welche eines der wichtigſten Organe des menſch— 
lichen Körpers, das Gehirn, das Herz, die Lungen 
oder den Magen ergreift, und daſſelbe verhindert, 
ſeine für das Leben des Menſchen unerlaäßlichen 
Verrichtungen zu erfüllen. Die Folgen derſelben 
ſind entweder Geneſung und verjüngtes Leben, oder 
Lähmung und ſchleichendes Fieber oder endlich der 
Tod. Auf die Anarchie, welche die Revolutionen 
der Niederlande, der Britten und der Franzoſen, 
nach ſich zogen, folgte Geneſung und verjüngtes 
Leben; die Anarchie, welche ſeit den Zeiten des 
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ſiegenden Kreuzes das oſtrömiſche Reich zerwühlte, 
folgte die Lähmung aller höheren Organe des Le— 
bens und das ſchleichende Fieber der Auszehrung, 
welchem das Reich erſt faſt nach einem Jahrtau⸗ 
ſend erlag. Der Tod machte der Krankheit ein 
Ende in Carthago zur Zeit Hannibals in Venedig 
und Genua zur Zeit der franzöſiſchen Revolution. 

Wenn wir dieſe Thatſachen mit forſchendem 
Auge überblicken, ſo können wir Deutſche freudig 
in die Zukunft ſchauen. Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß die Anarchie in unſerm Schooße tiefe Wurzeln 
geſchlagen hat. Doch ſie wird uns zur Geneſung 
und verjüngtem Leben fuhren; denn der Entwick- 
lungsgang Deutſchlands iſt zwar langſamer, als 
derjenige feiner Nachbarſtaaten: der Niederlande, 
Frankreichs und Brittaniens, allein darum doch nicht 
weniger ſicher. Tauſend Mißſtände, welche dieſe 
in ihren Revolutionen beſeitigten, beſtehen bei uns 
noch fort und werden von den Machthabern als 
Rettungsanker krankhaft feſtgehalten. Während die 
Niederlande, Brittanien und Frankreich längſt durch 
ein kräftiges Nationalband umſchlungen ſind, längſt 
an die Stelle der abſoluten Monarchie und Arifto- 
kratie gemiſchte Verfaſſungen geſetzt haben, in mel: 
chen das demokratiſche Element mehr oder weniger 
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Bedeutung hat, iſt unſer Vaterland noch in acht 
und dreißig Staaten zerſplittert, welche dem Na— 
men nach ſonverän, jedoch in allen politiſchen Fra— 
gen von Bedeutung zum Nachtheil der Freiheit 
unter dem Einfluſſe der beiden Großmächte Deutſch— 
lands ſtehen, und iſt daher dem demokratiſchen Ele— 
mente noch keine Stelle in dem Staats-Organismus 
angewieſen. Oeſterreich und Preußen gedachten ihre 
Herrſchaft über das übrige Deutſchland ſicher zu 
ſtellen, indem ſie dasſelbe abhielten, dem landſtän⸗ 
diſchen Prinzip redlich und offen zu huldigen, allein 
ſie dürften ſich getäuſcht haben. Sie ſelbſt werden 
die Folgen ihres Widerſtrebens gegen die Anfor⸗ 
derungen der Zeit am ſchwerſten empfinden, und 
fangen ſchon an, dieſe Erfahrung zu machen, wenn 
ſchon ſie es ſich ſelbſt nicht eingeſtehen wollen. 
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Zwanzigſter Abſchnitt. 


Sch Uu ß. 


Ich habe im Laufe dieſes Werks wiederholt 
Beziehung genommen auf Verhältniſſe, in deren 
Nähe wir leben und deren Einfluß wir empfinden. 
Nur mit Hülfe ſolcher Verhältniſſe iſt es uns mög— 
lich ſtaatsrechtliche Wahrheiten mit unmittelbarer 
Wirkſamkeit in's Leben einzuführen. Ich habe mir 
freilich ſelbſt ſagen müſſen, daß manche Perſonen 
durch die Art und Weiſe ſich verletzt fühlen möchten, 
wie ich Verhältniſſe ſchilderte, auf welche ſie thätig 
einwirkten. Allein die Wahrheit gilt mir mehr als 
die Gunſt dieſer Perſonen, das Streben, meinem 
Vaterlande zu dienen, ſteht mir höher, als dasjenige 
die Fehler und Schwächen mancher Machthaber zu 
verdecken, und die Gebrechen mancher Zuſtände zu 
verhüllen. Ich habe abſichtlich nur ſolche Verhält— 
niſſe zur Sprache gebracht, welche jedermann in 
Deutſchland kennt, weil gerade dieſe am meiſten 
geeignet ſind, als Beiſpiele und Erläuterungen 
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theoretiſcher Wahrheiten zu dienen. Ich habe un— 
verholen die Wahrheit geſagt, ich habe ohne Um— 
ſchweife, ohne verkünſtelte und ängſtliche Cautelen 
meine Ueberzeugung ausgeſprochen. Denn Entſchie— 
denheit thut uns vor allen Dingen noth. Meine 
Abſicht war, die Anſichten, welche ich im praktiſchen 
Leben verfechte, und um derentwillen ich gerade 
jetzt im Gefängniſſe bin, auch theoretiſch zu begrün— 
den und feſtzuſtellen. Ich wollte dadurch meinen 
deutſchen Brüdern den Beweis geben, daß ich mich 
nicht einſchüchtern laſſe. Denn das zweite Erfor— 
derniß unſerer Tage iſt Feſtigkeit. Wer ſich durch 
die erſten Schwierigkeiten, die ihm auf ſeinem 
Pfade begegnen, von demſelben zurückſchrecken läßt, 
wird in unſern Tagen nichts gutes fördern. Doch 
ſelbſt Entſchiedenheit und Feſtigkeit reichen jetzt nicht 
mehr aus. Es muß eine gewiſſe Kühnheit hinzu⸗ 
treten. Die trüben Verhältniſſe unſerer Zeit müſſen 
auf eine ſolche Weiſe blosgeſtellt werden, daß die 
Leute, welche deren Schuld tragen, ſelbſt erſtaunen 
und ſelbſt den Muth verlieren, ſie länger aufrecht 
zu halten. N 

So lange es noch Männer von Geift und Cha- 
rakter gibt, welche, glauben die morſchen Zuſtände 
unſerer Zeit aufrecht erhalten zu können, werden 
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ſie nicht in ruhigem Wege beſeitigt werden können. 
Daher iſt es von hoher Wichtigkeit, wenigſtens die 
Männer von Geiſt und Charakter von der Unhalt— 
barkeit dieſer Zuſtände zu überzeugen. Männer 
ohne Geiſt und ohne Charakter laſſen ſich nicht 
überzeugen, auf ſie wirken zu wollen, wäre ver— 
geblich. Sie laſſen ſich unter den Trümmern ihres 
Hauſes eher begraben, als von deſſen Baufälligkeit 
überzeugen. Für die Männer, welche ſeit dreißig 
Jahren nichts gelernt und nichts vergeſſen haben, 
iſt dieſes Buch nicht geſchrieben. Es kann ihnen 
nur Aerger bereiten oder Verachtung einfloßen, 
obgleich es mein Streben gewiß nicht war, ſolche 
Gefühle hervorzurufen. Allein das iſt die Folge 
ſchroffer Partheibeſtrebungen, wie ſie ſich in unſeren 
Tagen immer mehr geſtalten, daß was die eine 
Parthei preiſt, die andere auf's bitterſte tadelt. 
Ich gehöre nicht zu den Menſchen, welche es Allen 
recht machen wollen. Ich will den ganzen Haß, 
die ganze Wuth meiner Gegner auf mich nehmen 
unter der Vorausſetzung, daß die Männer meiner 
Parthei mir Vertrauen und Achtung ſchenken. Auf 
unſere Zeit iſt jenes Geſetz der Griechen an— 
wendbar, welches denjenigen als Landes verräther 
verdammt, der ſich keiner Parthei entſchieden an— 
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ſchließt. Nur dadurch daß ſich die große Zahl der 
Gleichgültigen, der Trägen und Halben, welche 
jetzt auf beiden Seiten jede kräftige Maaßregel zu 
verhindern ſuchen, gezwungen wird, auf der einen 
oder der anderen Seite entſchiedene Parthei zu er— 
greifen, können wir aus dem Zuſtande der Lethargie 
herauskommen, worin wir uns mit einer kurzen Un⸗ 
terbrechung ſeit drei Jahrzehnten befinden. Möge 
dieſes Buch dazu beitragen, uns der Stunde der 
Entſcheidung näher zu führen, und den Sieg den 
höheren moraliſchen Gefühlen: der Vaterlandsliebe, 
dem Recht, dem Drange nach politiſcher und reli— 
giöſer Freiheit und nach einer ſittlichen Entwickelung 
zu verſchaffen. Dann will ich gern neue Ver⸗ 
folgungen über mich ergehen, von neuem in den 
Kerker mich ſperren laſſen. 

Uebrigens hoffe ich, alle Unbefangenen werden 
wir zugeſtehen, ich habe mich nicht an die Leiden— 
ſchaften, ſondern an die höheren moraliſchen Ge— 
fühle meiner Leſer gewendet, ich habe nicht aufge— 
reitzt, ſondern belehrt, ermahnt und gewarnt, ich 
habe nichts geſchrieben, als was mir die Liebe für 
Freiheit, Recht und Vaterland eingegeben hat. 
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